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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 2 Minuten 

Vor s i t zen d e: Präsident Dr. Fischer, Zwei­
ter Präsident Dr. Lichal, Dritte Präsidentin Dr. 
Heide Schmidt. 

***** 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f n e t. 

Ver hin der t sind die Abgeordneten Pecker, 
Dipl.-Ing. Flicker, Klomfar, DDr. König, Srb, Dr. 
Frischenschlager und Haigermoser. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. Ich 
beginne jetzt - um 9 Uhr 2 Minuten - mit dem 
Aufruf der Anfragen. 

Bundesministerium für Umwelt, Jugend und 
Familie 

Präsident: Die erste Frage richtet Frau Abge­
ordnete Dr. Ilse Mertel (SPÖ) an die Frau Bun­
desministerin für Umwelt, Jugend und Familie. 
- Ich bitte um Formulierung der Frage. 

Abgeordnete Dr. Ilse Mertel: Frau Ministerin! 
Aufgrund der Inanspruchnahme des zweiten Ka­
renzjahres und der geänderten Arbeitsmarktsitua­
tion ist im FLAF mit einem erheblichen Defizit 
zu rechnen. Daher meine Frage: 

408/M 

Welche konkreten Vorstellungen haben Sie zur 
Bewältigung der aktuellen Finanzierungsprobleme 
des Familienlastenausgleichsfonds? 

Präsident: Bitte, Frau Bundesminister. 

Bundesministerin für Umwelt, Jugend und Fa­
milie Maria Rauch-Kallat: Frau Kollegin! Der 
Familienlastenausgleichsfonds ist aufgrund um­
fangreicher familienpolitischer Leistungen, vor 
allem wegen des zweiten Karenzjahres, in eine 
schwierige finanzielle Situation gekommen. Es ist 
zwar erfreulich, daß das zweite Karenzjahr in ho­
hem Maße in Anspruch genommen wird, aber wir 
mußten Überlegungen anstellen, wie wir den Fa­
milienlastenausgleichsfonds konsolidieren kön­
nen. 

Der Familienlastenausgleichsfonds wird im 
Jahre 1993 einen voraussichtlichen Abgang von 
3,4 Milliarden Schilling aufweisen, wovon 
1,4 Milliarden Schilling aus dem Barvermögen 
des Ausgleichsfonds genommen und 1,6 Milliar­
den durch die Restschuld des Bundes beglichen 
werden, die dieser gegenüber dem Familienla­
stenausgleichsfonds noch hat; mit 400 Millionen 
wird der Bund in Vorlage treten. 

Wir müssen uns aber vor allem für die Folge­
jahre entsprechende Maßnahmen überlegen. Es 
liegt ein Gesetzentwurf beziehungsweise ein In­
itiativantrag von meinem Hause vor, der sich mit 
der Selbstträgerschaft beschäftigt. Wie Sie wissen, 
haben die Gebietskörperschaften in Form der 
Selbstträgerschaft die Leistungen nicht an den Fa­
milienlastenausgleichsfonds, sondern direkt an 
die Betroffenen zu erbringen. Dies bedingt aller­
dings, daß die Leistungen an die Kinder der Be­
troffenen sehr wohl aus dem Familienlastenaus­
gleichsfonds beglichen werden, wie zum Beispiel 
die Schulfahrtbeihilfe und die Kosten der Schul­
buchaktion. 

Wir werden daher diese Initiative weiter verfol­
gen, die für den Familienlastenausgleichsfonds 
Mehreinnahmen von rund 4,7 Milliarden Schil­
ling bringen wird. Dem stehen Mehrausgaben von 
3 Milliarden Schilling gegenüber. Das bedeutet 
einen Nettogewinn von 1,7 Milliarden Schilling. 

Weiters wird zu überlegen sein, welche Lei­
stungen aus dem Familienlastenausgleichsfonds 
keine familienrelevanten, sondern möglicherwei­
se gesundheitspolitische und in weiterer Folge 
schulpolitische Leistungen sind, denn diese wer­
den dann aus anderen Töpfen zu bezahlen sein. 

Präsident: Erste Zusatzfrage. - Bitte. 

Abgeordnete Or. I1se Mertel: Frau Ministerin! 
Haben Sie auch in Erwägung gezogen, durch eine 
Erhöhung des Beitrages Selbständige und Bauern 
miteinzubeziehen? 

Präsident: Frau Bundesministerin. 

Bundesministerin Maria Rauch-Kallat: Die 
Überlegungen, die derzeit angestellt werden, sind 
sehr umfangreich. Wir erwarten in den nächsten 
Wochen die Ergebnisse einer Untersuchung be­
treffend Neufinanzierung des Familienlastenaus­
gleichs, mit der wir Universitätsprofessor Badelt 
betraut haben. Es werden selbstverständlich alle 
Gruppierungen miteinbezogen, also auch jene, 
die bisher ausgeschlossen waren, wenn Neuerun­
gen überlegt werden. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordnete Dr. Ilse Mertel: Frau Ministerin! 
Wie stehen Sie angesichts der Situation des FLAF 
zu Forderungen der christlichen Gewerkschafter 
nach einem dritten Karenzurlaubsjahr? 

Präsident: Frau Bundesministerin. 

Bundesministerin Maria Rauch-Kallat: Frau 
Kollegin! Als Familienministerin würde ich prin­
zipiell ein drittes Karenzjahr, auch aus pädagogi-
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Bundesministerin Maria Rauch-Kallat 

sehen Gründen, begrüßen. Wir alle wissen, daß es 
aber angesichts der Arbeitsmarktsituation für die 
Frauen möglicherweise ein Handicap sein kann, 
drei Jahre aus dem Beruf auszuste~gen. Es wäre 
daher auch dieser Aspekt in die Uberlegungen 
mi te inzubeziehen. 

Aufgrund der derzeitigen wirtschaftlichen Si­
tuation, und zwar nicht nur in Österreich, son­
dern in ganz Europa, in einer Zeit der Rezession, 
in der wir uns befinden, erscheint es mir undurch­
führbar, ein drittes Karenzjahr einzuführen. 

Präsident: Danke, Frau Bundesministerin. 

Kollege Dr. Hafner. 

Abgeordneter Dr. Hafner (ÖVP): Frau Bun­
desministerin! Die schwierige Situation des Fami­
lienlastenausgleichsfonds ist dadurch bedingt, daß 
wir beachtliche Verbesserungen für die Familien 
beschlossen haben. Das heißt, es ist den österrei­
chischen Familien viel mehr Geld zur Verfügung 
gestellt worden. Die Anzahl der Geburten ist ja 
auch von 89 000 auf 96 000 pro Jahr gestiegen. 

Frau Ministerin! Ich möchte Sie im Zusam­
menhang mit der Gebarung des Fonds fragen: 
Denken Sie an bestimmte Adjustierungen im Zu­
sammenhang mit Schülerfreifahrt und Schul­
fahrtbeihilfe? 

Präsident: Bitte sehr. 

Bundesministerin Maria Rauch-Kallat: Herr 
Kollege! Die Frage der Schülerfreifahrt und 
Schulfahrtbeihilfe war natürlich Gegenstand der 
Koalitionsverhandlungen. Wir sind übereinge­
kommen, daß an der derzeitigen Regelung keine 
Veränderungen vorgenommen werden sollen, 
wobei jedoch ein Mißbrauch ausgeschlossen wer­
den soll. Mißbrauch ist so zu verstehen, daß, ob­
wohl nur kurze Fahrtstrecken oder kurze Geh­
strecken zu bewältigen sind, eine Leistung in An­
spruch genommen wird, das heißt, eine Karte 
ausgestellt wird, die dann aber nicht benutzt wird. 
die aber vom Familienlastenausgleich zu bezah­
len ist. 

In jedem Fall wurden für die Schüler bis 
19 Jahre keine Veränderungen vorgenommen, 
beschlossen wurde lediglich eine Überprüfung 
der Leistungen. Es sind allerdings Überlegungen 
im Gang, die Heimfahrtbeihilfe für Studenten 
über 19 Jahre in eine Sachleistung umzuwandeln, 
damit gewährleistet wird, daß die Gelder, die da­
für vorgesehen sind, für Fahrten verwendet wer­
den. 

Präsident: Danke. 

Frau Abgeordnete Haller, bitte. 

Abgeordnete Edith Haller (FPÖ): Sehr geehrte 
Frau Bundesministerin! Wie stehen Sie zu dieser 
Aussage: Der FLAF sei deshalb unfinanzierbar 
geworden, weil man in den vergangenen Jahren in 
der österreichischen Familienpolitik vom ehemals 
horizontalen Familienlastenausgleich, das heißt, 
zwischen Familien mit und Familien ohne Kinder 
unterschieden hat, verstärkt in den vertikalen Fa­
milienlastenausgleich gegangen ist, das heißt, daß 
man die soziale Lage miteinbezogen hat!? 

Präsident: Bitte um Beantwortung. 

Bundesministerin Maria Rauch-Kallat: Frau 
Kollegin! Diese Aussage stammt nicht von mir. 
Sie haben nicht dazugesagt. von wem dieses Zitat 
ist. 

Ich bin der Meinung, daß sehr wohl die soziale 
Situation von Familien mit zu berücksichtigen ist, 
denn es ist ganz wichtig, daß österreichische Fa­
milien nicht an der Armutsgrenze, sondern in 
würdigen Verhältnissen leben. Es scheint mir die 
finanzielle Situation von Familien auch ganz we­
sentlich für das Familienklima zu sein. Wir alle 
wissen, daß finanzielle Probleme und drückende 
Not auch Auswirkungen auf die Situation inner­
halb der Familie, auf mögliche Aggressionen in­
nerhalb der Familie haben. Wenn jemand unter 
Druck und in Schwierigkeiten lebt, ist das natür­
lich auch innerhalb der Familie spürbar. 

Es liegt mir deshalb sehr viel daran, zu gewähr­
leisten, daß Familien nicht an der Armutsgrenze 
leben müssen. Vor allem liegt mir daran, daß 
nicht mit steigender Zahl der Kinder die Nähe zur 
Armutsgrenze größer wird. 

Es muß uns daher ein Anliegen sein, die Fami­
lien in Österreich aue h finanziell zu stärken. 
Ich sage deswegen sehr bewußt a u c h, weil es 
nicht nur um die finanzielle Stärkung gehen 
kann. Es muß auch eine Reihe von Maßnahmen 
geben, die es den Familien neben der finanziellen 
Stärkung ermöglichen, die anstehenden Proble­
me, Konflikte, die im Zusammenleben entstehen, 
zu lösen. Gleichzeitig muß es uns gelingen, inner­
halb unserer Gesellschaft ein Klima zu schaffen, 
das nicht kinderfeindlich und damit familien­
feindlich, sondern kinderfreundlich und familien­
freundlich ist. 

Präsident: Danke. - Kollegin Heindl. 

Abgeordnete Christine Heindl (Grüne): Frau 
Bundesministerin! Es ist mir unverständlich, daß 
Sie nach diesen Worten, die Sie jetzt an uns ge­
richtet haben, tatsächlich dem Budget zuge­
stimmt haben, das de facto eine finanzielle 
SchlechtersteIlung alleinerziehender Mütter und 
für Familien mit einem sehr geringen Einkom­
men bringen wird. 
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Unwidersprochen geblieben ist auch die Aussa­
ge des Kollegen Hafner, daß die vielen Karenzur­
laubsgeldbezieher an der Situation des FLAF 
schuld seien. Sie wissen ganz genau - Sie brau­
chen nur die Unterlagen des katholischen Fami­
lienverbandes durchzulesen -, daß zwei der 
Hauptgründe, warum der FLAF finanziell derart 
schlecht dasteht, die Nichterhöhung der Dienst­
geberbeiträge in den letzten Jahren und die im­
mer wieder durchgeführte Ausräumung für die 
Budgetsanierung waren. 

Vor diesem Hintergrund frage ich Sie, ob Sie 
bereit sind, ein Unterstützungsprogramm in Auf­
trag zu geben, an dem auch Experten mitarbeiten, 
das zum Ziel hat, die Situation der alleinerziehen­
den Mütter in Österreich - auch mit Unterstüt­
zung des FLAF - zu verbessern. Dabei soll aber 
auch abgesichert werden, daß wichtige soziale 
Leistungen, die der FLAF heute erbringt, nicht 
einfach ausgegliedert werden, sondern zu 
100 Prozent und derselben Qualität wie bisher 
weiterbestehen. 

Präsident: Bitte, Frau Bundesministerin. 

Bundesministerin Maria Rauch-Kallat: Frau 
Kollegin! Selbstverständlich bin ich gerne bereit, 
alle Untersuchungen und Maßnahmen zu unter­
stützen, die helfen sollen, die Situation der allein­
erziehenden Mütter und Väter - es gibt ja auch 
alleinerziehende Väter - zu verbessern, wobei al­
lerdings klarzustellen ist, daß das nicht gleichbe­
deutend sein darf mit einer SchlechtersteIlung 
verheirateter Eltern. Das haben wir in manchen 
Bereichen leider zu gewärtigen. Also es muß die 
Ausgewogenheit zwischen den alleinerziehenden 
und den verheirateten Elternteilen bestehen blei­
ben. 

Zur Situation des FLAF: Sie haben gesagt, es ist 
Ihnen unverständlich, daß wir dem Budget zuge­
stimmt haben. Sie wissen, wie schwierig sich in 
Zeiten wie diesen Budgetverhandlungen gestal­
ten. Es konnte erreicht werden, daß die Karenz­
geldbezieherinnen - und zwar alle, sowohl die 
alleinerziehenden als auch jene, die das normale 
Karenzgeld bekommen - einen Lastenausgleich 
beziehungsweise eine Preisanpassung in dersel­
ben Höhe wie die Pensionisten, und zwar in der 
Höhe von 2,5 Prozent, erhalten. 

Präsident: Danke. 

Damit ist der erste Fragenkomplex abgehan­
delt. 

Frau Abgeordnete Gabriele Binder (SPÖJ stellt 
die 2. Anfrage. 

Abgeordnete Gabriele Binder: Frau Ministerin! 
Der Mutter-Kind-Paß hat sich bewährt und ist ein 
wesentliches Instrument im Zusammenhang mit 

der gesundheitlichen und psychischen Entwick­
lung unserer Kinder. 

Meine Frage an Sie, Frau Ministerin, lautet: 

409/M 
Haben Sie Erweiterungen des Mutter-Kind-Pas­

ses. wie im Koalitionsübereinkommen festgelegt. 
vorgesehen? 

Präsident: Bitte sehr. 

Bundesministerin Maria Rauch-Kallat: Frau 
Kollegin! Die inhaltliche Ausgestaltung des Mut­
ter-Kind-Passes obliegt zur Gänze dem Gesund­
heitsministerium. Es hat in dieser Legislaturperi­
ode bereits zwei Veränderungen gegeben, näm­
lich zwei zusätzliche Untersuchungen, die mitein­
bezogen werden, und es gibt eine ständige Ar­
beitsgruppe, die sich mit Verbesserungen des 
Mutter-Kind-Passes auseinandersetzt. 

Wir werden selbstverständlich alle Empfehlun­
gen dieser Arbeitsgruppe, die insbesondere ge­
sundheitlicher Natur sind, wie zum Beispiel die 
Hepatitis-B-Impfung, die jetzt vorgesehen ist, be­
ziehungsweise andere zusätzliche Untersuchun­
gen, unterstützen. 

Ich selbst habe mir darüber hinaus vorgenom­
men, insbesondere im psychologischen, pädagogi­
schen Bereich, was die Verhaltensauffälligkeiten 
von Kindern anlangt, eine zusätzliche Leistung 
nicht nur zu überlegen, sondern einzuführen. Ein 
derartiges Pilotprojekt wird gerade durchgeführt. 

Präsident: Zusatzfrage, bitte. 

Abgeordnete Gabriele Binder: Frau Ministerin! 
Könnten Sie sich, auch wenn Sie nicht direkt für 
den Mutter-Kind-Paß zuständig sind, vorstellen, 
daß zum Beispiel im Zusammenhang mit dem 
Mutter-Kind-Paß eine Vereinheitlichung bezie­
hungsweise Erweiterung jener Formulare, die für 
die Einreichung der Geburten- und Familienbei­
hilfe notwendig sind, erreicht wird oder daß zum 
Beispiel der Mutter-Kind-Paß in Zusammenhang 
mit Elternschulen und Veranstaltungsreihen, bei 
denen Eltern beraten und informiert werden, ge­
braucht wird? Besteht auch die Möglichkeit, so 
wie es bei dem Hearing im Frühjahr gefordert 
worden ist, eine qualifizierte HNO-ärztliche Un­
tersuchung in den Mutter-Kind-Paß aufzuneh­
men? 

Präsident: Frau Bundesministerin. 

Bundesministerin Maria Rauch-Kallat: Selbst­
verständlich, Frau Kollegin, bin ich sofort für 
jede Verbesserung, die im Mutter-Kind-Paß mög­
lich ist, zu haben, insbesondere dann, wenn sie für 
die Eltern eine Erleichterung bedeutet, wie zum 
Beispiel die Beilage eines zusätzlichen Formulars, 
auch was eine Untersuchung im HNO-Bereich 

134. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)8 von 157

www.parlament.gv.at



15496 Nationalrat XVIII. GP - 134. Sitzung - 2l. Oktober 1993 

Bundesministerin Maria Rauch-Kallat 

anlangt. Ich selbst konnte Mitte der achtziger Jah­
re als Mitglied des Bundesrates einen Antrag, eine 
verpflichtende Augenuntersuchung bei Kindern 
im Mutter-Kind-Paß zu verankern, unterstützen. 

Ich halte es für sehr notwendig, den Mutter­
Kind-Paß permanent zu überprüfen unter Beach­
tung der neuesten Erkenntnisse sowohl gesund­
heitspolitischer als auch pädagogischer Art. In 
diesem Sinne denke ich auch an die Verbindung 
mit Elternschulen; das Wort gefällt mir nur nicht. 
Elternbildung ist ja auch ein wesentlicher Be­
standteil meines Familienprogramms. In welcher 
Form wir sie verpflichtend machen und an die 
Auszahlung des entsprechenden Beitrages knüp­
fen können, wird in der besagten Arbeitsgruppe 
noch zu diskutieren sein. Ich bin sehr daran inter­
essiert, zumindest in einem ersten Schritt, Ange­
bote zu erstellen. Es wäre dann sicherzustellen, 
daß diese Angebote auch tatsächlich wahrgenom­
men werden. 

Präsident: Nächste Zusatzfrage: Frau Abgeord­
nete Bauer. 

Abgeordnete Rosemarie Bauer (ÖVP): Frau 
Bundesministerin! Sie haben von psychologischer 
Beratung gesprochen. Ich halte es für besonders 
gut, diese Idee in den Mutter-Kind-Paß einzubau­
en, speziell für verhaltensauffällige Kinder. Sie 
sprachen von einem Projekt. 

Meine Frage lautet: Wann wird dieses Projekt 
abgeschlossen werden? Ist das ein Angebot unab­
hängig von der Entwicklung des Kindes, oder soll 
es in einem speziellen Zeitabschnitt der Entwick­
lung angeboten werden? 

Präsident: Bitte um Beantwortung. 

Bundesministerin Maria Rauch-Kallat: Frau 
Kollegin! Der Ausgangspunkt für dieses Projekt 
waren die Verhaltensauffälligkeiten bei Kindern, 
die, wie mir von Kindergärtnerinnen und Lehrern 
glaubhaft versichert wird, im Zunehmen begrif­
fen sind und von denen wir nicht wissen, woher 
sie kommen, ob zu viel Gewaltdarstellungen in 
den Medien, ob Schwierigkeiten in der Familie 
die Ursache dafür sind. Wir haben noch keine ab­
gesicherten wissenschaftlichen Grundlagen, die 
das darlegen könnten. Tatsache ist, daß die Zahl 
der verhaltensauffälligen Kinder zunimmt und 
die Zahl der gewalttätigen Kinder zunimmt. 
Schon in einem sehr frühen Alter, bereits im Kin­
dergarten, ist Aggression keine Seltenheit mehr. 

Aus diesem Grund haben wir überlegt, im drit­
ten Lebensjahr des Kindes, das heißt vor dem 
Kindergartenalter - in der Regel ist das die Zeit 
vor dem Kindergartenbesuch -, eine professio­
nelle Beratung in einer Kinderberatungsstelle ein­
zuführen. 

Diese Beratung hätte darüber hinaus auch noch 
mehrere Faktoren, die sie positiv erscheinen las­
sen. Nicht nur, daß allfällige Verhaltensauffällig­
keiten mit der Mutter besprochen werden könn­
ten, könnte gleichzeitig von der Psychologin auch 
festgestellt werden, ob möglicherweise versteckte, 
unerkannte Behinderungen beim Kind zu finden 
sind. Wir wissen ja, insbesondere was den Behin­
dertenbereich anlangt: je früher die Erkennung, 
desto größer die Chance der Rehabilitation und 
des Ausgleichs. 

Ein dritter ganz wesentlicher Effekt dieser Be­
ratung, vor allem dann, wenn sie als Leistung des 
Mutter-Kind-Passes eine Pflichtberatung wäre, 
wäre die Tatsache, daß Eltern - in der Regel 
wird es die Mutter sein, aber hoffentlich manch­
mal auch der Vater - die Familienberatungsstel­
le wirklich als Beratungsstelle erleben. Derzeit ist 
es so, daß Familienberatungsstellen immer nur als 
Kriseninterventionszentren gewertet werden und 
Familien erst dann dorthin gehen, wenn es eigent­
lich fast schon zu spät ist. Wir wollen aber errei­
chen, daß Familienberatungsstellen angenommen 
werden, daß sie als Hilfsangebot akzeptiert wer­
den. Vor allem soll vermittelt werden, daß es kei­
ne Schande ist, professionelle Hilfe in Anspruch 
zu nehmen, sondern daß es eine Erleichterung 
darstellt, ein Angebot ist, das Eltern, wenn sie 
Probleme und Schwierigkeiten mit den Kindern 
oder vielleicht auch miteinander in der Partner­
schaft haben, in Anspruch nehmen können. Wir 
hoffen sehr, daß mit dieser vorbeugenden Initiati­
ve sehr viel verhindert werden kann, was uns der­
zeit in Form von Aggression und Gewalt in den 
Familien sehr große Sorgen bereitet. 

Präsident: Danke. 

Frau Abgeordnete Apfelbeck, bitte. 

Abgeordnete Ute Apfelbeck (FPÖ): Frau Bun­
desminister! Die steirische Kinderkrebshilfe hat 
vor mehr als drei Jahren eine Petition eingebracht 
mit der Forderung, das Neuroplastomscreening in 
den Mutter-Kind-Paß aufzunehmen. Das Neuro­
plastomscreening wäre eine Methode der Kinder­
krebsfrüherkennung. Ihre beiden Vorgängerin­
nen, die Exministerinnen Flemming und Feld­
grill-Zankel, haben diesbezüglich eine verbindli­
che Zusage gemacht. 

Meine Frage an Sie, Frau Bundesminister: Was 
werden Sie unternehmen, daß das Neuropla­
stomscreening in den Mutter-Kind-Paß aufge­
nommen wird? 

Präsident: Frau Bundesministerin. 

Bundesministerin Maria Rauch-Kallat: Ich 
werde eine medizinische Expertengruppe dazu zu 
Rate ziehen und den Herrn Gesundheitsminister 
Ausserwinkler ersuchen, dazu einen entsprechen-
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den Vorschlag zu machen, und dann versuchen, 
die finanzielle Bedeckung dafür sicherzustellen. 

Präsident: Danke. 

Frau Abgeordnete Heindl. 

Abgeordnete Christine Heindl (Grüne): Frau 
Bundesministerin! Die Ankündigungen, daß die 
Leistungen des Mutter-Kind-Passes erweitert 
werden, kennen wir schon seit langem. Meine 
konkrete Frage: Bis wann ist mit einer Erweite­
rung zu rechnen? Vor allem: Wann werden psy­
chosoziale Komponenten einbezogen, und wann 
geht man daran, das für unsere Gesellschaft auf­
fälligste Phänomen, die traditionelle Zuordnung 
bei der Erziehung von Kindern, in Angriff zu 
nehmen, das heißt, dementsprechende Kurse und 
Schulungen in den Mutter-Kind-Paß einzubezie­
hen? Haben Sie vor, die Zusammenarbeit mit 
dem Gesundheitsministerium zu intensivieren? 
Wie sich gestern gezeigt hat, dürfte da einiges im 
argen liegen. Das steht im Zusammenhang mit 
der UN-Konvention der Rechte der Kinder. Wie­
weit ist da wirklich eine Zusammenarbeit gege­
ben? 

Präsident: Bitte, ein e Frage, Frau Kollegin. 

Abgeordnete Christi ne Heindl (fortsetzend): 
Das war ein e. 

Präsident: Bitte um Beantwortung dieser "ei­
nen" Frage. 

Bundesministerin Maria Rauch-Kallat: Das 
war eine etwas umfangreiche Frage. Ich darf dazu 
sagen: Wenn Sie fragen: Bis wann wird der Mut­
ter-Kind-Paß erweitert?, so müßte man wohl dif­
ferenzieren und fragen: Wann wird was gemacht? 
Es wäre zu umfangreich, das jetzt klar zu sagen. 
Ich glaube aber, es geht ihnen mehr um die psy­
chosoziale Komponente und um die Frage der 
pädagogischen Beratung beziehungsweise der er­
ziehungsmäßigen Beratung der Elternschule. 

Wir werden die Ergebnisse des diesbezüglichen 
Pilotversuchs, den wir derzeit durchführen und 
der auch wissenschaftlich begleitet wird, abwar­
ten, um Rückschlüsse ziehen zu können, in wel­
cher Form dies zu geschehen hat, und vor allem 
um sicherstellen zu können, daß gleichzeitig mit 
der Einführung dieser Leistung auch die Möglich­
keit zur professionellen Beratung besteht, das 
heißt, daß eine ausreichende Kapazität an Bera­
tern und genügend Familienberatungsstellen zur 
Verfügung stehen. Weiters werden wir sicherstel­
len, daß auch die finanzielle Bedeckung gegeben 
ist. Das wird im Zuge der nächsten Budgetver­
handlungen beziehungsweise im Zuge der Um­
strukturierung des Familienlastenausgleichsfonds 
zu geschehen haben, woran wir ja derzeit arbei­
ten. 

Präsident: Wir kommen zum dritten Fragen­
komplex. Die Frage formuliert die Kollegin Lang­
thaler (Grüne). 

Abgeordnete Monika Langthaler: Frau Mini­
sterin! Meine Frage an Sie als Umweltministerin 
lautet: 

427/M 
Was haben Sie unternommen, damit es im Zuge 

der Steuerreform 1993 zu einer ökologischen Re­
form des Steuersystems (Energiesteuer . Abwasser­
abgabe ) kommt? 

Präsident: Bitte sehr. 

Bundesministerin Maria Rauch-Kallat: Frau 
Kollegin! Ich habe unendlich viele persönliche 
Gespräche geführt, und zwar mit allen dafür Ver­
antwortlichen, und versucht, die ökologische 
Komponente, die ja in einem Modell des Staatsse­
kretärs Ditz auch schon vorlag, in der Steuerre­
form ihren Niederschlag finden zu lassen. Gleich­
zeitig haben die Beamten meines Ressorts in in­
tensiven Verhandlungen im Zuge der Steuerre­
form auch versucht, die ökologische Komponente 
miteinzubauen, die an sich nur ein Einstieg hätte 
sein können, weil, wie wir alle wissen, eine Len­
kungsabgabe dann, wenn sie auch einen Len­
kungseffekt haben soll, eine Höhe aufweisen 
müßte, die die Wirtschaft derzeit nicht verkraften 
könnte. Aber dieser Einstieg ist am Widerstand 
des Koalitionspartners gescheitert, und zwar in 
der Sorge um die momentane wirtschaftliche Si­
tuation unseres Landes. 

Ich darf aber daran erinnern, daß in der Steuer­
reform 1992 bereits einige ökologische Kompo­
nenten enthalten waren, wie zum Beispiel die Er­
höhung der Mineralölsteuer im Jahre 1992 sowie 
die Hereinnahme des Heizöls auf der Basis der 
Mineralölsteuer, ebenso die Veränderung der 
Kfz-Steuer unter Hintanstellen der Hereinnahme 
der Luxussteuer in die Normverbrauchsabgabe. 

Präsident: Zusatzfrage, bitte. 

Abgeordnete Monika Langthaler: Lassen Sie 
mich nur kurz anfügen, daß ich es bedauere, daß 
Sie nicht im gleichen Maß für diese Sache ge­
kämpft haben, wie die Frau Bundesministerin 
Dohnal für ihre Sache gekämpft hat, und daß Sie 
vor allem von Ihrem Vetorecht nicht Gebrauch 
gemacht haben. 

Deshalb meine Zusatzfrage: Werden Sie die 
grüne Fraktion unterstützen, wenn wir zu Beginn 
nächsten Jahres einen Antrag auf eine Energieab­
gabe hier in diesem Hause einbringen? 

Präsident: Frau Bundesministerin. 

Bundesministerin Maria Rauch-Kallat: Frau 
Kollegin! Auch mein Ressort ist permanent damit 
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beschäftigt, Vorschläge für die Einführung ökolo­
gischer Steuern bei gleichzeitiger Reduzierung 
der Arbeitsbelastungen, das heißt, einer aufkom­
mensneutralen Steuer zu erarbeiten. Es wird von 
Ihrem Modell abhängen, in welcher Form wir es 
unterstützen können. Aber Sie wissen, die Zu­
sammenarbeit zwischen Ihrer Fraktion und mei­
nem Haus ist immer eine sehr gute gewesen, die 
Intentionen sind sehr ähnlich, manchmal decken 
sie sich, und wenn das möglich ist, wird selbstver­
ständlich unsere Unterstützung gegeben sein. 
(Beifall des Abg. Wabl.) 

Präsident: Danke. 

Nächste Zusatzfrage: Kollegin Graenitz. 

Abgeordnete Dkfm. Ilona Graenitz (SPÖ): 
Frau Bundesministerin! Sie haben in Ihrer Ant­
wort an die Kollegin Langthaler Elemente der 
Steuerreform 1992 erwähnt, wo es um Verände­
rungen im Bereich der Kraftfahrzeugbesteuerung 
gegangen ist. Glauben Sie, daß ein Ansatz für 
eine ökologische Veränderung des Steuersystems 
aus bereits vorhandenen Elementen kommen 
kann und nicht so sehr aus einer völligen Umstel­
lung, wie sie ja derzeit sehr schwierig erscheint? 

Präsident: Bitte um Beantwortung. 

Bundesministerin Maria Rauch-Kallat: Frau 
Kollegin! Aus der Erfahrung der politischen Pra­
xis würde ich meinen, daß jede Veränderung im 
Steuersystem wahrscheinlich nicht das ganze Sy­
stem umkrempeln kann, sondern auf das beste­
hende System aufbauen wird. Es kann aber eine 
steuerliche Leistung nur im Zusammenhang mit 
anderen Maßnahmen gesehen werden, so zum 
Beispiel mit der Entwicklung von Autos, die we­
niger Treibstoff brauchen. Das heißt, daß es auch 
wirtschaftliche Anreize gibt, solche Autos zu ent­
wickeln. Nur dann kann man mit einer entspre­
chenden Lenkungsabgabe sicherstellen, daß die 
Betroffenen, die Menschen, die sich in diesem 
Land aufgrund eines doch Gott sei Dank relativ 
hohen Wohlstandes an das Auto gewöhnt haben, 
das offensichtlich ein unabdingbarer Bestandteil 
des einzelnen geworden ist. auf den er nicht mehr 
verzichten möchte, das Auto sinnvoll gebrauchen 
- darum geht es vor allem - und versuchen, 
nach Möglichkeit nur dann das Auto zu benützen, 
wenn es keine andere Möglichkeit gibt, oder 
dann, wenn es für die ganze Familie sinnvoll ist, 
es gemeinsam zu benutzen. 

Präsident: Danke. 

Kollege Bruckmann, bitte. 

Abgeordneter Dr. Bruckmann (ÖVP): Frau 
Bundesminister! Umweltsteuern sind ja nur ein 
Instrument der Umweltpolitik. Daneben gibt es 
eine reiche Palette von anderen umweltpoliti­
schen Maßnahmen, von denen viele dem Kriteri-

um der ökosozialen Marktwirtschaft genügen, 
daß Zuckerbrot immer erfolgreicher ist als Peit­
sche. Welche dieser anderen Instrumente kamen 
in Ihrem Ressort zum Zug? 

Präsident: Bitte, Frau Bundesministerin. 

Bundesministerin Maria Rauch-Kallat: Ich bin 
auch immer dafür, lieber durch Anreize als durch 
Gebote und Verbote Aktivitäten zu setzen. Es hat 
in meinem Haus zwei wesentliche Förderfaktoren 
gegeben, die Anreize zu Umweltinvestitionen ge­
geben haben. Einer davon ist das Umweltförde­
rungsgesetz, das wir zu Beginn dieses Jahres hier 
im Hause verabschiedet haben, wodurch wir eine 
enorme Summe an Umweltinvestitionen sicher­
gestellt haben. Wir haben damit allein in diesem 
Jahr 4,6 Milliarden Schilling an Umweltinvesti­
tionen getätigt, und wir haben Zuschüsse für Um­
weltinvestitionen in Höhe von 13 Milliarden 
Schilling im Siedlungswasserbereich, in der be­
trieblichen Umweltförderung, in der Ostförde­
rung und in der Altlastensanierung gegeben. 

Was die Sanierung des Öko-Fonds anlangt -
das darf ich dem Kollegen Schweitzer speziell ans 
Herz legen -: Es hat kein Geld gefehlt, Herr Kol­
lege, sondern, ganz im Gegenteil, es ist etwas Un­
gewöhnliches eingetreten: Es war ein Vermögen 
von 2,8 Milliarden Schilling vorhanden, und die­
ses Vermögen wird heuer in einer zusätzlichen 
Tranche im Rahmen eines Budgetbegleitgesetzes 
in Höhe von 2,5 Milliarden Schilling für noch 
ausstehende Projekte beziehungsweise die Zutei­
lung dieser Projekte in diesem Jahr ausgewiesen 
werden, und das wird ein weiteres Investitionsvo­
lumen von rund 7 Milliarden Schilling auslösen. 

Wir haben darüber hinaus aber auch für den 
Abfallbereich eine Reihe von Leistungen be­
schlossen, die insbesondere im Bereich der Ver­
packungsverordnung - damit bin ich wieder 
beim Lieblingsthema dieser Tage - sicherstellen 
sollen, daß das Verursacherprinzip zum Tragen 
kommt. Es gibt da eine Reihe von Maßnahmen, 
wie etwa die Kühlgeräteverordnung, die die Ent­
sorgung sicherstellt. Es gibt die Lampen-Pfand­
verordnung, und es gibt jetzt die Verpackungsver­
ordnung, die die Entsorgung der Verpackung 
durch eine entsprechende Lizenzgebühr - das ist 
also auch als ökologische Lenkungsmaßnahme zu 
sehen - dahin gehend sicherstellt, daß die Kosten 
der Entsorgung auf den Verursacher abgewälzt 
werden. 

Präsident: Danke. - Zusatzfrage: der soeben 
apostrophierte Abgeordnete Schweitzer. 

Abgeordneter Mag. Schweitzer (FPÖ): Frau 
Bundesminister! Die Verpackungsverordnung 
zeigt, daß Sie sehr häufig Politik machen, die zu 
spät greift oder die schlecht vorbereitet wird. 
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Aber zurück zur ökologischen Steuerreform. 
Viele Politiker der ÖVP haben den Sommer über 
angekündigt, die Arbeitskraft steuerlich zu entla­
sten und Oko-Steuern einzuführen. Sie wissen, 
daß ein Großteil der wirtschaftlichen Probleme, 
vor allem in der arbeitsintensiven Industrie, 
durch Lohn- und Lohnnebenkosten in beträchtli­
cher Höhe verursacht wird und somit die Kon­
kurrenzfähigkeit immer mehr beschnitten wird. 
Zugleich werden die Umweltprobleme ... 

Präsident: Ich bitte um die Frage. 

Abgeordneter Mag. Schweitzer (fortsetzend): 
... , die durch den intensiven Primärenergieein­
satz entstehen, immer größer. Meine Frage: Wel­
che aktuellen Steuern iin Bereich der Lohnkosten 
können Sie in nächster Zeit durch Öko-Steuern 
substituieren? 

Präsident: Ich bitte um Beantwortung. 

Bundesministerin Maria Rauch-Kallat: Herr 
Kollege, ich darf Sie in dieser Frage an den Zu­
ständigen, nämlich den Herrn Finanzminister, 
verweisen. Er ist immer ganz besonders empfind­
lich, wenn man ihm von dieser Stelle aus oder 
über die Medien ausrichtet, was er zu tun hat. 
(Beifall bei der Ö VP. - Abg. Dr. 5 ehr a n z: Es 
gibt Empfindlichere.') 

Präsident: Der dritte Fragenkomplex ist damit 
abgeschlossen. 

Kollege Dr. Hafner (ÖVP) wird um Formulie­
rung der 4. Frage gebeten. 

Abgeordneter Dr. Hafner: Frau Ministerin! 
Das deutsche Wochenmagazin "Der Spiegel" hat 
im August als Titelgeschichte gebracht: "Die Kin­
der als Opfer von Scheidungen." 

Ich möchte Sie daher fragen: 

414/M 
Welche Maßnahmen trifft das Familienministeri­

um für die Kinder aus geschiedenen Ehen? 

Präsident: Frau Bundesministerin. 

Bundesministerin Maria Rauch-Kallat: Herr 
Kollege Hafner! Wir sind in den letzten Jahren 
mit einer ständig steigenden Scheidungsrate kon­
frontiert, die natürlich zu großen Schwierigkeiten 
für die direkt Betroffenen, nämlich die Kinder, 
führt. 

Wir wissen, daß in diesen schwierigen Zeiten 
die Eltern meist so sehr mit sich selbst und ihrer 
nicht funktionierenden Partnerschaft beschäftigt 
sind, daß für die Kinder einfach zuwenig Zeit 
bleibt. 

Im schlimmsten Fall nehmen Eltern Kinder im 
Scheidungsverfahren als "Geiseln", das heißt, sie 

verwenden die Kinder als Druckmittel gegenüber 
dem Partner. Aber selbst wenn dieser schlimme 
Fall nicht eintritt, ist eine Scheidung, auch wenn 
sie friedlich vor sich geht, was sehr selten der Fall 
ist, für ein Kind eine unglaublich große Bela­
stung, weil sie für das Kind bedeutet, daß es sich 
von einem der beiden Elternteile trennen muß. 
Es liebt meist beide Elternteile gleichermaßen, 
und die mit einer Scheidung verbundene Tren­
nung ist mit dem Verlust eines Elternteiles durch 
Tod vergleichbar. 

Wir haben gemeinsam mit dem Justizministeri­
um eine Arbeitsgruppe eingerichtet, die sich mit 
dem Scheidungsverfahren beschäftigt, vor allem 
aber damit, vor dem Inkrafttreten des Verfahrens 
beratend eingreifen zu können. Das heißt, die 
Auseinandersetzung der scheidungswilligen oder 
scheidungssuchenden Partner wird mit professio­
neller Hilfe von einer emotionalen auf eine sach­
liche Ebene verlagert. 

Professionelle Hilfe bedeutet Eheberater, Psy­
chologen, entsprechend ausgebildete Leute. Diese 
Hilfe, diese Beratung findet normalerweise in Fa­
milienberatungsstellen statt. Wir werden jetzt in 
drei Modellprojekten Familienberatungsstellen 
direkt ans Gericht bringen, weil da am ehesten 
gewährleistet ist, daß die Scheidungssuchenden 
zur Familienberatungsstelle gehen. 

Wir haben darüber hinaus sichergestellt, daß 
den Kindern angeboten wird, in diesem Schei­
dungsverfahren einen Begleiter zu erhalten, einen 
psychologisch geschulten Begleiter - einen Er­
zieher, einen Pädagogen oder einen Psychologen 
-, der die Interessen des Kindes im Scheidungs­
verfahren wahrnimmt, der unterstützend wirken 
soll, dies aber nur in Verbindung mit den Eltern. 

Das alles ist ein Modellversuch und kann daher 
noch nicht verpflichtend angesehen werden, aber 
die Ergebnisse dieses Modellversuchs sollen dann 
in eine Eherechtsreform, eine Scheidungsreform 
einbezogen werden und sicherstellen, daß mög­
lichst viel an professioneller Hilfe für die Kinder 
zur Verfügung steht, daß die Kinder auch die 
Möglichkeit zu einer Aussprache mit anderen 
Kindern haben, und zwar in Form von Ge­
sprächsgruppen, um das dramatische Erlebnis 
Scheidung nicht ein Leben lang mit sich zu tragen 
und möglicherweise ins eigene Eheleben zu über­
tragen. 

Es gibt eine ausgezeichnete Broschüre zum 
Thema Scheidungskinder oder Kinder in Krisen­
situationen; diese wird von meinem Ministerium 
in sehr großer Auflage herausgegeben und an die 
Stellen versandt, die mit Kindern zu tun haben, 
die sich in einer solchen Situation befinden kön­
nen, das heißt also an alle Schulen und Lehrer, 
falls sie solche Kinder in ihrer Klasse haben, aber 
natürlich auch an Familienberatungsstellen, an 
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Jugendorganisationen, an Pfarren, sodaß sie mit 
dieser Broschüre einen ersten Schritt für das Kind 
leisten können. Im Anschluß daran gibt es dann 
natürlich Beratungsmöglichkeiten, aber diesen 
zweiten Schritt muß das Kind dann selbst tun. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Hafner: Frau Ministerin, 
danke für diese ausführliche Beantwortung. 

Ich möchte noch auf folgendes hinweisen: Auf­
grund der steigenden Scheidungsrate sind immer 
mehr Kinder von der Problematik betroffen, daß 
sie, da in Österreich die rechtliche Situation so ist, 
daß zunächst und in der Regel die Mutter das 
Sorgerecht nach einer Scheidung bekommt, ihren 
Vater verlieren. Es wird aber in der Psychologie 
immer deutlicher, wie wichtig auch der Vater in 
der Familie für die Kinder ist. Frau Ministerin, 
ich möchte Sie daher fragen: Welche Überlegun­
gen werden in Ihrem Ministerium angestellt, das 
Sorgerecht auch nach der Scheidung beiden El­
ternteilen zuzugestehen. sowohl der Mutter als 
auch dem Vater? 

Präsident: Frau Bundesministerin. 

Bundesministerin Maria Rauch-Kallat: Herr 
Kollege! Wir wissen, wie wichtig für die Entwick­
lung eines Kindes die Identifikation sowohl mit 
der Mutterfigur als auch mit der Vaterfigur ist. Es 
ist mir daher ein besonderes Anliegen, allen El­
tern schon vor ihrer Elternschaft - das ist auch 
etwas, was in die Frage der Partnerschaftsbera­
tung, Eheberatung einfließen müßte - klarzu­
machen, daß Kinder haben bedeutet, für sie le­
benslang die Verantwortung tragen zu müssen, 
und zwar gemeinsam, dies auch dann, wenn die 
Partnerschaft auseinandergeht und nur mehr ein 
Elternteil unmittelbar für das Kind sorgt. 

Ich selbst bin sehr daran interessiert, die ge­
meinsame Obsorgemöglichkeit für Eltern sicher­
zustellen. Wir haben schon Präzedenzfälle in 
Österreich. Ich glaube aber, daß diese gemeinsa­
me Obsorge nur dann funktionieren kann, wenn 
beide Elternteile damit einverstanden sind, daß 
sie in Konfliktsituationen, wenn also diese Ent­
scheidung nicht von beiden Elternteilen getragen 
wird, nur zugunsten des Kindes entscheiden. Ich 
werde mich daher auch für eine entsprechende 
gesetzliche Verankerung einsetzen. 

Präsident: Danke. 

Zusatzfrage: Kollege Huber. (Abg. Dr. 
Ha/ ne r: Ich möchte mich zu einer zweiten Zu­
satz/rage melden.') 

Wenn Sie die neue Geschäftsordnung studie­
ren, dann werden Sie im § 96 Abs. 3 die Bestim­
mung finden, daß es nur mehr eine Haupt-Zu­
satzfrage gibt. 

Abgeordneter Huber (FPÖ): Frau Bundesmini­
sterin, meine Frage zielt in dieselbe Richtung: 
Was gedenken Sie zu tun bei geschiedenen Ehen 
für Frauen, die nicht berufstätig sind, damit man 
auch diese Frauen entsprechend besserstellen 
kann? Das heißt, kann man es ermöglichen, daß 
auch diese wie die übrigen berufstätigen Frauen 
behandelt werden? 

Meine direkte Frage an Sie: Werden Sie sich in 
dieser wichtigen Angelegenheit nicht nur beim 
Justizminister, sondern auch beim zuständigen 
Sozialminister einsetzen? 

Präsident: Frau Bundesministerin. 

Bundesministerin Maria Rauch-Kallat: Selbst­
verständlich, Herr Kollege. Es ist mir ein Anlie­
gen, daß die Scheidungssituation, die an sich 
schon psychologisch eine schwierige Situation ist, 
nicht auch noch in eine finanzielle Krise führt, 
wobei uns allen klar ist, daß das sehr oft der Fall 
ist, weil die Trennung der Partner bedeutet, daß 
eine zweite Wohnung gefunden und finanziert 
werden muß. Wir wissen alle, daß die Wohnungs­
situation in Österreich sehr angespannt und mit 
hohen Kosten verbunden ist. Das heißt, daß das 
natürlich in der Regel zu einer schwierigen Situa­
tion für alle Betroffenen führt, die auch eine fi­
nanzielle Schlechterstellung bedeutet. 

Wir werden daher alles unternehmen müssen, 
daß insbesondere jener Elternteil, der die Kinder 
behält, durch die Scheidung nicht in eine finan­
zielle Krise gerät, und ich werde alles tun, um zu 
erreichen, daß sowohl mit dem Justizminister als 
auch mit dem Sozialminister sichergestellt wird, 
daß eine Situation gegeben ist, in der Kinder auch 
weiterhin in Sicherheit aufwachsen können. 

Präsident: Danke. 

Kollegin Heindl stellt die nächste Zusatzfrage. 

Abgeordnete Christine Heindl (Grüne): Frau 
Bundesministerin! Ich beziehe mich auf Ihre Aus­
sage, Sie würden die gemeinsame Obsorge für 
Kinder tatsächlich unterstützen. Ich war verwun­
dert, daß Sie bei der Enquete "Frauen und 
Recht" nicht anwesend waren, wo genau dieser 
Punkt einer breiten Diskussion unterzogen wurde 
und wo Frauen aus ihrer Erfahrung aus der Pra­
xis und mit dem Justizbereich klar und deutlich 
gesagt haben, daß dies ein Rückschlag für die 
Frauen, aber auch für die betroffenen Kinder 
wäre. 

Ich frage Sie daher, ob Sie bereit sind, Ihre der­
zeitige Meinung noch einmal zu überarbeiten, mit 
den zuständigen ExpertInnen zu sprechen, um 
die negativen Folgen dieses Vorstoßes zu verhin­
dern, sie vor allem nicht weiter zu negieren, wie 
das der Kollege Hafner tut. Es sei keinem Mann 
verboten - wenn sich Mann und Frau einigen -, 
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für das Kind zu sorgen und seinen Pflichten nach­
zukommen. Aber es ist eigenartigerweise nicht 
ein Kampf um die Pflichten, sondern es geht 
schon wieder einmal um die Rechte. 

Präsident: Frau Bundesministerin. 

Bundesministerin Maria Rauch-Kallat: Frau 
Kollegin Heindl! Angesprochen auf die Enquete 
"Frauen und Recht" darf ich erstens einmal fest­
halten, daß es meine feste Absicht war, dorthin zu 
gehen. Aber es war mir - Sie können sich viel­
leicht den Terminkalender von Ministern vorstel­
len - wegen einer anderen Verpflichtung nicht 
möglich. Mein Ministerium hat aber sehr wohl die 
Herausgabe der Broschüre unterstützt, und daran 
können Sie sehen, daß mir sehr viel an der Sache 
gelegen ist. 

Ich habe ja auch bei der Beantwortung der Fra­
ge des Kollegen Hafner festgehalten, daß mir eine 
gemeinsame Obsorge nur dann durchführbar und 
sinnvoll erscheint, wenn beide Elternteile, also 
auch die Mutter, damit einverstanden sind. Man 
kann es den Müttern nicht verwehren, wenn sie es 
wünschen - ich bin zum Beispiel eine derer ge­
wesen, die das auch ohne rechtliche Situation ge­
schafft hat -, obzwar sie in der Partnerschaft, im 
Zusammenleben getrennt sind, was aber nicht be­
deutet, daß man nicht weiterhin gemeinsam für 
die Kinder sorgen kann, daß sie diese gemeinsame 
Obsorge auch rechtlich zuerkannt bekommen. 
Ich habe selbst eine Arbeitsgruppe beauftragt, für 
mich Unterlagen zu erarbeiten, welche Schwierig­
keiten für Frauen, die ja in der Mehrzahl die Kin­
der erziehen, durch das gemeinsame Obsorge­
recht entstehen könnten beziehungsweise auch 
durch geplante Veränderungen im Unterhalts­
recht oder in der Scheidungsreform. Ich bin aber 
selbstverständlich gerne bereit, mit allen, die sich 
mit dieser Frage beschäftigen, in den Dialog zu 
treten. um die bestmögliche Lösung zu finden. 

Präsident: Danke. - Frau Abgeordnete Dr. 
Karlsson. 

Abgeordnete Dr. Irmtraut Karlsson (SPÖ): 
Frau Bundesministerin! In diesem Zusammen­
hang scheint mir eher die Gefahr zu bestehen, 
daß den Vätern zu viele Rechte eingeräumt wer­
den und daß eine zu große Aufmerksamkeit auf 
dieses Problem gelenkt wird. Ich möchte fragen: 
Welche Maßnahmen setzen Sie, um gegen die 
Diskriminierung der alleinerziehenden berufstäti­
gen Mütter, die dieser viel eher ausgesetzt sind, 
anzukämpfen? 

Präsident: Frau Bundesministerin. 

Bundesministerin Maria Rauch-Kallat: Gleich 
vorweg, Frau Kollegin: Wir können nicht auf der 
einen Seite in Familien, wo die Elternteile verhei­
ratet sind, die Väter permanent in die Pflicht neh-

men wollen und sie an ihre Pflichten auch in der 
Erziehungsfrage erinnern und sie dazu anhalten, 
ihre Pflichten auch wahrzunehmen in Form der 
Beschäftigung mit den Kindern und der Sorge für 
die Kinder, und in dem Moment, in dem die Ehe 
geschieden wird, die Väter dann völlig aus dieser 
Verpflichtung entlassen und sie auf ihre finanziel­
len Pflichten beschränken. So sehe ich das Pro­
blem eigentlich nicht. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sicherzustellen ist, Frau Kollegin, daß Väter 
diese Pflicht nicht mißbrauchen, um die Mutter 
unter Druck zu setzen. Das ist ein ganz, ganz we­
sentlicher Punkt, und diese Gefahr sehe ich auch. 
Es wäre aber eine Unterstellung, das allen Vätern 
anzuhaften, es gibt sicher viele, die für ihre Kin­
der das Beste wollen, auch wenn die Partnerschaft 
gescheitert ist. 

Generell wird uns natürlich die Situation der 
Frauen - in der Mehrheit sind es die Frauen, die 
für die Kinder sorgen - nach einer Scheidung ein 
besonderes Anliegen sein. Das bedeutet natürlich 
die Sicherstellung von Kinderbetreuungseinrich­
tungen, und zwar von ganztägigen Kinderbetreu­
ungseinrichtungen, von ausreichenden Kinderbe­
treuungseinrichtungen, sowohl in der Vorkinder­
gartenphase als auch in der Kindergartenphase als 
auch in der Schulphase. Insofern gibt es jetzt auch 
die Möglichkeit der verstärkten Erweiterung der 
ganztägigen Schulformen mit der Schulorganisa­
tionsgesetz-Novelle. Es gibt auch einen Minister­
ratsvortrag von der Kollegin Dohnal und mir in 
bezug auf Verhandlungen mit den Ländern für 
die Sicherstellung von Kinderbetreuungseinrich­
tungen in ausreichender Zahl und mit entspre­
chender Flexibilität bei den Öffnungszeiten. 

Darüber hinaus wird natürlich auch die finan­
zielle Situation zu bedenken sein, da Frauen, 
wenn sie Kinder versorgen, natürlich oft die Mög­
lichkeit genommen ist, ganztägig berufstätig zu 
sein. Da wäre auch ein entsprechender Ausgleich 
zu schaffen. 

Präsident: Danke. 

Damit ist der vierte Komplex erledigt. 

Die Kollegin Regina Heiß (ÖVP) formuliert die 
5. Frage. 

Abgeordnete Regina Heiß: Frau Bundesmini­
sterin! Es ist in nicht wenigen Studien dokumen­
tiert, daß eine Reihe von Jugendlichen auch mit 
Orientierungslosigkeit konfrontiert ist. Meine 
Frage daher an Sie: 

415/M 
Was tut das Familienministerium gegen die 

Orientierungslosigkeit junger Menschen. die in ei­
ner Reihe von Studien dokumentiert wird? 
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Bundesministerin Maria Rauch-Kallat: Frau 
Kollegin! Ich würde nicht von vornherein unter­
stellen, daß alle Jugendlichen orientierungslos 
sind. Ich bin sehr froh, daß es generell sehr posi­
tiv eingestellte Jugendliche gibt, sodaß wir insbe­
sondere auf diese sehr stolz sein können. Aber es 
gibt sehr wohl auch Gruppen von Jugendlichen, 
die offensichtlich entwurzelt, unsicher, orientie­
rungslos sind. Sehr oft sind es Kinder und Ju­
gendliche, die mit Scheidungssituationen oder 
schwierigen sozialen Verhältnissen konfrontiert 
sind, Jugendliche in schwierigen Regionen, wo 
große Arbeitslosigkeit herrscht. Aber auch in der 
Anonymität, in der Isolation der Großstadt ent­
wickeln sich Gruppen, die gewalttätig, radikal 
werden, was wir leider in der letzten Zeit nicht 
nur in unserem Land, sondern auch im Ausland 
beobachten konnten. Und dem sollten wir entge­
genwirken. 

Dabei ist zu bedenken, daß die Jugendorganisa­
tionen, die noch in der Zeit nach dem Zweiten 
Weltkrieg eine wesentliche Orientierungshilfe 
den österreichischen Jugendlichen boten, immer 
mehr an Bedeutung verlieren und daß die Singu­
larisierung auch in der Jugend Platz greift. 

Es wird uns daher darum gehen, positive Bei­
spiele aufzuzeigen und uns besonders diesen 
Gruppen zuzuwenden. 

Der Bericht über die Rechte des Kindes und 
der Österreich ische Jugendbericht, die jetzt beide 
vorliegen, zeigen uns die Problembereiche auf. 
Wir werden in Kenntnis dieser Problem bereiche 
auch entsprechende Maßnahmen setzen. 

Es wurde in der Zwischenzeit in meinem Res­
sort ein komplettes Programm für Jugendliche 
aus benachteiligten Gruppen oder für solche, die 
sich subjektiv benachteiligt fühlen, in Angriff ge­
nommen. Dazu gehört auch die Gruppe der 
Lehrlinge, die sich gegenüber der Studentengrup­
pe gesellschaftlich benachteiligt fühlt. Wir wer­
den versuchen, Maßnahmen zu setzen, die diesen 
Jugendlichen die Möglichkeiten geben, auch ein 
starkes Ich-Bewußtsein, Selbstbewußtsein zu ent­
wickeln, sodaß sie sich nicht subjektiv schlechter 
fühlen als Jugendliche, die studieren. Wir haben 
da auch einer Entwicklung Platz gelassen, die of­
fensichtlich das Studium als die einzige Möglich­
keit sieht. 

Wir haben uns aber auch Gruppen zugewandt, 
die besonders in Schwierigkeiten sind - das sind 
drogensüchtige Jugendliche, das sind Jugendliche 
in Strafanstalten -, und dort mit Aktionen ange­
setzt, damit sie vor allem die Zeit danach bewälti­
gen können. 

Präsident: Zusatzfrage? - Bitte. 

Abgeordnete Regina Heiß: Frau Bundesmini­
sterin! Sie haben unter anderem die Gruppe der 
Lehrlinge angesprochen. Ich komme aus einem 
ländlichen Bereich und kenne die Probleme, mit 
denen Lehrlinge konfrontiert sind. Ich spreche 
nun speziell die Lehrlingsfreifahrt an. Wie Sie 
wissen, entspricht im ländlichen Bereich die Ver­
kehrssituation noch nicht so den Anforderungen, 
und daher kann nicht jeder Lehrling täglich nach 
Hause fahren, sehr viele Lehrlinge sind schon 
Wochenpendler. Diese Gruppe ist derzeit von der 
Inanspruchnahme der Lehrlingsfreifahrt ausge­
schlossen. 

Gehen Ihre Bemühungen dahin, eine generelle 
Basis für die Lehrlingsfreifahrt zu schaffen? 

Präsident: Bitte sehr. 

Bundesministerin Maria Rauch-Kallat: Frau 
Kollegin! Ich bin in der glücklichen Lage, diesbe­
züglich schon mit einem Ergebnis aufwarten zu 
können. Es ist erfreulicherweise gelungen, im 
Zuge der Budgetverhandlungen trotz der schwie­
rigen Situation auch beim Familienlastenaus­
gleich zumindest einen ersten Schritt in Richtung 
Gleichstellung mit den Schülern, was die Schul­
fahrtbeihilfen betrifft, zu setzen, sodaß wir auch 
Lehrlingsfahrtbeihilfen jenen Lehrlingen, die 
kein öffentliches Verkehrsmittel zur Verfügung 
haben, ab dem Jahr 1994 gewähren können. Wir 
haben dafür einen Betrag zur Verfügung gestellt, 
der jenem der Schulfahrtbeihilfen entspricht. Wir 
arbeiten derzeit gerade an dem Modell, das die 
Höhe festlegen soll. 

Ich bin sehr froh darüber, daß es damit gelun­
gen ist, auch einer langjährigen Forderung der 
Lehrlingsorganisationen, der Gewerkschaftsorga­
nisationen, die auch für Lehrlinge tätig sind, zu 
entsprechen, und daß damit auch gezeigt werden 
kann, daß wir die Forderungen der jungen Men­
schen ernst nehmen und auch versuchen, sie auch 
in schwierigen Zeiten umzusetzen. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Präsident: Nächste Zusatzfrage: Abgeordneter 
Scheibner. 

Abgeordneter Scheibner (FPÖ): Frau Bundes­
ministerin! Sie haben in Ihrer Beantwortung der 
Anfrage von Frau Kollegin Heiß zugegeben, daß 
es das Problem der Orientierungslosigkeit bei ei­
nem Teilbereich der Jugendlichen gibt. Sie haben 
aber keine konkreten Lösungsansätze aus Ihrem 
Ressort genannt. Sie haben gesagt, es gebe Be­
richte und Sie würden Maßnahmen setzen. 

Frau Ministerin! Meine Frage jetzt an Sie: Wei­
che konkreten Maßnahmen haben Sie vor bezie­
hungsweise haben Sie bereits verwirklicht, um 
den direkten Kontakt zu den Jugendlichen zu fin­
den? Ich glaube, es reicht nicht aus, irgendwelche 

134. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 15 von 157

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVIII. GP - 134. Sitzung - 21. Oktober 1993 15503 

Scheibner 

Studien erstellen zu lassen und darauf zu warten, 
daß die Jugendlichen von selbst kommen. Sie 
müssen konkrete Maßnahmen setzen, damit Sie 
an die Jugendlichen herankommen und ihnen ei­
nen Weg in die Gesellschaft weisen können, was 
einen Beitrag für ihre eigene Zukunft bedeutet. 

Präsident: Bitte sehr. 

Bundesministerin Maria Rauch-Kallat: Herr 
Kollege! Ich wurde vom Herrn Präsidenten zur 
Kürze gemahnt, damit auch die ... 

Präsident: Aber leise, leise. 

Bundesministerin Maria Rauch-Kallat (fortset­
zend): Sie haben mich nur leise zur Kürze ge­
mahnt, daher habe ich natürlich nicht alle Maß­
nahmen aufgezählt, die jetzt schon getroffen wer­
den. 

Ich gebe Ihnen aber vollkommen recht, wenn 
Sie sagen, daß es nicht mit Studien, nicht in Ar­
beitsgruppen geschehen kann, sondern daß kon­
krete Maßnahmen gesetzt werden müssen. 

Ich darf Ihnen eine ganz konkrete Maßnahme 
nennen, die wir seit einem halben Jahr durchfüh­
ren: Das Bundesministerium für Umwelt, Jugend 
und Familie betreibt seit einigen Jahren eine mo­
bile Jugendinformation. Das heißt, ein Infobus 
mit Spielen, mit Animation, mit konkreten, at­
traktiven Angeboten fährt jeweils zu Schauplät­
zen, wo es schwierige Jugendliche gibt, etwa auf 
Kinderfesten, Jugendfesten. Wir haben diesen 
Bus seit einem halben Jahr auch regelmäßig in die 
Jugendstrafanstalt Gerasdorf geschickt, um mit 
den straffällig gewordenen Jugendlichen gemein­
sam zu arbeiten. Wir haben sehr, sehr positive 
Rückmeldungen. Es wird jetzt auch ein Rehabili­
tationsprogramm entwickelt, das sich damit be­
schäftigt, was passiert, wenn diese Jugendlichen 
dann herauskommen, und das dann auch fortge­
setzt wird. 

Das ist ein ganz konkretes Projekt, das seit ei­
nem halben Jahr von meinem Haus durchgeführt 
wird. Ich könnte Ihnen jetzt auch noch einige an­
dere nennen, etwa im Drogenbereich. im Präven­
tionsbereich, wo wir bereits in Jugendorganisatio­
nen, an Schulen tätig sind, auch in Zusammenar­
beit mit dem Unterrichtsministerium. Aber ich 
bin gerne bereit, Ihnen einen Katalog dieser Maß­
nahmen schriftlich zu übermitteln. 

Präsident: Danke, Frau Bundesministerin. 

Kollegin Heindl ist am Wort. 

Abgeordnete Christi ne Heindl (Grüne): Frau 
Bundesministerin! Mir geht es bei den Jugendli­
chen um jene, die mit Gewalt in der Familie auf­
gewachsen sind. Die Zahl ist mehr als alarmie­
rend, würde ich sagen, jeder einzelne ist zuviel. 

Ich frage Sie daher: Bis wann werden Sie sich da­
für einsetzen, daß das Trennungsrecht der Kinder 
von ihren Eltern primär auf gerichtlicher Ebene 
akzeptiert wird und auf praktischer Ebene auch 
umsetzbar ist, das heißt, daß auch eine ausrei­
chende Zahl von Kinder- und Jugendwohnge­
meinschaften in ganz Österreich geschaffen wird? 

Präsident: Frau Bundesministerin. 

Bundesministerin Maria Rauch-Kallat: Frau 
Kollegin! Ich nehme an, Sie meinen damit jene 
rechtliche Möglichkeit, die in den Vereinigten 
Staaten und in England jetzt "Scheidung von den 
Eltern" genannt wurde. Die rechtlichen Grundla­
gen dafür werden vom Justizminister zu schaffen 
sein. Ich meine, das sollte in krassen Situationen 
auch möglich sein. 

Für wesentlich halte ich es aber, daß sehr kon­
kret, wenn schon nicht die rechtliche Veranke­
rung, so doch die Möglichkeit für Jugendliche be­
steht, in einer Situation aufzuwachsen, die ihnen 
eine friedliche Entwicklung, eine Persönlichkeits­
entwicklung ermöglicht, die sie auch später befä­
higt, gewaltfrei in ihren eigenen Familien zu le­
ben. 

Wir haben im Bereich der Jugendwohlfahrt 
Gott sei Dank eine Entwicklung, die weg von der 
Heimerziehung hin zu einer Gruppen-, Familien­
gruppenlösung geht. Es gibt sehr gute Modelle, 
die bereits sehr gut funktionieren. 

Ich darf Sie nur darauf hinweisen, daß diese 
Modelle und die ganze Jugendwohlfahrt Landes­
sache sind und daher in der Kompetenz der Län­
der durchgeführt werden. Ich bin aber gerne be­
reit, vom eigenen Haus aus, wie mir das der Rech­
nungshof zubilligt, Modellprojekte zu fördern, 
die neue Ansätze in der Familiengruppe sehen. 
Aber Sie wissen, daß der Bund nur dann eingrei­
fen kann, wenn keine Länderkompetenz gegeben 
ist. 

Präsident: Danke. 

Zusatzfrage: Frau Abgeordnete Sophie Bauer. 

Abgeordnete Sophie Bauer (SPÖ): Frau Bun­
desminister! Planen Sie, weitere Studien und Un­
tersuchungen, die sich mit Jugendproblemen be­
fassen, in Auftrag zu geben? 

Präsident: Frau Bundesministerin. 

Bundesministerin Maria Rauch-Kallat: Frau 
Kollegin! Wir haben eine Reihe von Jugendstu­
dien in den letzten Jahren durchgeführt, insbe­
sondere auch die Erstellung des Jugendberichts, 
der in der Zwischenzeit dem Parlament zugemit­
telt wurde und der in seiner umfangreichen Dar­
stellung wahrscheinlich Gelegenheit geben wird, 
sehr ausführlich das Jugendproblem zu erörtern. 
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Bundesministerin Maria Rauch-Kallat 

Ich möchte in diesem Zusammenhang meinen 
Wunsch und meine Forderungen neuerlich depo­
nieren und an Sie, an das Parlament appellieren, 
einen Jugendausschuß einzurichten, speziell für 
die Belange Jugendlicher unter Miteinbeziehung 
junger Menschen in diesen Ausschuß als Exper­
ten. Ich hoffe sehr, daß dieser Jugendausschuß 
verwirklichbar ist. Das wäre nämlich eine ausge­
zeichnete Gelegenheit, nicht nur den Jugendbe­
richt, sondern auch den Bericht über die Rechte 
des Kindes, der ebenfalls hier im Hause liegt, dort 
einer speziellen Behandlung zu unterziehen. 

Darüber hinaus haben wir auch - wir werden 
das morgen vorstellen - eine Studie über das Po­
Iitikverständnis junger Menschen erstellt, und ich 
meine, daß wir jetzt derart viele Studien bereits 
im Ergebnis vorliegen haben, daß es jetzt darum 
geht, Maßnahmen zu setzen, die sich aus diesen 
Studien ergeben. Ich stehe aber nicht an, wenn 
sich eine Notwendigkeit in einer speziellen Frage 
aus der Diskussion dieser Berichte ergibt, die 
noch zu untersuchen ist, zu sagen, daß wir das tun 
werden. Ansonsten plädiere ich dafür, jetzt Maß­
nahmen zu setzen und die Ergebnisse umzuset­
zen. 

Präsident: Danke vielmals, Frau Bundesmini­
sterin. 

Damit ist die Fragestunde beendet. 

Zuweisungen 

Präsident: Hinsichtlich der eingelangten Ver­
handlungsgegenstände und deren Zuweisungen 
verweise ich gemäß § 23 Abs. 4 der Geschäftsord­
nung auf die im Sitzungssaal schriftlich verteilte 
Mitteilung. 

Wortlaut der Zuweisungen: 

Zuweisungen in dieser Sitzung: 

Budgetausschuß: 

Bundesgesetz, mit dem Überschreitungen von 
Ausgabenansätzen der AnLage I des Bundesfinanz­
gesetzes 1993 bewilligt werden (Budgetüberschrei­
tungsgesetz 1993 - BÜG 1993) (1258 der BeiLa­
gen), 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesfinanzgesetz 
1993 geändert wird (Bllndesfinanzgesetznovelle 
1993 - BFG-Novelle 1993) (1259 der Beilagen); 

Finanzausschllß: 

Antrag 619/A der Abgeordneten Mag. Schreiner 
und Genossen betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Weinsteuergesetz 1992 geändert wird; 

Gesundheilsausschuß: 

Bundesgesetz über das Herstellen und das 1nver­
kehrbringen von Tabakerzeugnissen sowie die 

Werbung für Tabakerzeugnisse und den Nichtrau­
cherschutz (Tabakgeselz) (1246 der Beilagen); 

Handelsausschuß: 

Bundesgesetz, mit dem das Patentgesetz 1970 
und das Gebührengeselz 1957 geändert werden 
(1234 der Beilagen), 

Bundesgesetz über den Schutz von Gebrauchs­
mustern (Gebrauchsmustergesetz - GMG) (1235 
der Beilagen); 

Justizausschuß: 

Bundesgesetz, mit dem das Gnadenverfahren in 
der Strafprozeßordnung neu geregelt wird (1280 
der Beilagen); 

Ausschuß für Land- und Forstwirtschaft: 

Bundesgesetz, mit dem das Agrarverfahrensge­
setz geändert wird (1248 der Beilagen); 

Umweltausschuß: 

Antrag 622/A (E) der Abgeordneten Mag. 
Schweitzer und Genossen betreffend Müllvermei­
dung stall Müllverwaltung; 

Ve rfassungsausschuß: 

Antrag 617/A der Abgeordneten Dr. Fuhrmann 
und Genossen betreffend ein Bundesverfassungs­
gesetz, mit dem die Bestimmungen über die Wahl 
des Bürgermeisters im Bundes- Verfassungsgesetz 
in der Fassung von 1929 geändert werden, 

Antrag 618/A der Abgeordneten Dr. Haider und 
Genossen betreffend ein Bundes verfassungsgese tz, 
mit dem das Bundes- Verfassungsgesetz 1920 in der 
Fassung 1929, in der geltenden Fassung geändert 
wird, 

Antrag 620/A der Abgeordneten Dr. Khol und 
Genossen betreffend ein Bundesverfassungsgesetz, 
mit dem das Bundes- Verfassungsgesetz in der Fas­
sung von 1929 geändert wird; 

Verkehrsausschuß: 

Bundesgesetz, mit dem das Postgesetz geändert 
wird (1231 der Beilagen), 

Bundesgesetz über die Austro Control Gesell­
schaft mit beschränkter Haftung, mit dem das Luft­
fahrtgesetz und das Bundesgesetz über den zwi­
schenstaatLichen Luftverkehr geändert werden 
(12./7 der Beilagen); 

Ausschuß für Wissenschaft und Forschung: 

Amrag 621/A der Abgeordneten Dr. Brünner, 
Dr. Stippel und Genossen betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Akademie-Organisationsgesetz 
geändert wird, 

Amrag 623/A der Abgeordneten Dr. Renoldner 
und Genossen betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Bundesgesetz über das Bundesforschungs­
und Prüfzentrum Arsenal - ArsenalG geändert 
wird. 

***** 
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Präsident 

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident: Es liegt mir der Vorschlag vor, die 
Debatte über die Punkte 2 und 3 sowie 6 und 7 
der heutigen Tagesordnung jeweils zusammenzu­
fassen. 

Wird dagegen eine Einwendung erhoben? -
Das ist nicht der Fall. 

Dann gehen wir so vor und schreiten zur Ta­
gesordnung. 

Redezeitbeschränkungen 

Präsident: Ich habe der Präsidialkonferenz im 
Sinne der neuen Geschäftsordung einen Vor­
schlag über Gestaltung und Dauer der Debatten 
zur gesamten Tagesordnung unterbreitet. 

Demgemäß sollen folgende Gesamtredezeiten 
in der Debatte über den Tagesordungspunkt 1 
festgelegt werden: SPÖ: 76 Minuten, ÖVP: 66 Mi­
nuten, FPÖ: 50 Minuten, Grüner Klub: 40 Minu­
ten sowie Liberales Forum: 30 Minuten. Die Re­
dezeit der Abgeordneten ohne Klubzugehörigkeit 
soll 10 Minuten betragen. 

Ferner werden folgende Gesamtredezeiten in 
den Debatten über die Tagesordnungspunkte 2 
und 3 sowie 6 und 7 vorgeschlagen: SPO: 70 Mi­
nuten, ÖVP: 60 Minuten, FPÖ: 44 Minuten, Grü­
ner Klub: 34 Minuten sowie Liberales Forum: 24 
Minuten. Die Redezeit der Abgeordneten ohne 
Klubzugehörigkeit soll 10 Minuten betragen. 

Weiters soll für die Debatten über die Tages­
ordnungspunkte 4 und 5 eine Redezeit von 10 
Minuten pro Redner festgelegt werden, wobei ei­
nem Redner jedes Klubs dennoch eine Redezeit 
von 20 Minuten zusteht. 

Über diesen Vorschlag ist Konsens erreicht 
worden, sodaß er nunmehr dem Nationalrat zur 
Beschlußfassung im Sinne des § 57 unterbreitet 
wird. 

Gibt es dagegen Einwendungen? - Das ist 
nicht der Fall. Dann hat der Nationalrat diesen 
Vorschlag genehmigt. 

1. Punkt: Bericht des Außenpolitischen Aus­
schusses über den Außenpolitischen Bericht der 
Bundesregierung (111-130 der Beilagen) über das 
Jahr 1992 (1241 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zum 1. 
Punkt der Tagesordnung: Außenpolitischer Be­
richt der Bundesregierung über das Jahr 1992. 

Frau Abgeordnete Graenitz leitet die Debatte 
als Berichterstatterin ein. 

Berichterstatterin Dkfm. Ilona Graenitz: Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Der gegenständliche, vom Bundesminister 
für auswärtige Angelegenheiten ausgearbeitete 
Außenpolitische Bericht der Bundesregierung 
wurde dem Nationalrat am 26. Mai 1993 zur ge­
schäftsordnungsmäßigen Behandlung unterbrei­
tet. 

Der Außenpolitische Ausschuß hat den gegen­
ständlichen Bericht in seiner Sitzung am 16. Sep­
tember 1993 in Verhandlung genommen. 

Nach einer ausführlichen Debatte hat der Au­
ßenpolitische Ausschuß mit Stimmenmehrheit 
beschlossen, dem Nationalrat die Kenntnisnahme 
des Berichtes zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Au­
ßenpolitische Ausschuß den An t rag, der Na­
tionalrat wolle den Außenpolitischen Bericht der 
Bundesregierung 1992 (III-130 der Beilagen) zur 
Kenntnis nehmen. 

Da der Außenpolitische Bericht eine Fülle von 
Details enthält und es sicherlich eine ausführliche 
Debatte dazu geben wird, ersuche ich Sie, Herr 
Präsident, die Debatte fortzusetzen. 

Präsident: Ich danke der Frau Berichterstatte­
rin. 

Wir gehen in die Debatte ein. Zu Wort gemel­
det hat sich der Herr Bundesminister. Ich erteile 
es ihm. 

lOJJ6 

Bundesminister für auswärtige Angelegenhei­
ten Dr. Mock: Hohes Haus! Ich möchte die heuti­
ge Präsentation des Außenpolitischen Berichtes 
für das Jahr 1992, der natürlich immer mit einer 
gewissen Zeitverzögerung im Nationalrat und im 
Bundesrat zur Behandlung gelangt, dazu benüt­
zen, um aus der Fülle der aktuellen Fragen der 
österreichischen Außenpolitik jene drei Themen­
bereiche hervorzuheben, die stellvertretend für 
die zentralen Herausforderungen unserer aktuel­
len Außen- und Sicherheitspolitik stehen und da­
durch auch die Aktualität des Außenpolitischen 
Berichtes verbessern. 

Was die drei wichtigsten Themenbereiche be­
trifft, so handelt es sich erstens um den Prozeß 
der Europäischen Integration und den Stand un­
serer Beitrittsverhandlungen zur Europäischen 
Gemeinschaft. Damit hängt eng zusammen die 
Zukunft der europäischen Sicherheitspolitik und 
Österreichs Platz in den künftigen sicherheits po­
Iitischen Strukturen Europas. Das dritte Thema 
ist die Entwicklung der Tragödie auf dem Gebiet 
des ehemaligen Jugoslawien. 
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Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten Dr. Mock 

Lassen Sie mich mit dem Thema der Beitritts­
verhandlungen zur Europäischen Gemeinschaft 
beginnen. 

Wo stehen wir nach drei Verhandlungsrunden 
auf politischer Ebene? Fünf Sitzungen der stell­
vertretenden Verhandlungsleiter, 36 exploratori­
sche Gespräche mit der EG-Kommission und 
über 120 Sitzungen zur Prüfung des Rechtsbe­
standes der Gemeinschaft. Die letzte und dritte 
Verhandlungsrunde auf Ministerebene, die am 5. 
Oktober 1993 in Luxemburg stattfand, bot Gele­
genheit, über das bisher Erreichte Bilanz zu zie­
hen. 

Folgende neun der insgesamt 29 Verhandlungs­
kapitel gelten als abgeschlossen: die Freizügigkeit 
der Arbeitnehmer, der freie Kapitalverkehr, Ver­
braucher- und Gesundheitsschutz, allgemeine 
und berufliche Bildung, Gesellschaftsrecht, Fi­
scherei, Industriepolitik, Statistik und Energie. 

Dabei waren bisher eine Reihe von Kapiteln 
formell von den Verhandlungen ausgeschlossen, 
da man gesagt hat, daß vor allem Fragen der Si­
cherheits- und Außenpolitik und der Zusammen­
arbeit, die die Innenministerien und Justizmini­
sterien betreffen, erst nach Inkrafttreten des 
Maastrichter Abkommens in die Verhandlungen 
eingebunden werden. 

Ich muß hinzufügen, daß natürlich schon in ei­
ner Reihe anderer Punkte, Einzelpunkte, der 
noch nicht erledigten Kapitel Fortschritte erzielt 
werden konnten. Was natürlich wichtig ist, betont 
zu werden, ist, daß in zentralen, schwierigen Fra­
gen eine Einigung auf konkrete Lösungsansätze 
noch aussteht. 

Hier muß ich vor allem die Transitfrage erwäh­
nen. Österreich will den gesamten ökologischen 
Inhalt des Transitabkommens, das heißt die ge­
samte Schutzfunktion zur Erhaltung der Umwelt, 
in diese neue Vertragssituation der Vollmitglied­
schaft übertragen. Wir haben uns seinerzeit in 
diesem Vertrag, dem Transitvertrag, der am 
1. Jänner dieses Jahres in Kraft getreten ist, mit 
der Gemeinschaft auf einen bestimmten Schutz 
der Umwelt und der Bevölkerung vor den viel­
fach unzumutbar gewordenen Belastungen geei­
nigt. 

Das heißt, wir haben in dieser Frage in Öster­
reich nicht nur einen Standard erreicht, der über 
dem der EG liegt, sondern wir haben auch einen 
Vertrag abgeschlossen, in dem wir beide - Eu­
ropäische Gemeinschaft und Österreich - deut­
lich gesagt haben: Wir wollen diesen Schutz in 
dem Ausmaß, wie er zum Beispiel durch die Ziel­
vorgabe, Reduzierung der Luftverschmutzung in 
zwölf Jahren um 60 Prozent, gegeben ist. Wir ha­
ben dieses Ziel erreicht, wir stehen zu dieser Ziel-

setzung, sagen beide ja dazu - in einem gemein­
samen Vertrag. 

Es wäre doch völlig unverständlich, jetzt von 
diesem Niveau abzugehen, nur weil wir nicht 
mehr Außenstehender sind, sondern Mitglied der 
Europäischen Gemeinschaft geworden sind. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Es ist daher meiner Auffassung nach - auch 
wenn ich weiß, daß Logik nicht immer die Politik 
bestimmt - eine logische Konsequenz - und das 
liegt im Interesse beider Länder und entspricht 
überdies auch dem konkreten Auftrag des Natio­
nalrates -, daß wir von diesem Standard nicht 
abgehen. 

Am 22. September hat die EG-Kommission ein 
internes Richtlinienpapier für die Ausarbeitung 
einer "draft common position" der Zwölf in der 
Transitfrage verfaßt und darin die Verhandlungs­
ziele der Gemeinschaften näher definiert. Ein er­
freulicher Punkt ist der, daß die Kommission nun 
auch im Rahmen des Beitrittsprozesses sehr klar 
die grundsätzliche Notwendigkeit anerkannt hat, 
eine Lösung für die Umweltbelastung zu finden, 
welche der Straßenverkehr verursacht. 

Meine Damen und Herren! Man darf nicht ver­
gessen, daß die Europäische Gemeinschaft seiner­
zeit bei Beginn der Verhandlungen über den 
Transitvertrag von der Verhandlungsposition aus­
gegangen ist: freie Wahl des Verkehrsträgers und 
volle Liberalisierung. Das heißt, sie ist genau vom 
Gegenteil unserer Position ausgegangen. Heute 
ist immerhin im Transitvertrag eine Übereinstim­
mung erreicht worden, wonach, wie ich vorhin 
gesagt habe, die UmweItbelastung über einen 
Zeitraum von zwölf Jahren um 60 Prozent redu­
ziert werden muß. 

Natürlich finden sich in diesem Papier der 
Kommission eine Reihe von Argumenten, die 
darauf abzielen, den ökologischen Gehalt des 
Transitvertrages einzuschränken. Vor allem will 
die Europäische Gemeinschaft die Verkehrsbe­
schränkungen nur für sogenannte sensitive Ge­
biete zulassen. 

Ich vertrete weiterhin die Auffassung, daß der 
gesamte ökologische Standard des Transitvertra­
ges erhalten werden muß, und in den Bereichen, 
in denen er heute gesichert ist, können wir ihn 
nicht absenken. Ich glaube, daß das nicht nur, wie 
ich vorhin gesagt habe, in der Sache eine richtige 
Haltung ist, sondern auch dem hohen Symbolge­
halt entspricht, den der Transitvertrag für die 
Glaubwürdigkeit der gesamten EG-Beitrittsver­
handlungen und überhaupt für den europäischen 
Integrationsprozeß hat, gerade bei jenen Bürgern, 
die vom internationalen Lastenverkehr besonders 
betroffen sind, vor allem in unseren Berggebie-
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Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten Dr. Mock 

ten. (Beifall bei der Ö VP und bei Abgeordneten 
der SPÖ.) 

Wir sind bereit, über die Bereiche zu reden, wo 
allenfalls nachgewiesen werden kann, daß EG­
Länder bei uns diskriminiert werden. Wir wollen 
keine Diskriminierung, wir sind auch der Auffas­
sung, daß wir uns an maximalen Normen des öko­
logischen Schutzes für die Umwelt halten sollen. 
Das ist für mich keine gefährliche Drohung, son­
dern eher eine natürliche Frage, die gelöst werden 
muß im Zusammenhang mit den Beitrittsver­
handlungen, nämlich daß man sich nicht Privile­
gien zugunsten des eigenen Staatsbürgers heraus­
verhandelt. 

Aber der Schutz der Umwelt ist für mich nicht 
nur kein Privileg, sondern wir haben auch eine 
Vorreiterrolle für das gesamte Europa, denn ich 
bin überzeugt, daß sehr bald auch in anderen Tei­
len Europas dieser Schutz t:.ingeführt wird, der 
mit dem Transitvertrag für Osterreich festgelegt 
worden ist. Die politischen Diskussionen sind in 
dem Zusammenhang schon im Gange. Ich habe 
zuvor auf eine Diskussion verwiesen, die voriges 
Jahr in den französischen Pyrenäen begonnen 
hat, und zwar im Zusammenhang mit einem Stra­
ßentunnel, der von Frankreich nach Spanien füh­
ren soll. 

Ein weiteres Verhandlungsziel ist die Abschaf­
fung der Grenzkontrollen. Ich darf erinnern, daß 
im Rahmen des Transitausschusses bereits im Juli 
eine Arbeitsgruppe eingesetzt wurde, die die 
Möglichkeit einer elektronischen Ökopunktekon­
trolle näher prüfen soll. Es gibt inzwischen auch 
einen Pilotversuch auf der Tauern Autobahn. Bis 
zur Anwendung dieses neuen Verfahrens werden 
wir natürlich darauf insistieren, daß die bisherige 
Kontrolle im ökologischen Interesse aufrechter­
halten wird. 

Meine Damen und Herren! Ich habe diesen 
Transitvertrag bewußt an die Spitze gestellt, weil 
ich glaube, wie ich vorhin formuliert habe, daß er 
auch einen hohen Symbolwert für die Glaubwür­
digkeit in anderen Bereichen hat, die wir im Zuge 
der Beitrittsverhandlungen mit der Europäischen 
Gemeinschaft besprechen und abhandeln. 

Zweites Problem ist der Zweitwohnsitz. Es 
muß sichergestellt werden, daß die lokalansässige 
Bevölkerung zu vernünftigen Preisen Zugang zu 
Wohnraum hat. 

Ich möchte hier sehr offen sagen, daß die erste 
Reaktion der Europäischen Gemeinschaft darauf 
alles andere als besonders ermutigend war. Wir 
werden die Gespräche darüber fortführen, aber 
ohne eine zufriedenstellende Lösung in dieser 
Frage ist es für mich undenkbar, zu einem Bei­
trittsvertrag zu kommen, wobei zu sagen ist, daß 
es gleichgültig ist, ob diese Lösung durch Ver-

handlungen erreicht wird oder ob wir diese Lö­
sung finden aufgrund der eigenen Verfassungs­
und Gesetzeslage im Rahmen der österreichi­
schen Raumordnungspolitik. 

Ich habe bei der dritten Ministertagung am 
5. Oktober zu diesem Thema gesagt: Es kann hier 
keine gleichartige Lösung geben für die skandina­
vischen Länder und für Osterreich, denn es ist 
sehr wohl ein Unterschied, ob es sich um ein na­
tionales Gebiet handelt, das in der Nähe von ur­
banen Großzentren liegt, wo halt jeder gerne ei­
nen Zweitwohnsitz hat, wie zum Beispiel in der 
Schweiz oder in Österreich, oder um ein Gebiet, 
das im Norden Finnlands liegt und kaum be­
wohnt ist, wo natürlich die Attraktivität für die 
Einrichtung von Zweitwohnsitzen schon auf­
grund der klimatischen Situation nicht besonders 
groß ist. 

Im Bereich der Landwirtschaftsverhandlungen 
stellt sich die Situation derzeit wie folgt dar: 

Wir haben unsere Verhandlungsposition der 
EG-Kommission ausführlich erläutert, entspre­
chende Unterlagen übergeben. Die Kommission 
hat zu den österreichischen Forderungen im Juli 
vorläufig Stellung bezogen, ist jetzt dabei, schrift­
liche Unterlagen auszuarbeiten, die an die EG­
Mitgliedstaaten gehen, die dazu dienen sollen, 
Österreich eine offizielle Antwort zu geben. 

Es haben sich hier gewisse Verzögerungen im 
Verhandlungsprozeß aus der Tatsache ergeben, 
daß die Beamten der EG-Kommission massiv 
durch die GATT-Gespräche in Anspruch genom­
men werden. Ich habe dafür ein gewisses Ver­
ständnis. Wir vergessen nicht, daß sich gerade die 
EG in den GATT-Verhandlungen gegen die For­
derungen der Agrargroßproduzenten USA, Ka­
nada, um nur zwei zu nennen, mit Nachdruck zur 
Wehr setzt, um den bäuerlichen Familienbetrieb 
und die Voraussetzungen dafür zu erhalten. 

Wir haben daher auch Verständnis. daß sich ge­
wisse Verzögerungen in der Arbeit der Europäi­
schen Kommission ergeben haben. Nur wenn wir 
wirklich den Beitrittstermin 1. Jänner 1995 hal­
ten wollen, wie ihn die EG am S. Oktober neuer­
dings vorgegeben hat, dann muß auch die Ar­
beitskapazität in diesem Bereich in Brüssel ausge­
weitet werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zweifellos ist es so, daß der derzeitige Ver­
handlungsstand noch massive österreichische 
Überzeugungsarbeit notwendig macht. Zwar wird 
das Erfordernis von Übergangsmaßnahmen zur 
Preisangleichung auch von der Kommission gese­
hen, doch gehen die Ansichten bei Fragen des 
Marktzutritts, der Produktionsquoten, der Aus­
gleichszahlungen, der Abgrenzung benachteilig­
ter Gebiete, der Nebenerwerbsbauern oder der 
Genehmigung spezifischer österreichischer För-
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derungen auseinander. Für die wichtigsten Pro­
bleme im Bereich der Strukturförderung, das sind 
vor allem die Bergbauernausgleichszulage und die 
Fruchtfolgeförderung, zeichnen sich noch keine 
Lösungen ab. Es werden daher beträchtliche An­
strengungen erforderlich sein, um ein für beide 
Seiten akzeptables Verhandlungsresultat zu erzie­
len. 

Im Bereich der Regionalpolitik haben wir die 
Vorschläge der exploratorischen Gespräche im 
Mai 1993 vorgelegt. Da die Gemeinschaft inzwi­
schen ihre internen regional politischen Regelun­
gen überarbeitet hat, wird hier die Antwort auf 
die österreichischen Vorschläge erst in den kom­
menden Wochen erfolgen. Die Neufassung des 
regionalpolitischen Acquis hat Österreich im 
übrigen in seiner Überzeugung bestärkt, daß das 
Burgenland grundsätzlich die Kriterien eines so­
genannten Ziel-I-Gebietes erfüllt. Wir werden 
das auch verstärkt in unsere Gespräche einbauen. 

Für Österreich stellt die Bewahrung hoher Um­
weltstandards ein weiteres zentrales Anliegen in 
den Beitrittsverhandlungen mit der Gemeinschaft 
dar. Wir haben dies immer wieder zum Ausdruck 
gebracht. Von 30 speziellen Anliegen in diesem 
Bereich der Sicherung höherer Umweltstandards, 
die in Österreich gegeben sind, können 15 als ge­
löst angenommen werden. Teilweise stellte sich 
l?,ei den Acquisprüfungsgesprächen heraus, daß 
Ubergangsregelungen nicht erforderlich waren, 
teils wurden solche zugestanden. 

Ein Beispiel dafür ist, daß wir die fortschrittli­
cheren Lärmschutzbestimmungen sowohl in be­
zug auf österreichische Regionalflughäfen als 
auch hinsichtlich des zulässigen Geräuschpegels 
bei Kraftfahrzeugen solange beibehalten können, 
bis die Europäische Gemeinschaft strengere Be­
stimmungen in Kraft gesetzt hat. 

Die Umweltfrage ist aber auch vor dem Hinter­
grund zu sehen, daß Österreich und die EG 
durchaus gemeinsame Ziele verfolgen. Auch die 
Gemeinschaft hat sich 1987 mit den Einheitlichen 
Europäischen Akten zu einem generell hohen 
Schutzniveau verpflichtet und diese Haltung im 
Vertrag von Maastricht über die Europäische 
Union neuerlich bestätigt. Die F estlegung solcher 
Grundsätze stützt sich auch auf das rasch zuneh­
mende verbesserte Umweltbewußtsein in der Be­
völkerung manches EG-Mitgliedstaates, wo das 
bisher noch nicht gegeben war. leh hoffe daher, 
daß in einem überschaubaren Zeitraum auch für 
die offenen Punkte noch gemeinsame, akzeptable 
Lösungen gefunden werden. 

Unter den bisherigen Lösungen war sicherlich 
die gemeinsame Erklärung zum Thema Euratom 
besonders wichtig, weil mit diesem Verhand­
lungsergebnis klargestellt wurde, daß die österrei­
chische Politik, daß keine Kernkraftwerke gebaut 

werden und kein Abfall in Österreich deponiert 
wird, auch in Zukunft aufrechterhalten werden 
kann. 

Hohes Haus! Bei der Ministertagung am 5. Ok­
tober 1993 hat sich die Gemeinschaft für eine Be­
schleunigung des Verhandlungstempos ausge­
sprochen. Es wird daher am 9. November 1993 
eine zusätzliche Ministerrunde anberaumt. Der 
derzeitige Vorsitzende, Außenminister Willy 
Claes, hat in dieser Hinsicht ein besonders kon­
struktives Verhalten an den Tag gelegt und im­
mer wieder durch praktisch interne Maßnahmen, 
die sich ja in der Offentlichkeit herumreden, da­
für Sorge getragen, daß die Arbeitskapazität ver­
größert wird und die Verhandlungen beschleunigt 
werden. 

Wir werden alles tun, um diesem Ziel 1. Jänner 
1995, wie ich vorhin gesagt habe, zu entsprechen. 
Ich glaube, wenn beide Seiten auch in den kom­
menden Wochen mit Engagement und mit politi­
schem Willen an die Verhandlungen herangehen, 
könnte es möglich sein, diesen Termin zu halten. 
Gleichzeitig wissen wir, daß sehr viele Ereignisse 
- nicht nur die GATT-Verhandlungen, sondern 
auch die Tatsache, daß innerhalb von vier oder 
fünf Monaten 12 bis 14 Parlamente einen Bei­
trittsvertrag ratifizieren müssen - doch ein be­
trächtliches Unsicherheitsmoment enthalten, und 
es wird sich zeigen, ob dieser Zeitplan tatsächlich 
realisiert werden kann. 

In diesem Zusammenhang scheint es mir auch 
von Interesse zu sein, daß sich gewisse Grundsät­
ze für die Gestaltung der europäischen Ordnung 
immer stärker durchsetzen. Ich denke da insbe­
sondere an den Grundsatz der Subsidiarität, der 
vom Gedanken getragen ist, daß Entscheidungen 
soweit wie möglich auf Gemeindeebene, bundes­
staatlicher Ebene, Kantonsebene, Provinzebene 
gefunden werden sollen und nur das gemeinsam 
behandelt werden soll, was tatsächlich besser 
durch die Organe der Europäischen Gemein­
schaft gelöst werden kann. 

Für die zukünftige Entwicklung der Europäi­
schen Union kommt auch der Rechtsprechung 
der nationalen Gerichte ein wesentlicher Stellen­
wert zu. Ich möchte hier erwähnen, daß in diesem 
Zusammenhang das Erkenntnis vom 12. Oktober 
1993 vom Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe 
über die Klage gegen den Maastrichter Vertrag 
für uns in mehrfacher Hinsicht von großem Inter­
esse ist. Erstens hat die Zurückweisung der Kla­
gen durch den Gerichtshof die Vollendung des 
Ratifizierungsprozesses des Maastrichter Vertra­
ges ermöglicht, das heißt, überhaupt die Voraus­
setzung geschaffen - abgesehen von anderen 
möglichen Hindernissen -, den Vertrag mit 
1. November 1993 in Kraft treten zu lassen. 
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Die Bundesregierung hat das Projekt der Eu­
ropäischen Union von Anfang an begrüßt und be­
grüßt daher auch diese klare Entscheidung, die 
sicherstellt, daß dieser Maastrichter Vertrag auch 
Realität wird. Die Durchführung des Vertrages 
wird meiner Auffassung nach ohnehin einen be­
trächtlich längeren Zeitraum in Anspruch neh­
men, als das im Jahr 1992, als dieser Vertrag aus­
gearbeitet wurde, beabsichtigt war oder erwartet 
wurde. 

Der Vertrag über die Europäische Union ist si­
cherlich nicht ohne Schwächen. Er enthält natür­
lich als Ergebnis zwischen zwölf souveränen und 
demokratischen Staaten auch manche schwierige, 
komplizierte, nicht sehr klare Kompromißformel. 
Die Grundausrichtung des Vertrages und seine 
wesentlichen Elemente sind meiner Auffassung 
nach jedoch eine richtige und notwendige Ant­
wort der Gemeinschaft auf die veränderten Be­
dingungen der neunziger Jahre. 

Zweitens ist das Urteil des Verfassungsgerichts­
hofes für uns auch deshalb von Bedeutung, weil 
es auch unser Selbstverständnis in jeder Hinsicht 
bestätigt. Nummer eins, meine Damen und Her­
ren: Es gibt keine europäische Nation und euro­
päische Staatsbürgerschaft, sondern man geht aus 
von den Nationalstaaten und ihrer souveränen 
Entscheidung. Es wird ja nicht, wie ich mir ein­
mal zu sagen erlaubt habe, eine europäische Mi­
schung erzeugt, sondern die Franzosen bleiben 
die Franzosen, die Österreicher die Österreicher, 
die Deutschen die Deutschen und die Dänen die 
Dänen. Es gibt auch keine Automatik bezüglich 
einer Weiterentwicklung zu einer bundesstaatli­
chen Konzeption, auch keine Automatik in der 
Weiterentwicklung zum Beispiel der Wirtschafts­
und Währungsunion zu einer europäischen Wäh­
rung. Alle diese Zielsetzungen müssen in jedem 
Schritt auch von den nationalen Parlamenten ge­
tragen werden, unterliegen daher der demokrati­
schen Kontrolle der nationalen Parlamente. Ich 
glaube, daß das sehr wichtig ist - gerade auch für 
unsere Sicht des europäischen Einigungsprozes­
ses. 

Ich möchte jedoch auch einige Bemerkungen 
zur Frage der europäischen Sicherheit machen. 
Warum hat heute die Sicherheit einen so großen 
Stellenwert, meine Damen und Herren? Die Kon­
flikte in Nach-Jugoslawien, in Transkaukasien -
das hat sich in den letzten Monaten sehr stark 
gezeigt -, die mögliche Konfliktsituation in vie­
len Ländern der Gemeinschaft Unabhängiger 
Staaten, also in den Nachfolgestaaten der frühe­
ren Sowjetunion, haben diesen Begriff der Sicher­
heit immer stärker in den Vordergrund gerückt. 

Auch die ethnischen Konflikte, die immer häu­
figer zu registrieren sind, auch die katastrophalen 
ökonomischen und sozialen Bedingungen, die als 
Erbe des kommunistischen Systems in vielen 

Ländern gegeben sind, sind ständig~. Quellen der 
Unruhe. Nicht zuletzt hat gerade Osterreich in 
den letzten Jahrzehnten immer wieder seine Poli­
tik darauf ausgerichtet, daß die politische Stabili­
tät des Landes auch ökonomische Leistungsfähig­
keit und ein hohes Maß an sozialer Gerechtigkeit 
verlangt. Das ist aber dort derzeit noch nicht der 
Fall. Gelegentlich will man diese Situation herbei­
führen durch sehr harte Reformmaßnahmen. Das 
ist an und für sich löblich, nur: Diese harten Re­
formmaßnahmen enttäuschen sehr oft die Bevöl­
kerung, deren Lebensstandard ohnehin sehr nied­
rig war, und werden eine neue Quelle der Unru­
he. Unter Umständen führen sie bei demokrati­
schen Wahlen auch zu rechtsextremen oder links­
extremen Optionen, wie das in Polen vor kurzem 
geschehen ist. Gar nicht zu reden davon, daß na­
türlich bei dieser Instabilität für die, die von ihrer 
Konzeption her dazu bereit sind, auch die Gefahr 
der Aggression ständig wächst. 

Ich brauche mich jetzt nicht im Detail mit der 
Entwicklung in Kaukasien zu beschäftigen, son­
dern erwähne nur, daß es ohne weiteres passieren 
kann, daß unter Umständen nach einigen Mona­
ten wieder ein Mitgliedstaat der Vereinten Natio­
nen, nämlich Georgien, aufgeteilt wird, wenn die­
ser nicht überhaupt von der politischen Landkar­
te verschwindet. Zumindest gibt es dort einige 
Kräfte, die sich mit dieser Absicht tragen. 

Das heißt, Sicherheit hat in der Außenpolitik, 
aber natürlich auch in der Landesverteidigungs­
politik einen erhöhten Stellenwert, wobei ich be­
wußt den Bericht über die Sicherheit auch auf 
den wirtschaftlichen und sozialen Bereich ausge­
dehnt habe. Es macht ja auch hier, glaube ich, 
jeder die Erfahrung, daß in einer Region, in ei­
nem Ort mit einer hohen Verunsicherung über 
die wachsende Arbeitslosigkeit, über die Chance, 
beruflich tätig zu sein, sein Einkommen zu si­
chern, die Bereitschaft für radikale Alternativen 
viel größer ist als dort, wo eben ökonomische und 
soziale Stabilität gegeben ist. 

Vor diesem Hintergrund möchte ich eine Be­
merkung zu den europäischen Sicherheitssyste­
men machen. Ich glaube, kurzfristig kann die Si­
cherheit international überhaupt nur dann ver­
stärkt werden, wenn bestehende Organisationen 
zusammenwirken. Das berühmte kollektive oder 
kooperative Sicherheitssystem für ganz Europa 
ist ein richtiges Ziel, nur muß man als Realist wis­
sen, daß es Jahre dauern wird, bis das effizient 
wird. Wir haben ja die Leistungsfähigkeit der Si­
cherheitssysteme im Fall von Ex-Jugoslawien ge­
sehen. 

Ich glaube übrigens, daß es einen Sicherheits­
verbund, der glaubwürdig ist, erst dann geben 
wird, wenn die gemeinsame Sicherheits- und Au­
ßenpolitik verwirklicht wird, wie das im Maas­
trichter-Vertrag konzipiert worden ist. Das sagt 
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nichts gegen die KSZE, auch nicht gegen den Eu­
roparat, sie agieren in wichtigen Teilbereichen, 
meine Damen und Herren, aber wir müssen wis­
sen, daß heute - wenn überhaupt - nur die Si­
cherheitskonzeption, die innerhalb der Europäi­
schen Gemeinschaft besteht, wirklich zumindest 
verteidigungsfähig ist, wenn so ein Land angegrif­
fen wird. Ordnungsfähig außerhalb der Europäi­
schen Gemeinschaft ist sie auch noch nicht, wie 
die politische Geschichte der letzten zwölf Mona­
te gezeigt hat. 

Das heißt, die Europäische Gemeinschaft hat 
durch vier Jahrzehnte bewiesen, daß sie unter ih­
ren Mitgliedern den Frieden sichern kann. Mit 
Recht hat Delors vor kurzem darauf hingewiesen, 
daß bisher kein EG-Staat, wenn es sich um eine 
wesentliche Frage seiner Existenz gehandelt hat, 
von den anderen links liegengelassen wurde. Ich 
betone: Das bezieht sich auf das interne Verhält­
nis, nicht auf das Verhältnis nach außen. Erst 
dann, wenn die Europäische Gemeinschaft auch 
außerhalb ihrer Grenzen handlungsfähig ist, wird 
sie ihre Aufgabe als Stabilitätsanker des neuen 
Europa wirklich erfüllen können. 

Wie lange das dauert, zeigt sich aus dem extrem 
vorsichtigen Beginn der gemeinsamen Außenpo­
litik. Zum Beispiel wird ein erster Akt der ge­
meinsamen Außenpolitik darin liegen, mit Ein­
stimmigkeit jene Sachgebiete festzulegen, wo man 
später mit Mehrstimmigkeit eine Position bezie­
hen kann. Zum Beispiel: Fragen betreffend die 
Menschenrechte und deren Behandlung im Rah­
men der UNO. Damit das Stimmverhalten der 
zwölf EG-Mitglieder dort festgelegt wird, muß 
vorher einstimmig beschlossen werden, daß das 
ein Sachgebiet ist, wo die EG in Hinkunft mit 
einer Stimme spricht und diese eine Stimme 
mehrstimmig fixiert werden kann. Sie sehen be­
reits an diesem Beispiel, wie vorsichtig man an die 
gemeinsame Außenpolitik herangeht. 

Das heißt, auch die gemeinsame Außenpolitik 
bleibt bei den Ländern, wird nur punktuell hoch­
gehoben auf die Ebene der Europäischen Ge­
meinschaft. 

Ich habe gesagt, daß ich abschließend noch ein 
paar Bemerkungen zu dem Kapitel Post-Jugosla­
wien machen werde. Die Verhandlungen in Genf 
sind gescheitert. Trotz der Bemühungen von Stol­
tenberg und Owen haben wir heute die Situation, 
daß man sagen kann: Es wird international ver­
handelt über ein Abkommen, das die Aggression 
letztlich teilweise anerkennen würde, das die eth­
nischen Säuberungen, die stattgefunden haben, 
anerkennen würde, das sogar anerkennen würde, 
daß die neuen Grenzen dort gezogen werden, wo 
ethnische Säuberungen stattgefunden haben, mei­
ne Damen und Herren. Ich persönlich bin der 
Auffassung, daß wir uns nie und nimmer mit ei­
nem solchen Ergebnis identifizieren könnten, 

wenn dieses Abkommen überhaupt noch unter­
schrieben wird, was ich sehr bezweifle. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube daher, 
daß wir alles tun sollten, um in nächster Zeit dort, 
wo aus humanitärer Sicht ein beachtlicher Leer­
lauf zu verzeichnen ist, nämlich in Bosnien-Her­
zegowina, im Kosovo, in Südkroatien und in an­
deren Bereichen, wo die Menschen weiterhin 
furchtbar leiden, zu helfen. Ich glaube aber auch, 
daß mit dem Versuch, die Krise in Post-Jugosla­
wien unter Kontrolle zu bringen, noch einmal 
von neuem begonnen werden muß. 

Ich glaube, daß Österreich dazu beitragen 
kann, daß zumindest die größte Katastrophe in 
diesem Winter für die Bevölkerung in Bosnien­
Herzegowina ausbleibt, und auch in Zukunft dar­
auf drängen soll, daß das, was solange verkündet 
wurde, nämlich die Regeln des Völkerrechtes zu 
beachten, eingehalten wird. Durch Gewalt wer­
den keine Grenzen geändert, eine Aggression 
wird zurückgewiesen, Flüchtlinge müssen wieder 
in ihre Heimat zurückkehren können, müssen 
wieder ihr Eigentum zurückerhalten - nach die­
sen Grundsätzen sollten wir unsere zukünftige 
Politik ausrichten. Wie lange das auch immer 
dauert, nur eine Lösung, die sich auf diese 
Grundsätze stützt, wird auch langfristig eine sta­
bile Lösung sein! - Ich danke, Hohes Haus. (Bei­
fall bei ÖVP und SPÖ.) 10.39 

Präsident: Ich danke dem Herrn Bundesmini­
ster für seine Ausführungen. 

Nach den Bestimmungen der Geschäftsord­
nung verlängert sich die Redezeit jener Fraktio­
nen, die abweichende Standpunkte vertreten, ge­
genüber der eingangs bekanntgegebenen nun­
mehr um 13 Minuten. Ich werde diese 
Bestimmung ohne Präjudiz, weil wir sie hier ja 
bisher noch nie angewandt haben, heute so an­
wenden, daß jede Oppositionsfraktion, die ein 
oder zwei Kontraredner in ihren Reihen hat, von 
diesem Bonus von 13 Minuten Gebrauch machen 
kann. 

Zu Wort kommt Frau Abgeordnete Marijana 
Grandits. 

JO.40 
Abgeordnete Mag. Marijana Grandits (Grüne): 

Herr Präsident! Herr Bundesminister! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wir diskutieren 
heute das jährliche Werk der österreich ischen 
Außenpolitik: den Außenpolitischen Bericht, und 
vielleicht wundert es Sie, daß ich als erste hier vor 
Ihnen stehe, um meine Ausführungen zu machen. 

Ich möchte voranschicken, daß ich nach wie 
vor glaube, daß dieses Werk sehr sorgsam und 
sicher auch sachlich sehr fundiert zusammenge­
stellt wurde und lobenswert ist. Allerdings gibt es 
zwei wesentliche Punkte, die mich und meine 
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Fraktion dazu veranlassen, diesen Bericht nicht 
zur Kenntnis zu nehmen. Ich werde später noch 
genauer darauf eingehen, aber es sind zwei für 
uns nicht akzeptable Darstellungen: Das eine be­
trifft die "Wanderungsbewegungen", wie das hier 
genannt ist, und das andere die österreich ische 
Neutralität. Das sind im Moment zwei wesentli­
che Bestandteile der österreichischen Politik, und 
wir glauben, daß die Art, in der sie hier abgehan­
delt werden, nicht die adäquate ist. 

Es hat in den letzten Jahren Umbrüche und 
große Veränderungen gegeben, die leider Gottes 
nicht mehr Sicherheit gebracht haben, sondern 
vielerorts weniger. Krisen sind an der Tagesord­
nung, die Zahl der Kriege ist größer geworden. 
Sehr oft glaubt man, daß sie nur lokale Bedeu­
tung haben beziehungsweise lokal zu begrenzen 
sind, aber ich glaube, daß wir in der Zwischenzeit 
sehr wohl verstanden haben, daß sie nicht lokalen 
Charakter haben und schon gar nicht nur lokale 
Auswirkungen. 

Wir alle sind nicht nur mit Kriegen und Krisen 
im ehemaligen Jugoslawien, in der ehemaligen 
Sowjetunion konfrontiert, sondern es ist ein welt­
weiter Schneeballeffekt eingetreten, der uns zu 
denken geben sollte: Falsche Hoffnungen wurden 
geweckt, die zu sozialem Elend und zu Ernüchte­
rung bei den Betroffenen geführt haben. Und un­
ter anderen waren es auch wir - der Westen -, 
die den Leuten in Osteuropa und Südosteuropa 
ein goldenes Zeitalter versprochen haben, wenn 
der Kommunismus endlich besiegt ist. Ich glaube, 
daß wir daher auch große Mitverantwortung tra­
gen daran, wie diese Übergangsphase jetzt gelöst 
werden kann und soll. 

Angesichts dieser Entwicklungen ist es nicht 
verwunderlich, daß es Sehnsüchte nach alten, 
scheinbar sicheren Strukturen gibt, daß in dieses 
Vakuum Nationalismus und als Folge auch Ge­
walt getreten sind. Es gibt keinen Halt mehr in 
den eigenen Gesellschaften, alte Ideologien haben 
ausgedient, werden verteufelt, sehr oft sogar 
überstrapaziert in der Art der FeindbildersteI­
lung, die es heutzutage gibt, und eigene, neue 
Strukturen können noch nicht gefunden werden. 

Aber auch die internationalen Institutionen 
und Organisationen haben keine Antworten auf 
diese neuen Probleme und auf diese Krisen. Sie 
sind sozusagen machtlos. 

Wenn wir uns den Handlungsspielraum der 
UNO, der KSZE, auch des Europarates und der 
EG der letzten beiden Jahre ansehen, dann müs­
sen wir allesamt feststellen: Sie sind in einer Kri­
se. Manchmal habe ich sogar den Eindruck, sie 
befinden sich in einer existentiellen Krise. Und es 
ist wirklich die Frage zu stellen, was geschehen 
muß, daß die Reformfähigkeit dieser notwendi­
gen internationalen Institutionen und Organisa-

tionen zur Geltung kommt, daß die gesamte An­
strengung in die Richtung geht, sie nicht zu ver­
teufeln, auch angesichts der Mißerfolge, auch an­
gesichts ihrer Machtlosigkeit und der Ohnmacht, 
mit der wir uns konfrontiert sehen, vor allem in 
Situationen wie in Bosnien oder Somalia. 

Ich glaube, daß hier ein großes Feld von Hand­
lungsbedarf und Handlungsmöglichkeiten vor 
uns liegt und daß da auch ein kleines Land wie 
Österreich einen besonderen Beitrag leisten kann. 
Denn ich halte es für äußerst gefährlich, wenn 
eine Stimmung aufkommt, in der es heißt: Das ist 
ja alles zum Krenreiben, man soll sie abschaffen. 

Es ist selbstverständlich, daß sich die UNO re­
formieren muß, daß man alles dazu beitragen 
muß, daß ein anderer Entscheidungsmodus ge­
funden wird. Denn in der Zwischenzeit bezweifle 
ich zutiefst, ob es sinnvoll war, im Sicherheitsrat 
und auch bei der Generalversammlung so viele 
Resolutionen zu verabschieden, die Papier sind 
und keine konkreten Ergebnisse gebracht haben, 
die keinen konkreten Effekt beispielsweise in 
Bosnien und Herzegowina gezeigt haben. 

Ich frage, ist es nicht besser, sich angesichts die­
ser Tragödie einzugestehen, daß es keine Mög­
lichkeit gibt, in diesem Rahmen vorzugehen, an­
statt Resolutionen zu verabschieden, die eigent­
lich kontraproduktiv sind, denn die UNO-Solda­
ten und -Beobachter werden sehr oft schon als 
"Voyeure" bezeichnet, die einfach zusehen müs­
sen und überhaupt keine Möglichkeit haben, kon­
kret wirksam zu werden. 

Ich möchte damit nicht sagen, daß alles, was die 
UNO-Soldaten an Einsätzen geleistet haben, auch 
in Bosnien und Herzegowina, nicht zielführend 
war. Es gibt viele Bereiche, wo ich glaube, daß 
Leid gelindert wurde, wo ich glaube, daß man 
dazu beigetragen hat, noch schlimmere Greuelta­
ten zu verhindern, aber in der Gesamtheit ist es 
leider Gottes nicht gelungen, die UNO-Mission 
als stabilisierenden Faktor zu verankern. 

Auch der Europaratsgipfel, der vor kurzem in 
Wien stattgefunden hat, erscheint mir als etwas, 
das sich nur millimeterweise in die richtige Rich­
tung bewegt hat; manche der Resultate sind viel­
leicht ein kleiner Fortschritt zum Schutz des Indi­
viduums in den Mitgliedsstaaten des Europarates, 
die vielleicht dazu beitragen werden, daß es effek­
tivere Möglichkeiten gibt, einzelne Rechte und 
Menschenrechte auf individueller Ebene zu 
schützen und durchzusetzen. 

Allerdings habe ich, Herr Bundesminister, hier 
auch ein Problem: Ich verstehe nicht, daß Öster­
reich seine Zustimmung geben konnte, auch Staa­
ten wie die Slowakei und Rumänien in den Euro­
parat aufzunehmen, obwohl wir alle wissen, daß 
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es schwerwiegende Gründe gibt, die dagegenspre­
chen. 

Natürlich kann man argumentieren: Das Ein­
binden von Problemstaaten ist besser als das Aus­
grenzen. Da gebe ich Ihnen recht. Aber das Gan­
ze ist ohne Effekt, wenn es dann keine Konse­
quenzen gibt. Es ist sinnlos, diesen Ländern Vor­
schreibungen zu machen, ohne Sanktionsmög­
lichkeiten zu haben. Es ist ja recht gut und schön, 
wenn man von der Slowakei schöne Beteuerun­
gen erhält, zum Beispiel: Wir werden selbstver­
ständlich die Minderheitenrechte achten und den 
Demokratisierungsprozeß vorantreiben!, aber 
was nützt das, wenn nach einigen Monaten noch 
immer kein Anzeichen dafür zu finden ist. 

Ich halte das für äußerst problematisch, vor al­
lem auch deswegen, weil dann auch Ungleichhei­
ten geschaffen werden. Ich möchte voranschik­
ken, daß ich gegen die Aufnahme Kroatiens in 
den Europarat bin, aber wenn man sich die Ver­
hältnisse in Rumänien ansieht, dann wird es 
schon wieder problematisch, zu gewichten, wo es 
sozusagen schlimmer ist: in Rumänien oder in 
Kroatien. - Noch einmal: Ich bin striktest dage­
gen, weil ich glaube, daß das ein Druckmittel ist. 
Aber man kann Rumänien im Moment nicht als 
ein Land darstellen, das europaratsreif ist. Und 
daher glaube ich, daß man sich überlegen sollte, 
wie man in Zukunft mit diesen Staaten koope­
riert, wie man vorgeht, wenn klare Vorgaben und 
Richtlinien nicht eingehalten werden. 

Es ist mir schon bewußt, daß das sehr schwierig 
ist, weil es alteingesessene Mitgliedsstaaten des 
Europarates gibt - ich möchte hier nur die Tür­
kei erwähnen -, die dann ein ähnliches Problem 
darstellen würden und die sich selbstverständlich 
dagegen wehren, daß man das zur Anwendung 
bringt, weil sie selbst davon betroffen sein könn­
ten. 

Wollen derartige internationale Institutionen 
erfolgreich in Richtung mehr Frieden, mehr De­
mokratie und mehr Menschenrechte tätig sein, 
dann sind ganz klare Abmachungen und Resulta­
te inklusive der Sanktionen vonnöten. Andern­
falls führt das dazu, daß man sagt, sie haben über­
haupt keine Wirkung. 

Die Frage, die ich am Anfang schon gestellt 
habe - im Bericht nennt man das "Wanderungs­
bewegungen" -, hat mich deswegen so betroffen 
gemacht, weil wir alle wissen, daß die politische 
Situation weltweit schlechter geworden ist, weil es 
mehr Folter, Gewalt, Verfolgung und Kriege gibt. 
Und die europäische Reaktion ist: Wir schließen 
uns ab. Wir versuchen, das zu retten, was zu ret­
ten ist. - Und noch dazu in einer Diktion, die 
mir ein sehr großes Problem bereitet. Ich habe 
das schon im Außenpolitischen Ausschuß gesagt 
und möchte es noch einmal zitieren: Es ist mir 

und meiner Fraktion unverständlich, wie in ei­
nem Außenpolitischen Bericht, in der offiziellen 
Darstellung der österreichischen Außenpolitik, 
die nun folgende Passage - ich möchte Ihnen 
diese vorlesen - Platz finden konnte - ich zitie­
re: 

"Die Staaten Westeuropas müssen feststellen, 
daß viele Menschen, die ihre Heimat aus wirt­
schaftlichen Gründen verlassen wollen, den zwei­
fellos langwierigen und ungewissen Weg der lega­
len Auswanderung vermeiden wollen und statt 
dessen versuchen, durch Mißbrauch des Asyl­
rechtes rascher ihr Ziel zu erreichen, zumal sie 
wissen, daß die Erledigung der Asylanträge Zeit 
beansprucht. Sie rechnen damit, daß sie während 
des Asylverfahrens im Aufnahmeland bleiben 
können und die Kosten ihres Aufenthaltes von 
diesem getragen werden. Durch die hohe Zahl 
der Asylwerber, deren Anträge unbegründet sind, 
werden jedoch die Menschen, die im Sinne der 
Genfer Konvention 1951 zu Recht als Flüchtlinge 
anzusehen sind, benachteiligt, weil die für sie vor­
gesehenen Unterkünfte und Budgetmittel zur Be­
treuung der anderen gebraucht werden." (Abg. 
Dkfm. Holger Bau e r: Rechte!) 

Ich glaube, Herr Bundesminister, daß dieser 
Absatz in diesem Bericht keinen Platz haben soll­
te, denn ... (Abg. Dr. K hol: Da sind wir anderer 
Meinung, Frau Kollegin!) 

Herr Kollege Khol, ich lasse Ihnen Ihre Mei­
nung (Abg. Dr. Ne iss e r: Danke vielmals.' Sehr 
lieb.'), aber ich gebe Ihnen eines zu bedenken: daß 
auch Österreich gerade in der Asylfrage im letz­
ten Jahr bewiesen hat, daß es nicht darum geht, 
alle sogenannten wirklichen Asylanten aufzuneh­
men (Abg. Dr. K hol: Sondern?), sondern daß es 
darum geht, die Zahl der nach Österreich Ein­
wandernden oder um Asyl Ansuchenden einfach 
generell einzuschränken, weil die Atmosphäre in 
diesem Land von einer Partei so problematisiert 
wurde, daß man das vor der eigenen Bevölkerung 
nicht mehr verantworten kann. (Abg. Dr. K hol: 
Das ist nicht richtig, Frau Kollegin.') 

Herr Kollege Khol! Erzählen Sie mir nicht, daß 
wir jetzt, wenn es sein müßte, 5 000 haitianisehe 
Flüchtlinge aufnehmen würden, die allesamt be­
weisen könnten, daß sie politische Flüchtlinge 
sind. Das ist doch die Verlogenheit der österrei­
chischen Politik (Abg. Dr. K hol: Kollegin Gran­
dits! Ein Argument!), weil man ja schon längst 
Schutzmechanismen gefunden hat, mit denen 
man Asylbewerber, die nach Österreich kommen 
wollen, schon vor der Grenze davon abhält. Das 
ist der Grund. Sie haben ja überhaupt keine 
Chance, in diesem Land um Asyl anzusuchen. 
Das ist ja der Hintergrund. (Abg. Dr. K hol: Den 
Bosniaken haben wir großzügigst geöffnet!) Herr 
Kollege Khol! Auf das bosnische Problem werde 
ich noch eingehen. Ich möchte wissen, wie viele 
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Asyl bekommen haben. (Abg. Dr. K hoL: Es gehl 
nicht um die ZahL! Wenn Ihr Argument stimmte, 
hätten "-'ir nicht die Großzügigkeit gegenüber allen 
Kriegsflü.chtlingen aus JugosLawien bewiesen.') 
Diese "alle", Herr Kollege Khol, möchte ich 
schon wieder in Frage stellen, und darauf möchte 
ich auch gleich zurückkommen, das ist nämlich 
das nächste Problem: daß leider Gottes der Krieg 
in Bosnien und Herzegowina vermutlich die 
größte Tragödie des zweiten Teiles dieses Jahr­
hunderts wurde und daß das Unvermögen - teil­
weise würde ich aber auch meinen: die politische 
Unwilligkeit -, entschieden zu handeln, zu ei­
nem Flüchtlingsstrom geführt hat, der Ausmaße 
erreicht, die kaum mehr bewältigbar sind. 

Aber auch hier, Herr Kollege Khol, haben wir 
unsere Grenzen schon längst geschlossen. Tun 
wir doch nicht so! Es stimmt, daß Österreich 
überproportional viel geleistet hat, daß Öster­
reich hier einen viel, viel größeren Teil als andere 
Staaten auf sich genommen hat. 

Aber, Herr Bundesminister, ich frage Sie und 
fordere Sie hiermit auf: Was ist aus Ihrer Idee 
geworden, eine Europäische Flüchtlingskonfe­
renz einzuberufen? Ich glaube, daß diese nach 
wie vor aktuell ist. Ich glaube sogar, daß diese 
aktueller denn je ist, denn wir stehen vor einem 
neuen Winter. Niemand weiß, wie schlimm und 
wie hart er für die bosnischen BewohnerInnen 
werden wird. In der Zwischenzeit ist es so, daß sie 
nur mehr innerhalb Bosniens flüchten können. 
Sie können sich vielleicht noch aussuchen, ob sie 
von der einen oder von der anderen Seite ange­
schossen werden. 

Daher, Herr Bundesminister, meine Aufforde­
rung: Sie sollten sich mit den europäischen Staa­
ten nicht über Schengen verständigen und über 
die Art. wie man Leute abschiebt oder ein gegen­
seitiges Schubabkommen ratifiziert, sondern neu­
erdings und noch einmal intensiv über die Frage, 
wie kann man bosnischen-herzegowinischen 
Flüchtlingen in der jetzigen Situation europaweit 
gezielt lind gemeinsam helfen (Abg. Dr. He/ene 
Par l i k - Pa b / e: Wie viele würden Sie denn auf­
nehmen?), wie bringt man auch andere Staaten 
dazu, sehr wohl einen größeren Anteil wieder auf 
sich zu nehmen. Dazu bedarf es einer neuen In­
itiative, dazu bedarf es vereinter Kräfte. Ich habe 
schon vorher gesagt: Ich gebe zu, daß Österreich 
viel in diesem Bereich geleistet hat, aber es genügt 
nicht, zu sagen, wir haben unseres getan und das 
Ganze ist jetzt vorbei. (Abg. Dr. Hai der: Wie 
viele wollen Sie aufnehmen? - Abg. Dr. Helelle 
Par 1 i k - Pa b I e: An welche ZahLen denken Sie, 
die Österreich aufnehmen soll?) So kann man die­
se Situation nicht bewältigen. (Abg. Dr. 
Hai der: Leeres Stroh.') 

Ich glaube, daß es ganz wichtig ist, auch jetzt 
noch diese humanitäre Geste mittels eines kon-

kreten Aktes zu setzen, und dazu fordere ich Sie 
noch einmal auf, Herr Bundesminister. Wie ge­
sagt, diese Idee stammt von Ihnen - sie wurde 
nie in dieser Art verwirklicht, und ich glaube, daß 
es hier noch großen Handlungsbedarf gibt. (Bei­
fall bei den Grünen.) 

Ein weiterer Punkt, Herr Bundesminister, der 
mich sehr betrübt - wieder im Zusammenhang 
mit dem ehemaligen Jugoslawien -, ist die Frage 
der politischen Situation in Kroatien. Herr Bun­
desminister! Ich vermisse nach wie vor die klare 
Position Österreichs. Für die Oppositionsgrup­
pen in Kroatien, für die freien Medien, die kaum 
noch vorhanden sind, wird es von Tag zu Tag 
schwieriger. Auch von den einzelnen Menschen­
rechtsverletzungen individueller Art möchte ich 
noch berichten. 

Mir ist die österreichische Haltung unverständ­
lich. Es ist kein Geheimnis, daß auch ich eine Be­
fürworterin der Anerkennung Kroatiens als de­
mokratischen, unabhängigen, freien Staat war. 
Und gerade deshalb, Herr Bundesminister, haben 
Sie eine besondere moralische und politische Ver­
pflichtung, das einzufordern, wofür Sie eingetre­
ten sind: ein demokratisches, unabhängiges, freies 
Kroatien mit allen Konsequenzen. 

Ich weiß nicht, ob Ihnen bekannt ist, daß es in 
der Zwischenzeit in Kroatien einen Mechanismus 
gibt, daß Oppositionsparteien systematisch be­
hindert werden, auch politisch verfolgt und vor 
Gericht gestellt werden. 

Das gilt für ganz verschiedene Richtungen: 

für die sogenannte rechte Seit, die Kroatische 
Partei des Rechtes; 

für die Sozialdemokraten, die eine ganz kleine 
Gruppe sind und natürlich keine besondere Rolle 
einnehmen in der jetzigen Entwicklung; 

aber auch für Regionalbewegungen: die Karlo­
wacer Gruppe; 

das neueste Beispiel ist die Dalmatinska actia, 
eine im Parlament vertretene politische Partei, 
die mit enormen Schwierigkeiten und Verfolgung 
der einzelnen Parteimitglieder, Aktivisten und 
Führer, zu kämpfen hat. 

Es gibt beispielsweise die Situation, daß der 
Staatsanwalt vor dem Kriegsgericht - das Ganze 
ist unter anderem der Kriegsjudikatur unterwor­
fen - gleichzeitig der Vorsitzende einer politi­
schen Partei ist und in seiner Funktion über eine 
andere politische Partei, über die Führer und Ak­
tivisten, sozusagen zu Gericht sitzt. 

Das sind keine demokratischen Entwicklungen, 
Herr Bundesminister. Man kann nicht mehr da­
mit argumentieren, Kroatien ist das große Opfer 
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- das stimmt, das steht auch außer Streit, aber 
darüber müssen wir jetzt nicht reden. 

Ich glaube, es ist an der Zeit, von Kroatien de­
mokratische Formen, Strukturen und Vorgangs­
weisen einzufordern, und zwar nicht nur von den 
Oppositionsparteien wie uns, sondern auch von 
der offiziellen österreichischen Außenpolitik. 
(Beifall der Abg. Dr. Irmtraut Karlsson.J 

Auch im Kosovo und in Mazedonien hat sich 
die Situation nicht verbessert, und angesichts ei­
ner Situation, in der man glaubt, daß es weltweit 
noch schlimmere Probleme gibt, ist das zu verste­
hen. Trotzdem möchte ich eine ganz große Bitte 
an Sie alle richten: Vergessen wir nicht das un­
endliche Leid, dem diese Menschen ausgesetzt 
sind. 

Ich glaube, daß derzeit auch die Notwendigkeit 
besteht, immer wieder darauf hinzuweisen, daß 
die Repressionen im Kosovo von Tag zu Tag zu­
nehmen und daß der Krisenherd nicht entschärft 
ist, daß da eine Zeitbombe tickt, die nach wie vor 
explodieren könnte. Man glaubt immer wieder, 
das sei irgendwie, sagen wir, unter Kontrolle, man 
habe das in den Griff bekommen. Es sei zwar 
schlimm, die Menschen werden verfolgt, aber so 
schlimm werde es schon nicht werden. (Präsident 
Dr. L ich a I übernimmt den Vorsitz.) Das ist ein 
Trugschluß. Wir sollten uns mit dieser Illusion 
nicht abspeisen lassen, sondern sollten immer 
wieder darauf hinweisen - mit dem Ziel, daß 
vielleicht die Kosovo-Albaner zumindest ihre Au­
tonomie wieder zurückbekommen, sozusagen als 
ersten Schritt, damit sie ihre Bürgerrechte, Men­
schenrechte und auch nationalen Rechte wieder 
in Anspruch nehmen können (Beifall bei den 
Grünen), denn das ist die Voraussetzung für eine 
friedliche Lösung auf dem Balkan. 

Herr Bundesminister! Ich glaube, daß die öster­
reichische Außenpolitik in der Gesamtheit eine 
ganz wichtige Rolle in Südosteuropa und im 
Osten einnehmen könnte. Ich meine damit, daß 
man die Oppositionsgruppen, die es in all diesen 
neu entstandenen Staaten gibt - Oppositions­
gruppen in diesem Sinne, die auch die neuen De­
mokratien kontrollieren, kritisieren und überwa­
chen -, stärken müßte, indem man unabhängige 
Institutionen schafft wie Ombudsmänner, -frau­
en, Menschenrechtseinrichtungen, Institutionen, 
die dazu beitragen können, den Demokratisie­
rungsprozeß in diesen Staaten zu überwachen 
und zu forcieren. 

Die dafür notwendigen Mittel machen keine 
enormen Millionenbeträge aus, aber sie können 
trotzdem sehr viel ausrichten. Ich glaube, daß 
hier ein kleines Land wie Österreich sehr viel 
mehr tun kann als beispielsweise in die Wirtschaft 
Rußlands große Investitionen zu tätige~: Ich 
glaube nicht, daß das die Aufgabe ist, die Oster-

reich erfüllen kann und die uns zufällt. In der 
Schaffung und Förderung von demokratischen 
Strukturen liegt unsere große Chance. 

Als wesentlicher Faktor sind hier die Medien zu 
nennen. Ich glaube, daß diesbezüglich ein großes 
Versäumnis vorliegt. Man hat geglaubt, die De­
mokratisierungswelle und die dadurch neu ent­
standene Situation werden schon dazu führen, 
daß in Ost- und Südeuropa Medienvielfalt ent­
steht. Leider Gottes müssen wir nun nach einigen 
Jahren feststellen, daß zwar der Marktmechanis­
mus sehr wohl in Erscheinung getreten ist, aber 
von Pluralismus und Medienvielfalt sehr wenig zu 
spüren ist. 

Auch das Gebiet der Medienpolitik wäre mei­
ner Meinung nach mit relativ geringen Kosten 
und Mitteln abzudecken und könnte enorme Aus­
wirkungen haben. Ich erinnere Sie daran, daß 
Herr Panie vor der letzten Wahl in Restjugosla­
wien und Serbien unter anderem versucht hat, ei­
nen Privatfernsehsender zu installieren, und auf­
grund der Sanktionen mit enormen Schwierigkei­
ten zu kämpfen hatte. Es wurde ihm, glaube ich, 
dieses Unterfangen kurz vor der Wahl bewilligt 
und hatte überhaupt keine Wirkung mehr. Es ist, 
glaube ich, auch nicht so ganz zustande gekom­
men. 

Im Dezember wird die nächste Wahl in Serbien 
stattfinden. In der Zwischenzeit ist wieder nichts 
auf dem Gebiet der Medienpolitik passiert. Jetzt 
ist es natürlich zu spät zu glauben, daß man mit 
unabhängigen Radio- und Fernsehsendern oder 
auch mit Zeitungsunternehmen diesen Wahlgang 
noch beeinflussen könnte. Aber es muß endlich 
damit begonnen werden, denn sonst stehen wir 
vor der nächsten Wahl, und es wird wieder zu 
spät sein. 

Ich glaube, daß es eine enorme Bereitschaft in­
nerhalb der Gesellschaft dazu gibt. Es haben sich 
schon längst Gruppierungen zusammengeschlos­
sen, die versuchen, in dieser Richtung tätig zu 
werden, nämlich innerhalb des Landes eine anti­
nationalistische und demokratische Politik über 
die Medien zu verbreiten. Diese Gruppen müssen 
wir stärken. Das ist eine ganz große Chance, ich 
würde aber auch meinen eine ganz große Ver­
pflichtung. 

Es stellt sich auch die Frage, ob man nicht soge­
nannte think tanks, also Bildungsinstitutionen, 
politische Beratungsinstitute, fördern sollte, die 
nicht spezifisch von einer Partei besetzt, sondern 
unabhängig sein sollten. Sie könnten diesen Län­
dern helfen, in diesem Demokratisierungsprozeß 
eigenständig schneller weiterzukommen. 

In diesem Zusammenhang habe ich noch ein 
großes Anliegen: Ich weiß nicht, ob Sie alle davon 
gehört haben, daß Österreich in der Stadt Wolgo-
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grad ein Denkmal errichten wird; ein Denkmal 
für zigtausend gefallene österreichische Soldaten. 
Ich verstehe nicht, daß man in der heutigen Zeit 
eine solche Idee vertreten kann. Ich glaube, es ist 
ein falsches Zeichen, wenn man einer Stadt wie 
Wolgograd ein Denkmal schickt und sagt: Unsere 
Leute sind da gefallen. - Ich will niemandem zu 
nahe treten, bin auch der Meinung, man soll diese 
Toten in Ehren halten, aber es hätte andere Mög­
lichkeiten gegeben, mit der Bevölkerung von 
Wolgograd diese Ereignisse zu bewältigen. Natür­
lich soll man sie in Erinnerung behalten, aber in 
anderer Form. 

Für Sie sind 2,5 Millionen oder maximal 3 Mil­
lionen Schilling eine relativ geringe Summe. So­
viel kostet der Stein, der in Wolgograd daran er­
innern soll, was dort geschehen ist: eine der größ­
ten Schlachten. Was will man den Leute von Wol­
gograd damit sagen? Sie hätten beispielsweise 
nicht gegen den Faschismus kämpfen sollen? Wie 
lautet die Botschaft? Ich glaube, daß es sinnvoller 
gewesen wäre, im Rahmen eines Kulturaustau­
sches, eines Jugendaustausches, eines gemeinsa­
men Projektes im Bereich der Medien mit der 
Stadt Wolgograd ein Zeichen zu setzen (Abg. Dr. 
Gm 0 s e r: Das eine schließt das andere nicht aus! 
Das ist doch kein Entweder-Oder.'), das vielleicht 
dazu beitragen könnte, daß solche Dinge nicht 
wieder geschehen, indem man nämlich diese 
Menschen in ihrem jetzigen Kampf auf dem Weg 
zur Demokratie, um dem Faschismus, dem Tota­
litarismus zu entkommen, unterstützt. 

Aber wovon soll dieser Stein zeugen? Ich glau­
be, daß man die Erinnerung, die Mahnung an die­
sen Krieg heute in andere Formen gießen sollte 
und in anderen Formen manifestieren sollte. Ich 
halte dieses Denkmal auch deshalb für problema­
tisch, weil die Leute in dem Land kaum Einkom­
men haben. Daher könnte man mit diesen 
2,5 Millionen oder 3 Millionen Schilling - das 
wird es kosten -, mit dieser großen Summe, viel 
mehr bewirken in der Stadt Wolgograd, als jetzt 
diesen Stein aufzustellen. Vielleicht kann hier 
noch ein Umdenken erfolgen, denn ich glaube, es 
wäre das ein richtiges Zeichen und ein richtiges 
Symbol für eine Zeit, die heute nach anderen 
Formen der Auseinandersetzung, ich würde sa­
gen, ruft. Diese Menschen sind in Nöten, in ihrem 
Land sind sie ununterbrochen Gefahren ausge­
setzt, daß sich auch solche Phänomene wiederho­
len. Daran sollten wir erinnern, und dazu wird 
dieser Stein wohl kaum imstande sein, diese Si­
tuation zu verbessern. 

Nun, Herr Außenminister, zu meinem zweiten 
Grund, warum wir Probleme mit diesem Außen­
politischen Bericht haben: Sie haben in Ihrer Ein­
führungserklärung die Verhandlungen mit der 
EG sehr breit dargestellt. Es ist weder heute in 
Ihrem Statement noch im Außenpolitischen Be-

richt das Wort "Neutralität" vorgekommen. Wir 
glauben, daß das eigentlich nur mehr das Nach­
vollziehen einer Situation ist, in die sich Öster­
reich schon in den letzten zwei Jahren hineinbe­
geben hat. Die Neutralität ist für Österreich kein 
Thema mehr. (Abg. Pro b s t: Richtig.') 

Es ist schon etwas verwunderlich, vor allem 
auch von seiten der Sozialdemokratie, daß man 
den Menschen in Österreich immer wieder weis­
zumachen versucht: Wir halten doch an diesem 
Begriff, an der Neutralität fest. - Uns geht es 
nicht darum, daß man an einer Worthülse fest­
hält. Aber in der jetzigen Zeit ist absehbar, daß 
das neue europäische Sicherheitssystem nur einen 
ganz bestimmten Teil Europas erfassen wird -
Herr Bundesminister, Sie haben das selbst er­
wähnt -, und es ist problematisch, von einer eu­
ropäischen Sicherheit zu sprechen, wenn eben die 
Teile, die Sie in Ihrem Einführungsstatement er­
wähnt haben, wie Bosnien und Herzegowina, wie 
der Kaukasus, davon nicht erfaßt werden. 

Es ist schon klar - das sagen die führenden 
Köpfe sowohl der Europäischen Gemeinschaft als 
auch der NATO, der WEU et cetera -, daß es 
keine europäische Sicherheit geben wird mit den 
Staaten Ost- und Südosteuropas. Vielleicht wird 
das in 50 oder in 100 Jahren gelingen, und wir 
hoffen es alle, Herr Bundesminister! (Abg. 
Sc h i e der: Das sagt aber niemand.' Wer sagt 
das?) Aber dann kann man nicht argumentieren: 
Wir brauchen ein europäischen Sicherheitssystem 
eben wegen Bosnien und des Kaukasus, deswegen 
müssen wir angehören, weil dann werden wir die­
se Probleme lösen können. - So stimmt das 
nicht, Herr Kollege Schieder! (Abg. Sc h i e der: 
Darf ich einen Zwischenruf machen? - Als die 
UNO-Charta geschaffen wurde und die UNO ge­
gründel wurde, waren auch nicht alle Staaten der 
Welt Mitglieder der UNO.' Und auch heUle iSI es 
das nicht!) 

D'accord, Herr Kollege Schieder! Aber wir be­
finden uns in einer Situation, die leider Gottes 
dazu führen wird, daß es innerhalb Europas neue 
Verteidigungsblöcke oder Militärblöcke wird ge­
ben müssen, das zeichnet sich jetzt schon ab. Der 
Osten wird natürlich auf die Entwicklungen in 
Westeuropa reagieren müssen. Da hat die Neutra­
lität Österreichs auch in den nächsten Jahren, 
wenn nicht Jahrzehnten eine ganz bestimmte 
Funktion. 

Das ist der Punkt, der uns am Herzen liegt, 
warum wir an dieser Neutralität festhalten sollen. 
Nicht einfach als Worthülse, weil es sie eben so 
viele zig Jahre gegeben hat, sondern weil diese 
Neutralität in der nahen Zukunft - vielleicht 
wird sich das verändern, Herr Kollege Schieder, 
da gebe ich Ihnen recht - auch eine ganz große 
Rolle wird spielen können. (Zwischenruf des Abg. 
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Mo se r.) Es wäre wichtig, daß man diese Rolle 
auch wahrnehmen kann und es auch tut. 

In der jetzigen Situation ist es leider Gottes so, 
daß wir salbungsvolle Worte hören von Herrn 
Delors, von Herrn Bangemann und anderen Her­
ren aus den Europäischen Gemeinschaften, die 
voll des Lobes sind für Österreich, das sozusagen 
ein Superkandidat für die Mitgliedschaft ist, aber 
überall heißt es, in all diesen Erklärungen heißt 
es: ohne Ausnahmeregelungen, ohne österreichi­
sche Neutralität! Das, Herr Bundesminister, ist 
eine eigene Problematik. Schön langsam gibt 
auch die österreichische Bundesregierung milli­
meterweise zu: Vielleicht wird es doch nicht so 
einfach sein, alle Extrawürste für Österreich her­
auszuholen, die wir eigentlich zu bekommen vor­
gegeben haben. 

Das, glaube ich, könnte ~uch ein Grund dafür 
sein, daß sich immer mehr Osterreicherinnen und 
Österreicher den Kopf darüber zerbrechen, wie 
sie sich bei einer Abstimmung für oder gegen den 
Beitritt zur EG verhalten werden. 

Ich brauche Ihnen ja nicht zu erzählen, daß im 
Moment die kritischen Stimmen und die ableh­
nenden Stimmen wieder zunehmen. Das hat si­
cher auch mit diesem Phänomen zu tun. Hier fra­
ge ich Sie auch, Herr Außenminister: Was ist das 
Konzept, wenn die österreichische Bevölkerung 
zum Beitritt nein sagt? Denn auch dieser Außen­
politische Bericht beinhaltet für mich zwei große 
Probleme: erstens die eurozentristisch ausgerich­
tete Politik, die in Österreich vorherrscht, und 
zweitens die nur nach Brüssel orientierte Hand­
lungsweise. Das .. heißt, man ist so sehr davon 
überzeugt, daß Osterreich Mitglied bei den Eu­
ropäischen Gemeinschaften werden wird, daß 
man sich überhaupt nicht mit anderen Alternati­
ven und Szenarien auseinandersetzt. 

Daher, glaube ich, ist es höchst an der Zeit, sich 
zu überlegen: Was tut Österreich, wenn die Be­
völkerung dazu nein sagt? Welche Formen der 
Zusammenarbeit in Europa und weltweit können 
wir uns dann vorstellen, und welche werden wir 
dann auch angehen, mit welchen konkreten Kon­
zepten? 

Im Zusammenhang mit Eurozentrismus ist mir 
natürlich ein besonderes Anliegen, daß auch ein 
kleines Land wie Österreich den Dialog und die 
Beziehungen zum Rest der Welt verstärken sollte, 
diesen nicht nur so am Rande abhandeln sollte. 
Der gesamte Süden wird aufgrund der Ereignisse 
in unseren Nachbarstaaten, die uns anscheinend 
so viel näher liegen, vernachlässigt, ja sogar ver­
neint. Das scheint mir ein sehr großes Problem zu 
sein, Herr Bundesminister! 

Ich möchte nur auf ein ganz kleines Phänomen 
hinweisen, das sind die multilaterale Zusammen-

arbeit in der Entwicklungspolitik und die beschä­
menden Leistungen Österreichs beispielsweise 
zum Bevölkerungsfonds der UNO - obwohl es 
demnächst eine Weltkonferenz über Bevölke­
rungsfragen geben wird, obwohl hier für Krisen, 
Kriege und auch für Wanderungsbewegungen 
viele Ursachen zu suchen sind, wobei es darum 
gehen muß, die Ursachen an Ort und Stelle zu 
bekämpfen und dort Konzepte und Methoden an­
zubieten, damit die Menschen in den Ländern des 
Südens ein menschenwürdiges Dasein führen 
können. Man kann ihnen nicht die Bevölkerungs­
explosion sozusagen zur Last legen, ohne den ei­
genen Lebensstil zu hinterfragen, ohne unsere 
ungeheuren Konsumgewohnheiten in Frage zu 
stellen, denn auch das hat etwas damit zu tun, daß 
die Ressourcen auf dieser Erde begrenzter wer­
den. Es ist nicht nur die Zunahme der Mensch­
heit, sondern auch unsere verschwenderische Art, 
mit Ressourcen umzugehen. 

Ein letztes Beispiel, das ich noch erwähnen 
möchte, ist die aktuelle Situation in Haiti. Natür­
lich kann man jetzt fragen: Wo ist Haiti? - Wis­
sen das die Österreicher überhaupt? Warum soll­
te eine Durchschnittsbürgerln von Österreich 
Haiti interessieren? (Abg. KLara Mo t t er: Auch 
Bürger, nicht nur Bürgerinnen.') Ich sage "Bür­
gerInnen" mit dem großen I, Frau Kollegin Mot­
ter! Das ist eine in der Zwischenzeit eingebürger­
te Schreibweise, und daher sage ich das dazu. 

Die Situation in Haiti hat sich, wie Sie alle wis­
sen - nach den Wahlen 1991 wurde Aristide zum 
Präsidenten gewählt und durch einen Militärcoup 
sozusagen wieder vertrieben -, in den letzten 
Monaten verschärft. Die Vermittlungsgespräche, 
die im Sommer dieses Jahres begonnen haben 
und "scheinbar" erfolgreich abgeschlossen wur­
den, wurden von den Militärmachthabern außer 
Kraft gesetzt durch die Morde an Izmery, einem 
Mitarbeiter von Aristide, und auch durch die Hin­
richtung des lustizministers und seiner Mitarbei­
ter, durch die permanenten schlimmen Men­
schenrechtsverletzungen an Bürgerinnen und 
Bürgern in Haiti ... 

Präsident Dr. Lichal: Frau Kollegin, bitte zum 
Schluß kommen, Ihre Redezeit läuft ab. 

Abgeordnete Mag. Marijana Grandits (fortset­
zend): Nein, ich glaube, ich habe 13 Minuten 
mehr, aber das macht nichts. 

Präsident Dr. Lichal: Nein, Sie irren. Sie haben 
nicht 13 Minuten mehr, sondern Ihr Klub hat 
13 Minuten mehr, aber nicht Sie. Sie haben 
40 Minuten, und diese laufen jetzt ab. 

Abgeordnete Mag. Marijana Grandits (fortset­
zend): Jedenfalls würde ich dieses Parlament auf­
fordern, die Frage Haitis nicht zu vernachlässi­
gen. Vielleicht wäre es möglich, eine Resolution 
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zu verabschieden in die Richtung, daß man die 
Reformkräfte in Haiti unterstützt und die Militär­
machthaber verurteilt. Es gibt eine Unterschrif­
tenliste, die ich herumreichen lasse, von den Par­
lamentarians for Global Action, das ist eine Orga­
nisation, die weltweit über 1 000 Parlamentarier 
als Mitglieder hat und der ich auch angehöre. 

Präsident Dr. Lichal: Es tut mir leid, jetzt ist 
Schluß. 

Abgeordnete Mag. Marijana Grandits (fortset­
zend): Ich bitte Sie darum, diese zu unterschrei­
ben. - Danke. (Beifall bei den Grünen.) [1.21 

Präsident Dr. Lichal: Darf ich dazu etwas fest­
stellen, meine Damen und Herren: Nach der Ge­
schäftsordnung darf ein Redner höchstens 40 Mi­
nuten sprechen. Spricht ein Minister, ein Mitglied 
der Bundesregierung, länger als 20 Minuten, 
steht jener politischen Gruppierung, die eine ab­
weichende Meinung vertritt, die zusätzliche Zeit 
zu, aber nicht der einzelnen Rednerin oder dem 
einzelnen Redner. Bitte, ich kann nur im Rahmen 
der Geschäftsordnung handeln. (Abg. 5 chi e -
der: Aber das Licht einzuschalten wäre sinn voll.') 

Es war nicht eingeschaltet? Wir werden in Zu­
kunft die 40 Minuten einschalten. (Zwischenruf 
der Abg. Mag. Terezija 5 t 0 i s i t s.) Frau Abge­
ordnete, wir waren schon drüber. Ich habe ange­
kündigt, daß wir am Ende sind. Bitte, es gibt den 
Beschluß, ich kann mich nicht über die Ge­
schäftsordnung hinwegsetzen. 

Als nächster zu Wort gelangt Herr Abgeordne­
ter Schieder. Bitte, Herr Abgeordneter. 

11.21 
Abgeordneter Schieder (SPÖ): Herr Präsident! 

Herr Bundesminister! Meine sehr geehrten Da­
men und Herren! Ich werde mich im Rahmen der 
40 Minuten bewegen. 

Der Außenpolitische Bericht, der uns heute 
hier vorliegt, wurde vom Herrn Bundesminister 
einleitend dahin gehend ergänzt, daß er uns ge­
wissermaßen auf wichtigen Gebieten die Ent­
wicklung seit dem Verfassen dieses Berichtes 
noch zusätzlich geschildert hat. Ich finde, das war 
gut, weil wir daher über den letzten Stand auf 
außenpolitischem Gebiet diskutieren können. 

Es ist hier Kritik am Außenpolitischen Bericht 
geäußert wurden. und es ist die Frage gestellt 
worden. ob es wirklich richtig ist, daß das Wort 
"Neutralität" kein einziges Mal darin vorkommt. 
Die Frau Abgeordnete Grandits hat in diesem 
Zusammenhang davon gesprochen, daß die Neu­
tralität gerade in diesen Jahren, gerade in der 
nächsten Zeit eine große Rolle spielen wird. Mei­
ne Fraktion ist der Meinung, daß die Neutralität 
in ihrem Kern und Wesen aufrechterhalten wer­
den soll und daß es falsch wäre, etwas aufzuge-

ben, bevor etwas Adäquates vorhanden ist. Davon 
zu sprechen, daß die Neutralität gewissermaßen 
nun ihren zweiten Frühling erleben wird und ihr 
eine große Zeit bevorsteht, scheint mir, Frau Ab­
geordnete Grandits, doch etwas übertrieben zu 
sein. Ich befürchte, es wird so sein wie bei man­
chen Männern, daß das, was vermeintlich der 
zweite Frühling ist, sich in Wirklichkeit als eine 
Art Midlife-crisis herausstellt. (Heiterkeit.) 

Was das Nichterwähnen der Neutralität im Au­
ßenpolitischen Bericht betrifft, muß ich sagen: Es 
gefällt mir eigentlich auch nicht, daß das Wort 
"Neutralität" kein einziges Mal vorkommt. Ich 
weiß schon, es ist sicherlich nicht so gemacht wor­
den, wie in der schönen Novelle von Böll "Dr. 
Murkes gesammeltes Schweigen", wo der Redak­
teur aus allen Bänden das Wort "Gott" heraus­
schneidet und überall durch die Bemerkung "je­
nes höhere Wesen, das wir verehren" ersetzt. So 
war es sicherlich nicht, nämlich daß da fein säu­
berlich überall das Wort "Neutralität" herausge­
schnitten wurde. Ich glaube allerdings doch, daß 
es sehr wohl ein paar Absätze gegeben hätte, wo 
es sehr sinnvoll gewesen wäre, sie zu erwähnen. 
Das ist einer meiner Kritikpunkte an diesem Au­
ßenpolitischen Bericht. (Beifall bei der SPÖ.J 

Der zweite Punkt ist die Frage, die wir uns 
überlegen müßten, ob er nicht doch ein bißchen 
zu eurozentristisch ist. (Zwischenruf des Abg. 
Dkfm. Holger Bau er.) Kollege Bauer, ich habe 
eine Infektion, ich höre am rechten Ohr schlecht, 
ich höre Sie daher nicht, ich bitte um Entschuldi­
gung! 

Die zweite Frage, die zu stellen wäre, ist, ob der 
Bericht nicht ein bißehen zu eurozentrisch ist. Ich 
weiß schon - in der Einleitung wird darauf spe­
ziell eingegangen -, das ist halt im Moment einer 
der Schwerpunkte unserer Arbeit, und außerdem 
werden die Bereiche der unmittelbaren Umge­
bung, auch der kontinentalen Umgebung, eine 
immer größere Rolle spielen. Aber ich glaube, 
man sollte dennoch rechtzeitig überlegen, ob das 
nicht ein bißehen ein Übergewicht im Bericht hat, 
vor allem angesichts des Umstands, daß das Kapi­
tel UNO - gerade die UNO, in der sehr viele 
Entwicklungen stattfinden, wo es sehr vieles kri­
tisch und positiv zu bewerten gäbe - etwas ma­
ger ausgefallen ist. Das scheint mir im Verhältnis 
nicht richtig zu sein. 

Auch die einzelnen Länderberichte sind eigent­
lich sehr uneinheitlich. Ich würde vorschlagen, 
daß es entweder für die Botschaften gewisse Kri­
terien gibt, was jede hineinnimmt, oder daß die 
Vertretungen gebeten werden, die Kriterien, die 
vorhanden sind, einzuhalten. 

Ebenfalls sollten wir uns überlegen, wann es 
eigentlich so weit ist, daß der Außenpolitische 
Bericht zu dick ist, daß man dann eines Tages vor 
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lauter Bäumen den "außenpolitischen" Wald 
nicht mehr sehen wird. Ich weiß schon, es ist posi­
tiv, daß viel mehr aufgenommen wird. Verglei­
chen wir einmal den Bericht 1979 mit dem Be­
richt 1992. Es ist sicherlich sehr wichtig, daß es 
nicht nur mehr Papier, sondern auch viel mehr 
Information für das Parlament geworden ist. Das 
ist gut so. Ich glaube, in diesem Bericht ist die 
Grenze noch nicht überschritten. Aber wenn wir 
das extrapolieren, wenn es so weitergeht, dann 
wird es eines Tages zu viel werden, und daher 
sollte man rechtzeitig davor warnen. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte nicht 
verabsäumen, allen, die mit diesem Außenpoliti­
schen Bericht zu tun hatten, für ihre Arbeit sehr, 
sehr herzlich zu danken, wie ich überhaupt diesen 
Anlaß wahrnehmen möchte, zu sagen, daß die 
Unterstützung des Außenpolitischen Ausschusses 
im Parlament und der Fraktionen durch das Au­
ßenamt, durch den Herrn Minister, durch seine 
Mitarbeiter, durch die Vertretungen Österreichs 
im Ausland und bei internationalen Behörden 
ausgezeichnet ist und daß die Informationen zu 
allen Dingen ordentlich sind. Ich möchte danke 
schön sagen, daß wir im Gegensatz zu anderen 
Ländern - ich habe das schon ein paarmal gesagt 
- in außenpolitischen Fragen von seiten des Mi­
nisteriums und der Regierung überhaupt wesent­
lich besser behandelt werden. Herzlichen Dank 
dafür. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 

Nun zu elfilgen Bereichen der Arbeit. Zur 
UNO selbst: Ich glaube, daß in der UNO derzeit 
ein sehr starker Wandel stattfindet, daß, ausge­
hend von der "Agenda for Peace", neue, bessere 
Möglichkeiten von seiten des Generalsekretariats 
gesucht werden, um auf aktuelle Entwicklungen 
besser reagieren zu können, um die AufgabensteI­
lung der Charta besser wahrnehmen zu können. 
Das hat Umstellungsschwierigkeiten mit sich ge­
bracht, aber auch Schwierigkeiten finanzieller Art 
und Schwierigkeiten im Selbstverständnis man­
cher Teile. Die Problematik besteht auch darin, 
daß die UNO immer stärker von einem einzigen 
Land abhängig wird, weil die anderen nicht viel 
tun oder nicht mehr so viel zahlen wollen. Aus 
diesem Grund halte ich es für gut, wenn viele, 
auch kleinere, Länder sich bereit erklären, bei 
Aktionen mitzumachen. Ich begrüße in diesem 
Zusammenhang ausdrücklich jene drei Entsen­
dungen, die heute im Hauptausschuß behandelt 
worden sind und wozu der Nationalrat seine Zu­
stimmung gegeben hat, nämlich zur Entsendung 
von Militärbeobachtern nach Liberia, von öster­
reichischen Exekutivbeamten, falls die Situation 
so ist, daß man sie entsenden kann, nach Haiti 
und einer Beobachtungsmission der Vereinten 
Nationen an die Grenze zwischen Irak und Ku­
wait. 

Nur wenn viele Staaten bereit sind, das auch als 
ihre Aufgabe anzusehen, wird die UNO nicht von 
einigen wenigen großen abhängig sein, und dann 
wird auch nicht das eintreten, was ich einmal qua­
si als die "Hilfssheriff"-Rolle bezeichnet habe, 
daß sich jemand nur dann als Hilfssheriff für die 
UNO anwerben läßt, wenn er selbst eine Rech­
nung mit dem Missetäter zu begleichen hat. Es 
muß unsere Aufgabe sein, dafür zu sorgen, daß 
die Bereitschaft, hier tätig zu werden, egal, ob ei­
gene Gründe vorliegen oder nicht, gegeben ist, 
um internationalem Recht, um internationalen 
Grundsätzen zum Durchbruch zu verhelfen. 

Ein zweiter Bereich: der Europarat. Wahr­
scheinlich konnte aus Zeitgründen - der Herr 
Minister wollte ja durch seine Wortmeldung nicht 
allen abweichenden Stellungnahmen zu viel zu­
sätzliche Redezeit geben - der Europaratsgipfel 
nicht erwähnt werden. Dieser Europaratsgipfel ist 
eine Veranstaltung gewesen, die für Europa Fort­
schritte gebracht hat, die aber auch für unser 
Land von großer Bedeutung war. Es ist ange­
bracht, hier im Parlament festzuhalten, daß dem 
österreichischen Regierungschef , Bundeskanzler 
Vranitzky, dem Außenminister und allen damit 
beschäftigten Beamten, vor allem aber auch unse­
rem Vertreter in Straßburg Dank dafür auszu­
sprechen ist, wie engagiert sie diese Sache vorbe­
reitet haben, wie geschickt sie vorgegangen sind 
und wie sehr auch von österreichischer Seite nicht 
bloß auf die Wünsche der österreichischen Parla­
mentarier, sondern auch auf die Wünsche des Eu­
roparates, der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarates, im Einklang mit den Wünschen 
der österreichischen Parlamentarier eingegangen 
wurde. Das hat sicherlich dazu beigetragen, daß 
konkrete Schritte gesetzt worden sind, und das 
hat sicherlich auch unserem Land geholfen, das 
damit bewiesen hat, daß Beratungen bei uns -
ich möchte das als einer, der an der Parlamentari­
schen Versammlung teilgenommen hat, sagen -
in einer Atmosphäre der Ernsthaftigkeit, der Be­
reitschaft, auf den anderen einzugehen, und eines 
offenen Dialogs stattfinden, was sich zum Beispiel 
dadurch geäußert hat, daß zahlreiche Staats- und 
Regierungschefs die vorbereiteten Manuskripte 
weggelegt haben und direkt auf die Vorredner 
eingegangen sind und so mitgeholfen haben, im 
Dialog Lösungen zu finden, die über das hinaus­
gehen, was ihnen ihre Staatskanzleien vorbereitet 
haben. (Beifall bei SPÖ und Ö VP.) 

In der wichtigen Frage der Minderheitenrechte 
- das war bei weitem nicht die einzige Frage die­
ses Gipfels - ist quasi in der letzten Stunde noch 
ein Kompromiß erreicht worden, der sich durch­
aus sehen lassen kann, nämlich der Kompromiß, 
daß auf zwei Wegen versucht wird, dieses Pro­
blem anzugehen, also nicht bloß auf dem Weg der 
Empfehlung 1201, was der Wunsch der Parla­
mentarischen Versammlung war, also dem Weg 
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des Zusatzprotokolls zur Menschenrechtskonven­
tion, sondern daß über ein eigenes gleichfalls ver­
sucht wird, Lösungen zu finden. 

Ich glaube, daß dieser Zwei-Wege-Versuch gar 
nicht so schlecht ist, denn sosehr wir als Parla­
mentarier für das Zusatzprotokoll eingetreten 
sind und nach wie vor eintreten, so war uns dabei 
doch klar, daß der Weg zu einem solchen Proto­
koll nicht so einfach ist. Das Ministerkomitee 
muß den Vorschlag der Versammlung aufneh­
men, ihn mindestens mit Zweidrittelmehrheit an­
nehmen, dann zur Unterzeichnung auflegen, und 
letzteres ist nur möglich, wenn kein Mitgliedsstaat 
dagegen Einspruch erhebt. Schließlich wären ab 
dem Versammlungsentwurf mindestens fünf Ra­
tifizierungen erforderlich, damit das Zusatzpro­
tokoll in Kraft treten kann. Das ist nicht so ein­
fach. 

Ich möchte hier einfließen lassen, daß die Par­
lamentarier im übrigen diese Regel, nämlich die 
Möglichkeit der Verhinderung der Auflegung zur 
Unterzeichnung durch einen Mitgliedsstaat, än­
dern wollen. Wir haben einen Entwurf ausgear­
beitet. der andere Mehrheiten vorsieht. Durch das 
Dokument 6748 aus 1993 und 6788 aus demsel­
ben Jahr sollte die Möglichkeit geschaffen wer­
den, hier zu anderen Mehrheiten zu kommen, da­
mit in solch wichtigen Fragen nicht ein Mitglied 
die Auflegung zur Unterzeichnung verhindern 
kann. Das ist ein gutes Beispiel für verschiedene 
kleine Schritte, die in Wirklichkeit helfen, Dinge 
zu bewegen. 

Bedeutendstes Ergebnis des Gipfels ist meiner 
Auffassung nach, daß man sich dazu bekannt hat, 
daß es über die Europäischen Gemeinschaften 
hinaus eine Einrichtung politischen Charakters in 
Europa geben soll. Das ist ganz wichtig, vor allem 
im Hinblick darauf, daß viele der Reformstaaten 
nicht so schnell Mitglied der Europäischen Ge­
meinschaft werden können und werden werden, 
und daher ist es notwendig, nicht eine Vielfalt von 
verschiedenen Einrichtungen des gesamten Euro­
pas zu haben, sondern eine Einrichtung, die gera­
de auf den Gebieten: Entwicklung zur Demokra­
tie, soziale Fragen, Kultur- und Umweltfragen, 
aber auch politische Probleme das gesamte Euro­
pa vertreten kann. 

Interessant ist in diesem Zusammenhang ja 
auch, daß die OECD und die Europäische Ent­
wicklungsbank mittlerweile zugestimmt haben, 
daß die Parlamentarische Versammlung des Eu­
roparates auch für sie diese Funktion wahrnimmt. 

Eine Bemerkung zur Kollegin Grandits; viel­
leicht kann man es ihr ausrichten. Ihre Sorge be­
treffend Slowakei und Rumänien besteht inhalt­
lich möglicherweise zu Recht. Formell hat sie je­
doch nicht recht. Es ist nämlich nicht so, daß all 
die offenen Punkte, die sie anspricht, nicht be-

handelt worden sind. Genau das ist geschehen, 
und zwar von zwei Österreichern, in einem Fall 
vom Kollegen Schwimmer, im anderen Fall vom 
Kollegen König. Es wurde genau geprüft, es wur­
den den Ländern Auflagen erteilt, es wurden von 
diesen Ländern Zusagen gegeben, und durch eine 
neue Entschließung ist es möglich, nach einem 
halben Jahr zu überprüfen, ob diese Länder ihre 
Zusagen auch einhalten. Wenn sie das nicht tun, 
kann der Europarat weitere Schritte setzen. 

Es ist dies also eigentlich ein andersstufiges 
Verfahren, zwar nicht rechtlich, aber inhaltlich, 
geworden, und das bietet gerade Schutz gegen­
über jenen Sorgen, die Sie, Frau Kollegin Gran­
dits, hier geäußert haben. 

Ein paar Worte zur zentraleuropäischen Initia­
tive. Diese zentraleuropäische Initiative entwik­
kelt sich wahrscheinlich nicht ganz so, wie wir alle 
erwartet haben, und, Herr Minister, ich sehe da 
auch einige Probleme auf uns zukommen. Das 
erste Problem scheint zu sein, daß zwar überlegt 
wurde, daß in ihr auch Fachminister zusammen­
arbeiten, aber nicht alle Fachminister bereit sind, 
wirklich die zentraleuropäische Initiative als Ge­
sprächsebene zu wählen. Wenn Sie hier auf Mini­
sterien einwirken, dann werden Sie unsere Unter­
stützung dahin gehend haben, daß sich Fachmini­
ster nicht neue Formierungen außerhalb der zen­
traleuropäischen Initiative suchen. Das heißt na­
türlich auch, daß man, wenn in der CI etwas abge­
lehnt wird, es dann nicht justament doch macht, 
wie dieses Seminar oder diese Tagung, an der vor 
allem der Herr Verteidigungsminister gehangen 
ist. Ich glaube, da haben Sie ein zu weiches Herz 
gegenüber dem Herrn Verteidigungsminister ge­
habt. Da hätten Sie härter sein sollen. 

Ich glaube auch nicht, daß es gut ist, wenn nun­
mehr bei der nächsten Sitzung Parlamentarierko­
mitee und Außenministerkomitee auseinander­
klaffen. Es war vereinbart, daß die nächste Sit­
zung Ende November in Szeged stattfindet. Die 
Außenminister haben sich vergangene Woche 
dazu entschlossen - weil es ihnen zu weit ist 
nach Szeged -, das in Budapest zu machen. Die 
Parlamentarier scheinen sich nun dafür zu ent­
schließen, daß sie, wie beschlossen, in Szeged 
bleiben wollen. Es wird zum ersten Mal diese Par­
allelität nur mehr zeitmäßig sein, aber an ver­
schiedenen Orten, und daher wird der Dialog 
nicht stattfinden können. 

Ich bin dafür, der Klügere gibt nach. Sollen 
doch auch die Parlamentarier für diese Tagung 
nach Budapest übersiedeln. Aber wenn das nicht 
gehen sollte oder wenn sich manche dagegen 
sperren, bitte ich, daß auch von seiten des Außen­
amtes darauf geachtet wird, daß sich hier nicht 
ein losgelöstes Nebeneinander der parlamentari­
schen Dimension und der Außenminister entwik­
kelt. 
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Was die KSZE betrifft, so möchte ich aus Zeit­
gründen und auch deswegen, weil wir andere De­
batten im heurigen Jahr ja noch haben werden, 
nicht im einzelnen darauf eingehen. Es zeigt sich 
halt bei der KSZE schon, daß sie dadurch, daß sie 
nicht bloß eine europäische Einrichtung ist, son­
dern eine europäisch-amerikanisch-asiatische 
Einrichtung für Europa geworden ist, bei allen 
Verdiensten und bei all dem, was die gebracht 
hat, wahrscheinlich nicht das wirkliche Zukunfts­
modell für die Sicherheit in Europa ist, und wir 
sollten auch daraus unsere Schlüsse ziehen. 

Was Sie bezüglich EG-Verhandlungen gesagt 
haben, kann ich nur voll unterstreichen. Ich 
möchte nur eine kleine Anmerkung hiezu ma­
chen: Ich glaube, wir dürfen auch nicht den Ein­
druck erwecken, daß wir als Österreicher in die­
sen Verhandlungen ein bißehen mit überkreuzten 
Fingern spielen. Wenn wir geschlossen - und wir 
tun das glücklicherweise alle oder fast alle - in 
der Transitfrage aus Umweltgründen unsere Hal­
tung beibehalten wollen und beibehalten werden, 
dann darf man wahrscheinlich nicht gleichzeitig 
so viele Ausnahmegenehmigungen - 40 Tonnen 
für österreichische Frächter et cetera et cetera -
machen, denn das wird natürlich nicht erklärbar 
sein, daß ein österreichischer Lastler mit 40 Ton­
nen noch umweltfreundlich ist, aber wenn er in 
einem anderen Land angemeldet ist mit derselben 
Tonnage, dann ist das plötzlich nicht mehr um­
weltfreundlich. 

Je klarer, je eindeutiger unsere Linie ist, desto 
besser werden wir auch in den Verhandlungen re­
üssieren können. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Ich möchte zum 
letzten Punkt kommen und ein paar Bemerkun­
gen zu einem Nachbarschaftsproblem machen, 
nämlich zur Frage der Äußerungen gegen die Zi­
geuner von einem Mandatar der Südtiroler Volks­
partei. Und da ist es jetzt egal, daß er sagt: Ich 
habe nicht gesagt, die gehören vergast, sondern 
ich habe nur gesagt, wir können sie ja nicht alle 
vergasen. - Das ist in Wirklichkeit genauso 
furchtbar und genauso schrecklich, und diese 
Entschuldigung ist ja auch wieder an sich demas­
kierend für jemanden. (Beifall bei SPÖ und 
ÖVP.J 

Was wir mit aller Deutlichkeit unseren Freun­
den in der SVP sagen müssen, ist, daß das vielge­
priesene Modell Südtirol mit einem solchen 
Schmutzfleck in Europa nicht herzeigbar sein 
Wird. (BeifaLL bei der SPÖ und bei Abgeordneten 
der ÖVP.) 

Ich bin auch sehr dankbar für alle Erklärungen, 
die es diesbezüglich gegeben hat, und ich habe 
mich auch sehr gefreut darüber, daß Kollege Khol 
namens der EDU einen solch klaren Standpunkt 
bezogen hat. Wir sind unter Freunden verpflich-

tet, ihnen zu sagen: So wird es nicht gehen, mit 
einer solchen Linie stellt ihr euch ins Eck, in ein 
Eck, gegen das ihr euch sehr oft und sehr lange zu 
Recht gewährt habt, dagegen, daß ihr von ande­
ren Kreisen in Italien in dieses Eck gestellt wer­
det! Und jetzt stellt ihr euch selbst in dieses Eck, 
und in diesem Eck wird der Bewegungsspielraum 
für wichtige Fragen für Südtirol sehr, sehr einge­
schränkt sein! 

Meine Damen und Herren! Wir müssen aber 
auch darauf achten, daß wir nicht die gesamte 
Südtiroler Bevölkerung oder die berechtigten 
Fragen Südtirols für diese Äußerung büßen las­
sen. (Beifall bei der SPÖ und bei Abgeordneten 
der ÖVP.) Und ich bin daher dafür, daß der Herr 
Bundesminister sein Südtirolgespräch durch­
führt, denn wir müssen die Gespräche weiterfüh­
ren, daß wir aber der SVP deutlich sagen: Wir 
erwarten von ihr auch als Österreicher - nicht in 
unserem, sondern in ihrem und im europäischen 
Interesse -, daß sie eine klare Linie, eine klare 
Trennung von Personen findet, die solches heut­
zutage noch sagen, denken oder meinen. (Beifall 
bei der SPÖ und bei Abgeordneten der ÖVP.J 

Meine Damen und Herren! In diesem Europa 
gibt es so viele Ansätze zu falschen Haltungen, zu 
Nationalismen, zu Fremdenhaß, zu Vorurteilen. 
Wir müssen uns wehren gegen jeden einzelnen 
Ansatz, daß das alles wieder salonfähig werden 
könnte auf unserem Kontinent. Und wenn es um 
Freunde von uns geht, dann sind wir verpflichtet, 
das mit doppelter Deutlichkeit zu sagen! (BeifaLL 
bei SPÖ (md ÖVP.) 1l.46 

Präsident Dr. Lichal: Zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Abgeordneter Dr. Khol. - Herr Abge­
ordneter, Sie haben das Wort. 

11.46 
Abgeordneter Dr. Khol (ÖVP): Herr Präsident! 

Herr Bundesminister! Meine Damen und Herren! 
Ich möchte eingangs Marijana Grandits sagen, 
daß ich nicht ihrer Meinung bin, was das Wolgo­
grad-, das frühere Stalingrad-Gedächtnis, betrifft. 
Im Gegenteil: Ich danke dem Schwarzen Kreuz, 
ich danke Herrn Präsidenten Lichal, ich danke 
dem Bürgermeister von Wien, Zilk, dafür, daß sie 
eine Privatinitiative ergriffen haben, um den un­
würdigen Zuständen im Stalingrader Kessel, wo 
viele unserer Väter, Großväter, Onkel und andere 
Verwandte gefallen ~ind, ein .. Ende zu machen. 
(Beifall bei OVp, SPO und FPO.J 

Ich habe im Österreichischen Rundfunk eine 
bedenkenswerte und erschütternde Dokumenta­
tion gesehen, wo Leute, die eben dieses Denkmal, 
das Gedächtnismal errichten wollten, über die 
Schlachtfelder dieses entsetzlichen Kessels gingen 
und mit ihren Füßen an Schädelknochen, an 
Hüftknochen anstießen: ein Golgatha, eine Schä­
delstätte, im wahrsten Sinne. Und wenn das 
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Schwarze Kreuz es jetzt unternimmt, in umfas­
sender Weise zu bestatten, diese unwürdigen Zu­
stände zu beenden und eine Gedächtnisstätte 
macht ... (Abg. Mag. Marijana Grandits spricht 
mit Bundesminister Dr. Mock.J - Frau Kollegin 
Grandits, ich beschäftige mich mit Ihnen in einer 
wichtigen Frage, aber Ihnen scheint sie unwichtig 
zu sein. - Wenn man nun also darangeht, eine 
würdige Gedächtnisstätte zu errichten, so glaube 
ich, daß das richtig ist und daß diese Privatinitia­
tive die Unterstützung aller fühlenden Österrei­
cher verdient. 

Meine Damen und Herren! Ich wollte an sich 
jetzt eine umfassende außenpolitische Stellung­
nahme abgeben, aber die Ereignisse in Südtirol 
und auch das, was mein Vorredner Peter Schieder 
gesagt hat, veranlassen mich dazu, mich fast aus­
schließlich auf Südtirol und auf die dortige Lage 
zu konzentrieren. 

Ich möchte aber davor noch sehr schnell einen 
Dank an das Außenministerium, an alle Beamten 
und an den Chef des Außenministeriums für den 
umfassenden Bericht abstatten. Ich stelle mit gro­
ßer Befriedigung fest, daß wir alle hier, wie schon 
seit vielen Jahren, doch in großen Zügen mit die­
ser Außenpolitik einverstanden sind, denn auch 
die Freiheitliche Partei, das Liberale Forum wer­
den anscheinend diesem Bericht, so wie der erste 
Regierungspartner , zustimmen, und das ist ein 
deutlicher Ausdruck dafür, daß die große Linie 
unserer Außenpolitik von allen getragen wird. 

Ich möchte auch den Beamten, den Mitarbei­
tern im öffentlichen Dienst und den Vertragsbe­
diensteten im Außenministerium danken und 
versprechen, daß wir uns weiter bemühen wer­
den, ihre Interessen um ein Statut des auswärti­
gen Dienstes voranzutreiben, daß wir bei der Be­
soldungsreform, die ja in Vorberatung ist, auf 
ihre besondere Situation Rücksicht nehmen wer­
den und daß wir auch die Anliegen einer zeitge­
mäßen Diplomatenakademie und auch eines zeit­
gemäßen Botschaftsgebäudekonzeptes nicht ver­
gessen werden. 

Ich möchte mich auch dafür bedanken, daß die 
Beamten des auswärtigen Dienstes die neuen 
Aufgaben, die sie aufgrund des Aufenthaltsgeset­
zes bekommen haben, ganz offensichtlich zufrie­
denstellend durchführen können. Nach diesem 
"Sommertheater" um den Vollzug des Aufent­
haltsgesetzes habe ich mich davon unterrichten 
lassen, wie viele Beschwerden es über den Vollzug 
des Aufenthaltsgesetzes gibt. - Es gibt, sage und 
schreibe, sechs Beschwerden! Das heißt also, daß 
das Aufenthaltsgesetz funktioniert und daß damit 
die Mitarbeiter an den Botschaften hervorragend 
arbeiten. Das hat mich nicht daran gehindert, na­
mens meiner Fraktion an Sie, Herr Minister, eine 
Anfrage zu stellen, ebenso an den Minister Lösch­
nak, was getan wird, um bei jenen Botschaften, 

bei denen sehr viele Menschen um Einreisege­
nehmigungen ansuchen, deren zweifelsohne ge­
gebene Arbeitsüberlastung zu beheben. - Dank 
also an das Außenministerium! 

Jetzt zu Südtirol; erstens eine Feststellung zum 
Paket. Meine Damen und Herren! Wir können 
heute feststellen - nur wenige Jahre, nachdem 
hier im Juni 1992 die Zustimmung zu diesem Pa­
ket vom Hohen Hause ausgesprochen wurde -, 
daß dies eine historische Leistung war, die wir in 
der heutigen Situation Italiens nicht mehr erbrin­
gen könnten. 

Herr Minister Mock, ich meine, daß Sie, die 
Bundesregierung, ja wir alle eine Sternstunde ge­
nützt haben, ein "Mondfenster", das sich geöffnet 
hat, um die Rechte der Südtiroler auf Dauer zu 
sichern. 

Die Lage in Italien ist heute so, daß wir dies 
heute nicht mehr zusammenbrächten. Was wir 
heute feststellen müssen, ist, daß unsere Schutz­
machtrolle nach wie vor gefordert ist. Es gibt na­
türlich ständig Probleme - das möchte ich gera­
de in Richtung der Kollegen von der freiheitli­
chen Fraktion sagen -, im Zusammenleben der 
Provinz Südtirol und dem italienischen Staatsver­
band immer wieder Reibungen, immer wieder 
Probleme. Wir wären die letzten, die das nicht 
sehen, aber ich glaube, jene Probleme, die bei­
spielsweise in Österreich ein Bundesland mit dem 
Bund hat, sind nicht wesensverschieden oder grö­
ßer als die Probleme, die Südtirol mit Rom hat. 
(Abg. Dr. Hai der: Ein A utonomie verlust ist 
schon etwas anderes, als ob man um Kompetenzen 
streitet!) 

Autonomieverlust und Kompetenzverlust ist 
doch in Wahrheit das gleiche: Wenn man Kompe­
tenzen verliert, verliert man Handlungsmöglich­
keiten. Südtirol hat jedoch keine Kompetenzen 
verloren, sondern im Gegensatz zu dem, was es 
bisher in Südtirol gab, sind doch Kompetenzen 
dazugekommen. 

Ich verkenne aber nicht, daß immer wieder 
Schwierigkeiten auftreten, so etwa: die Frage be­
züglich ethnischen Proporz im Zuge der Privati­
sierung von Staatsbetrieben, die Frage der Vier­
Prozent-Klausel in der Vertretung in den römi­
schen Parlamentsgremien und schließlich auch 
die Wahlkampfkostenvergütung. - All das sind 
jedoch Probleme, die lösbar sind. Gerade das Pa­
ket, mit dem ja ein Gerüst gebaut wurde, das mit 
Substanz auszufüllen ist, ermöglicht es den Südti­
rolern, ihre Autonomie, ihre Selbstverwaltung, 
ihre Selbstregierung zu realisieren. 

Was die Durchsetzungsinstrumente der Südti­
roler anlangt, so gibt es ja dafür eine Reihe von 
Gremien: die Sechser-Kommission, die Zwölfer­
Kommission. Es gibt Verhandlungen darüber in-
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neritalienisch, diese laufen, und sie haben auch 
schon erste Zusagen erbracht. Nach dem Subsi­
diaritätsprinzip sollen diese Mittel als erste be­
nutzt werden, aber es schließen sich dann natür­
lich auch die Möglichkeiten an, daß wir Österrei­
cher als Schutzmacht mit Italien über die stritti­
gen Fragen reden, und dann, Herr Kollege Hai­
der, haben wir jetzt als neues Mittel - aufgrund 
des Pakets und der Begleitmaßnahmen - die 
Möglichkeit einer, falls dann immer noch Auto­
nomieverlust besteht, Klage beim Internationalen 
Gerichtshof. - Diese Klagemöglichkeit hätten 
wir ohne Paket nicht. 

Sie wissen sehr genau, daß diese letzte Waffe, 
die Österreich zur Verteidigung der Rechte der 
Südtiroler hat, natürlich eine abschreckende Wir­
kung hat. Das heißt, unsere Verhandlungsziele 
mit Rom können aufgrund dieser in der Luft 
schwebenden Klagsdrohung vor dem Internatio­
nalen Gerichtshof - die ich allerdings im kon­
kreten Falle als verfrüht betrachten würde - viel 
besser durchgesetzt werden. 

Wir müssen natürlich auch in Rechnung stel­
len, daß sich ganz Italien in einer Wendezeit be­
findet. Ich würde sagen: im Übergang von der er­
sten Nachkriegsrepublik zur zweiten Nachkriegs­
republik. Und auch in Südtirol sind Wahlen. -
Das heißt, alles findet in einer irritierten Atmo­
sphäre statt. 

Damit möchte ich nun aber auch zu einem ak­
tuellen Fall in Südtirol Stellung nehmen. Sie wis­
sen, daß ich als Südtiroler immer besonderes In­
teresse an den Vorgängen in meiner Heimat zei­
ge, und ich glaube auch, eine besondere Sensibili­
tät dafür zu haben. Ich habe mich auch immer 
wieder bedankt für das große Verständnis, das der 
Nationalrat, das die Republik Österreich für die 
vielen heimatvertriebenen Südtiroler in Öster­
reich aufgebracht hat, ebenso für das ständige Be­
gleiten als Schutzmacht für Südtiroler Interessen. 

Daher ist dieser Fall, dieser Rassismusvorwurf 
in Südtirol kein Fall von lokaler Bedeutung. Es ist 
auch nicht so, daß es mit der Feststellung abgetan 
wäre: Der Brugger geht, der Brugger kommt -
und jetzt können wir daher zur Tagesordnung 
übergehen. 

Meine Damen und Herren! Es gilt auch für die 
Südtiroler, was für uns alle gilt: Wir können nur 
dann glaubwürdig überall für Menschenrechte 
und Minderheitenschutz eintreten, wenn wir be­
reit sind, den eigenen Hof sauber zu halten, wenn 
wir das, was wir von anderen verlangen, auch für 
uns selber gelten lassen. 

Wir können nur dann glaubwürdig gegen links­
extreme totalitäre Äußerungen, gegen den Dog­
matismus von links auftreten, wenn wir gegen 
Äußerungen, die dem Rechtsextremismus zuge-

rechnet werden müssen, wenn wir gegen solches 
Gedankengut auftreten. Daher müssen wir diesen 
Anfängen sofort wehren. Wenn wir es nicht hier 
in Österreich tun, dann tun es andere, aber an­
ders. - Das, glaube ich, muß man den Südtiro­
lern sehr deutlich sagen. 

Meine Damen und Herren! Es gibt einen Un­
terschied, den ich immer wieder betonen möchte, 
einen Unterschied zwischen Nationalismus und 
Patriotismus. Der Nationale liebt sein eigenes 
Land - und haßt andere. Der Patriot liebt sein 
eigenes Land - aber er liebt auch andere Länder. 
Ich glaube, wir sollten Patrioten sein, und auch 
die Südtiroler sollten Patrioten sein - und nicht 
Nationale. Das heißt, sie sollten auf ihre eigenen 
Rechte nicht verzichten, sondern stolz auf sie 
sein, sie sollten aber auch die Rechte anderer 
anerkennen. - Die Südtiroler haben das gegen­
über den Minderheiten, die es in Südtirol gibt, in 
der Vergangenheit auch stets so gehalten: Gegen­
über den Ladinern und gegenüber den Fassatal­
Bewohnern haben sie das immer wieder so gehal­
ten. Sie waren stets stolz darauf gewesen, das Süd­
tirol als Modell anerkannt wurde, und sie sind 
auch mit diesem "Modell Südtirol" in Europa an­
gekommen. 

Nur, all das, meine Damen und Herren, ist 
durch jene Vorfälle, die sich im Augenblick ab­
spielen beziehungsweise abgespielt haben, gefähr­
det. Daher möchte ich erklären, warum wir 
Österreicher so vehement gegen diese Äußerun­
gen aufgetreten sind. - Wenn ich sage "wir", so 
stelle ich fest, daß die Sozialdemokraten auch die­
ser Linie folgen, und ich habe auch mit großem 
Interesse die sehr maßvolle Äußerung vom Klub­
obmann der Freiheitlichen Partei, Jörg Haider, 
hier zur Kenntnis genommen. Ich begrüße es, daß 
es darüber einen Konsens aller Parteien in Öster­
reich gibt, um diesen Anfängen entgegenzutreten. 

Österreich ist die Schutzmacht der Südtiroler. 
Österreich ist aber auch - wie Altlandeshaupt­
mann Magnago erstmals gesagt hat und wie es 
von Landeshauptmann Durnwalder vorgestern 
im österreichischen Fernsehen wiederholt wurde 
- "das Vaterland". Für die Südtiroler ist Öster­
reich das Vaterland. 

Die Südtiroler sind zum Teil deutscher Mutter­
sprache, zum Teil ladinischer Muttersprache, 
aber sie bekennen sich zum österreich ischen Va­
terland. Und sie sind daher auch eine österreichi­
sche Minderheit, die wir in Italien haben. 

Wir müssen natürlich zur Kenntnis nehmen: 
Südtirol ist kein zehntes Bundesland Österreichs, 
und die Südtiroler Volkspartei ist nicht eine 
österreichische Partei oder eine Regionalorgani­
sation, in die wir von Wien aus hineinregieren 
könnten. Die Südtiroler müssen aber zur Kennt­
nis nehmen, daß wir aufgrund der engen Verbin-
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dung, die wir als Schutzmacht und als Vaterland 
haben, auch besondere Interessen ausdrücken. 
Wir legen Wert darauf, daß die Südtiroler eine 
demokratische Vertretung haben; daß die Südti­
roler eine umfassende und repräsentative demo­
kratische Vertretung haben - ohne Ausgrenzun­
gen! - und daß sie auch eine respektable demo­
kratische Vertretung haben. 

Meine Damen und Herren! Diese Schutz­
machtrolle werden wir auf ewige Zeiten auszu­
~ben haben; sie hat sich nicht erübrigt. Und wenn 
Osterreich glaubwürdig als Schutzmacht auftre­
ten will, brauchen wir einen Partner bei den Süd­
tirolern - und das war bisher die Südtiroler 
Volkspartei. Sie ist respektabel, sie ist demokra­
tisch, und in ihr finden sich alle großen weltan­
schaulichen Lager vertreten. Die Südtiroler 
Volkspartei ist als Sammelpartei konstruiert: Es 
gibt in ihr einen Arbeitnehmerflügel, dessen Ex­
ponenten uns sagen: Wären wir in Österreich, 
wählten wir sozialdemokratisch, und es findet 
sich auch heute noch eine ganze Reihe von SVP­
Funktionären, die sagen: Wären wir in Öster­
reich, wählten wir freiheitlich, und ebenso gibt es 
Funktionäre, die das Liberale Forum unterstüt­
zen würden. 

Wir haben in Österreich immer darauf Wert 
gelegt - ich habe bei der Verabschiedung des 
Kollegen Jankowitsch auf seine "historische" Rol­
le diesbezüglich hingewiesen -, daß sich auch die 
Sozialdemokratie in Österreich, nachdem sie zu­
erst die Rolle einer eigenen sozialistischen Partei 
der deutschsprachigen, der österreich ischen Süd­
tiroler vertreten hat, auf dieses Konzept der Süd­
tiroler Volkspartei als die große, umfassend de­
mokratisch legitimierte, gewählte Vertretung der 
Südtiroler eingeschworen hat; und dafür sind wir 
dankbar. 

All das, meine Damen und Herren, ist jetzt ins 
Gerede gekommen: die Respektabilität, die Re­
präsentativität, ja das Demokratische insgesamt. 

Meine Damen und Herren! Als ich diese Dis­
kussion in Südtirol, die ja schon über 14 Tage 
lang dauert, verfolgt habe, war ich von Anfang an 
alarmiert über das im Raum stehende Zitat: "Alle 
Zigeuner g'hören d'erschlagen oder vergast." -
Ich muß dazu sagen, daß allein das Wort "Zigeu­
ner" ein abwertendes Wort darstellt: Wir spre­
chen von Sintis und Romas, Frau Kollegin Partik. 
(Abg. Dr. Helene Par t i k - Pa b L e: Sollen wir 
jetzt statt vom "Zigeunerbaron" vom "Sintibaron" 
sprechen?) Als ich noch in Südtirol in die Schule 
gegangen bin, sind wir von den Italienern als die 
"Crucchi" beschimpft worden; "Crucchi" ist ein 
Schimpfwort, und so ist "Zigeuner" auch ein 
Schimpfwort. Ich bitte daher um mehr Sensibili­
tät - auch die Korrespondenten des Österreichi­
schen Rundfunks, die immer von "Zigeunern" re-

den. (Beifall bei der Ö VP sowie bei Abgeordneten 
der Grünen.) 

Ich habe die Weiterentwicklung in Südtirol 
sehr aufmerksam verfolgt. Es sind glaubwürdige 
Zeugen, so beispielsweise Alexander von Egen, 
der Vizepräsident der Regionalversammlung, und 
ein anderer Politiker der Südtiroler Volkspartei 
aufgetreten und haben gesagt: "Ja, diese Worte 
sind gefallen." Es haben dann der Landespartei­
obmann der SVP, Brugger, ein gewählter Funk­
tionär der Südtiroler Volkspartei und Landespar­
teisekretär Hartmann Gallmetzer das Problem so­
fort erkannt, und sie haben mit großer Zivilcou­
rage sozusagen den Stier bei den Hörnern gepackt 
und sind in den Landesausschuß der Südtiroler 
Volkspartei mit dem Ziel gegangen: Dieses Pro­
blem muß erledigt werden! - So weit, so gut. 

Die erste Beunruhigung bei mir ist gekommen, 
als ich festgestellt habe, daß plötzlich dieses Pro­
blem, das nicht nur lokale, sondern überlokale 
Bedeutung hat, das nicht nur ein Wahlproblern, 
sondern ein Grundsatzproblem ist, zu innerpar­
teilichen Richtungsstreitigkeiten gemacht wird. 
Ich war verstört, als ich feststellen mußte, daß 
plötzlich in der großen Zeitung Südtirols, in den 
"Dolomiten", deutlich Haltung für den Boze­
ner Stadtrat Atz eingenommen wurde und daß 
über den Antrag des Landesparteiobmannes 
Brugger, man solle sich von Atz trennen, eine 
Kampfabstimmung bevorstand. 

Das war der Augenblick, wo wir von Österreich 
aus - wenn ich sage "wir", so meine ich die So­
zialdemokraten, die Freiheitlichen und auch mei­
ne Partei, die Österreich ische Volkspartei - ge­
sagt haben: Da müssen wir beratend eingreifen. 
Wir haben spontan Presseerklärungen in die 
Richtung abgegeben, den Landesparteiobmann 
Brugger in seinem Bemühen, reinen Tisch zu ma­
chen, zu unterstützen. 

U mso dramatischer war dann das Abstim­
mungsergebnis vom Montag dieser Woche, als 
plötzlich herausgekommen ist, daß Brugger mit 
seiner Meinung 22 Stimmen bekommen hat und 
jene Leute, die gemeint haben, .,der Atz hat das 
überhaupt nicht gesagt", haben 50 Stimmen be­
kommen. 

Brugger, der für mich der Garant für die demo­
kratische Führung der Südtiroler Volkspartei, für 
eine ideologisch umfassende Linie der Südtiroler 
Volkspartei, für eine den Menschenrechten ver­
pflichtete Linie der Südtiroler Volkspartei war 
und ist, ist - so wie der bewährte Landesparteise­
kretär Gallmetzer - fünf Wochen vor der Wahl 
zurückgetreten. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte darauf 
hinweisen, daß sich jene Funktionäre der Südtiro­
ler Volkspartei - wie zum Beispiel Senator Ro-

134. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)36 von 157

www.parlament.gv.at



15524 Nationalrat XVIII. GP - 134. Sitzung - 21. Oktober 1993 

Dr. Khol 

land Riz - mit dieser Abstimmung für das Beibe­
halten von Atz, nicht aber mit dessen rassisti­
schen Äußerungen identifiziert haben. Die Ab­
stimmung war streng formal. Es wurde nicht ab­
gestimmt über die Frage: "Rassismus ja oder 
nein", sondern: Hat Atz die schlimme Bemerkung 
gemacht oder nicht? 

Dr. Brugger hat aber recht, als er meinte: Wenn 
Substanz für die Vermutung da ist, daß derartige 
Worte gefallen sind, dann ist ein hieb- und stich­
fester Beweis erst gar nicht nötig; die Unsicher­
heit allein genügt, und es müssen demokratische 
Konsequenzen gezogen werden, das heißt also, 
der Betreffende ist als Funktionär einer demokra­
tischen und umfassenden Partei wie der SVP 
nicht akzeptabel. 

Ich möchte mich jetzt hier von diesem Pult aus 
nicht damit befassen: Was hat er gesagt, oder was 
hat er nicht gesagt? Hat er das eine so gesagt, oder 
hat er das anders gesagt? Ich sage nur: Das, was er 
zugegeben hat, gesagt zu haben, ist bereits genug! 
Atz hat laut Nachrichtenagentur ANSA - Zitat, 
nachzulesen in allen italienischen Zeitungen -
von den "Scheiß-Zigeunern" gesprochen. Lan­
deshauptmann Durnwalder hat seine eigene Ab­
stimmungshaltung im Landesausschuß, an Atz 
festzuhalten, damit begründet: Dieser habe eine 
unappetitliche Bemerkung gemacht, und diese 
hätte gelautet: "Ihr müßt etwas für die Zigeuner 
tun, denn man kann sie ja nicht alle vergasen oder 
d'erschlagen." 

Meine Damen und Herren! Wenn diese beiden 
Äußerungen, die unwidersprochen als Zitat im 
Raum stehen, stimmen, so braucht man nicht zu 
fragen, ob er die noch scheußlichere Äußerung 
getan hat oder nicht. - Diese Äußerung allein ist 
genug und muß Sensibilität auslösen. Da stimme 
ich einmal ausnahmsweise Meischberger im Er­
gebnis, aber nicht in der Begründung zu. Was Atz 
zugibt, ist inakzeptabel. (Abg. Pro b s t: Das ist 
aber das Entscheidende!) Das genügt bereits, und 
ich glaube, daß Brugger richtig entschieden hat. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte zur 
Conclusio kommen und sagen: Es handelt sich bei 
dieser Frage nicht um einen örtlich begrenzten 
Wahlkonflikt, bei dem es um Kandidaturen oder 
Vorzugsstimmen geht - ja, das hat sicher auch 
eine Rolle gespielt -, sondern es handelt sich da­
bei um einen überörtlichen Konflikt, der Öster­
reichs Schutzmachtrolle berührt, denn für welche 
Leute treten wir denn eigentlich ein? - Wir tre­
ten doch hier alle insgesamt für die Südtiroler ein; 
die Südtiroler Volkspartei vertritt 90 Prozent der 
Südtiroler, und ich hoffe, sie wird auch in Zu­
kunft 90 Prozent der Südtiroler vertreten - aber 
sie muß eine reine Weste haben. 

Ich möchte dazu noch sagen: Es scheint mir so 
zu sein, daß viele Südtiroler Lokalpolitiker in ih-

rem populistischen Pragmatismus die Sprengkraft 
dieser ganzen Sache nicht richtig erkannt haben. 
Für uns ist es sehr wichtig, daß die Südtiroler eine 
überparteiliche Sammelbewegung als demokrati­
sche Vertretung haben: Zu unserem Kontaktko­
mitee Südtirol wird ja nicht der Südtiroler Land­
tag eingeladen, sondern die Südtiroler Volkspar­
tei. In all unseren Besprechungen ist für uns der 
Vertreter der österreich ischen Minderheit die 
Südtiroler Volkspartei. Wenn jetzt die Arbeitneh­
mervertreter plötzlich sagen, wir können nicht 
mehr auf dieser Liste kandidieren, wenn die Ju­
gend sagt, wir können da nicht mehr kandidieren, 
so ziehe ich meinen Hut vor der Haltung der Ar­
beitnehmer und vor der Haltung der Jugend. Ich 
habe ihnen dennoch geraten: Leute, bleibt auf der 
Liste, die Einheit muß gewahrt bleiben und Dr. 
Brugger wird die Konsequenzen ziehen, das muß 
so sein, und er hat sich ja auch dazu in seiner 
Erklärung, als er sein Amt wieder angetreten hat, 
verpflichtet. 

Also es geht hiebei nicht um einen Lokalkon­
flikt, sondern es geht darum: Bleibt die Südtiroler 
Volkspartei die umfassende demokratische Ver­
tretung der österreichischen Minderheit? Es geht 
nach außen auch darum: Hat diese Partei die 
Kraft, sich glaubwürdig von rassistischen Äuße­
rungen zu distanzieren? 

So wie Kollege Schieder dazu aufgerufen hat, 
so wie mein Bundesparteiobmann Dr. Erhard Bu­
sek heute dazu aufgerufen hat, so wie ich die Hal­
tung von Dr. Alois Mock kenne: Wir erwarten die 
explizite, glaubwürdige und umfassc::.nde Distan­
zierung von diesen rassistischen Außerungen. 
(Beifall bei ÖVP und SPÖ. - Abg. Ing. 
M eis c h b erg e r: Es gibt genügend demokrati­
sche Alternativen bei der nächsten Wahl!) 

Meine Damen und Herren! Die Schutzmacht­
rolle für eine Minderheit zu spielen, die nicht ge­
nügend Sensibilität gegenüber anderen Minder­
heiten hat, ist schwierig. Und eine Partei, die sich 
ständig dagegen wehren muß, unter Pan-Germa­
nismus- und Nationalismusverdacht zu kommen, 
eine Partei, deren Kraft eben aus der umfassen­
den Vertretung der Arbeitnehmer, der Arbeitge­
ber, der Bauern und der Jugend kommt, die eben 
eine Volkspartei ist, eine solche Partei muß diese 
Sensibilität aufbringen, und ich erwarte daher, 
daß der wiedergewählte Landesparteiobmann 
Brugger diese seine übernommene Aufgabe erfül­
len wird. 

Ich muß sagen, Siegfried Brugger geht einen 
schweren Gang. (Abg. lng. M eis c h b erg e r: 
Wann ist der Brugger wiedergewählt worden?) Dr. 
Brugger ist von der Landesversammlung der Süd­
tiroler Volkspartei gewählt, er ist zurückgetreten 
(Abg. Ing. Me i sc h b erg e r: Zurückgetreten -
und von wem wiedergewählt?J und hat seinen 
Rücktritt widerrufen, und es hat ihm der Landes-
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ausschuß einstimmig das Vertrauen ausgespro­
chen. Daraus schließe ich, daß der Landesaus­
schuß Dr. Siegfried Brugger mit seinem klaren 
Bekenntnis gegen Rassismus, mit seinem klaren 
Bekenntnis für die offene Südtiroler Volkspartei, 
mit seinem klaren Bekenntnis zu einer Partei, mit 
der man sich auch international sehen lassen 
kann, durchsetzen wird. Und ich wünsche ihm 
dabei wirklich alles Gute! (Beifall bei ÖVP und 
SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Ich komme zum 
Schluß. Ich glaube, daß wir in Österreich nicht 
den geringsten Grund haben, politisches Kapital 
aus diesen Dingen zu schlagen. Herr Kollege 
Meischberger, damit meine ich Sie! Ich weiß 
schon, Sie haben eine "Spalterpartei" in Südtirol 
gegründet (Abg. Ing. Me i s c h b erg e r: Demo­
kratische Pluralität.'), und Sie glauben in dieser 
Suppe im trüben fischen zu können. (Heiterkeit 
bei der FPÖ. - Abg. Ing. Me i sc h be r ger: In 
der trüben Suppe fischen!) Das ist die Begrün­
dung, die Sie gestern in einer Presseerklärung ab­
gegeben haben. Ich lehne das ab! Ich lehne es 
wirklich ab, daß man eine schwerwiegende, 
grundsätzliche Frage dazu benützt, seine kleinka­
rierten ~.nteressen zu verfolgen! (Beifall bei Ö VP 
und SPO.) 

Meine Damen und Herren! Es geht um Südti­
rol. Es geht um die österreichische Minderheit in 
Südtirol. Es geht um die Schutzmachtrolle Öster­
reichs. Und ich gehe von der Erwartung aus, daß 
wir in wenigen Wochen wissen, daß wir weiterhin 
in der Südtiroler Volkspartei die große, demokra­
tisch gewählte Vertretung aller österreichischen 
Südtiroler haben. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 
/2.13 

Präsident Dr. Lichal: Nächster auf der Redner­
liste ist Herr Abgeordneter Dr. Haider. - Bitte, 
Herr Abgeordneter, Sie haben das Wort. 

/2.13 
Abgeordneter Dr. Haider (FPÖ): Hohes Haus! 

Meine Damen und Herren! Ich darf mich zuerst 
beim Herrn Bundesminister Dr. Mock auch na­
mens meiner Fraktion für den umfassenden Au­
ßenpolitischen Bericht bedanken, der auch von 
uns im Grunde genommen zur Kenntnis genom­
men wird, positiv zur Kenntnis genommen wird. 
Ich möchte aber auch einige Ergänzungen zu dem 
anbringen, was Sie heute morgen hier gesagt ha­
ben, Herr Bundesminister. 

Es war sicherlich wertvoll, den neuesten Stand 
der EG-Verhandlungen von Ihnen referiert zu 
bekommen, und es zeichnet Sie als Minister die­
ser Regierung aus, daß Sie sehr zum Unterschied 
von anderen Regierungsmitgliedern Offenheit ge­
genüber der Opposition zeigen und auch mit In­
formationen an alle Oppositionsparteien nicht 
geizen - eine Einstellung, die ich mir bei man-

chem Minister wünschen würde, der mit einer sa­
genhaften Präpotenz der Opposition Informatio­
nen verweigert, obwohl sie notwendig wären. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Herr Bundesminister Dr. Mock! Sie haben auch 
die Transitpolitik angesprochen. Ich stimme Ih­
nen zu, daß wir den Transitvertrag in die Verein­
barung mit der EG hineinbringen sollten. Sie ha­
ben aber wieder offengelassen, wie das geschehen 
soll. Ich habe halt den Verdacht, daß man da et­
was abkaufen will: Unter dem Vorwand höherer 
Umweltstandards will man sozusagen die Alpen 
schützen, aber dafür das übrige Österreich 
schutzlos dem Transit ausliefern. 

Daher bitte ich Sie, auch in dieser Frage mehr 
Sensi~ilität an den Tag zu legen. Denn es ist ja 
elen Osterreicherinnen und Osterreichern nicht 
verborgen geblieben, daß man mit 1. Jänner 1993 
einen Transitvertrag abgeschlossen hat, der allge­
mein gefeiert wurde als das Großereignis dieser 
Bundesregierung, daß aber schon wenige Monate 
nachher, nämlich am 27. Mai 1993, im Rahmen 
einer Vereinbarung zwischen dem Verkehrsmini­
sterium beziehungsweise dem dortigen Sektions­
leiter Dr. Hanreich und den EG-Verkehrsmini­
stern im Rahmen der EG-Verkehrsministerkon­
ferenz die Zahl der Generalausnahmegenehmi­
gungen aus diesem Transitvertrag verdoppelt 
worden ist. Das heißt, es sind mindestens 180 000 
zusätzliche Fahrten außerhalb des Transitvertra­
ges am Parlament vorbeigeschwindelt worden. 
Die Zahl der Ausnahmegenehmigungen kann 
noch auf weit über 200 000 ausgeweitet werden, 
und sie umfassen auch heute Transitfahrten, die 
nicht mit schadstoffarmen LKWs durchgeführt 
werden, sondern mit den großen "Stinkern", die 
so durch Österreich fahren dürfen. 

Ich fordere Sie auf, daß Sie, bevor Sie über­
haupt über den Transitvertrag reden, auch der 
EG klarmachen, daß diese Ausnahmebestimmun­
gen zurückzunehmen sind, weil wir nur das zuge­
stehen, was im Transitvertrag vereinbart ist. und 
nicht auf stillem Wege 200 000 beziehungsweise 
220 000 zusätzliche Fahrten akzeptieren werden! 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Das gleiche gilt für Ihre beschwörende, so 
möchte ich sagen, Erklärung, Sie seien für eine 
möglichst baldige Abschaffung der Grenzkontrol­
len. - Das klingt gut. Wir alle wollen in einem 
Europa ohne Grenzen leben. Aber die Wirklich­
keit sieht doch anders aus. Wie werden Sie denn 
das mit der Forderung der Agrarier vereinbaren, 
die verlangen, daß wir eine siebenjährige Über­
gangszeit für die Anpassung des österreichischen 
Agrarmarktes an den EG-Markt zustande brin­
gen? Wenn man sieben Jahre lang einen Über­
gang haben will, dann braucht man sieben Jahre 
lang Grenzkontrollen! Das steht im offiziellen 
Verhandlungspapier, das auch die Präsidenten-
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konferenz der Landwirtschaftskammern übermit­
telt hat und das auch Minister Fischler in der Öf­
fentlichkeit so präsentiert hat. 

Man sollte also dem österreichischen Parlament 
sagen, was wirklich stattfindet. Wenn Sie die 
Grenzen beseitigen wollen, dann müssen Sie aber 
auch sagen: Das ist das Aus für die Forderungen 
der Bauern, das Aus für die Forderung, daß es 
eine Übergangsfrist für den Agrarmarkt geben 
soll. - Herr Präsident Schwarzböck hat nur ein 
mildes Lächeln dafür übrig, weil er ohnedies 
schon resigniert hat in dieser Frage. Wir Freiheit­
lichen tun das nicht! Wir verlangen, daß es Über­
gangsregelungen gibt, weil es die heimische 
Agrarpolitik und die Landwirtschaft nicht aushal­
ten werden, von heute auf morgen diesem ge­
samteuropäischen Markt ausgesetzt zu werden. 
Denn das bedeutet - und das wissen wir -, daß 
40 bis 50 Prozent unserer heimischen Agrar­
märkte verlorengehen, ohne daß das mit neuen 
EG-Märkten kompensiert werden kann. - Das 
müssen Sie auch in Ihre Verhandlungsstrategie 
mit hineinnehmen, und das wollte ich auch hier 
anmerken. (Beifall bei der FPÖ.) 

Was den Grundverkehr betrifft, wäre es wirk­
lich gescheiter gewesen, das zu tun, was wir Frei­
heitlichen in unserem Beschluß in bezug auf die 
EG festgehalten haben, nämlich die Meistbegün­
stigung zu verlangen. Das heißt, das, was man ei­
nem anderen EG-Land zugesteht, soll man auch 
Österreich zugestehen, und was man Dänemark 
beim Grundverkehr zugestanden hat, das soll 
man bitte auch Österreich zugestehen. 

Würde die österreichische Bundesregierung das 
Meistbegünstigungsprinzip zur Grundlage ihrer 
Verhandlungen machen, würden wir uns viel 
leichter tun und könnten wir gegenüber der öster­
reichischen Bevölkerung viel glaubwürdiger argu­
mentieren, daß in Brüssel ernsthaft um Positio­
nen für Österreich gerungen wird. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Wir Freiheitlichen 
können auch nicht akzeptieren, daß die Entschei­
dung des Bundesverfassungsgerichtes in Deutsch­
land so hingestellt wird, als wäre das ein Blanko­
scheck für die Ratifizierung des Maas­
tricht-Vertrages. - In Wirklichkeit war das doch 
der Partezettel für das Begräbnis von Maastricht! 
Denn das, was dort entschieden worden ist, ist 
genau das Gegenteil von dem, was Kommissär 
Bangemann noch eine Woche vorher angekün­
digt hat. Bangemann hat gesagt, es wird mit Si­
cherheit einen europäischen Bundesstaat geben. 
(Abg. Dipl.-Ing. R i e gl e r: Bangemann hat schon 
sehr viel angekündigt, was nicht stimmt!) 

Herr Kollege Riegler! Er ist immerhin der von 
Ihrem Freund und Bundeskanzler Kohl entsandte 
Kommissär, der offiziell die EG-Politik dort re-

präsentieren darf. (Abg. Dipl.-Ing. R i e g l e r: Sie 
wissen auch. woher er kommt.') Das müssen Sie 
schon akzeptieren! Wir haben uns ja rechtzeitig 
abgesetzt von der Partie, aber Sie sind noch dabei 
und wollen sich mit fremden Federn schmücken. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Eine Woche, nachdem Bangemann das für die 
EG gesagt hat, entscheidet das deutsche Bundes­
verfassungsgericht, daß es jetzt keinen europäi­
schen Bundesstaat geben kann, sondern Maas­
tricht nur unter der Voraussetzung zu ratifizieren 
ist, daß Deutschland einem Staatenverbund bei­
tritt. - Das ist genau das, was wir Freiheitlichen 
immer gefordert haben, und wovon Sie gesagt ha­
ben, das sei irreal. Natürlich, die reale Konzeption 
- und ich bin Bundesminister Dr. Mock dankbar 
dafür, daß er das im Außenpolitischen Ausschuß 
mehr oder weniger deutlich gemacht hat - des 
Europa von morgen ist nicht ein europäischer 
Einheitsstaat, sondern eine Konföderation, wie 
wir Freiheitliche sie verlangt haben, eine Konfö­
deration, in der die Nationalstaaten im wesentli­
chen die tragenden Säulen der Gesamtentwick­
lung sind. Es wird daher nicht diesen zentralisti­
schen Staat geben können, sondern es wird in 
Wirklichkeit eine qualifizierte Freihandelszone 
jene Impulse geben müssen, die es uns letztlich 
ermöglichen, auch die osteuropäischen Staaten 
stärker miteinzubinden. 

Ich weiß schon, das tut jenen Regierungspartei­
en weh, die jetzt wochen- und monatelang der 
Bevölkerung erklärt haben, Maastricht ohne 
Wenn und Aber. Vergessen Sie dieses Maastricht! 
Wenn man das Erkenntnis des Verfassungsge­
richtshofes ernst nimmt, so wird es dieses Maas­
tricht nicht geben, denn der Verfassungsgerichts­
hof in Deutschland hat eben auch gesagt, daß die 
Summe der nationalstaatlichen Kompetenzen 
größer sein muß als die Kompetenzen auf EG­
Niveau. Das heißt, daß der Artikel 235 des EG­
Vertrages, der eine Art Generalklausel für die 
Kompetenzen der EG darstellte, nicht mehr in 
Wirksamkeit steht. 

Auch das sollten sich jene, die da ohne Wenn 
und Aber in die Maastricht-EG gehen wollten, 
hinter die Ohren schreiben, denn sie sind seit dem 
Erkenntnis des Bundesverfassungsgerichtes einer 
Unwahrheit gegenüber der österreichischen Be­
völkerung überführt. Es gibt kein Ohne-Wenn­
und-Aber-in-die-EG, sondern es gibt eine Zeit 
nach Maastricht, und wir Freiheitlichen schauen 
uns das sehr genau an. Wird es ein föderalisti­
sches Europa, so wie wir es wollen, wird es ein 
demokratisches Europa, so wie wir es wollen, 
wird es ein Europa, das im Integrationsschritt 
auch mit den Bürgerrechten Einklang herstellt, 
dann sind wir dabei. - Wird es hingegen ein zen­
tralistisch-bürokratischer Entwurf, bei dem Frei­
heit und Demokratie auf der Strecke bleiben, 
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dann können wir da nicht mit, sondern werden 
dagegen auftreten. (Beifall bei der FPÖ.) 

Daher war die Debatte heute schon sehr loh­
nend; auch das, was über Südtirol gesagt wurde. 
Erstens einmal ist es erfreulich, daß sich der au­
ßenpolitische Sprecher der Österreichischen 
Volkspartei schon wenige Monate, nachdem der 
Paketabschluß als der große Erfolg gefeiert wur­
de und nur wir Freiheitlichen im Parlament eine 
abweichende Meinung vertreten hatten - wir ha­
ben gesagt, ihr werdet sehen, innerhalb weniger 
Monate wird man beginnen, die Autonomie der 
Südtiroler auszuhöhlen, denn durch die der italie­
nischen Zentralregierung zukommende Kompe­
tenz einer Ausrichtung und Koordinierung ist es 
möglich, das, was man den Südtirolern an Auto­
nomie gegeben hat, schrittweise wieder wegzu­
nehmen (Abg. Dr. K hol: Aber die ist noch nie in 
Anspruch genommen worden.') -, hierhersteIlt 
und sagt, wir haben ja immer noch die Möglich­
keit, eine Klage beim Internationalen Gerichtshof 
einzubringen. 

Herr Dr. Khol! Was ist das für ein Vertrag, was 
ist das für ein Paketabschluß, bei dem ich meinem 
Vertragspartner bereits nach wenigen Monaten 
drohen muß, daß ich ihn klagen werde, weil er 
sich schon wieder nicht an die Spielregeln hält? -
Wir Freiheitlichen haben voll recht behalten, 
denn die Interessen Südtirols sind von Ihnen 
nicht ordentlich vertreten worden! (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Auch wenn Sie sich jetzt, wenige Wochen vor 
einer Südtiroler Landtagswahl, bemühen, eine 
Schadensbegrenzung vorzunehmen, weil eine fle­
gelhafte Äußerung eines SVP-Politikers im Raum 
steht. (Abg. Dr. K hol: Flegelhaft? Das ist zuwe­
nig!) Das ist zuwenig? Der Südtiroler Volkspartei 
offenbar nicht, sonst würden Sie ja nicht hier her­
ausgehen und sagen, der Herr Brugger hat sich 
distanziert, und das ist schon die richtige Art, wie 
man mit dem rassistischen Gerede eines Mitglie­
des fertig wird. 

Herr Dr. Khol! Wenn Sie hier herausgegangen 
wären und gesagt hätten: Ich als Vertreter der 
EDU und der Österreichischen Volkspartei ver­
lange von unserer Schwesterpartei, daß solche 
Leute aus der Partei auszuscheiden sind, weil sie 
geistig darin keinen Platz haben, wenn sie solche 
Dinge sagen!, dann wäre das korrekt gewesen. 
Aber hier herzugehen und zu sagen, der Brugger 
ist ohnehin zurückgetreten - und gleich wieder 
gekommen - und hat sich insgesamt distanziert, 
aber es bleibt alles beim alten: Der Atz bleibt 
Kandidat, er darf in die Vorwahl gehen, weil die 
Südtiroler Volkspartei festgestellt hat, ~.aß 40 bis 
50 Prozent der Bevölkerung hinter der Außerung 
des Herrn Atz stehen, das halte ich wirklich für 
eine Gemeinheit. Sie spekulieren mit einer sol­
chen Emotion (Abg. Ing. Mur er: Ja, das ist es.') 

und glauben jetzt, wenn Sie ihn halten, dann kön­
nen Sie die Wahlniederlage, die sich abgezeichnet 
hat, abwenden. Sie werden sie damit nicht abwen­
den, Herr Kollege Khol, denn das ist keine Linie! 
(Beifall bei der FPÖ. - Abg. Sc h i e der: Die 
SpekuLation gibt es bei der SVP.') 

Wir Freiheitlichen haben gerade in der Auslän­
derpolitik sehr stark verspürt, wie heuchlerisch da 
manche von Rot und Schwarz aufgetreten sind 
bei harmlosen Darstellungen der realen Situation 
der Einwanderungspolitik (Abg. Ing. Mur e r: Ei­
nen Pfarrer haben sie sogar eingeschaltet! 
Kerzlschlucker!), und wir erleben jetzt, wie man 
alles pardonieren will, wie man hergeht und sagt, 
das ist "eh" an und für sich schon zurückgenom­
men, oder: Wir werden prüfen, ob er es über­
haupt gesagt hat. - Er hat ja schon zugegeben, 
daß er es gesagt hat. Er hat ja gesagt: Ich habe 
gesagt, daß wir nicht alle gleich vergasen können. 
- Ja, das ist ja noch ärger als das, was ihm ur­
sprünglich vorgeworfen worden ist. 

Da meine ich halt, das sind zunächst einmal die 
Früchte einer falschen Einwanderungspolitik. 
Genau das ernten Sie, wenn immer wieder die 
Augen zugemacht werden vor gewissen Entwick­
lungen, wenn Wanderbewegungen nicht ernst ge­
nommen werden, wenn man der heimischen Be­
völkerung Wanderungsströme und Belastungen 
zumutet, die nicht in Ordnung sind. Damit sind 
wir Freiheitlichen mehr als legitimiert, mit unse­
rem Volksbegehren rechtzeitig die Bevölkerung 
in Österreich geschützt und die Regierung aufge­
weckt zu haben. (Beifall bei der FPO.) 

Damit erklären wir aber auch an die Adresse 
der Südtiroler, daß eine solche menschenverach­
tende Äußerung, die jemandem zur Lösung sei­
ner Existenz vorschreibt, daß er vergast oder er­
schlagen werden sollte, kein Ersatz für eine Ein­
wanderungs- und Ausländerpolitik ist. 

Wir Freiheitlichen haben es anders gemacht: 
Wir haben konkrete Politik gefordert, um solche 
Geisteshaltungen zu verhindern. Und das ist uns 
gelungen. Bis auf wenige Rülpser, die etwa Dr. 
Vranitzky getätigt hat, als er gesagt hat, wir brau­
chen keine "polnischen und tschechischen Sala­
mihändler" auf den österreich ischen Straßen. 
(Beifall bei der FPÖ. - Abg. M a r i z z i: Na, sei­
en Sie mir nicht böse.') 

Herr Kollege Marizzi! Sie sehen nicht nur 
schlecht, sondern Sie haben auch ein schwaches 
Gedächtnis, denn Sie haben vergessen, daß auch 
Ihr Kollege Zentralsekretär, jetzt Bundesge­
schäftsführer, Cap, ebenfalls vor gar nicht allzu 
langer Zeit gemeint hat, wir werden ... (Abg. Dr. 
Sc h ra n z: Von Ihrer Beschäftigungspolitik spre­
chen Sie nicht mehr.') Ja die Beschäftigungspolitik, 
Herr Kollege, das ist Ihr Phänomen, mit dem Sie 
hausieren gehen. Sie haben in Österreich keine 
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Beschäftigungspolitik gemacht, sondern Sie ha­
ben die Einwanderung von billigen ausländischen 
Arbeitskräften akzeptiert, sodaß Österreicher 
verstärkt arbeitslos geworden sind. Das ist eine 
Beschäftigungspolitik, die wir nicht haben wollen. 
(Beifall bei der FPÖ. - Abg. Fis chi: Jetzt ver­
Läßt er das Plenum.') 

Daher empfehle ich auch dem Kollegen 
Schranz, sich wirklich einmal mit dem zu be­
schäftigen, was die Österreicher interessiert: daß 
sie arbeitslos werden durch eine falsche Auslän­
derpolitik, die jahrelang unter der Federführung 
der Sozialistischen Partei gemacht wurde. Erst 
unsere freiheitliche Initiative hat jetzt zu einem 
Umdenken auch in breiten Kreisen der Regierung 
geführt. 

Da erinnere ich auch daran, was Kollege Cap 
gesagt hat, lieber Peter Marizzi. Er hat gesagt: 
Wir werden 24 Stunden lang die Osteinwanderer 
an der Grenze bei laufenden Motoren warten las­
sen, damit ihnen die Lust vergeht, nach Öster­
reich einzureisen. 

Mein lieber Freund, das ist genau auf der Ebe­
ne, auf der ihr euch auch befindet, wenn ihr euch 
ständig so heuchlerisch herstellt und sagt, die Po­
litik der Freiheitlichen sei menschenverachtend. 
Aber euer dummes Gerede, das soll menschenge­
recht sein? - Das, muß ich sagen, lehnen wir ab! 
Ihr solltet eine ordentliche Politik machen! (Bei­
fall bei der FPÖ. - Abg ... M a r i z z i: Das taugt 
ihnen.' - Ruf bei der SPO: Macht der Löschnak 
keine ordentliche Politik?) Löschnak ist unser gu­
ter Mann in der Regierung. Wir werden schon 
schauen, daß wir ihm den Rücken stärken. (Bei­
fall bei der FPÖ.) Es gibt zwar wenige Genossen, 
die unsere Ausländerpolitik kapiert haben, aber 
er beginnt allmählich, Verstän.~nis dafür zu zei­
gen. (Zwischenruf bei der SPO.) Steter Tropfen 
höhlt den Stein. Ich gebe schon zu, das ist für 
euch nicht ganz angenehm, daß wir als Opposi­
tion in der Regierung mehr zu reden haben, als 
die Regierungsmitglieder untereinander zusam­
menbringen. Das ist ~chon möglich. (Heiterkeit 
und Beifall bei der FPO.) 

Weil wir gerade dabei sind, von diesen Äuße­
rungen zu reden, die angeblich die politische Kul­
tur zerstören: Das gilt nicht nur für die Südtiro­
ter. Dem Kollegen Khol muß ich sagen, das hat 
mit Links- oder Rechtsextremismus nichts zu tun, 
das ist einfach eine Schweinerei, eine solche Mei­
nung und Äußerung. Das hat mit Ideologie nichts 
zu tun. Genausowenig, wie es mit Ideologie nichts 
mehr zu tun hat, wenn der Grüne Voggenhuber 
- geschehen vor zwei Tag~!1 bei einer kulturpoli­
tischen Diskussion im SPO-Klub, an der unser 
freiheitlicher Abgeordneter Mag. Schweitzer teil­
genommen hat - zum Schluß der Diskussion 
sagt: Der Herr Schweitzer gehört filetiert und in 
den kulturpolitischen Abfalleimer geworfen. 

(Abg. Dr. Helene Par t i k - Pa b I e: Das ist wirk­
lich ein Skandal!) Das. meine Damen und Herren, 
ist auch eine Art der Gesinnung, die sich offen­
bart. (Abg. M ar i z z i: Und wer hat gesagt, der 
AusserwinkLer gehört entsorgt?) Das ist eine Ge­
sinnung, die sich auch offenbart. - "Filetiert und 
in den kulturpolitischen Abfalleimer geworfen", 
Herr Kollege! 

Meine Damen und Herren von den Grünen! 
Die Frau Kollegin Grandits hat heute hier so für 
die Flüchtlinge und die Mensc~enrechte geredet, 
bitte, beginnen Sie auch in Osterreich einmal, 
Freiheitliche nicht als Bürger zweiter Klasse zu 
betrachten, sondern als gleichwertige Mitbewer­
ber im demokratischen Prozeß, und akzeptieren 
Sie auch, daß wir auch in Zukunft eine politische 
Größe bleiben werden, die man nicht beschimp­
fen soll, sondern mit der man sich inhaltlich aus­
einandersetzen kann. Denn so etwas haben wir 
auf Sie bezogen noch nie gesagt! Eine derart bru­
tale Verunglimpfung von Mandataren hat es bei 
uns nicht gegeben, und das weisen wir .. auch mit 
Nachdruck zurück! (Beifall bei der FPO. - Abg. 
M a r i z z i: Was haben Sie zum AusserwinkLer ge­
sagt? - Er gehört entsorgt.') 

Lieber Kollege Marizzi! Ich habe hier ein paar 
Dinge dargelegt, die ... (Abg. M ar i z z i: Seien 
Sie jetzt nicht weinerlich! "NadeLslreiffaschist" ha­
ben Sie gesagt! "Der Ausserwinkler gehört ent­
sorgt.''') - Ja was hat denn Ihr lieber Herr Bun­
deskanzler gesagt? Er hat gesagt, die Freiheitli­
chen und ihr Parteiobmann sind Rattenfänger. Er 
bezeichnet 780 000 Wähler als Ratten. Meine Da­
men und Herren! Ist das Ihre Geisteshaltung? So­
lange Sie das nicht korrigieren, haben Sie über­
haupt kein moralisches Recht, hier di.~ großen 
Heuchler zu spielen! (Beifall bei der FPO. - Abg. 
Mag. Pos c h: Er hat aus seiner Geschichte nichts 
gelernt.') Da redet einer: Aus der Geschichte 
nichts gelernt, ja. (Abg. Mag. Pos c h - zur Abg. 
Dr. Helene Partik-PabLe -: Ich bin nicht der An­
walt des Herrn Voggenhuber, aber er hat allS sei­
ner Geschichte nichts geLernt! - Präsident Dr. 
L ich a l gibt das GLockenzeichen.) 

Meine Damen und Herren! Wenn zwei das glei­
che tun, ist es offenbar nicht dasselbe. Sozialisten 
stört es nicht, wenn Freiheitliche in menschenver­
achtender Weise diffamiert werden - Sozialisten 
stört es aber, wenn sie selbst angegriffen werden 
oder wenn ihre grünen Verbündeten angegriffen 
werden. Da werden sie weinerlich, da sind sie 
wehleidig. (Beifall bei der FPÖ. - Abg. K 0 P -
P L e r: Ich weise die Beleidigung zurück, daß die 
Grünen unsere Verbündeten sind!) Lieber Kop­
pier! Dir glaube ich das sogar, daß du mit denen 
nichts zu tun haben willst, aber du bist einer der 
wenigen aus der "Partie". 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich 
noch ein Wort zum Kollegen Khol sagen, der 
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meinte, die Äußerung dieses Südtirolers ist natio­
nalistisch-rassistisch, und Nationalismus, national 
- "Nationale" hat er gesagt - heißt. daß man 
das eigene Land liebt und das andere haßt. (Abg. 
Dr. K hol: Nationalistisch.') Ich habe es aufge­
schrieben: "National" - haben Sie gesagt -
heißt, daß man das eigene Land liebt und andere 
haßt. (Abg. Dr. 0 f n e r: Das können Sie im Pro­
tokoll nachlesen!) Wenn das stimmt - wir haben 
das Protokoll schon sichern lassen -, wenn das 
stimmt, dann sind auch die Bekenner der österrei­
chischen Nation Leute, die das eigene Land lieben 
und andere hassen. Und das können Sie ja wohl 
nicht gemeint haben. (Abg. lng. Me i sc h b e r­
ger: Was heißt dann "Nationalrat"?) 

Aber ich glaube, daß es doch im Grunde um 
etwas ganz anderes geht: Eine nationale Gesin­
nung ist heute auch in Europa durch den Geist 
des Selbstbestimmungsrechtes wieder etwas sehr 
Selbstverständliches geworden. Nationalismen 
entstehen überall dort, wo dieses Selbstbestim­
mungsrecht unterdrückt wird. wo politische Un­
terdrückung der freien Meinungsbildung und 
Entscheidung anfällt. Und dagegen sollten wir 
uns zur Wehr setzen: gegen die Unterdrückung 
des Selbstbestimmungsrechtes der Völker, dann 
wird es weniger Nationalismus geben, dann wird 
es aber auch jene Geographie für Europa geben, 
die die Menschen wollen. 

Ein Europa der Bürger muß auch auf der 
Grundlage der freien Entscheidung seiner Bürger 
aufgebaut werden und kann nicht auf irgendwel­
chen diktatorischen Friedensschlüssen von 
1918/19 oder 1945 basieren, wie wir das erlebt 
haben. Wir kehren aber zurück, wir kehren in der 
Geschichte zu einem Europa, das eigentlich wie­
der bei 1918 beginnt, zurück. Und daher ist ja die 
außenpolitische Debatte nicht nur in Richtung 
Westintegration zu sehen, sondern auch unter 
dem Titel, daß wir heute in der Situation leben, 
daß das "Gleichgewicht des Schreckens" sich eher 
in Richtung eines schrecklichen U n,gleichgewich­
tes zu verlagern droht und auch Osterreich im 
Umfeld und in seiner mitteleuropäischen Lage 
natürlich entsprechende Neupositionierungen 
vorzunehmen hat. 

Wir haben die ethnischen Konflikte, wir haben 
die ansteigende Wirtschaftskriminalität in vielen 
neuen Ländern, auch unseren Nachbarländern im 
Osten, wir haben eine Zunahme des organisierten 
Verbrechens und der Ost-Mafia, die ins Giganti­
sche geht, wir haben eine Wanderbewegung, die 
durch soziale Konflikte bedingt ist, und wir wis­
sen heute schon, daß in den nächsten Jahren in 
Osteuropa so etwas wie eine Vier-Fünftel-Gesell­
schaft entstehen wird. Ein Fünftel wird sichere, 
gute Arbeitsplätze haben, vier Fünftel werden 
sich - ungewissen Aufenthalts - ihre Existenz 
suchen müssen. 

Das ist eine Herausforderung auch für uns in 
Österreich, denn - Herr Dr. Mock, ich bin Ihnen 
dankbar dafür, daß Sie das in diesem Bericht so 
ausführlich dargestellt haben - es haben ja alle 
ordnungspolitischen Instrumentarien in Europa 
bisher nicht gezogen: Die Intervention der UNO 
am Balkan ist fehlgeschlagen. Der Einsatz der EG 
am Balkan ist fehlgeschlagen. Die NATO-Initiati­
ven drohen fehlzuschlagen. Trotz der Zusage der 
Amerikaner, 25 000 Leute für eine neue Initiati­
ve zu stellen, sind die NATO-Gruppierungen 
nicht einmal in der Lage, den Rest an Mannschaft 
auf 50 000 oder 70 000 aufzubringen. 

Das heißt, dieses Europa hat im Prinzip mo­
mentan ein sicherheitspolitisches Defizit. Und es 
ist wichtig, das darzustellen, damit nicht der Ein­
druck entsteht: Wenn wir jetzt ein Ja zur EG sa­
gen, dann ist automatisch die Sicherheitsfrage ge­
löst. - Da ist gar nichts gelöst, weil die WEU 
noch schwächer ist als die NATO und sich die 
NATO derzeit in einem neuen Selbstfindungs­
prozeß befindet, aber wahrscheinlich die einzige 
sicherheitspolitische Plattform für uns sein wird, 
um in Europa überhaupt so etwas wie ein koope­
ratives oder kollektives Sicherheitssystem entwik­
kein zu können. 

Und unterschätzen wir nicht die Kraft des Fun­
damentalismus und religiöser Bestrebungen, wie 
sie sich etwa von der Türkei in Richtung Europa 
in Bewegung setzt:;.n. Der ehemalige Ministerprä­
sident der Türkei Ozal, hat kurz vor seinem Able­
ben gesagt: Wir haben die Möglichkeit, hier eine 
Entwicklung fortzusetzen, die 1683 vor den To­
ren Wiens unterbrochen wurde. - Es ist also sehr 
bewußt auch in der modernen Politik unserer 
südosteuropäischen und südeuropäischen Nach­
barn - einschließlich der Türkei - eine Konzep­
tion vorhanden, die auch eine Bedrohung des Si­
cherheitsinteresses Österreichs bedeuten. Ich hät­
te ganz gerne gehabt, daß wir uns im Rahmen der 
außenpolitischen Debatte auch mit diesen Phäno­
menen auseinandersetzen, denn es kommt zu ei­
ner Kumulation. 

Es gibt auf der ungarisch-serbischen Seite im 
Bereich der Wojwodina eine explosive Situation, 
die schon morgen zu einem Flächenbrand erster 
Ordnung geraten kann, weil ja die Friedensver­
einbarung von Trianon überhaupt nicht funktio­
niert. Damals hat man die Ungarn aufgeteilt und 
ihnen zwei Drittel ihres Territoriums weggenom­
men. Diese Ungarn leben heute in anderen Staa­
ten und sind latent unzufrieden, weil Ihnen die 
Serben, insbesondere in der Wojwodina, in Wirk­
lichkeit weder Minderheiten- noch Existenzrech­
te zugestehen. Wir müssen damit rechnen, daß 
dieser große "Karpatenbogen" , der sich in Osteu­
ropa Richtung Südosteuropa bewegt, einer der 
wirklichen Krisenherde in den nächsten Jahren 
sein wird. Wir müssen damit rechnen, daß es am 
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Balkan keine Ruhe gibt, weil der Hungertod in 
diesem Winter nicht nur 10 bis 15 Prozent der 
bosnischen Bevölkerung hinwegraffen wird, son­
dern weil genau dieser Hungertod dazu führen 
wird, daß das Gewissen der Welt einmal mehr 
aufgerüttelt wird und es zu neuer konfrontativer 
Stimmung zwischen Serben, deren Verbündeten 
und den übrigen Teilen der Welt kommen wird. 

Es ist auch am Balkan in der Zukunft für ein 
europäisches "Somalia" gesorgt - egal, ob wir 
das wahrhaben wollen oder nicht; und wir werden 
dasselbe auch in Serbien erleben. Auch dort droht 
eine Hungerrevolte, die nur dadurch in Schach 
gehalten werden kann, daß man nach außen 
Krieg und Expansionsbestrebungen fördert, der 
nächste Akt wird sich in Richtung Kosovo und 
Sandschak entwickeln. 

Letztlich müssen wir auch eine latente Bedro­
hung unserer eigenen Sicherheit feststellen. 
Wenn wir etwa die Situation Rußlands beu'ach­
ten: Jelzin sitzt nicht so fest im Sattel, wie man 
glauben möchte; die alten Seilschaften sind noch 
vorhanden. Kommt es zu einem Rückschlag in 
Rußland, so bedeutet das eine gravierende Verän­
derung des politisch-militärischen Gleichgewich­
tes in Europa. Im Baltikum stehen noch russische 
Soldaten. Die Serben hätten einen natürlichen 
Verbündeten von 1914, nämlich Rußland, wieder 
zurückbekommen. Das alles sollte eigentlich dazu 
führen, Herr Bundesminister, daß Sie nicht mehr 
von einem in der nächsten Zeit stattfindenden eu­
ropäischen Sicherheitssystem erzählen, sondern 
der Öffentlichkeit reinen Wein einschenken und 
sagen, daß es dieses noch lange nicht geben wird. 
Sie als Außenminister mit Ihren Erkenntnissen, 
die ja auch in diesem Bericht festgehalten sind, 
sollten an die österreichische Regierung und an 
die Sicherheitspolitiker in diesem Land appellie­
ren, endlich entscheidende Schritte zum Ausbau 
und zur Verbesserung der militärischen Landes­
verteidigung zu unternehmen, denn solange es 
kein kooperatives europäisches Sicherheitssystem 
gibt, ist es zwingend notwendig, daß Österreich, 
auf eigenen Beinen stehend, alles unternimmt, 
um die militärische Sicherheit und die Sicherheit 
seiner Grenzen zu festigen. - Das vermisse ich 
aber! 

Meine Damen und Herren! Österreich verfügt 
derzeit über ein Bundesheer, von dem Ihnen bis 
in höchste militärische Kreise jeder sagt, daß die­
ses Instrument derzeit nicht einsatzfähig ist. Mit 
welcher Verantwortung schauen Sie diesem Zu­
stand noch länger zu - wissend, daß weder der 
EG-Beitritt noch die Umstrukturierung in der 
NATO in der nächsten Zeit eine sicherheitspoliti­
sche Alternative zur eigenen Landesverteidigung 
bewirken wird! 

Das schiene mir auch ein Aspekt der heutigen 
Debatte über die Außenpolitik im Zusammen-

hang mit unseren Nachbarn, von denen wir un­
mittelbar bedroht sind, zu sein. (Präsidentin Dr. 
Heide Sc h m i d t übernimmt den Vorsitz.) 

Ich darf Sie, Herr Bundesminister Dr. Mock, 
bitten, diesen Aspekt doch etwas eingehender vor 
den Augen der Österreicher zu entwickeln und 
auch über Ihren eigenen Schatten zu springen 
und nicht Parteiloyalität und Regierungsloyalität 
zu üben, sondern einmal unverblümt zu sagen, 
welcher Art die sicherheitspolitischen Notwendig­
keiten im Österreich von heute bei den geänder­
ten Bedrohungsbildern in Europa sein werden. 
(Beifall bei der FPÖ.) 12,43 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster 
Redner zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Moser. Ich erteile es ihm. 

12.43 

Abgeordneter Moser (Liberales Forum): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin! Herr Bundesminister! 
Hohes Haus! Ich möchte zu Beginn meiner Wort­
meldung auf die Kritik eingehen, die Frau Kolle­
gin Grandits an der Errichtung eines Mahnmals 
im früheren Stalingrad geübt hat. Ich meine, daß 
die Art und Weise, wie diese Kritik vorgebracht 
worden ist, nicht richtig ist. 

Ich meine, daß wir die Arbeit des Schwarzen 
Kreuzes - das hat auch Kollege Khol ausgeführt 
- entsprechend zu würdigen haben. Die Gedenk­
stätte soll eine Mahnung gegen den Krieg, soll 
eine mahnende Erinnerung an die schrecklichen 
Ereignisse des Zweiten Weltkrieges, die sich gera­
de im Raum Stalingrad abgespielt haben, sein. 
Und diese wird für alle Opfer - Soldaten und 
Zivilisten - errichtet. Ich glaube, es ist notwen­
dig, daß auch der Inhalt der Gedenktafel darge­
stellt und dem Hohen Haus zur Kenntnis ge­
bracht wird. 

Der Text in deutscher und in russischer 
Sprache wird er angebracht -: 

"Dieses Denkmal ist allen Opfern der Schlacht 
von Stalingrad (1942/43) gewidmet. Es erinnert 
an die Leiden der hier gefallenen Angehörigen 
der 6. deutschen Armee, der sowjetischen Solda­
ten und die der Zivilbevölkerung. 

Das Mahnmal wurde aus Spenden der österrei­
chischen Bevölkerung, der österreichischen Bun­
desregierung und mit Unterstützung der Bundes­
länder der Republik Österreich errichtet. 

Zur Verwirklichung dieser Gedenkstätte hat 
sich unter dem Vorsitz des Bürgermeisters der 
Bundeshauptstadt Wien, Dr. Helmut Zilk, das 
Personenkomitee ,50 Jahre Stalingrad' gebildet, 
das dieses Denkmal - zur immerwährenden 
Mahnung gegen den Krieg und für den Frieden -
der Bevölkerung von Wolgograd übergibt. 
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Für die hier gefallenen Soldaten aus Österreich 
und allen anderen Ländern erbitten wir den ewi­
gen Frieden in russischer Erde." 

Ich halte es für eine Pflicht unserer Generation, 
für jene Österreicher, die dort gefallen sind, eine 
würdige Gedenkstätte zu errichten, und ich mei­
ne, daß es richtig ist, daß im nächsten Jahr Mit­
glieder der Bundesregierung, Vertreter der politi­
schen Parteien und die Familienangehörigen ge­
meinsam dieses Denkmal einweihen werden. 

Ich möchte auch noch festhalten, daß die Spen­
den - das ist ja schon angeschnitten worden -
von der österreichischen Bevölkerung kommen 
und, sollte Geld übrigbleiben, daß dieses in Ab­
sprache mit den dort politisch Verantwortlichen 
dem Kinderspital in Wolgograd für den Ankauf 
medizinischer Geräte überwiesen werden wird. 

Frau Kollegin Grandits! Darüber hinaus gibt es 
einen weiteren Beitrag zur Völkerverständigung, 
ist es doch bereits zu einem Kulturaustausch zwi­
schen Wien und Wolgograd gekommen. So war 
zum Beispiel das Wolgograder Kammerorchester 
für mehrere Tage in Wien, und es hat auch ent­
sprechende Veranstaltungen gegeben. 

Ich meine, daß dieser Weg fortzusetzen ist, daß 
dieser Weg einen Beitrag zur Aufarbeitung der 
Geschichte, unserer Geschichte, darstellt. 

Meine Damen und Herren! Ich komme nun auf 
den Außenpolitischen Bericht zu sprechen. Ich 
meine, daß dieser Außenpolitische Bericht beson­
ders zu würdigen ist, und zwar als exzellente 
Form der Berichterstattung eines Ministeriums 
an das Hohe Haus, an dieses Parlament. Es könn­
ten sich viele Ressorts an dieser Art der Berichter­
stattung ein Beispiel nehmen. 

Dieser Außenpolitische Bericht stellt eine aus­
g.ezeichnete Arbeit dar, gibt einen sehr guten 
Uberblick über die politische Lage in Europa und 
in der Welt und auch über die Entwicklung der 
politischen Lage und ist auch ein Leistungsbericht 
des Diplomatischen Dienstes. Ich möchte von die­
ser Stelle aus - wie das meine Vorredner teilwei­
se gemacht haben - meine Anerkennung den 
Angehörigen des Bundesministeriums für aus­
wärtige Angelegenheiten und den Angehörigen 
des Diplomatischen Dienstes aussprechen. 

Dies ist auch mit ein Grund, daß das Liberale 
Forum dem Außenpolitischen Bericht die Zu­
stimmung erteilen wird. 

Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Der 
Außenpolitische Bericht gibt uns auch die Mög­
lichkeit, eine Grundsatzdiskussion über Fragen 
der österreichischen Außenpolitik zu führen, und 
daher war es zu begrüßen, daß der Herr Bundes­
minister eingangs dieser Debatte eine Erklärung 
über den aktuellen Stand der österreichischen 

Außenpolitik aus seiner Sicht gegeben hat. Ich 
bin sehr froh darüber, daß er in dieser Erklärung 
zwei sehr wesentliche Schwerpunkte angeschnit­
ten hat. Der eine Schwerpunkt ist die Frage der 
Europäischen Integration. Diese Europäische In­
tegration ist für Österreich von ganz entscheiden­
der und wesentlicher Bedeutung. Der zweite 
Schwerpunkt ist die Frage der Sicherheit unseres 
Landes, und der Außenpolitische Bericht räumt 
ja auch dem Sicherheitsaspekt sehr großen Raum 
ein. 

Herr Bundesminister, nun zu Ihren heutigen 
Ausführungen. 

Sie haben uns über den derzeitigen Stand der 
Beitrittsverhandlungen informiert. Und ich muß 
feststellen, daß Ihr Bericht nicht gerade optimi­
stisch war. 

Sie haben uns dargestellt, daß einige Kapitel 
bereits aufgearbeitet worden sind, und zwar jene, 
die eher als die einfacheren und leichteren zu be­
zeichnen sind. Es sind noch viele schwierige Fra­
gen offen, und trotz dieser Tatsache beabsichti­
gen Sie, am 1. 1. 1995 als Zeitpunkt unseres EG­
Beitrittes festzuhalten. 

Das ist sicher zu begrüßen, aber, Herr Bundes­
minister: Wir haben Zweifel daran, daß dieser 
Termin gehalten werden kann. Gerade aus Ihren 
Worten konnte man heraushören, daß es offen­
sichtlich unrealistisch ist, diese schwierigen Fra­
gen in der noch zur Verfügung stehenden Zeit zu 
lösen und zu klären. 

Daher meine ich, daß es notwendig ist, daß ge­
rade von österreichischer Seite her mehr Nach­
druck in die Verhandlungen gesetzt wird, aber es 
wird auch notwendig sein, die Bevölkerung besser 
zu informieren, und zwar nicht nur über den Ver­
trag von Maastricht und über die Ziele unserer 
Integrationsbemühungen, sondern auch über den 
aktuellen Stand der jeweiligen Verhandlungen. 
Diesbezüglich ist ein akutes Informationsdefizit 
vorhanden. 

Zum zweiten: Ihre Position zur Transitfrage. 
Es erfüllt uns mit Genugtuung, daß es Ihnen da­
rum geht, im Rahmen der EG-Verhandlungen 
den Inhalt des Transitvertrages zu übernehmen. 
Mit Genugtuung erfüllt uns das deshalb, weil wir, 
als vor kurzem unsere Präsidentin und Vorsitzen­
de des Liberalen Forums diese Frage angespro­
chen hat, daß es darum gehe, eine europäische 
Lösung zu finden, daß es darum gehe, den Inhalt 
des Transitvertrages zu übernehmen und nicht 
den Vertrag in seiner technischen Formulierung 
als solchen, Kritik geerntet haben. 

Heute - das ist das Positive, denn es zeigt, daß 
es dem Liberalen Forum auch möglich ist, einiges 
in der Politik Österreichs zu verändern und zu 
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bewegen - ist diese Position des Liberalen Fo­
rums bestätigt, heute steht unser Ansatz nach ei­
ner europäischen Lösung außer Diskussion, weil 
eben diese europäische Lösung - die Übernahme 
unserer ökologischen Vorstellungen im Zusam­
menhang mit der Transitfrage - auch im Interes­
se anderer Länder liegt. 

Daher erwarten wir, daß Sie, Herr Bundesmini­
ster, mit allem Nachdruck den Inhalten dieses 
Vertrages im Rahmen der EG-Beitrittsverhand­
lungen zum Durchbruch verhelfen werden. Da­
her erwarten wir von Ihnen auch, daß der Inhalt 
des Vertrages auch auf andere Regionen in Öster­
reich ausgeweitet wird, nicht nur im Zusammen­
hang mit dem alten Transitvertrag, sondern auch 
- das scheint für unser Land ganz besonders 
wichtig zu sein - in bezug auf die Ostregion, die 
in Zukunft in ganz besonderer Weise vom Ost­
West-Transit betroffen sein wird. Das sind unsere 
Forderungen, das wollen wir von Ihnen, Herr 
Bundesminister! (Beifall beim Liberalen Forum.) 

Ich stimme mit Ihnen überein und kann mich 
den Aussagen des Herrn Dr. Haider dahin gehend 
nicht anschließen, daß das Erkenntnis des Ge­
richtshofes in Karlsruhe eine Absage an den Ver­
trag von Maastricht wäre. - Genau das Gegenteil 
ist der Fall: Mit diesem Erkenntnis ist der Weg 
zur Ratifizierung des Vertrages von Maastricht in 
Europa und innerhalb der bestehenden Staaten­
gemeinschaft frei. Mit diesem Erkenntnis wird 
auch bestätigt, daß Europa auf der Grundlage des 
Vertrages von Maastricht kein europäischer Zen­
tralstaat ist, daß es zu keiner Automatik in der 
Weiterentwicklung dieses Vertrages kommt, daß 
es mit Maastricht zu einer Verwirklichung eines 
föderalen, dezentralen Europas kommen wird 
und daß auch staatliche Souveränität erhalten 
bleibt, aber viele Bereiche transformiert werden 
auf eine höhere politische europäische Ebene, da­
mit wir eine höhere Qualität der Souveränität be­
kommen. Das sind die tatsächlichen Ergebnisse, 
das sind die zentrale Aussage und der zentrale 
Inhalt des Erkenntnisses des Bundesgerichtshofes 
in Karlsruhe. 

Meine Damen und Herren! Ich habe gesagt, 
daß der Außenpolitische Bericht die Möglichkeit 
bietet, über Fragen der österreichischen Außen­
politik zu diskutieren. Die Fragen der österreichi­
schen Integration habe ich schon kurz angeschnit­
ten. Mir geht es aber auch um die Frage der Si­
cherheitskonzeption, die sich abzeichnet und im 
Rahmen der Europäischen Integration entspre­
chend diskutiert wird. 

Meine Damen und Herren! Es geht aus dem 
Außenpolitischen Bericht klar hervor: Das 
Jahr 1992 war das Jahr der Konferenz für Sicher­
heit und Zusammenarbeit in Europa. Es ist be­
dauerlich, daß es in der letzten Zeit eigentlich ru-

hig geworden ist um dieses Instrumentarium und 
dieses Institut. 

Die Konferenz für Sicherheit und Zusammen­
arbeit in Europa hat eine große historische Lei­
stung vollbracht, die vor allem in der Überwin­
dung des Ost-West-Konfliktes zu sehen ist, und 
hat ihren ersten Schlußpunkt - eine Weiterent­
wicklung wird sicherlich erforderlich sein - in 
der Charta von Paris gefunden. 

In dieser Charta von Paris haben sich die Mit­
gliedsländer der Konferenz für Sicherheit und 
Zusammenarbeit zu Demokratie, zu Rechtsstaat­
lichkeit, zu Frieden in Freiheit und zu mehr 
Marktwirtschaft bekannt. Sie haben sich auch zu 
einem Abbau gesellschaftspolitischer ideologi­
scher Gegensätze bekannt und haben damit einen 
ganz wesentlichen Beitrag zur Stabilität und zur 
Sicherheit auf dem europäischen Kontinent ge­
setzt. 

Ich meine daher, daß es darauf ankommen wird 
und ein Schwerpunkt der österreichischen Au­
ßenpolitik sein muß, der Konferenz für Sicher­
heit und Zusammenarbeit mehr Augenmerk als 
bisher zu widmen. 

Wir wissen, daß sich diese Konferenz für Si­
cherheit und Zusammenarbeit in Europa gerade 
im Jahre 1992 und zu Beginn 1993 wesentlich er­
weitert hat. Zu den ursprünglichen Mitgliedslän­
dern sind Albanien und die drei baltischen Län­
der und 1992 noch die elf Nachfolgestaaten der 
ehemaligen Sowjetunion zusätzlich dazugekom­
men. Mit Beginn~ 1993 sind die Nachfolgestaaten 
der ehemaligen CSFR, nämlich Tschechien und 
die Slowakei, beigetreten. 1992 sind Kroatien, 
Slowenien und Bosnien-Herzegowina dazuge­
kommen. Damit hat sich eine Staatengemein­
schaft gebildet, die mit ihrem Bekenntnis zu De­
mokratie, Rechtsstaatlichkeit und Frieden in 
Freiheit gewährleistet und sicherstellt, daß wir 
auf unserem Kontinent einer sehr friedlichen Zu­
kunft entgegensehen können - trotz aller Pro­
bleme, die sich abzeichnen. 

Mit dieser neuen Gruppierung ist aber auch 
eine asiatische Dimension dazugekommen, und 
darauf möchte ich später zurückkommen. 

Das Jahr 1992 hat auch gezeigt, daß die KSZE 
darangegangen ist, ihre operativen Fähigkeiten 
entsprechend zu verstärken, damit eben diese In­
stitution mehr als bisher einen aktiven Beitrag zur 
Friedenssicherung, insbesondere aber zur Kon­
fliktverhütung und zum Krisenmanagement lei­
sten kann. 

In diesem Zusammenhang möchte ich zwei Be­
reiche besonders hervorheben: erstens die Ein­
richtung eines Hochkommissärs für nationale 
Minderheiten, denn damit können ethnische 
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Spannungen bereits in den Ansätzen erkannt wer­
den und sehr rasch präventive Maßnahmen ge­
setzt werden; zweitens das Bekenntnis, daß frie­
denserhaltende Operationen durch die KSZE in 
Zukunft möglich sein werden. 

Die KSZE - das scheint mir wesentlich und 
ein entscheidender Fortschritt zu sein - hat sich 
in Helsinki zu einer regionalen Abmachung im 
Sinne der Charta der Vereinten Nationen, näm­
lich im Sinne des Artikels 8 erklärt. Damit haben 
wir ein Bindeglied zwischen der europäischen, 
aber auch der globalen Sicherheit hergestellt. 

Es wird notwendig sein - Herr Bundesmini­
ster, ich darf Sie ersuchen, in dieser Richtung Ak­
tivitäten und Maßnahmen zu setzen -, daß es 
gerade im Rahmen der KSZE zu einer Entwick­
lung eines europäischen Sicherheitsrates kommt, 
ähnlich wie wir ihn auf der Ebene der Vereinten 
Nationen als Weltgemeinschaft kennen. 

Meine Damen und Herren! Die Konferenz für 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa stellt 
auch aus unserer Sicht die Dachorganisation für 
die zukünftige europäische Sicherheitsarchitektur 
dar; eine europäische Sicherheitsarchitektur, die 
sich meiner Meinung nach aus der Westeuropäi­
schen Staatengemeinschaft und aus der Europäi­
schen Union, wie sie auf Grundlage des Vertrages 
von Maastricht geschaffen wird, entwickeln muß 
und entwickeln soll, denn nur diese Gruppierung, 
diese Staatengemeinschaft hat zunächst die wirt­
schaftliche und auch die politische Kraft, weitere 
Schritte vor allem im Hinblick auf den Aufbau 
einer eigenen Sicherheitsstruktur zu setzen. Und 
mit dieser Entwicklung der neuen europäischen 
Sicherheitsarchitektur zeichnet sich auch das 
Ende der österreichischen Neutralität ab. 

Ich bin froh, daß diesbezüglich bereits eine 
Veränderung der Position, vor allem bei der So­
zialdemokratischen Partei, erkennbar wird. Ich 
darf aus dem "Kurier" vom 19. Oktober zitieren, 
in dem steht, daß auch aus der Sicht der Sozialde­
mokratischen Partei die Neutralität nicht ewig 
währt. Kollege Marizzi und Bundesminister 
Löschnak hielten unter anderem fest, daß in einer 
längerfristigen Perspektive Österreich zu prüfen 
haben wird, ob und inwieweit die Aufrechterhal­
tung des Status einer dauernden Neutralität bei 
gleichzeitiger EG-Mitgliedschaft in einem sol­
chen System weiter möglich und sinnvoll ist. 
Wenn das Konzept eines europäischen Sicher­
heitsverbandes in vier, fünf Jahren verwirklicht 
ist, wird sich Österreich entscheiden müssen, ob 
es nicht an einem hochqualitativen Sicherheitssy­
stem teilnehmen will. Außerdem wünscht die So­
zialdemokratische Partei doch einen Beitrag 
Österreichs an der Mitgestaltung. 

Meine Damen und Herren! Jetzt beginnen sich 
die Geister zu scheiden. Mitgestalten wollen heißt 

auch Mitglied sein, heißt mitentscheiden und Mit­
verantwortung tragen. Daher ist es aus unserer 
Sicht, aus der Sicht des Liberalen Forums unum­
gänglich, daß es mit dem Beitritt Österreichs zur 
Europäischen Gemeinschaft, zur Europäischen 
Union, auch zu einer Mitgliedschaft in der West­
europäischen Union kommen muß, denn im Rah­
men dieser Teilnahme ist gewährleistet und si­
chergestellt, daß die Interessen, die sicherheitspo­
litischen Interessen auch umgesetzt und verwirk­
licht werden können. 

Daher ist es nicht sinnvoll, wenn man, wie es 
beispielsweise die Österreich ische Volkspartei 
vorschlägt - Herr Bundesminister, ich glaube, 
Sie sollten ein ernstes Wort in Ihren eigenen Rei­
hen sprechen -, Überlegungen hinsichtlich eines 
Stufenplanes anstellt, also zuerst Beobachtersta­
tus und erst dann Mitgliedschaft. Das wäre der 
falsche Weg, es ist sofort die Mitgliedschaft in der 
Westeuropäischen Union anzustreben. 

Besonders wichtig wäre - das muß auch in der 
öffentlichen Diskussion stärker als bisher heraus­
gearbeitet werden -, daß es unterschiedliche 
Zeitachsen gibt: Eine Zeitachse ist die Lösung der 
aktuellen sicherheitspolitischen Herausforderun­
gen, und die andere Zeitachse ist das Anstreben 
und Verwirklichen einer Zukunftsperspektive. 
Und diese Zukunftsperspektive kann nur die vol­
le Integration Österreichs auch aus sicherheitspo­
litischer und verteidigungspolitischer Hinsicht in 
die Europäische Union sein. 

Ich möchte die Mitgliedschaft in der Westeuro­
päischen Union um einen weiteren Aspekt ergän­
zen und erweitern, nämlich um die Sicherheitsko­
operation mit den Nachbarstaaten. Durch eine 
derartige Sicherheitskooperation sollen die ver­
trauensbildenden Maßnahmen mit unseren Nach­
barländern, mit Slowenien, mit Ungarn, mit der 
Slowakei und mit Tschechien gestärkt werden. 
Wir meinen, daß es aufgrund der Stärkung der 
Vertrauensbasis auch zu einer Verstärkung des 
KSZE-Prozesses in unserer Region kommt und 
wir daher mit mehr Sicherheit rechnen können. 

Herr Bundesminister! Wir halten einen derarti­
gen Schritt für vordringlich und ersuchen Sie, 
entsprechende Maßnahmen einzuleiten. (Beifall 
beim Liberalen Forum.) 

Drittens: Es wird notwendig sein, auch die 
österreichische Wehrverfassung anzupassen. Wir 
sind jetzt zwar in einer Übergangsphase, aber wir 
brauchen eine Wehrverfassung, die der europäi­
schen Aufgabe gerecht wird. Es wird darauf an­
kommen, schon jetzt Schritte zu setzen, sodaß es 
mit dem Beitritt Österreichs zur Europäischen 
Union auch zu einer Umformung unseres Bun­
desheeres in ein Freiwilligenheer kommt, daß es 
zu einem Aussetzen der allgemeinen Wehrpflicht 
kommt, die aber für den Fall einer umfassenden 
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Bedrohung unseres Landes wieder abberufen 
werden kann. Damit erreichen wir eine sehr hohe 
strategische Flexibilität, damit haben wir ein In­
strumenatrium geschaffen, das den Sicherheitsbe­
dürfnissen Österreichs, aber auch unseren Anfor­
derungen im Rahmen der Europäischen Gemein­
schaft optimal gerecht wird. 

Meine Damen und Herren! Herr Bundesmini­
ster! Es zeichnet sich für mich das Scheitern der 
laufenden Reform unserer militärischen Landes­
verteidigung ab. Ich erwarte von Ihnen entspre­
chende Aussagen, Klärungen und Klarstellungen, 
weil ich meine, daß gerade Sie als Außenminister 
ein Interesse an einem wirksamen österreichi­
schen sicherheitspolitischen Instrumentarium ha­
ben müssen. 

Meine Damen und Herren! Herr Bundesmini­
ster! Mit dem EG-Beitritt wird auch eine sehr we­
sentliche Weichenstellung für die Zukunft unse­
res Landes vorgenommen. Es wird daher notwen­
dig sein, daß die Bevölkerung auf diesen Schritt 
entsprechend vorbereitet ist. 

Herr Bundesminister! Sehr wesentlich für diese 
Vorbereitung der Bevölkerung wird es sein, die 
Informationstätigkeit zu verstärken, und hier orte 
ich einen Handlungsbedarf bei der Bundesregie­
rung. Es wird notwendig sein, daß gerade Sie, 
Herr Bundesminister, Ihre Aktivitäten mit der 
Frau Staatssekretärin koordinieren, besser auf­
einander abstimmen, damit die Frage der Euro­
päischen Integration, ihre Vorteile, aber auch die 
Herausforderungen, die sich daraus ergeben, dem 
Bürger nähergebracht werden. Ganz wichtig 
scheint mir zu sein, daß der Bevölkerung vor al­
lem die Angst vor Maastricht genommen wird. 

Von dieser Stelle aus möchte ich die Idee, die in 
der letzten Sitzung des Außenpolitischen Aus­
schusses entwickelt worden ist, aufgreifen. Herr 
Bundesminister! Es wird notwendig sein, daß vor 
allem die kommunale Ebene, die Gemeinden, 
und auch die politischen Parteien in diese Infor­
mationstätigkeit eingebunden werden. Es ist not­
wendig, eine umfassende Information der öster­
reichischen Haushalte durchzuführen. Außerdem 
sollte der Vertrag von Maastricht nicht so, wie es 
die Grünen wollen, an alle Haushalte geschickt 
werden, sondern zumindest für die Interessierten 
in den jeweiligen Gemeinden aufgelegt werden. 
Es ist notwendig, die Informationstätigkeit ent­
scheidend zu verstärken. Das zeigen auch die 
jüngsten Meinungsumfragen, die mir zu denken 
geben. 

Waren noch im August 1993 40 Prozent für ei­
nen EG-Beitritt und rund 34 Prozent gegen einen 
EG-Beitritt, so hat sich dies weiter zuungunsten 
der Befürworter verschoben: Im September 1993 
sind es nur noch 39 Prozent. Jetzt würden bereits 
37 Prozent gegen einen EG-Beitritt stimmen. 

Was vor allem bedenklich stimmt, Herr Bundes­
minister, ist, daß die Zahl der Unentschiedenen 
im letzten Jahr um rund 3 Prozentpunkte, fast 
4 Prozentpunkte zurückgegangen ist. Das heißt, 
daß einzelne Befürworter der EG zu den Geg­
nern übergetreten sind, und das bedeutet auch, 
daß die vielen Unentschlossenen zu EG-Gegnern 
geworden sind. 

Herr Bundesminister! Deshalb ist es notwendig, 
daß von Ihrer Seite, von der Seite der Bundesre­
gierung im Interesse des Landes entsprechende 
Schritte und Initiativen gesetzt werden. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte zum 
Schluß auf einen Bereich zu sprechen kommen, 
der auch im Außenpolitischen Bericht angespro­
chen worden ist, nämlich auf den österreichischen 
Auswärtigen Dienst. Der österreichische Auswär­
tige Dienst ist eine Visitenkarte für unser Land. 
Es geht darum, daß diese Visitenkarte auch ent­
sprechendes Gewicht bekommt. Es wäre daher 
vordringlich und unbedingt erforderlich, daß der 
Initiativantrag, der im Dezember 1992 einge­
bracht wurde, endlich einer Beratung zugeführt 
wird. Es muß endlich zu einer Lösung in dieser 
Frage kommen. Es ist notwendig, diesen Aspekt 
in diesem Bereich einer sehr raschen Lösung zu­
zuführen, im Interesse der Betroffenen, aber auch 
im Interesse - das habe ich bereits angeschnitten 
- des diplomatischen Dienstes, der für unser 
Land auch in Zukunft eine Visitenkarte darstellen 
soll. 

In diesem Sinne wird - ich möchte das noch 
einmal sagen - das Liberale Forum dem Außen­
politischen Bericht seine Zustimmung geben. -
Danke schön. (Beifall beim Liberalen Forum.) 
/3.10 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächste zu 
Wort gemeldet ist Frau Abgeordnete Traxler. Ich 
erteile es ihr. 

/3./1 
Abgeordnete Gabrielle Traxler (keinem Klub 

angehörend): Frau Präsidentin! Herr Minister! 
Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Für die Zukunft Europas scheinen mir 
neben der EG-Frage drei Punkte von grundlegen­
der Bedeutung zu sein. 

Erste Frage: Wie verhält sich das reiche Europa 
gegenüber dem armen Europa, und welche effi­
ziente Hilfen führen zur Stabilisierung und zu 
überschaubaren Wanderungsbewegungen? 

Zweite Frage: In welcher Weise kann ein klei­
nes Land wie Österreich friedensbildende Ant­
worten auf den nicht enden wollenden Krieg, auf 
die Auseinandersetzungen in Bosnien, geben? 

Dritte entscheidende Frage: Wie stützen wir 
europäische und internationale Organisationen, 
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um ihrer friedensbildenden Aufgabe effizienter 
gerecht zu werden? 

Die Rolle Österreichs als Vermittler zwischen 
Ost und West, als jenes Land, das aufgrund seiner 
historischen und geographischen Situation enge 
kulturelle Beziehungen und Verständnis für die 
Mentalitäten in Ost und West entwickelt hat, ist 
von eminenter Bedeutung. Österreich scheint 
hier den richtigen Weg eingeschlagen zu haben, 
und der Finanzminister hat in seiner gestrigen 
Budgetrede als zweiten außenpolitischen Schwer­
punkt die Förderung und Unterstützung wirt­
schaftlicher Beziehungen zu Osteuropa genannt. 
Die Handelsbeziehung.en haben sich hervorra­
gend entwickelt, und Osterreich hat davon auch 
profitiert. 

Es gilt aber auch - das ist in der heutigen De­
batte von Frau Kollegin Grandits bereits ange­
sprochen worden -, die zahlreichen, praktisch 
fast nicht beachteten persönlichen Kontakte, die 
sich einerseits durch wirtschaftliche Verflechtun­
gen, andererseits durch karitative und soziale Un­
terstützungen nach Oste uropa ergeben, zu för­
dern, denn all das, was an persönlichem Einsatz 
eingebracht wird - das gilt sowohl auf der politi­
schen als auch auf der bildungspolitischen, der 
sozialen und der menschenrechtlichen Ebene -, 
trägt Früchte. Ich meine, daß das unsere grundle­
gende Aufgabe ist. Nur in Verständigung mitein­
ander und nicht in der Abschottung gegeneinan­
der können in diesen Problemfeldern Lösungen 
gefunden werden. 

Damit bin ich schon bei Bosnien. Ich teile die 
Einschätzung des Herrn Abgeordneten Haider , 
was die Brisanz der Balkanregion und die emi­
nente Verschlechterung betrifft, die der Bevölke­
rung in Bosnien im heurigen Winter droht, so wie 
der mögliche Hungertod von Tausenden Men­
schen droht. 

Meine Damen und Herren! Herr Außenmini­
ster! In Bosnien ist kein alleiniger Krieg Postjugo­
slawiens, das wissen wir. sondern es ist ein ge­
samteuropäischer Konflikt. Ich möchte das in den 
Mittelpunkt meiner Ausführungen stellen. Es ist 
ein Konflikt zwischen Kulturen und Religionen, 
eine Auseinandersetzung, die sich vielleicht nicht 
so klar an der Oberfläche zeigt, aber die ihre 
Wurzeln im jahrhundertelangen Konflikt hat: ei­
nerseits in der katholischen Kirche, nämlich zwi­
schen west- und ostkatholischer Kirche, zwischen 
den katholischen Kroaten und den orthodoxen 
Serben; andererseits im Konflikt gegen die musel­
manische Vorherrschaft, die auch in den Türken­
kriegen in Österreich eine Rolle gespielt hat, die 
sich jetzt fortsetzt. 

In Israel beginnt sich die Auseinandersetzung 
zwischen der europäischen Religion, dem Juden­
tum, und dem arabischen, dem museimanischen 

Glauben POSitiV zu entwickeln. Ich meine, daß 
Hoffnungen angebracht wären, daß dieser Dialog 
auch fortgesetzt wird. Ich würde meinen, Herr 
Minister, daß Österreich nicht nur das politische 
Gesprächsklima, sondern auch das Gesprächskli­
ma zwischen den Religionsverantwortlichen im 
bosnischen Konflikt fördern beziehungsweise 
vermittelnd eingreifen sollte. 

Angesichts dieser so komplizierten .. Auseinan­
dersetzung glaube ich, daß die Rolle Osterreichs 
- Sie haben das bereits betont - in humanitärer 
Hilfe besteht, die aber über alle Kriegsparteien 
hinweg in gleicher Weise erbracht werden sollte. 
Es sind in den letzten Wochen in Bosnien 
30 000 Menschen gestorben unbemerkt, 
möchte ich sagen, und zwar nicht nur durch 
Kriegshandlungen, sondern durch Armut, durch 
nackte Armut und Hoffnungslosigkeit. Ich glaube 
nicht, daß ein serbisches Kind etwas dafür kann, 
daß sein Vater in den Krieg gezogen ist, daß die 
Mischehen von Moslems, Kroaten und Serben da­
für verantwortlich sind, daß die kulturellen Aus­
einandersetzungen schon seit Jahrhunderten 
nicht wirklich gelöst und nie wirklich einem Dia­
log zugeführt worden sind. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß 
Österreich friedensbildend und als politisches In­
strument humanitäre und karitative Hilfe in ei­
nem größeren Ausmaß als bisher leisten sollte. 

Damit bin ich auch schon bei der Rolle der in­
ternationalen Organisationen. So viel Kritik auch 
hier, zum Teil berechtigt, geübt wird: ohne Hilfe 
der internationalen Gemeinschaft des UNHCR 
würde in manchen bosnischen Regionen kein 
Stück Brot landen, und viele Tausende Menschen 
wären gestorben. Ich meine, daß auch hier die 
Unterstützung der UNO, der Europäischen Ge­
meinschaft als politisches Instrument, soweit sie 
hilfebringend ist, angebracht ist und eine politi­
sche Antwort auf diese Fragen sein könnte. 

Meine Damen und Herren! Die Hoffnung, zu 
einer friedlichen Lösung in diesem Konflikt am 
Balkan zu kommen, die immer wieder durch neu 
beginnende Friedensverhandlungen genährt wer­
den, wird immer kleiner. Der Winter steht vor 
der Tür. 

Herr Außenminister! Ich meine, daß der Weg 
des Gespräches und der Hilfe von dem kleinen 
neutralen Land Österreich in verstärktem Maß 
gegangen werden muß. Österreich hat eine gute 
Tradition, und positive friedensbildende Kräfte in 
diese Länder zu bringen, müssen wir als unsere 
Aufgabe betrachten. - Danke. (Beifall beim Li­
beralen Forum.) 13.18 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Puntigam. 
Ich erteile es ihm. 
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13./8 
Abgeordneter Dr. Puntigam (ÖVP): Frau Prä­

sidentin! Herr Bundesminister! Meine sehr geehr­
ten Damen und Herren! Heute ist von Abgeord­
neten Schieder kritisch angemerkt worden, daß 
der Außenpolitische Bericht immer umfangrei­
cher ausfällt. Das ist natürlich auch eine Folge der 
internationalen Entwicklung. Es sind in den letz­
ten Jahren neue Staaten entstanden, und es hat 
sich in den letzten Jahrzehnten noch nie so viel 
auf dem außenpolitischen Sektor ereignet wie ge­
rade in den letzten Jahren. 

Und wenn sich der Bericht 1992 mit der inter­
nationalen Entwicklung - aber nicht nur mit ihr 
- beschäftigt, dann ist es wahrscheinlich mit we-
niger gar nicht mehr zu machen. . 

Dieser Außenpolitische Bericht befaßt sich na­
türlich auch, wie übrigens die meisten Redner, 
mit der Tragödie im ehemaligen Jugoslawien. Es 
hat namhafte europäische Politiker, aber auch 
US-Medien gegeben, die die Meinung vertreten 
haben, man hätte durch ein allzu frühes Anerken­
nen von Slowenien oder Kroatien die friedliche 
Lösung verhindert. Wer aber diesen Vorwurf ei­
ner genaueren Analyse unterzieht, die Ursachen 
mitverfolgt und auch den Zeitablauf genau mit­
einkalkuliert, der widerlegt diese Theorie gänz­
lich. 

Der Versuch der Bundesarmee - seinerzeit 
Bundesarmee -, in Slowenien den Krieg zu be­
ginnen, dann das Zurückweichen auf Kroatien -
dort hat es den Krieg schon in einem beachtlichen 
Ausmaß gegeben; immerhin sind derzeit 25 Pro­
zent des kroatischen Gebietes von serbischen Ein­
heiten besetzt -, das alles hätte eine innere An­
gelegenheit bleiben können, wenn nicht die inter­
nationale Anerkennung von Slowenien und von 
Kroatien und später auch von Bosnien-Herzego­
wina erfolgt wäre. Nur durch die Anerkennung 
hat man das Problem internationalisieren können 
und ein Eingreifen beziehungsweise Hilfsrnaß­
nahmen von außen möglich gemacht. 

Ein Hinauszögern der Anerkennung hätte 
wahrscheinlich auch in anderen Teilen des ehe­
maligen Jugoslawiens ein Blutbad angerichtet, 
wie wir es von Bosnien-Herzegowina her kennen. 
Auch da stimme ich mit den Vorrednern, dem 
Abgeordneten Haider und der Frau Abgeordne­
ten Traxler, völlig überein: Natürlich ist der ganze 
Balkan ein Krisengebiet, ein Pulverfaß. Wir wis­
sen nicht, wann es zur Explosion kommt. Kosovo 
wird wahrscheinlich eines der nächsten Opfer 
sein. Dort sind 90 Prozent der Albaner rechtlos, 
sie sind von 8 Prozent serbischen Machthabern 
um ihre Grundrechte gebracht worden. 

Welche Zukunftsaussichten gibt es für das ehe­
malige Jugoslawien, gibt es für die Nachfolgestaa-

ten? Ich glaube, jeder, der sich mit Zukunftsaus­
sichten beschäftigt, begibt sich in den Bereich von 
Spekulationen. Es ist mit Sicherheit anzunehmen, 
daß Milosevic nur mit Gewalt zu einer Änderung 
seiner bisherigen Politik, nämlich ein Großser­
bien zu schaffen, angehalten werden kann. Die 
über Serbien und Montenegro verhängten Wirt­
schaftssanktionen, die auch nicht immer ganz ein­
gehalten werden, haben zwar Auswirkungen ge­
zeigt, aber ich glaube nicht, daß die Situation in 
Serbien und in Montenegro, die Armut, die Ar­
beitslosigkeit, die Inflation, dazu führen wird, daß 
es zu dem erhofften Widerstand gegen Milosevic 
kommen wird. Gerade die Ausschaltung des Par­
lamentes und das Ausschreiben von Neuwahlen 
haben gezeigt, daß er sich eigentlich seiner Sache 
ziemlich sicher ist. Außerdem hat er ja auch, wie 
es heute ein Reporter im "Morgenjournal" gesagt 
hat, 110 Prozent der Medien in seiner Hand. Das 
heißt, es gibt für die Oppositionsparteien kaum 
eine Möglichkeit, sich zu artikulieren. Hinzu 
kommt noch das psychologische Moment, daß a11 
das, was sich in Serbien ereignet, von den Serben 
als Kampf gegen den Rest der Welt proklamiert 
und auch so verstanden wird. 

Was die besetzten Gebiete Kroatiens betrifft, so 
glaube ich, daß Kroatien der Meinung ist, daß 
man sie nur mit Waffengewalt wird wiedererlan­
gen können. Die UNPROFOR hat dort ihren 
Einsatz in einer Weise abgewickelt, daß man 
nicht von einer Hilfe für Kroatien sprechen kann. 
Eigentlich hätten sie die Serben entwaffnen müs­
sen. Das ist aber nicht erfolgt. 

Ich glaube, daß die Kampfhandlungen in den 
besetzten Gebieten Kroatiens wahrscheinlich 
nicht vermeidbar sein werden, denn auf dem Ver­
handlungsweg hat sich bisher nichts bewerkstelli­
gen lassen. Die Friedensabkommen, die Waffen­
stillstandsabkommen sind eigentlich nicht das Pa­
pier wert, auf dem sie abgefaßt worden sind. So­
lange sich die Staatengemeinschaft nicht zu einem 
energischen Eingreifen durchringt, um die 
Durchführung der Resolutionen des UNO-Si­
cherheitsrates tatsächlich zum Erfolg zu führen 
und auch die Ergebnisse der Beschlüsse der Lon­
doner Konferenz umzusetzen, so lange wird das 
ein Krisenherd bleiben, der in seiner Eskalation 
immer reicher an Grausamkeiten wird. Ich fürch­
te auch, daß der bevorstehende Winter Tausen­
den Menschen aus der Zivilbevölkerung das Le­
ben kosten wird, nur weil die Staatengemein­
schaft nicht in der Lage oder nicht willens ist, 
energisch durchzugreifen. 

Österreich, vor allem unser Außenminister Dr. 
Alois Mock, hat hier immer eine Vorreiterrolle 
eingenommen. Die österreichische Außenpolitik 
ist darauf ausgerichtet gewesen, ein Dolmetsch in 
Richtung Osten zu sein, ein Dolmetsch für jene 
Gebiete, die jetzt in die kriegerischen Auseinan-
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dersetzungen hineingezogen worden sind. Wir 
haben aber - außer, daß wir bei einigen Ländern 
viel Verständnis gefunden haben - an der 
schrecklichen Situation im benachbarten Bos­
nien-Herzegowina, aber auch in Kroatien leider 
nichts ändern können. 

Hohes Haus! So gesehen ist der Außenpoliti­
sche Bericht auch ein Teil des Eingeständnisses, 
daß die Welt nicht in der Lage ist, Ordnungs­
rnacht zu sein. In dieser Hinsicht würde der Maas­
trichter Vertrag etwas anbieten, das sich in Rich­
tung eines europäischen Sicherheitssystems wei­
terentwickeln könnte, und so gesehen muß man 
froh sein, daß es zur Ratifikation des Maastrichter 
Vertrages gekommen ist, denn ohne ihn würde 
auch in den nächsten Jahren eine gemeinsame Si­
cherheits- und Außenpolitik nicht möglich sein. 
(Beifall bei der Ö V P und Beifall des Abg. Kier­
maier. ) J 3.27 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächste ge­
langt Frau Abgeordnete Hawlicek zu Wort. -
Bitte. 

13.27 

Abgeordnete Dr. Hilde Hawlicek (SPÖ): Frau 
Präsidentin! Herr Bundesminister! Ich wollte ei­
gentlich meine Ausführungen zum Außenpoliti­
schen Bericht nur auf zwei Themen beschränken, 
aber die aktuelle Situation in Südtirol und vor 
allem der Debattenbeitrag des Abgeordneten Hai­
der veranlassen mich, eingangs auch einiges zu 
diesen Fragen zu sagen. 

Es ist noch nicht lange her, es war vor einem 
halben Jahr, da haben wir hier im Parlament alle 
freudig und mit Optimismus anläßlich der Südti­
roldebatte die Erfüllung des Südtirolpakets und 
die Verwirklichung des Autonomiestatus debat­
tiert. Diese Lösung habe, so sagten wir damals -
das steht auch im Vorwort zum Außenpolitischen 
Bericht -, Vorbildcharakter in einem Europa 
mit ethnischen Konflikten, wie auf friedlichem 
Weg Minderheiten und Volksgruppen ihre Rech­
te gewährleistet werden. Ich stimme vollinhaltlich 
überein mit Kollegen Schieder, der in seinem De­
battenbeitrag meinte, diese Lösung, die Vorbild­
charakter hat, ist nicht mehr herzeigbar mit die­
sem Schmutzfleck, der rassistischen Äußerung 
des Bozner Stadtrats Atz. 

Ich habe aufgehorcht, Herr Abgeordneter Hai­
der, als Sie die Äußerung des Bozner Stadtrates 
verurteilten und wie Schieder meinten, die Äuße­
rung, so wie es Atz formuliert hat, nämlich "man 
könne nicht alle Zigeuner erschlagen oder verga­
sen", sei entweder ärger oder genauso als men­
schenverachtend zu verurteilen. Ich stimme mit 
Ihnen überein, daß nicht mit Emotionen speku­
liert werden soll, auch nicht vor Wahlgängen. 

Ich konnte aber dem Kollegen Haider trotzdem 
nicht applaudieren, weil sich für mich die Frage 
der Glaubwürdigkeit und der Sensibilität gestellt 
hat, als Sie, Herr Abgeordneter, mit diesem Zitat 
herausgekommen sind und die begrüßenswerten 
Äußerungen gemacht haben, gleichzeitig aber 
von Rülpsern und von dummem Gerede - damit 
meinten Sie meine Fraktionskollegen - gespro­
chen haben oder als Sie gestern bei Ihrer Aussen­
dung im Zusammenhang mit der Rücktrittsforde­
rung an Atz - ich zitiere hier - "vom Gerede 
über Heimat und gegen Ausländerfeindlichkeit in 
demokratischen christlich-sozialen Parteien" ge­
sprochen haben. Ich habe mich übrigens gewun­
dert, daß Sie Abgeordneter Khol nicht auf diese 
Ihre Bemerkung angesprochen hat. (Abg. Dr. 
Hai der: Der hat gesagt, er ist zufrieden.' - Ruf 
bei der ÖVP: Khol war nicht im Saal!) Das war 
eine Presseaussendung von gestern. Diese könnte 
er also gelesen haben. Das hat mich, wie gesagt, 
auch verwundert. 

Herr Klubobmann Haider, und hier sind wir 
bei der Frage der politischen Kultur. Ich bin ge­
gen Verbalradikalismus, der vielleicht die erste 
Stufe des Radikalismus überhaupt ist, und zwar 
von Rechts und - ich sage jetzt absichtlich nicht 
"links" - von Grün. Denn Sie haben eine Veran­
staltung des SPÖ-Klubs angeschnitten, die vorge­
stern stattgefunden hat, für die ich verantwortlich 
zeichne und zu der Klubobmann Fuhrmann und 
ich eingeladen haben. Und gerade bei dieser Ver­
anstaltung hat sich gezeigt, daß Voggenhuber kei­
neswegs als links zu bezeichnen ist. Er ist kein 
Verbündeter, weder von mir noch von den Sozia­
listen, und ich habe keinen Grund, ihn zu vertei­
digen. Die von Ihnen zitierte Äußerung - die 
sich übrigens nicht auf den Abgeordneten 
Schweitzer, sondern auf seine Ansichten bezogen 
hat - fand ich auch so schon arg genug, und ich 
habe sie auch bei der DiskussionsveranstaItung 
sofort verurteilt, und ich habe hier, wie gesagt, 
keinen Grund, Voggenhuber zu verteidigen, der 
übrigens von Diskussionsteilnehmern nachher 
mir gegenüber als faschistoid in seinen Ansichten 
bezeichnet wurde. Also das vielleicht als interes­
sante Gemeinsamkeit. 

Vielleicht darf ich Ihnen auch noch sagen, daß 
sich Voggenhuber und Schweitzer in der Mei­
nung, Kunst sei nicht zu fördern, getroffen ha­
ben. Voggenhuber meinte, dadurch würden die 
Künstler vom Staat domestiziert, und Schweitzer 
meinte, das sei ganz einfach keine Kunst, die man 
fördern sollte. Also diese Gemeinsamkeit habe 
ich bedenklich gefunden und sollte vielleic~~ auch 
Ihnen zu denken geben. (Beifall bei der SPO.) 

Ich habe mich bei dieser Kulturveranstaltung 
des SPÖ-Klubs - und ich mache es auch heute 
hier - gegen ein aggressives, kunstfeindliches 
Klima und für Kommunikation zwischen Politik 
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und Kunst ausgesprochen und dafür, daß es für 
ein Kulturland entscheidend ist, wie es mit seinen 
Künstlern umgeht. Und ich finde auch - jetzt 
spreche ich Sie an, Herr Abgeordneter Haider -, 
daß es für Politiker entscheidend ist, wie sie mit­
einander umgehen und mit welchen verbalen 
Ausdrücken sie sich gege!}seitig bedenken. Des­
halb konnte ich Ihren Außerungen nicht die 
Glaubwürdigkeit abgewinnen, die vielleicht gera­
de in dieser Frage angebracht wäre. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

Und nun meine abschließende Bemerkung zum 
Thema Südtirol, zur Situation, in der sich jetzt 
unsere Freunde - und ich sage bewußt "Freun­
de" - von der SVP befinden. Es ist die gesamte 
Sammelpartei, mit der wir Österreicher in unse­
rer Schutzmachtfunktion Kontakt haben, und ich 
weiß gerade aus meiner Erfahrung, aus meiner 
Arbeit in der Zeit als Unterrichts- und Kulturmi­
nisterin, daß die kulturelle Zusammenarbeit nicht 
nur sehr geschätzt wird, sondern auf besonders 
fruchtbaren Boden fällt. Ich appelliere hier ge­
meinsam mit Peter Schieder an unsere Freunde 
von der SVP, daß es notwendig ist, daß sich die 
Südtiroler Volkspartei, und zwar die gesamte SVP 
und nicht nur ihr Arbeitnehmerflügel, von den 
Äußerungen des Stadtrats Atz nicht nur distan­
ziert, sondern sich auch von ihm als Politiker 
trennt. Solche klaren Worte und solch deutliche 
Handlungen erwarten wir auch vor den Neuwah­
len. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zum zweiten Punkt, zum Europagipfel, der 
erst vor kurzem in Wien sattgefunden hat. Hier 
kann ich mich ebenfalls den Ansichten von Vor­
rednern anschließen, nämlich daß dieses erste 
Treffen der Staats- und Regierungschefs in der 
Geschichte des Europarates für die Organisa­
tionsform des zukünftigen Europa, für die Struk­
tur Europas wichtig war. Die Aufgabe des Gipfels 
- so hat es die Frau Generalsekretärin Lalurniere 
ausgedrückt - sei es vor allem, Bewußtsein dafür 
zu wecken, daß die politischen Führungen im 
Westen das volle Ausmaß der Umwälzungen von 
1989 zur Kenntnis nehmen, denn in den meisten 
Köpfen führender Politiker bleibt Europa immer 
auf Westeuropa beschränkt. - Und das ist sicher­
lich gelungen. 

Es ist kein Zufall, daß dieser Gipfel in Wien 
stattgefunden hat, während des Vorsitzes Öster­
reichs im Ministerkomitee, den Außenminister 
Mock einnimmt, denn die Rolle Österreichs als 
Bindeglied zwischen dem Westen und dem Osten 
war schon immer anerkannt. Wir haben diese 
Rolle schon im Europarat gespielt, zu einer Zeit, 
als noch niemand an einen solchen Verlauf ge­
dacht hat. - Ich nenne nur Czernetz und Karasek 
stellvertretend für alle Österreicher, die sich im­
mer dafür eingesetzt haben. 

Abgeordneter Schieder hat von der Atmosphä­
re des offenen Dialogs gesprochen. Ich glaube -
und man darf auch hin und wieder das eigene 
Land loben -, die Ursache dafür war. daß dieser 
Gipfel eben in Wien, in Österreich stattgefunden 
hat. 

Besonders wichtig scheint es mir, daß bei die­
sem Gipfel klar und deutlich festgestellt wurde, 
daß es notwendig ist, mit den neuen Demokratien 
im Osten zusammenzuarbeiten, daß es wichtig ist, 
sie aufzunehmen. Und das sage ich auch der Frau 
Abgeordneten Grandits, die daran gezweifelt hat, 
ob es gut ist, sie früher aufzunehmen, bezie­
hungsweise ob sie der Meinung ist, sie erst später 
aufzunehmen. Ich glaube, gerade die Erfahrung 
des Europarates mit der Menschenrechtskonven­
tion - und die praktische und kritische Überprü­
fung auch der Menschen- und Minderheitenrech­
te - hat gezeigt, daß es für die Entwicklung der 
Demokratien im Osten nur von Vorteil ist, mög­
lichst rasch beim Europarat zu sein. 

Gerade das Ergebnis dieses Gipfels zeigt uns, 
daß wir hier auf dem richtigen Weg sind, denn es 
hat im Einvernehmen aller Beteiligten gerade im 
Bereich des Minderheitenschutzes in Wien den 
größten Fortschritt gegeben, seit das Problem der 
Minderheiten aktuell ist, und Sie, Herr Bundes­
minister Mock, haben das zu Recht als historische 
Entwicklung bezeichnet. 

Des weiteren möchten wir - und davon hat 
schon Herr Abgeordneter Schieder gesprochen -
die Reform des Kontrollmechanismus - denn 
was helfen Menschenrechtsdeklarationen, Men­
schenrechte, wenn sie nicht kontrolliert werden 
- durch die rasche und zügige Strukturreform 
und durch die Schaffung eines einzigen Europäi­
schen Gerichtshofes schon im nächsten Jahr reali­
sieren, und bis dahin soll es auch schon eine Rati­
fikation eines Protkolles geben. Ich möchte nur 
erwähnen, daß es auch hier wiederum ein Öster­
reicher ist, Dr. Peter Leuprecht - er ist der stell­
vertretende Generalsekretär des Europarates -, 
der im Europäischen Gerichtshof bei den Men­
schenrechten entscheidend mitgearbeitet hat. 

Daß wir in einem Anhang 2 den Schutz der 
Minderheiten verankert haben, und zwar im be­
sonderen vertrauensbildende Maßnahmen, und 
daß darin eine Ergänzung der Menschenrechts­
konvention im kulturellen Bereich gefordert 
wird, finde ich besonders wichtig. Schließlich ha­
ben wir noch Anhang 3 mit der Erklärung und 
dem Aktionsplan zur Bekämpfung des Rassismus, 
der Fremdenfeindlichkeit, des Antisemitismus 
und der Intoleranz. 

All diese Ergebnisse lassen es rechtfertigen, daß 
dieser Gipfel wirklich als Erfolg bezeichnet wer­
den kann. Er war ein Bekenntnis zur Politik der 
Öffnung, zu den Menschenrechten, zum Minder-
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heitenschutz. Es wurde hier kein idyllisches Bild 
gezeigt, sondern es gab eine offene Auseinander­
setzung, die natürlich auch auf die mehr als beun­
ruhigende Situation in Exjugoslawien und in 
Rußland Bezug genommen hat. 

Es wird notwendig sein, hier weiterzuarbeiten, 
an diesem tragfähigen Kompromiß, dem sich jetzt 
die Staats- und Regierungschefs aller 
32 Mitgliedstaaten des Europarates verpflichtet 
fühlen, und jetzt gilt es - so der Bundeskanzler 
-, auf den Spiegelflächen der Realität den 
Kampf aufzunehmen. 

Wenn wir heute Bilanz ziehen, was dieser Gip­
fel gebracht hat, nämlich einen Impuls für die 
neue Architektur Europas mit den wichtigen In­
halten Menschenrechte, Minderheitenschutz, 
Kampf gegen Rassismus, dann müssen wir auch 
- und das freut mich als Österreicherin beson­
ders - die Rolle Österreichs hervorstreichen, 
denn gerade dieser Gipfel hat gezeigt, daß wir als 
ein gleichberechtigter Partner in Europa angese­
hen werden. Und es haben nicht nur Mitterand 
Kohl und .. Gonzales keinen Zweifel daran gelas­
sen, daß Osterreich als Partner in der EG will­
kommen ist. 

Ich bin mir sicher, Hohes Haus, daß gerade die­
ser Gipfel der europäischen Regierungschefs in 
Wien gezeigt hat, wie unentbehrlich die Rolle 
Österreichs im europäischen Prozeß ist, daß er 
auch, so hoffe ich, der österreichischen Bevölke­
rung deutlich gemacht und vor Augen geführt 
hat, welch wichtige Rolle Österreich im Europa­
rat spielt, denn sonst sind wir immer nur in Straß­
burg, und die Österreicher und Wiener können 
unsere Arbeit nicht verfolgen. Gerade bei diesem 
Gipfel wird ersichtlich, daß Österreich auch in 
der EG nicht ein fünftes oder dreizehntes Rad am 
Wagen sein wird, sondern ein gleichberechtigter, 
gewünschter, voll anerkannter Partner und Mitar­
beiter. 

Zum Schluß noch ein paar Bemerkungen die 
Kultur betreffend, und zwar die kulturelle Zu­
sammenarbeit in Europa und die Auslandskultur­
politik. Ich begrüße es, daß der Auslandskultur­
politik ebenfalls immer ein eigenes, ausführliches 
Kapitel gewidmet ist, und ich glaube sagen zu 
können, daß die Bedeutung der Kultur für die 
Politik, natürlich auch für die Außenpolitik, au­
ßer Streit steht, daß Österreich als kulturelle 
Großmacht bezeichnet wird, und zwar, wie Peter 
Marboe es bei der diesjährigen Auslandstagung 
völlig richtig definierte, nicht aus Größenwahn, 
sondern weil wir überzeugt sind, daß uns Kultur 
groß macht. Das ist übrigens auch das Ergebnis 
einer Europaratsstudie, die gestern in Straßburg 
in Anwesenheit von Bundesminister Dr. Scholten 
präsentiert wurde. In dieser Europaratstudie -
ich zitiere nur einen Satz - steht: Das typische 
Österreichbild ist klar kulturell. Wir wissen auch, 

daß wir mit unserem kulturellen Auftrag vor al­
lem in den Medien, in der Öffentlichkeit interna­
tional vertreten sind. 

Es sind, glaube ich, auch unser Lektoreneinsatz 
wichtig, der Ausbau der Österreich-Bibliotheken 
- es werden im nächsten Jahr schon rund 40 sein 
-, unsere 13 Kulturinstitute, die wir ebenfalls, 
wie ich hoffe, noch weiter ausweiten können, die 
20 Botschaften, die mit Kulturräten besetzt sind, 
all das ist meiner Ansicht nach besonders wichtig 
im europäischen Prozeß, der gegen Intoleranz, 
gegen Fremdenfeindlichkeit auftritt - gerade 
hier haben die kulturellen Aufgaben einen ganz 
besonderen Schwerpunkt. So hat auch der EG­
Kommissar für Kultur, Pinheiro, der auf der Aus­
landskulturtagung heuer gesprochen hat, ge­
meint, es gebe keine Perspektiven für die Zukunft 
Europas ohne Kultur, wobei gerade bei der Zu­
sammenarbeit mit dem Osten, der Orientierung, 
Information und auch Freundschaft sucht, vor al­
lem die Rolle Österreichs eine ganz wichtige ist. 

Wenn wir uns den Maastricht-Vertrag ansehen 
und darin den Kulturartikel, so sehe ich auch auf 
dem Gebiet der Kultur eine positive Entwicklung 
in der EG, denn es wird auf Pluralität gesetzt, auf 
Vielfalt als Garant eines europäischen Mosaiks 
von Identitäten mit dem Ziel der Stärkung der 
nationalen Kultur. 

Um jetzt nicht zu euphorisch zu sein, komme 
ich zu meinem Schluß, indem ich im Zusammen­
hang mit der Kultur auch das Geld anspreche, 
denn es genügt nicht, nur schön über Kultur zu 
sprechen oder sie bestens in Artikeln und Kon­
ventionen zu verankern, sondern man muß auch 
etwas für sie tun, und in dieser Hinsicht solidari­
siere ich mich mit dem Kulturbeirat der EG. Ich 
habe hier einen ausgezeichneten Artikel von Joa­
chim Satorius in den "Lettres internationales", 
wo er schreibt: "Die EG-Kommission hat sich ei­
nen Kulturbeirat zugelegt, eine Gruppe von 
Künstlern und Kulturvermittlern, die jene be­
rüchtigte Ferne zwischen Brüsseler Eurokraten­
schreibtisch und leibhaftiger Kultur vor Ort über­
brücken helfen soll durch Rat, durch Gutachten, 
auch durch ein bißchen Vision." Er setzt sich hier 
mit der Wichtigkeit der Kulturpolitik auseinander 
und kritisiert - meiner Ansicht nach zu Recht 
-, daß im Gesamtbudget der EG der Kulturan­
teil natürlich ein viel zu geringer ist. Ich schäme 
mich fast, zu sagen. obwohl wir noch nicht bei der 
EG sind und daher nichts dafür können, daß er 
derzeit bei 0,00016 Prozent liegt, und ich persön­
lich finde die Forderung der Kulturschaffenden 
und Kulturinteressierten auch für moderat, die 
ein Prozent des Budgets fordern, das wäre zumin­
dest eine Milliarde DM. Ich kann nur sagen, daß 
Österreich jetzt schon diesen Vorschlag unter­
stützt und daß wir ihn als EG-Mitglied nicht nur 
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unterstützen werden, sondern auch dafür kämp­
fen werden. 

Ich darf meine heutigen Ausführungen eben­
falls mit dem Schlußsatz von Satorius schließen, 
der eine Aussage gemacht hat, warum gerade die 
Kultur im neuen Europa eine so wichtige Rolle 
einnehmen wird. Er meint: "Wir wünschen uns, 
daß die Kommission kulturellen Mut zeigt, weil 
wir überzeugt sind, daß Europa von neuen Arten 
der Intoleranz zerrissen wird, wenn nicht bald die 
Kulturen Europas in einen intensiven Austausch 
treten. Europa muß seinen Kulturen beistehen, 
damit sie uns beistehen - gegen den Fieberwahn 
der Zerstückelung, bei der gewaltigen Aufgabe, 
aus dem Traum Europas keinen Alptraum wer.~ 
den zu lassen." - Danke schön. (Beifall bei SPO 
und ÖVP.) /3.47 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster 
gelangt Herr Abgeordneter Bauer zu Wort. Ich 
erteile es ihm. 

13.47 
Abgeordneter Dkfm. Holger Bauer (FPÖ): 

Herr Außen minister! Hohes Haus! Ich teile mit 
Kollegin Hawlicek die Auffassung, daß man im 
Rahmen eines Außenpolitischen Berichtes, im 
Rahmen einer außenpolitischen Debatte durch­
aus auch einmal die Frage aufwerfen kann, wie 
man denn miteinander umgeht, denn Außenpoli­
tik ist ja in einem hohen Maße auch Politik, wie 
Völker und Staaten und internationale Gemein­
schaften miteinander umgehen. und daher kann 
man doch einmal diese Frage im Rahmen einer 
außenpolitischen Debatte auch nach innen rich­
ten. 

Frau Kollegin Hawlicek hat diese Frage durch­
aus wieder einmal mit einer kritischen Blickrich­
tung, und zwar in Richtung meiner Fraktion, in 
Verbindung gesetzt. Frau Kollegin Hawlicek, ich 
bin der tiefen Überzeugung und festen Auffas­
sung, so eine Debatte und so ein Einmahnen hin­
sichtlich eines moderaten ordentlichen Stils im 
politischen Umgang machen nur dann Sinn, wenn 
man bereit ist, gleichzeitig auch in sich zu gehen, 
vor der eigenen Tür zu kehren. Ich meine gar 
nicht Sie persönlich, Frau Kollegin Hawlicek, ich 
habe Sie noch nie aus dem Rahmen fallen sehen 
und auch davon nichts gehört und nichts gelesen 
- das möchte ich durchaus anmerken. Nur, sozu­
sagen immer wieder in Richtung der freiheitli­
chen Fraktion kritische Anmerkungen zu machen 
und auch das eine oder andere zu zitieren, ohne 
sich gleichzeitig vor Augen zu halten und vor Al!.­
gen zu führen, was denn alles in Richtung FPO 
und insbesondere ihres Partei- und Klubob­
mannes gesagt wird, ist einfach einäugig, freund­
lich ausgedrückt, doppelbödig, unfreundlich aus­
gedrückt. Wir kennen doch all diese Aussprüche: 
"Rattenfänger", Chamäleon", Psychopath", "toll­
wütiger Einzelgänger" ... (Abg. Dr. Sc h r a n z: 

Beschäftigungspolitik im Dritten Reich!) - Ich 
weiß, daß Ihnen sonst nichts einfällt, das ist heute 
zum dritten Mal der gleiche Zwischenruf, Herr 
Kollege, aber das ist Ihr Problem. (Abg. Dr. Hilde 
Ha w I i c e k: Bei euch kam der "Rattenfänger" 
schon zehnmal!) 

Des weiteren: "Bazillus, der in Quarantäne ge­
hört", "Zieh vater und Ideologe des rechtsextre­
men Terrorismus". - Ja oder nein, Herr Kollege 
Schranz? (Abg. Dr. Sc h ra n z: Ja!) Sehen Sie, 
Herr Kollege Schranz, da haben wir es ja schon. 
Da sitzt einer direkt im Parlament und sagt: Ja, 
das ist der Ziehvater und der Ideologe des rechts­
extremen Terrorismus! Herr Kollege, da sind wir 
genau beim Thema, genau das ist es! (Abg. Dr. 
Sc h ra n z: Ich habe Ihnen seitenlange Zitate vor­
gelesen.') Und Sie und Ihre Partei gehen her und 
mahnen Rülpser und dummes Gerede ein. (Bei­
fall bei der FPÖ.) Das ist doch einfach unglaub­
würdig und eine Ungeheuerlichkeit, Herr Kollege 
Schranz! Mit Derartigem können Sie im 2. Bezirk 
in der SPÖ-Sektion hausieren gehen, aber nicht 
im Parlament - mit so einer Aufrechnung! Das 
ist doch ein Witz und zeigt, wes Geistes Kind Sie 
sind. Es tut mir leid, aber das ist letztlich Ihr Pro­
blem, das Ihrer Partei beziehungsweise Ihrer 
Fraktion. 

Ich verstehe das ganz einfach nicht, weil ich 
nämlich einer bin, der bereit ist, über diese Dinge 
nachzudenken, der bereit ist, darüber nachzuden­
ken, welche Fehler mache ich persönlich, der be­
reit ist, darüber nachzudenken und zu diskutie­
ren, welche Fehler werden bei uns in der Freiheit­
lichen Partei gemacht. 

Aber wenn ich dann höre, daß das, was in unse­
re Richtung getan, gesagt wird und arg genug ist, 
im Prinzip in Ordnung, zumindest tolerabel ist, 
und wenn dann einer da sitzt und sagt: Jawohl, 
das ist richtig!, dann fehlt mir das Animo, das in 
Zukunft weiter zu tun, da das einfach unglaub­
würdig und doppelbödig ist und nichts mit einer 
ehrlich gemeinten und ernstgemeinten Auseinan­
dersetzung über den politischen Stil zu tun hat. 
(Beifall bei der FPÖ.) Das ist billiges parteipoliti­
sches Kleingeldwechseln und sonst gar nichts! 
(Zwischenruf des Abg. Dr. Sc h ra n z.) Sonst gar 
nichts! 

In die gleiche Schublade gehört das, was - und 
sie weiß es selbst, und ich meine das ganz ehrlich 
- die von mir hochgeschätzte Kollegin Hawlicek 
in Richtung eines Teiles der Wortmeldung von 
Dr. Haider heute hier gesagt hat. Es ist halt die 
Parteilinie. und über die will sie und kann sie halt 
auch nicht hinaus. 

Da hat also der Bundesparteiobmann der FPÖ, 
Fraktionsobmann hier in diesem Hause, in einer 
sehr eindeutigen und klaren Art und Weise zu 
den Äußerungen des Südtiroler Politikers Atz 
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Stellung genommen, sich in einer sehr klaren und 
deutlichen Weise davon distanziert, eindeutig, 
unwidersprechbar. 

Was macht die Vertreterin der sozialistischen 
Fraktion? - Sie kommt her und sagt: Ich habe es 
schon gehört und zur Kenntnis genommen, aber 
es fehlt mir einfach die Glaubwürdigkeit dabei, 
der Beweis, daß Sie das ernst meinen, da Sie ja 
gleichzeitig im nächsten Satz gesagt haben, da 
gibt es Rülpser und dummes Gerede in der Sozia­
listischen Partei. 

Ja was hat denn das eine mit dem anderen zu 
tun? Was hat es für einen Sinn, das eine mit dem 
anderen gleichzusetzen, das eine dem anderen ge­
genüberzustellen, das eine mit dem anderen auf­
zuwiegen? Ich sage Ihnen eines: Wenn die Tatsa­
che, daß ein Oppositionspolitiker in Richtung Re­
gierung sagt, da gibt es Rülpser und dummes Ge­
rede, schon ein Sakrileg sein soll, dann hört sich 
jede etwas pointiertere politische Auseinanderset­
zung auf. 

Wir können uns auf den Kopf stellen, wir kön­
nen uns distanzieren und klarstellen so oft und 
wann immer wir wollen, Sie wollen es einfach 
nicht zur Kenntnis nehmen, weil es nicht in Ihr 
politisches Konzept paßt, weil es nicht zu Ihrer 
Strategie paßt, die Freiheitlichen zu verteufeln, 
zu diffamieren und auszugrenzen, und weil es das 
einzige politische Mittel ist, das Ihnen einfällt, 
weil Sie uns in der Sache in weiten Bereichen 
nichts Wesentliches entgegenzusetzen haben. Da­
her muß es so sein! 

Daher erlauben Sie mir, meine Damen und 
Herren, daß ich Ihnen sage: Ich glaube nicht an 
die Ehrlichkeit, ich glaube nicht an die Entschlos­
senheit, über den politischen Stil und über das 
'u mgehen miteinander ernsthaft diskutieren zu 
wollen, sondern Sie wollen auch nur parteipoliti­
sches Kleingeld münzen und sonst gar nichts! 
(Beifall bei der FPÖ. - Abg. Dr. HUde Ha w l i -
ce k: Fragen Sie Ihren Kollegen Schweitzer.' ) 

Hohes Haus! Mit Blickrichtung auf meine 
Fraktionskollegen und im Hinblick auf die be­
schlossene Blockredezeit muß ich meinen außen­
politischen Debattenbeitrag aufgrund dieses Ex­
temporas ganz wesentlich kürzen. Ich werde Ih­
nen nur einen Punkt noch im Zusammenhang 
mit dem Außenpolitischen Bericht und der dies­
bezüglichen Diskussion darzulegen versuchen. 

Ich wollte anhand einiger Beispiele nachweisen, 
daß die Freiheitliche Partei auch im Bereich der 
Außenpolitik bei manchen Themen, bei vielen 
Themen - bitte das nicht als überheblich zu wer­
ten - eine Schrittmacherfunktion hat und daß es 
sich dort, wo es nicht gelingt, die anderen Frak­
tionen des Hauses, die anderen Parteien dieses 
Landes rechtzeitig auf diesen Weg zu bringen -

in vielen Fragen -, doch immer wieder im nach­
hinein herausgestellt hat, daß wir mit unserer 
Auffassung richtig gelegen sind. 

Beispiel: die Frage des EWR. Es fehlt mir, wie 
gesagt, die Zeit, jetzt darzulegen, was ich damit 
meine. In einem Satz muß ich es probieren. Wir 
haben immer gesagt, der EWR ist etwas Unnöti­
ges und Teures, wenn man den Vollbeitritt an­
strebt. Der EWR ist noch immer nicht in Kraft. 
Der EWR tritt - möglicherweise - 1994 in 
Kraft. Laut Aussage des Außenministers werden 
wir 1995 Mitglied der EG sein. Das heißt, wir 
haben ja die ganzen Errichtungskosten mitfinan­
ziert, Dutzende Millionen einbezahlt, und das für 
ein Jahr! Ich fürchte schon, daß der EWR noch 
nicht in Kraft sein wird, wir aber unter U mstän­
den schon Mitglied bei der Europäischen Ge­
meinschaft sein werden. 

Der zweite Punkt - die anderen lasse ich alle 
beiseite - ist auch jetzt die Frage EG und Ent­
wicklung innerhalb der EG. Auch hier war es die 
Freiheitliche Partei in diesem Lande, die begon­
nen hat, ihre Kritik an der Europäischen Gemein­
schaft in der Richtung zu formulieren, daß sie 
einfach zu zentralistisch sei. zuwenig demokra­
tisch, zuviel an Souveränität und Eigenständigkeit 
bei den einzelnen Mitgliedsländern abschöpfe, 
um es einmal so zu formulieren, und daß man 
versuchen muß, die Europäische Gemeinschaft in 
eine föderalistischere, demokratischere, weniger 
zentralistische, den Mitgliedern mehr Souveräni­
tät und Eigenständigkeit belassende Organisation 
umzumodeln. 

Auch das ist mittlerweile Gemeingut bei jeder 
Diskussion über europäische Integration. Das ha­
ben auch, glaube ich, wir mit auf den Weg ge­
bracht. 

In diesem Zusammenhang ist noch etwas 
höchst interessant für uns. Als Österreich im 
Juli 1989 in Brüssel das Beitrittsgesuch abgege­
ben hat, da ging es - salopp formuliert - um 
einen Beitritt Österreichs zu einem Binnenmarkt. 
Mittlerweile sind, wie Sie alle wissen, die Mit­
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft in 
dem berühmten Maastricht übereingekommen, 
eine Europäische Union zu schaffen, also eine 
politische Union, eine Wirtschaftsunion und eine 
Währungsunion alles in allem. 

Und somit kann und wird der Beitritt Öster­
reichs zur Europäischen Gemeinschaft nicht ein 
Beitritt zu einem Binnenmarkt sein, sondern er 
wird ein Beitritt zu einer politischen Union, wirt­
schaftlichen Union und Währungsunion sein, wie 
es eben der Vertrag von Maastricht formuliert. 
Die österreichische Bundesregierung bekannte 
sich bereits lange, bevor ein Inkrafttreten des in 
der Gemeinschaft ja selber heftigst umstrittenen 
Maastrichter Vertrages absehbar war, mit dem be-
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rühmten - und das wird ihm ewig nachhängen -
"ohne Wenn und Aber" des Herrn Bundeskanz­
lers zu diesem Vertrag. 

Darauf will ich jetzt hinaus. Es ist allerdings 
bisher unterblieben, in der Öffentlichkeit zu be­
gründen, wieso wir jetzt auch, ohne da irgend et­
was diskutiert, informiert zu haben - sogar ohne 
Wenn und Aber -, für einen Beitritt zu dieser 
Europäischen Union sind, wie sie derzeit besteht. 
Und es ist vor allem unterlassen worden, die 
Österreicherinnen und Österreicher darüber aus­
reichend zu informieren. Ich möchte daher in die­
sem Zusammenhang namens meiner Fraktion 
folgenden Entschließungsantrag einbringen: 

Entschließungsantrag 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgeforden. von der 
derzeit praktizierten und wenig erfolgreichen EG­
Propaganda abzugehen und zu einer objektiven, 
allSgewogenen und sachbezogenen EG-Informa­
tionsoffensive überzugehen. 

Die Bundesregierung wird in diesem Zusam­
menhang aufgefordert, allen interessierten Bürge­
rinnen und Bürgern den" Vertrag über die Euro­
päische Union" (Maastrichter Vertrag) und zusätz­
lich das "Maastricht-Urteil" des deutschen Bundes­
verfassungsgerichtes vom 12. Oktober 1993 (als 
eine Art Gebrauchsanweisung) auf Anforderung 
kostenlos zur Verfügung zu stellen. 

Die Bundesregierung wird ferner aufgefordert, 
allen Bürgermeistern und Vizebürgermeistern, als 
Nachtrag zum sog. "Bürgermeisterkoffer", ein 
Exemplar des "Vertrages über die Europäische 
Union" und zusätzlich das "Maastricht-Urteil" des 
deutschen Bundesverfassungsgerichtes kostenlos 
zu übermitteln. 

Hohes Haus! Ich bitte Sie, diesen Entschlie­
ßungsantrag ernsthaft zu prüfen. Er läuft, wie Sie 
gehört haben, darauf hinaus, daß man den inter­
essierten Bürgern - nicht allen - diesen Maas­
tricht-Vertrag seitens des EG-Büros der Frau 
Staatssekretär kostenlos zur Verfügung stellt. 

Wenn Sie ernsthaft bereit sind, darüber nach­
zudenken und diesen Antrag zu unterstützen, 
dann sind wir sicher auch bereit, über die eine 
oder andere kritische Formulierung in Richtung 
Bundesregierung nachzudenken. 

Wenn Sie aber dazu nicht bereit sind, dann er­
sparen wir uns das auch, und wir werden halt sa­
gen, daß Sie die Leute nicht informieren wollen, 
daß Sie eine geheime Kabinettspolitik machen 
wollen. Sie wollen die Leute nicht darüber infor­
mieren, wozu Österreich eigentlich letztlich bei­
treten soll. 

Ich fordere Sie daher auf, auch in Ihrem Inter­
esse, aber vor allem im Interesse der Öffentlich­
keit, um sie gut zu informieren, diesen Entschlie­
ßungsantrag einer ernsthaf.ten Prüfung zu unter­
ziehen. (Beifall bei der FPO.) /4.01 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Der soeben 
eingebrachte Entschließungsantrag ist ausrei­
chend unterstützt und steht daher mit in Ver­
handlung. 

Als nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abge­
ordnete Motter. Ich erteile es ihr. - Redezeit 
4 Minuten. 

14.01 
Abgeordnete Klara Motter (Liberales Forum): 

3 Minuten 10 Sekunden. Danke, wenn ich mehr 
zur Verfügung habe. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte mich in 
3 Minuten 10 Sekunden - soviel Zeit, so wurde 
mir mitgeteilt, hat das Liberale Forum noch 
(Präsidentin Dr. Heide Sc h m i d t: 3 Minuten 
52 Sekunden!) - mit dem sogenannten Minder­
heitenbericht im Außenpolitischen Bericht befas­
sen. Dank Ihrer Rede, Frau Kollegin Hawlicek, 
kann ich es wirklich kurz machen, denn ich stim­
me voll mit den Ausführungen, die Sie zur Aus­
landskulturpolitik gemacht haben, überein. 

In diesem Zusammenhang darf ich aber trotz­
dem wiederholen (Abg. Dr. Hai der: Beitreten 
bei der spön, daß ausgezeichnete Arbeit geleistet 
wird. 

Ich stelle fest, daß im Jahr 1992 117,5 Millio­
nen Schilling dafür ausgegeben wurden, muß 
aber leider feststellen, daß dies für die Zukunft 
sicher zuwenig ist, denn Österreichs Identität ist 
untrennbar mit seinem kulturellen Selbstver­
ständnis verbunden. 

Meine Damen und Herren! Vorausgesetzt, daß 
die Europäische Integration im wirtschaftlichen 
und sicherheitspolitischen Bereich Vereinheitli­
chung und Normierung der Rechtsbereiche be­
deutet, kommt es gerade im Bereich der Kultur 
darauf an, einen Kontrapunkt zu setzen. 

Nicht in der Wirtschaft, sondern in der Kultur 
findet sich der Brite, der Deutsche, der Franzose, 
der Spanier, der Österreicher wieder. Die Kultur 
strahlt in den eigenen Lebensbereich mehr hinein 
als Finanzen oder steuerrechtliche Normen. Und 
wenn es gelingt, dem Bürger konkret darzustel­
len, daß er seine Identität im geeinten Europa 
nicht verliert, daß regionale Vielfalt gewährleistet 
ist, wird er gerne für ein gemeinsames Europa 
stimmen. 

Deshalb gehört der Artikel 128 des Maas­
trichter Vertrages, der sich mit der Entfaltung der 
Kulturen der Mitgliedstaaten unter Wahrung ih-
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rer nationalen und regionalen Vielfalt sowie 
gleichzeitiger Hervorhebung des gemeinsamen 
kulturellen Erbes befaßt, unbedingt mit mehr Le­
ben erfüllt. 

Bessere Kenntnis und Verbreitung der Kultur 
und Geschichte europäischer Bedeutung, Erhal­
tung des kulturellen Erbes von europäischer Be­
deutung, nichtkommerzieller Kulturaustausch, 
Förderung der vielen Möglichkeiten im audio-vi­
suellen Sektor dürfen keine Schlagworte bleiben. 

Im Gegensatz zu anderen Bereichen verbindet 
man Österreich bezüglich der Kultur mit Kompe­
tenz und Einfallsreichtum, gerade auch im Be­
reich der zeitgenössischen Literatur und im Be­
reich der bildenden Kunst. Es kann Österreich 
zur Belebung der europäischen Kulturlandschaft 
gerade im Rahmen von Maastricht mehr beitra­
gen als außerhalb, was umso wichtiger ist, als man 
hört, daß Deutschland vier seiner Goetheinstitute 
schließen muß. 

Meine Damen und Herren! Achten wir gemein­
sam darauf, daß der Kampf gegen den europäi­
schen Einheitsbrei nicht von den Nationalisten 
für ihre antieuropäischen Interessen ausgenützt 
wird. Kultureinrichtungen sind ein Schlüssel 
dazu. Deshalb mein Appel an die Regierung, auch 
unter Budgetdruck nicht bei der Auslandskultur 
einzusparen. - Danke schön. (Beifall beim Libe­
ralen Forum.) 14.04 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Kiss. Ich 
erteile es ihm. 

14.04 

Abgeordneter Kiss (ÖVP): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Herr Bundesminister! Geschätzte 
Damen und Herren! Werte Kolleginnen und Kol­
legen! Ich habe dem Kollegen Bauer mit großem 
Interesse zugehört, als er gemeint hat, wie man 
miteinander umgeht, ist eine wesentlichere Frage 
in der Außenpolitik, als er eingestanden hat, daß 
er selbst reflektiert über das, was er tut und was 
seine Partei tut. Das gefällt mir, Kollege Bauer. 

Eine freundschaftliche Frage, weil es mir auf­
gefallen ist: Wenn man bei sich selbst beginnt, 
dann liefert man am besten den Beweis für das, 
was man sagt, dann lebt man ihn. Ich habe regi­
striert, daß sie am Beginn Ihrer Rede "vergessen" 
haben, die Vorsitzende zu begrüßen. Vielleicht 
könnten Sie einmal in sich gehen und beim näch­
sten Mal diesen kleinen Fehler ausbügeln. Ich 
weiß schon, was die Hintergründe sind, wie wir 
alle auch. (BeifaLL bei der OVP. - Abg. Dkfm. 
Holger Bau e r: Sie vermuten richtig.') Es ist mir 
halt aufgefallen der Unterschied zwischen dem, 
was man von anderen plakativ fordert, und dem, 
was man dann selbst zu tun bereit ist. 

Geschätzte Damen und Herren! Als ich in der 
vorigen Woche die Ehre hatte, Herrn Außenmi­
nister Dr. Mock durch das Burgenland begleiten 
zu dürfen, hatten wir am Abend eine Veranstal­
tung in Trausdorf, einer Gemeinde unmittelbar 
neben Eisenstadt gelegen. Selbstverständlich, 
wenn Alois Mock kommt - im Burgenland ist er 
ein gern und oft gesehener Gast -, dann gibt das 
Burgenland sich in der Art, wie es sich interpre­
tiert und versteht. 

Es war so, daß die Tamburizza-Kapelle Traus­
dorf aufspielt, und es war selbstverständlich, daß 
Alois Mock dieser Tamburizza-Kapelle von 
Trausdorf seine persönliche Referenz erwies, daß 
er mitsingt, mitlacht, mitfühlt, und wir, die wir 
Burgenländer sind - und das spüren die burgen­
ländischen Kroaten, das spüren die burgenländi­
sehen Ungarn, das spüren die Roma und Sinti -, 
wir wissen, daß er einer von uns ist, weil er ein 
Herz für die Minderheiten hat. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

An diesem Abend hat er in seinem Referat fol­
gendes gesagt - ich zitiere -: 

"In einem Europa, das heute wieder von zahl­
losen ethnischen Konflikten und Kräften eines 
bedenkenlosen Nationalismus bedroht ist, muß es 
möglich sein, Minderheiten- und Volksgruppen­
rechte auf friedlichem Weg zu gewährleisten." 

Einen breiten Raum der heutigen Diskussion 
haben wir der Südtiroler Problematik um den 
Stadtrat Atz und dessen angeblichen oder vorge­
blichen Spruch beigemessen. Einer, der einer 
Minderheit angehört, denunziert oder denunziert 
nicht eine Minderheit, denn die deutschsprachi­
gen Südtiroler sind Minderheit in Italien und die 
sogenannten, von ihm zitierten oder nicht zitier­
ten Zigeuner sind als Roma und Sinti selbstver­
ständlich auch Minderheit. 

Ich möchte an dieser Stelle erinnern, daß wir in 
Österreich eine Haltung eingenommen haben, die 
national vorbildlich ist, die aber auch internatio­
nal akzeptiert wird, eine Haltung, die Alois Mock 
in sehr fundierter Weise weltweit als Außenmini­
ster eier Republik Österreich verkündet. 

Wir haben am 16. September des vorigen Jah­
res einen von allen im Parlament vertretenen Par­
teien akzeptierten Entschließungsantrag einge­
bracht, der die Anerkennung der Roma und Sinti 
als österreichische Volksgruppe der Bundesregie­
rung empfiehlt. 

In diesem Zusammenhang hat - ich darf ein 
weiteres Mal zitieren - Kollege Harald Ofner 
von der Freiheitlichen Partei etwas gesagt, was 
für die Roma und Sinti ganz typisch ist. Es zeugt 
von sehr viel Sensibilität und ist sehr treffend. Ich 
möchte es wiederholen. 
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Er hat am 1. April im Plenum gemeint: 

"Sie sind ein merkwürdiges, im gewissen Sinne 
scheues Volk, und sie selbst haben manchmal Be­
denken, in einer registrierten, rechtlich erfaßten 
Volksgruppe enthalten zu sein. Ich erinnere mich 
in diesem Zusammenhang an einen ORF-Beitrag 
im Fernsehen vor einigen Jahren, der sich mit den 
Roma und Sinti befaßt hat, mit Ihrem Leben in 
Österreich, mit ihrem Schicksal. Die letzte Ein­
stellung war die, daß ein alter Angehöriger dieses 
Volkes mit leiser Stimme zwei, drei Male gesagt 
hat: Ihr werdet uns nie verstehen! Ihr werdet uns 
nie verstehen!" - Zitatende. Harald Ofner am 
1. April 1992 hier im Parlament. 

Damit ist die gesamte Situation umrissen. Wie 
ich mit Menschen, die mit mir leben, umgehe, so 
habe ich auch die Einstellung signalisiert gegen­
über diesen Menschen. 

Und ich bin froh, daß Alois Mock auch im Au­
ßenpolitischen Bericht in jener Passage, die dem 
Schutz von Volksgruppen und nationalen Min­
derheiten gewidmet ist, diese Position festigt. 

Er ist Flagge für uns dort, wo es um die Rechte 
der Minderheiten geht, er ist derjenige, der natio­
nal und international für die Minderheiten ein­
tritt. Ich möchte dies an drei Beispielen kurz er­
läutern. 

Erstens: Die Europäische Charta für Regional­
und Minderheitensprachen ist unter anderem auf 
seine Iniatitive zurückzuführen. 

Zweitens: Die Erklärung über die Rechte von 
Minderheitenangehörigen der Generalversamm­
lung der Vereinten Nationen trägt seine Hand­
schrift. 

Drittens: Ganz wesentlich war er daran betei­
ligt, daß der KSZ-Hochkommissär für nationale 
Minderheiten, der ehemalige holländische Au­
ßenminister Max von den Stoel in Warschau sein 
Büro hat, auf drei Jahre in dieser seiner Funktion 
fungiert und dann weitere drei Jahre diese Funk­
tion ausüben kann. 

Das ist Alois Mock, der als Praktiker zeigt, wie 
man Rechte der Minderheiten, wie man all das, 
was Ethnien betrifft, umsetzen kann. 

Herr Außenminister! Als Angehöriger einer 
Minderheit meinen tiefsten Respekt und Dank! 
(Be{[all bei der ÖVP und bei Abgeordneten der 
SPO.) 14.11 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Steinbach. 
Ich erteile es ihm. - Bitte. 

14.11 .. 
Abgeordneter Steinbach (SPO): Frau Präsiden-

tin! Herr Bundesminister! Meine Damen und 

Herren des Hohen Hauses! Analysiert man den 
Außenpolitischen Bericht des vergangenen Jah­
res, so kann man bereits auf die Folgen des Um­
bruchs im Jahre 1989 in Zentral-, Ost- und Süd­
osteuropa zurückblicken. Die Beobachtungen in 
diesem Zeitraum und die aktuellen Ereignisse las­
sen eine generelle Auseinandersetzung mit den si­
cherheitspolitischen Aspekten im Rahmen der 
Außenpolitik notwendig erscheinen. Und die 
heutige Debatte zeigt auch, wie wichtig dieser 
Rückblick ist. 

Grundlage moderner Sicherheitspolitik ist eine 
umfassende Lagebeurteilung, die berücksichtigt, 
daß Sicherheit als Produkt vielfältiger Faktoren 
entsteht. Eine kooperative Sicherheitspolitik hat 
im Vorfeld einer eventuellen Krise die Zusam­
menarbeit zu festigen, um so das Entstehen von 
Konfliktursachen zu verhindern. 

Meine Damen und Herren! Die Problematik 
europäischer Sicherheit ist zurzeit insbesondere 
der Zone der neuen Demokratien in Zentral-, 
Ost- und Südosteuropa und vor allem dem Be­
reich des ehemaligen, des zerfallenen Jugoslawien 
zuzuordnen. Dieses instabile Europa wird in sei­
ner sicherheitspolitischen Problematik noch er­
gänzt durch die Gemeinschaft unabhängiger Staa­
ten mit jeweils unterschiedlichen Zugehörigkeits­
bereichen. 

Es ist offenkundig, daß die friedlichen Revolu­
tionen in Osteuropa von 1989 und der anschlie­
ßende Zerfall der Sowjetunion weder im dortigen 
nationalstaatIichen Bereich noch in Westeuropa 
- und das ist besonders tragisch - geistig wahr­
genommen worden sind. Dieser mangelhaften 
Wahrnehmung entspricht die bisher nicht ad­
äquate Reaktion von westlicher Seite. 

In den vom Umbruch betroffenen Staaten, die 
unter zwiespältiger Akzeptanz der eigenen Bür­
ger leiden, werden vielfach Imitationen westlicher 
Politiker als Vorbild angeboten. Die Staaten ver­
säumen damit, selbstbewußt auf der Basis von 
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit grundlegen­
de eigenständige Reformen durchzuführen und 
zu einem geistigen, politischen, ökonomischen 
und sozialen Neuaufbau zu gelangen. 

Herr Minister! Ich glaube, daß gerade wir den 
Staaten auf diesem Gebiet am meisten helfen soll­
ten, denn Geld allein ist in diesem Bereich auch 
nicht das Wahre. 

Es fehlt diesen Staaten offensichtlich an der 
großen Vision für jene singulären Maßnahmen, 
die erforderlich wären, um die Probleme zu be­
wältigen. Aktuelle Vorhaben der USA, der West­
europäer oder der G 7 beziehen sich vorerst nur 
auf Rußland; selbst die Ukraine wird übersehen. 
Zudem verlangt der Prozeß der Revision und der 
Modernisierungen in Europa nicht nur einen ma-
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teriellen Einsatz, sondern insbesondere auch eine 
geistige Umstel! ung. 

Es bereitet den betroffenen Menschen offen­
sichtlich Schwierigkeiten. europäisch - in unse­
rem Sinn - zu handeln, obwohl sie den An­
spruch vertreten, Europäer zu sein. Selbst die 
dortigen Politiker wissen nicht wirklich, wie ihr 
eigener konstruktiver Beitrag zu einem geeinten 
Europa aussehen soll. 

Meine Damen und Herren! Das Ende des kal­
ten Krieges hat Europa die Chance einer neuen 
gemeinsamen Ordnung eröffnet, die auf den 
Prinzipien der Charta von Paris vom November 
1990 basieren sollte, die lauten: friedliche Kon­
fliktbeilegung, Solidarität gegen Aggression, kon­
trollierte Rüstungsreduktion, gerechte Behand­
lung aller Völker und insbesondere deren Min­
derheiten. 

Die nicht verwirklichte Durchsetzung dieser 
Prinzipien bei der ersten Herausforderung anläß­
lieh der tragischen militärischen Auseinanderset­
zungen nach dem Zerfall Jugoslawiens kann zu 
einer Zerstörung der Einigung der Teilnehmer­
staaten der KSZE auf Prinzipien des politischen 
Verhaltens in Europa führen. Folgenlose Forde­
rungen der Internationalen Gemeinschaft in diese 
Richtung könnten zu aggressivem Vorgehen in 
anderen Zonen Europas mit explosiven nationa­
len Gegensätzen einladen. 

Die gestrige Entwicklung in Serbien, nämlich 
die Auflösung des Parlaments, zeigt ja in diese 
Richtung. 

Meine Damen und Herren! Die Pariser Frie­
denskonferenz nach dem Ersten Weltkrieg war 
wegen ihrer grundsätzlichen Orientierung an der 
Durchsetzung des Nationalstaatenprinzips in der 
Nachkriegsordnung Europas unfähig gewesen, 
eine tatsächliche Lösung dieser inner- wie zwi­
schenstaatlichen Frage zu erreichen. Daß zumin­
dest zur Entkrampfung dieser Lage Toleranz und 
Akzeptanz gegenüber den nationalen Minderhei­
ten erforderlich wäre, wird selbst in jenen Staaten 
Zentral-, Ost- und Südosteuropas, die bisher un­
ter der Entnationalisierungspolitik der einstigen 
sowjetischen Führung zu leiden hatten, nicht ver­
standen. 

Ich möchte folgende Beispiele anführen: Die 
baltischen Staaten wollen die zugewanderten Rus­
sen nicht als national gleichberechtigt anerken­
nen. Litauen hat zusätzlich Probleme mit der Ak­
zeptanz seiner polnischen Minderheit. Für Polen 
weiten sich die Probleme im Westen auf Weiß­
rußland und die Ukraine aus, wobei die Zone 
Westukraine/Karpato-Ukraine zusätzlich ungelö­
ste nationale wie territoriale Interessen und Kon­
flikte bringt. Es wird nicht nur die Frage nach der 
staatlichen Zugehörigkeit der Karpato-Ukraine 

mit ihren großen slowakischen und ungarischen 
Minderheiten neu gestellt, zusätzlich wird die in­
ternationale Bedeutung dieser Problemzone noch 
durch den religiösen Gegensatz zwischen den 
Unierten und den Orthodoxen verstärkt. 

Meine Damen und Herren! Und selbst bei un­
seren Nachbarn, bei den Ungarn ist neuerdings 
wieder die Trianon-Problematik hinsichtlich der 
magyarischen Konationalen in den Nachbarstaa­
ten Slowakei und Serbien-Vojvodina aufgeworfen 
worden. Zudem wurde die Siebenbürgen-Frage 
durch Rumänien nie gelöst. Das sind also zusätz­
liche Herde künftiger Instabilitäten. 

Während vorerst in Bulgarien mit den dortigen 
national-türkischen Minderheiten geordnete Be­
ziehungen wiederhergestellt worden sind, können 
beim Moldavien-Konflikt neben den rumänischen 
Interessen die Großmachtprioritäten Rußlands 
nicht außer acht gelassen werden. 

Die Balkan-Problematik, meine Damen und 
Herren, wurde durch den Konflikt um die Neu­
ordnung der Hinterlassenschaft des ehemaligen 
Jugoslawiens aller Welt offenbar, wenn auch -
wie weithin erkennbar - eine Lösung vorerst 
nicht zu erwarten ist. 

Die Stabilisierung des Ostens wird einerseits 
über Rußland, andererseits über Osteuropa er­
reicht werden müssen. Es liegt selbstverständlich 
im langfristigen Interesse Gesamteuropas, Ruß­
land als stabilisierende Macht in die Weltökono­
mie zu integrieren, wodurch auch das Ausmaß 
der Bedrohlichkeit einer neuen russischen Groß­
macht für seine Nachbarn reduziert werden wür­
de. 

Gleichwohl werden die Instrumente aktueller 
Politik zur Integration Rußlands in die westlich 
dominierte Welt in Europa sein müssen: ökono­
mische Hilfe zur Selbsthilfe, vertragskonforme 
Rüstungsreduktion im strategischen und konven­
tionellen Bereich, Vertrauensbildung und politi­
sche Hilfe durch Einbeziehung in die europäi­
schen Organisationen. 

Meine Damen und Herren! Das neue europäi­
sche System wird zweifellos längere Zeit ungeord­
net bleiben und eine differenzierte Sicherheit bie­
ten. Diese fragile sicherheitspolitische Struktur 
setzt jedoch voraus, daß Osteuropa und die Nach­
folgestaaten der Sowjetunion einen ihnen adäqua­
ten Platz in der Internationalen Gemeinschaft 
finden. Wesentlich ist jedoch, daß der Weg zum 
Westen im Kontext mit einem integrierten West­
europa erfolgt und nicht durch den Prozeß einer 
ökonomischen und politischen Satellisierung in 
Verbindung mit einem dominierenden Deutsch­
land. 
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Meine Damen und Herren! In diesem Sinn sei 
mir auch ein Querverweis auf die Bestrebungen 
des deutschen Außenministers Kinkel gestattet, 
der zum Ausdruck brachte, daß Deutschland ei­
nen ständigen Sitz im Sicherheitsrat bekommen 
müsse. Natürlich ist eine EG-Stärkung in der UN 
von österreichischem Interesse, es muß allerdings 
auch unser Bestreben sein, im Sicherheitsrat der 
UN als österreichischer Staat direkt oder indirekt 
mitsprechen zu können, und das geht nur durch 
eine stärkere Sicherheitsratsbeschickung entwe­
der durch die EG oder durch eine temporäre Mit­
gliedschaft Österreichs in diesem Gremium. 

Meine Damen und Herren! Gleichzeitig bedeu­
tet aber eine aktive österreichische Sicherheitspo­
litik auch eine dem europäischen Einigungspro­
zeß entsprechende aufrechte, eigenständige Hal­
tung und Prägung der österreichischen Außenpo­
litik, getragen von einer angepaßten 
Neutralitätspolitik. Diplomatie, Höflichkeit und 
nicht Untertänigkeit scheinen da der richtige Weg 
zu sein. Aufrechten Hauptes werden wir die ange­
strebten Ziele erreichen. Dies gilt auch für die 
Problematik und das Liebäugeln mancher öster­
reichischer Militärs mit der NATO und der 
WEU. 

Österreich wird konstruktiv bei der Neugestal­
tung eines europäischen Sicherheitsnetzes mit­
wirken. Treffen sich unsere Vorstellungen mit de­
nen der Mehrheit der europäischen Staaten, steht 
einer österreichischen Teilnahme nichts im Weg. 
Ebenso deutlich möchte ich aber auch ein klares 
Nein in Richtung etwaiger NATO-Mitglied­
schaftsspekulationen hier deponieren. 

Meine Damen und Herren! Das waren einige 
wenige, wie ich glaube, aber sehr wichtige Überle­
gungen zur Sicherheitspolitik unseres Landes. 
Unser Land müßte inmitten Europas auf dem 
richtigen Weg sein, um dazu beizutragen, daß die 
europäische Sicherheitspolitik im Sinne Öster­
reichs verwirklicht wird. - Ich danke. (Beifall bei 
der SPÖ und bei Abgeordneten der ÖVP.) J./.22 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Probst. Ich 
erteile es ihm. - Restredezeit: 7 Minuten. 

14.22 

Abgeordneter Probst (FPÖ): Meine Damen 
und Herren! Herr Bundesminister! Erlauben Sie 
mir, daß ich im Anschluß an unsere gemeinsamen 
Bemühungen im Mai des heurigen Jahres betref­
fend Bosnien in der mir verbleibenden kurzen 
Zeit einen Entschließungsantrag einbringe und 
Sie herzlich bitte, ihn mitzutragen, falls es Ihnen 
möglich ist. Es geht dabei um die Tatsache, daß 
unser Optimismus bezüglich der Situation am 
Balkan bisher leider danebengegangen ist und 
nichts gebracht hat. 

Wir sehen, daß es jetzt vielleicht noch zwei 
Möglichkeiten gibt, dem sinnlosen Morden, das 
im Winter eine Verstärkung erfahren wird, ein 
Ende zu bereiten: Die eine Möglichkeit ist die 
Gewaltlösung, zu der wir Österreicher sehr wenig 
beitragen können und die auch mit großen Pro­
blemen verbunden ist, und die andere ist die na­
türliche, von der UNO, von der Menschenrechts­
konvention, von den Religionsgemeinschaften 
vorgesehene Möglichkeit des Rechtes der Selbst­
verteidigung. 

Zu diesem Recht können wir nur dann beitra­
gen, wenn wir den in Bedrängnis Geratenen die 
Möglichkeit geben, sich zu verteidigen. Das kön­
nen sie nur dann tun, wenn sie Waffen haben. 
Meine Damen und Herren! Es ist geradezu ein 
christliches Gebot, das Waffenembargo gegen­
über den Bosniern aufzuheben, und ich erlaube 
mir deshalb folgenden Entschließungsantrag vor­
zutragen: 

Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Probst und Genossen 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

"Die Bundesregierung wird aufgefordert, in ih­
ren internationalen Kontakten. vor allem im Rah­
men der Vereinten Nationen und anderer interna­
tionaler Organisationen, darauf hinzuwirken. daß 
das Waffenembargo für den völkerrechtlich aner­
kannten Staat Bosnien-Herzegowina mit sofortiger 
Wirkung aufgehoben wird. um so diesem Staat zu­
mindest das legitime Recht auf SeLbstverteidigung 
nach ArtikeL 51 der Satzung der Vereinten Natio­
nen zu ermöglichen. " 

Soweit der Forderungstext des Entschließungs­
antrages. Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, 
sich zu bemühen, dem zuzustimmen. 

Ich möchte zum bisher Gesagten noch einige 
Bemerkungen machen. Am meisten amüsiert hat 
mich Herr Kollege Khol, der sich hier genau als 
das Gegenteil vom Exbundeskanzler Sinowatz 
herausgestellt hat, der immer gefunden hat, daß 
alles so kompliziert ist. Beim Kollegen Khol ist 
alles so einfach! Er hat ein Denkschema, will uns 
eine auflegen und sagt: National ist, das eigene 
Volk zu lieben und andere Völker zu hassen. Pa­
triotisch ist, alle Völker und das eigene Volk zu 
lieben. Also da kann ich dem Herrn Patriotrat nur 
gratulieren, denn Nationalrat wird er sich ja wohl 
nach diesem Ausritt in die Platitüde, ins Flache, 
ins Unreflektierte selbst nicht mehr nennen. (Bei­
fall bei der FPÖ.J 

Frau Kollegin! Bezüglich Stalingrad, Wolgo­
grad noch eine Bemerkung: Wohl keiner von de­
nen, die da in den Tod getrieben wurden, wurde 
gefragt, ob er gerne dorthin geht, oder hat sich 
freiwillig gemeldet. Ich halte es für wichtig und 

134. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 59 von 157

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVIII. GP - 134. Sitzung - 21. Oktober 1993 15547 

Probst 

richtig, daß bei uns in Österreich Russendenkmä­
ler stehen, denn die Jugend soll niemals verges­
sen, daß nach einem fürchterlichen Krieg in unse­
rem Land Russen waren. Und jeder, der dumm 
und übermütig wird, soll sich die Russendenkmä­
ler anschauen. Es ist auch gut, wenn die russische 
Jugend sieht, was sich in ihrem eigenen Land ein­
mal abgespielt hat. Deswegen halte ich die wech­
selseitigen Bemühungen im Geiste des gegenseiti­
gen Verständnisses und der gegenseitigen Trauer 
für sehr wertvoll und wichtig als Mahnmal für die 
Zukunft unserer Jugend. - Danke, meine Da­
men und Herren. (Beifall bei der FPÖ.) 14.26 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Der soeben 
eingebrachte Entschließungsantrag ist ausrei­
chend unterstützt und steht daher mit in Ver­
handlung. 

Als nächster gelangt Herr Abgeordneter Lan­
ner zu Wort. - Bitte, Herr Abgeordneter. 

14.26 
Abgeordneter Dr. Lanner (ÖVP): Meine Da­

men und Herren! Ich möchte nur zu einem einzi­
gen Punkt eine kurze Bemerkung machen, der in 
der außenpolitischen Diskussion und auch in der 
heutigen Debatte eine Rolle spielt, nämlich zu der 
Frage: Wie wird Europa in Zukunft aussehen: 
Wird es ein zentralistisches Europa - ich sage 
einmal - bleiben, oder besteht die Chance zu ei­
nem regionalen, föderalen Europa? 

Wenn man diese Diskussion anschneidet und 
wenn man in dieser Richtung eher Optimismus 
äußert, wird das oft mit einer Handbewegung ab­
getan und gemeint, das wäre eine Illusion, das 
hätte überhaupt keine Chance, das wäre eine 
Träumerei von einigen Leuten, die die Dinge 
nicht realistisch beurteilen. 

Lassen Sie mich daher auf die Chronologie ver­
weisen, denn ich glaube, daß wir aus der Chrono­
logie, aus der Geschichte einiges lernen können. 
Zunächst einmal glaube ich schon, daß es die 
Redlichkeit gebietet, zu sagen, daß die EG, daß 
die Europäische Gemeinschaft eine zentrale 
Grundstruktur hat. Die EG hat einen Hang zum 
Zentralismus. Aber bereits zur Zeit der Grün­
dung, Ende der fünfziger Jahre, regte sich Wider­
stand, und es kam zur Gründung einer Ständigen 
Konferenz der Regionen und Gemeinden. 1988 
- ich überspringe jetzt die Periode - wurde ein 
Beirat der Regionen mit einem Anhörungsrecht 
eingeführt. Allerdings durfte er nur reden, wenn 
er gefragt wurde, er konnte sich nicht eigenstän­
dig melden. 

Heute, mit dem Vertrag von Maastricht, gibt es 
den Ausschuß der Regionen, und dieser Aus­
schuß hat, wenn es um regionale und föderale 
Fragen geht, die Möglichkeit, sich eigenständig zu 
Wort zu melden. Er kann verlangen, daß er ge-

hört wird. Natürlich kann man jetzt sagen - und 
das muß man gerechterweise auch tun -, daß das 
nicht ausreichend ist. Es ist nämlich deshalb nicht 
ausreichend, weil man, wenn man nur das Recht 
hat, gehört zu werden, aber das Gehörte nicht 
verpflichtend umgesetzt werden muß, wieder kei­
ne Mitwirkungsgewalt hat. 

Daher würde ich sagen, so, wie heute die Dinge 
liegen, ist das Ganze unbefriedigend, aber wenn 
man die Entwicklung historisch betrachtet, muß 
man feststellen, daß wir einen gewaltigen Fort­
schritt in Richtung eines Europa der Regionen 
gemacht haben, und ich behaupte, daß wir eine 
reale Chance - ich sage ausdrücklich: Chance -
haben, daß wir, wenn wir gemeinsam Überzeu­
gungsarbeit leisten, von einem unverbindlichen 
Beirat über einen rechtsverbindlichen Ausschuß 
auch zu einer föderalen Länderkammer in einem 
Europa der Regionen gelangen können. (Beifall 
bei der ÖVP.) 14.29 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Herr Abgeord­
neter Cap hat sich zu einer tatsächlichen Berichti­
gung zu Wort gemeldet. 

14.29 
Abgeordneter Dr. Cap (SPÖ): Frau Präsiden­

tin! Hohes Haus! Selbstverständlich ist es mir ein 
Bedürfnis, zur Zitierung des Herren Dr. Haider 
eine tatsächliche Berichtigung anzubringen. 

Er behauptete in seiner Rede, ich hätte gesagt, 
wir werden 24 Stunden lang die Osteinwanderer 
an der Grenze bei laufenden Motoren warten las­
sen, damit ihnen die Lust vergeht, nach Öster­
reich einzureisen. 

Ich bin aus dieser Pressekonferenz schon 
mehrfach falsch zitiert worden, auch in einer Zei­
tung. Ich habe daher jetzt die wahrscheinlich für 
Sie unverdächtige Austria Presseagentur vom 
31. Mai 1990 hier. Titel: "Cap fordert Umwelt­
maut für Dreckschleudern. Besuchern aus dem 
Osten sollte ein Umsteigen auf die Bahn ermög­
licht werden." 

Untertitel: Eine Umweltmaut für Dreckschleu­
dern, das heißt für stark umweltbelastende Ostau­
tos wie Trabant sowie Autobusse, auf allen öster­
reichischen Straßen hat am Donnerstag SP-Zen­
tralsekretär Josef Cap gefordert. In einer Presse­
konferenz sprach er sich gleichzeitig für die Ent­
wicklung finanzieller Anreizsysteme aus, die die 
Besucher aus Osteuropa zum Umsteigen auf die 
Bahn bewegen sollten. Durch eine Stützung der 
Bahnpreise müßte ein Umsteigen erreicht werden 
können." 

Das ist sinngemäß eigentlich genau das Gegen­
teil von dem, was Herr Dr. Haider vorhin gesagt 
hat, und hiermit habe ich es tatsächlich berichtigt 
und hoffe, daß es auch Eingang in das Protokoll 
findet. (Beifall beiderSPÖ.) 14.31 
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Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächste 
Rednerin zu Wort gemeldet ist Frau Abgeordnete 
Schütz. Ich erteile es ihr. (Abg. Dkfm. Holger 
Bau e r: Haben Sie es entgegnet? - Abg. Edilh 
Ha L L er: Wenn die Zeitung Sie falsch zitiert, müs­
sen Sie sie berichtigen.') 

14.31 
Abgeordnete Mag. Waltraud Schütz (SPÖ): 

Frau Präsidentin! Herr Bundesminister! Meine 
Damen und Herren! (Abg. Pro b s t: DamaLs vor 
sechs Jahrenn Wenn Sie fertigdiskutiert haben, 
würde ich gerne zu einem anderen Thema kom­
men. 

Genaugenommen heute in einer Woche vor ei­
nem Jahr hat in Angola ein neuer Bürgerkrieg 
begonnen, ein Bürgerkrieg, der mittlerweile zum 
schlimmsten Krieg der Welt, zum opferreichsten 
Konflikt dieser Welt geworden ist. (Weiterer Zwi­
schenruf des Abg. Pro b s t. - Präsidentin Dr. 
Heide Sc h m i d t gibt das Glockenzeichen.) Herr 
Kollege Probst, vielleicht interessiert Sie das 
auch. Ich möchte etwas erzählen über die Situa­
tion in Angola. Auch wenn es für Sie weit weg ist, 
wie Sie vorhin in einem Zwischenruf geäußert ha­
ben, glaube ich doch, daß wir alle in einer Welt 
leben und daß kein Land .,weit weg" ist und daß 
es wichtig ist, daß wir uns auch für Regionen im 
südlichen Afrika, für andere Regionen in dieser 
Welt interessieren, daß wir Anteil nehmen (Bei­
fall bei Abgeordneten der SPÖ und Beifall der 
Abg. Mag. Terezija Stoisits) am Schicksal vieler 
Tausender, Millionen Menschen, die unter Krie­
gen, Ungerechtigkeiten, Unterdrückung, Hunger 
und Armut zu leiden haben. 

Ich möchte das heute am Beispiel Angola etwas 
näher ausführen, weil in Angola der opferreichste 
Krieg dieser Welt geführt wird und weil ich den 
Eindruck habe, daß in Österreich, aber auch in 
Europa dieser Konflikt weitgehend vergessen 
wird. Man spricht kaum darüber, es gibt kaum 
Informationen über die Situation in diesem Land. 

Es hat vor etwas mehr als einem Jahr. Ende 
September 1992, in Angola Wahlen gegeben -
Parlamentswahlen und die erste Runde Präsident­
schaftswahlen -, die von internationalen Beob­
achtern und von den Vereinten Nationen als frei 
und fair bezeichnet wurden. Ich selbst war bei der 
Überwachung dieser Wahlen dabei und konnte 
mich auch davon überzeugen. Auch mein Ein­
druck war, daß diese Wahlen frei und fair waren. 
Und was mich damals vor allem beeindruckt hat, 
war der Wille der angolanischen Bevölkerung, 
endlich in Frieden zu leben, nach 16 Jahren Bür­
gerkrieg endlich ihr Leben auf demokratischen 
Grundsätzen aufzubauen. 

Heute ist Angola eine Tragödie, die Situation 
heute ist schlimmer als in all den 16 Jahren Bür­
gerkrieg. Heute gibt es in Angola 3 Millionen in-

terne Flüchtlinge, 1 000 Menschen ungefähr ster­
ben pro Tag in Angola an den direkten Folgen des 
Krieges. 

Seit Jänner dieses Jahres gibt es in Angola ein 
Mehrparteiensystem, ein Mehrparteienparla­
ment. Auch das ist viel zuwenig bekannt. Auch 
UNITA-Vertreter sitzen in diesem Parlament, es 
sind im ganzen sieben Parteien, und auch die Re­
gierung ist eine Mehrparteienregierung. Nur ei­
ner, UNITA-Führer Jonas Savimbi, hat schon vor 
den Wahlen angekündigt, er werde das Präsident­
schaftswahlergebnis, wenn es nicht zu seinen 
Gunsten ausgeht, nicht anerkennen und dagegen 
Krieg führen, was einige Wochen später auch tat­
sächlich eingetreten ist und bis zum heutigen Tag 
andauert. 

Die soziale und ökonomische Situation in die­
sem Land kann man nur als Tragödie und Kata­
strophe bezeichnen. Die derzeitige Statistik be­
sagt, daß jedes dritte Kind unter fünf Jahren 
stirbt, die Kindersterblichkeitsrate also bei 
30 Prozent liegt. Weiters wird geschätzt, daß zir­
ka 500 weitere Kinder pro Tag aufgrund der di­
rekten und indirekten Folgen des Krieges ihr Le­
ben lassen müssen. Zusätzlich gibt es in den Städ­
ten, in den Ballungsräumen Tausende, Abertau­
sende Straßenkinder, die irgendwie zu überleben 
versuchen. 

Die 3 Millionen internen Flüchtlinge sind not­
dürftig in Flüchtlingslagern oder bei Verwandten 
in den Städten untergebracht. Die Flüchtlinge -
ich hatte die Gelegenheit, mit einigen von ihnen 
zu reden - haben oft eine 600 km lange Flucht 
zu Fuß hinter sich, mußten viele ihrer Angehöri­
gen - Schwächere, Kranke, Alte und Kinder -
zurücklassen, mußten durch gefährliche Gebiete 
und kamen dem Hungertod nahe, krank und in 
einer furchtbar schlimmen Situation in Auffang­
lager. Ich habe einige Fotos mit, die ich gerne 
herzeige, wenn es jemanden interessiert, Fotos, 
die die humanitäre Situation in diesen Lagern 
drastisch vor Augen führen. 

Man kann sagen, die Menschen kämpfen im 
Moment um das blanke Überleben. Vor einigen 
Tagen hat es, erstmals seit Ausbruch des Konflik­
tes, einen Hilfsflug der UNO nach Kuito gegeben. 
Kuito ist eine Stadt, in der es seit zehn Monaten 
Krieg gibt, die seit zehn Monaten wie Menongue 
und andere Städte von der UNITAbelagert wird. 
Die Berichte - einige von Ihnen haben sie viel­
leicht gehört - waren erschütternd. Man spricht 
davon, daß es allein in dieser Stadt mehr als 
30 000 Tote gibt und der Rest der noch verblei­
benden eingeschlossenen Bevölkerung vom Tod 
bedroht ist. Ich habe heute nacht erfahren, daß 
das der letzte Flug war. Ich habe mich gefreut, 
daß es endlich einen Flug gegeben hat, aber leider 
gibt es keinen zweiten Flug mehr. Man wollte das 
Flugzeug wieder aufladen, aber die UNIT A hat 
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die Sicherheitsgarantie für diese UN-Maschine 
zurückgezogen, und somit gibt es keine Hilfsflüge 
mehr. - Das zur sozialen und humanitären Si­
tuation. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte jetzt zu 
den politischen Implikationen, die auch für uns 
sehr wichtig sind und die wir ernst nehmen müs­
sen, kommen. 

Wie konnte es so weit kommen? Wie konnte 
die angolanische Tragödie überhaupt geschehen? 
- Ich sage hier ganz klar und offen und habe das 
auch schon öfter betont: Meiner Meinung nach 
liegt die Verantwortung für diese menschliche 
Tragödie bei der Internationalen Staatengemein­
schaft, und da ich auch Österreich und uns - so 
verstehe ich die Internationale Staatengemein­
schaft - als einen Teil dieser sehe, liegt diese 
Verantwortung auch bei uns. Sie liegt bei uns, sie 
liegt in der Internationalen Staatengemeinschaft, 
weil man die ganze Angola-Operation zuwenig 
intensiv, mit zuwenig Geld, mit zuwenig huma­
nem Einsatz organisiert hat, weil die Wahlen zu 
einem Zeitpunkt durchgeführt wurden, zu dem es 
riskant und absehbar war, daß der Frieden nicht 
halten kann. 

Es war bekannt, daß bereits Monate vor den 
Wahlen Dr. Savimbi angekündigt hat, daß es für 
den Fall, daß die Wahlen zu seinen Ungunsten 
ausgehen, Krieg geben würde. Es war bekannt, 
daß die UNIT A-Truppen nicht demobilisiert wa­
ren, sondern ganz im Gegenteil, daß Monate vor 
den Wahlen neue Rekrutierungen stattgefunden 
haben. Das war international bekannt, und den­
noch hat man die Wahlen durchgeführt, die frei 
und fair waren. Entgegen den Erwartungen man­
cher hat Savimbi nicht gewonnen und drei Wo­
chen später der Krieg begonnen. Für mich liegt 
das in der Verantwortung aller, vo~. allem in der 
Verantwortung der UNo Aber auch Osterreich hat 
sich nicht engagiert in Angola! Dieser Konflikt, 
diese Tragödie wäre zu verhindern gewesen bei 
sachgemäßer, bei ordnungsgemäßer, bei umsich­
tiger Durchführung des Friedensplanes. 

Aber auch nach Kriegsausbruch - ich kann 
auch diesen Vorwurf nicht aussparen - haben 
die Vereinten Nationen mehr oder weniger ge­
schlafen. Es wurden keine Beschlüsse gefaßt, es 
hat keine Handlungen gegeben. Es gibt, wie ge­
sagt, ein demokratisches Parlament, es gibt eine 
demokratische Regierung, und es gibt Savimbi 
mit seinem militärischen Flügel, der dagegen an­
kämpft und unglaubliches menschliches Leid 
über das Land bringt, aber die Vereinten Natio­
nen konnten sich noch zu keinen Beschlüssen 
durchringen, es wurde kein Druck ausgeübt, es 
wurde nichts darangesetzt, einzugreifen und diese 
Tragödie zu stoppen. 

Erst vor kurzem wurde ein Waffen- und Ölem­
bargo gegen UNITAbeschlossen, wobei ich sagen 
möchte - das ist gleichzeitig eine Forderung be­
ziehungsweise eine Anfrage an den Herrn Bun­
desminister -, der Beschluß eines Waffen- und 
Ölembargos allein reicht nicht aus, dieses muß 
auch kontrolliert werden. Nur zu sagen, es gibt 
ein Waffen- und Ölembargo, wird nicht ausrei­
chen, das heißt, Österreich soll fordern, daß 
Schritte zur Implementierung dieses Embargos 
gesetzt werden, denn ohne diese wird es nicht ge­
hen. 

Bis 1. November sollte sich der Sicherheitsrat 
der Vereinten Nationen weitere Sanktionen über­
legen. Ich fordere daher auch unseren Bundesmi­
nister auf, für weitere Sanktionen am 1. Novem­
ber - so wie die Lage heute aussieht, wird sich 
nicht vieles ändern - gegen UNITA bei den Ver­
einten Nationen einzutreten. Beschlossen werden 
sollte die Einschränkung der Bewegungsfreiheit 
von UNIT A-Vertreten, die Beschlagnahme der 
Konten von UNIT A - ich meine, daß die mei­
sten Konten ohnehin schon nach Zaire oder in 
andere befreundete Staaten von UNITA transfe­
riert worden sind -, und man muß den illegalen 
Diamantenhandel unterbinden. Das sind ganz, 
ganz wichtige Punkte! 

Ein wesentlicher Punkt, die Sanktionen effekt­
voll werden zu lassen, sind Sanktionen gegen 
Länder, die offenkundig Dr. Jonas Savimbi unter­
stützen. Ich meine Sanktionen und Boykottmaß­
nahmen gegen Zaire müssen gesetzt werden, 
denn sonst bleiben diese Sanktionen wirkungslos. 

Aber es ist auch Druck auf Südafrika auszu­
üben. Es ist bekannt. daß Kräfte in Südafrika 
nach wir vor UNIT A unterstützen, etwa durch 
militärische Maßnahmen, durch Söldner. Wenn 
man südafrikanische Repräsentanten darauf an­
spricht, sagen sie, sie können das nicht kontrollie­
ren. Ich glaube nicht, daß das bei dem Sicher­
heitssystem, das Südafrika zur Verfügung hat, un­
möglich ist. Man soll Südafrika auffordern, sein 
Sicherheitssystem zur Unterbindung dieser illega­
len Transferflüge nach Angola zu nutzen. Ich 
glaube, daß es noch nicht zu spät ist, ich glaube, 
daß Österreich da eine bedeutendere Rolle spie­
len kann. 

Ich möchte noch erwähnen - dafür möchte ich 
mich bedanken, und zwar bei der Bundesregie­
rung, aber in erster Linie beim Herrn Bundes­
kanzler -, daß es nächste Woche einen Hilfsflug 
mit Medikamenten in Zusammenarbeit mit Cari­
tas nach Angola geben wird. Das ist ein sehr wich­
tiger Punkt! Es kann dadurch Menschen geholfen 
werden, es ist das eine Tat, die signalisieren soll, 
daß uns Österreichern die angolanische Bevölke­
rung nicht egal ist, und ich möchte hinzufügen, 
der Medikamentenmangel ist eine der Hauptursa­
chen für die schlimme humanitäre Situation. 
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Herr Bundesminister! Ich habe jetzt das Bei­
spiel Angola deswegen so ausführlich geschildert, 
weil nicht nur der Außenpolitische Bericht, son­
dern auch die Realität zeigt, daß die Region des 
südlichen Afrika von der österreichischen Außen­
politik sträflich vernachlässigt wird. Es wird viel 
zu wenig getan, und ich glaube, wir sollten - ich 
fordere das auch ein - eine aktivere Politik in 
bezug auf diese Region betreiben, denn diese wird 
in Zukunft eine sehr große und wichtige interna­
tionale Rolle spielen. Diese kann eine negative 
oder positive sein, und wir sollen unsere Möglich­
keiten nützen, daß sie eine positive wird. 

Meine Damen und Herren! Nachdem ich im 
Detail auf Angola eingegangen bin, möchte ich 
nun auf ein anderes Land zu sprechen kommen, 
nämlich auf Mosambik, und bei diesem Land soll­
ten wir aus den Fehlern, die wir bei Angola ge­
macht haben, lernen. In Mosambik darf sich die 
Tragödie Angolas nicht wiederholen. Es gibt den 
Unterschied, daß der Friedensplan konkreter und 
genauer ist, aber es gibt auch jetzt schon Aussa­
gen von Dhlakama, man solle doch, auch wenn 
die Demobilisierung noch nicht abgeschlossen ist, 
die Wahlen durchführen. Ich fordere Sie daher 
auch auf, von österreichischer Seite dahin gehend 
zu wirken, daß es nicht so geschieht, daß ohne 
Demobilisierung, ohne daß der Friedensprozeß 
abgeschlossen oder der Friedensplan vollständig 
erfüllt ist, Wahlen in Mosambik durchgeführt 
werden, denn dann würde man Gefahr laufen, in 
Mosambik die gleiche Tragödie zu riskieren, wie 
wir sie in Angola hatten und haben. 

Im Dezember vorigen Jahres haben wir hier im 
Hohen Haus und in der Öffentlichkeit ganz kurz 
diskutiert, ob sich Österreich an einem UN-Ein­
satz in Mosambik beteiligen soll. Das wurde da­
mals abgelehnt. Aber zur selben Zeit wurde von 
mehreren Sprechern öffentlich versichert, daß 
wir uns dafür auf andere Weise, im Rahmen von 
Civil education und anderem im zivilen Bereich, 
engagieren werden und daß Österreich, von par­
lamentarischer und Bundesregierungsebene aus, 
den Friedensprozeß in Mosambik unterstützen 
wird. 

Meine Damen und Herren! Herr Bundesmini­
ster! Ich möchte diese Zusage vom letzten Jahr 
heute einfordern, denn der Friedensprozeß ist ja 
schon im laufen, und es reicht ja nicht aus, nur 
Wahlbeobachter zu schicken oder nur die Wahlen 
zu beobachten, sondern man muß während des 
ganzen Vorbereitungsprozesses aktiv werden, 
und ich würde Sie ersuchen, aber auch die Damen 
und Herren hier im Haus, weil es auch eine parla­
mentarische Aufgabe ist, diesen Prozeß aktiv zu 
unterstützen. Ich möchte jetzt zum Schluß kom­
men. Ich hätte an sich noch viel zu sagen, möchte 
aber nur noch das vielleicht wichtigste Land, das 

Schlüsselland der Region, ganz kurz erwähnen, 
und zwar Südafrika. 

Die Entwicklung in Südafrika ist, auch wenn 
sie positiv ist, besorgniserregend. Ich möchte hier 
ausdrücklich begrüßen - ich habe mich persön­
lich sehr gefreut, und ich glaube, Sie stimmen mit 
mir überein -, daß der heurige Friedensnobel­
preis an de Klerk und Mandela verliehen wurde. 
Das ist ein Zeichen der Zuversicht, ein Zeichen 
der Hoffnung. 

Dennoch besteht nach wie vor eine sehr gewalt­
tätige Situation in Südafrika, es gibt ununterbro­
chen Ausschreitungen, und meiner Meinung nach 
ist die Situation immer noch so, daß sie sehr, sehr 
leicht in einen Bürgerkrieg kippen kann. Daher 
glaube ich, daß ein Engagement in Südafrika, das 
die Bestrebungen der demokratischen Kräfte un­
terstützt, ganz, ganz wichtig ist, damit am 
27. April 1994 die Wahlen ohne allzu große Ge­
walttätigkeiten und ohne, daß sie in einen Bürger­
krieg ausarten, vonstatten gehen können. Das ist 
ein wichtiger Schritt für die ganze Region. 

An mich wurde erst kürzlich von ANC-Seite 
und Nelson Mandela der Wunsch herangetragen, 
Österreich möge Südafrika in seinem Demokrati­
sierungsprozeß unterstützen. Südafrika wird ein 
föderalistischer demokratischer Staat werden, 
Südafrika wird wie Österreich neun Länder ha­
ben. Die demokratischen Kräfte in Südafrika 
wünschen sich vom Staat Österreich, von seinem 
Parlament und von seiner Bundesregierung, daß 
der Demokratisierungsprozeß, der föderalistische 
Prozeß und das neue Südafrika während der 
Übergangszeit vom nationalen Parlament, aber 
auch von den Länderparlamenten unterstützt 
werden. Für 80 Prozent der südafrikanischen 
Wähler und späteren Mandatare werden es die 
ersten Wahlen sein, und sie haben keine Erfah­
rung mit dem föderalistischen System. Dieser 
Wunsch wurde an Deutschland und an Österreich 
gerichtet, und ich möchte den Wunsch hier depo­
nieren und diesem meinen Wunsch anschließen, 
daß wir diesem Wunsch Rechnung tragen und 
uns aktiv daran beteiligen, denn gerade in diesem 
Bereich können wir sicherlich unsere Erfahrun­
gen an die Südafrikaner weitergeben. - Danke. 
(Beifall bei der SPÖ.) ].J.48 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Zu Wort ist 
niemand mehr gemeldet. 

Die Debatte ist daher geschlossen. 

Wünscht die Frau Berichterstatterin ein 
Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen daher zur A b s tim m u n g 
über den Antrag des Ausschusses, den vorliegen­
den Bericht 111-130 der Beilagen zur Kenntnis zu 
nehmen. 
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Ich bitte jene Damen und Herren, die für des­
sen Kenntnisnahme eintreten, um ein Zeichen 
der Zustimmung. - Das ist me h r s tim m i g 
a n gen 0 m m e n. (Abg. Sc h war zen b e r -
ger: Mit nur einer Gegenstimme!) 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ent­
schließungsantrag der Abgeordneten Dkfm. Hol­
ger Bauer und Genossen betreffend objektive In­
formation über die Europäische Union. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die für die­
sen Entschließungsantrag eintreten, um ein Zei­
chen. - Das ist die Mi nd e r he i t und daher 
ab gel eh n t. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ent­
schließungsantrag der Abgeordneten Probst und 
Genossen betreffend Aufhebung des Waffenem­
bargos für Bosnien-Herzegowina. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dafür 
eintreten, um ein Zeichen. - Das ist die Mi n­
der h e i t und daher a b gel e h n 1. 

2. Punkt: Bericht des Bautenausschusses über 
den Antrag 579/A der Abgeordneten Dr. Keime), 
Eder und Genossen betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz, 
das Mietrechtsgesetz, das Wohnungseigentums­
gesetz 1975, das Heizkostenabrechnungsgesetz, 
das Bundes-Sonderwohnbaugesetz 1982, das 
Bundes-Sonderwohnbaugesetz 1983, das Wohn­
baufOrderungsgesetz 1968 und das Wohnbauför-
derungsgesetz 1984 geändert werden 
(3. Wohnrechtsänderungsgesetz 3. WÄG) 
(1268 der Beilagen) 

3. Punkt: Bericht des Bautenausschusses über 
den Antrag 597/A der Abgeordneten Dr. Made­
leine Petrovic und Genossen betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Mietrechtsgesetz geän­
dert wird (1269 der Beilagen) 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Wir kommen 
jetzt zu den Punkten 2 und 3 der heutigen Tages­
ordnung, über welche die Debatte unter einem 
durchgeführt wird. 

Es sind dies die Berichte des Bautenausschusses 
über die Anträge 579/A der Abgeordneten Dr. 
Keimei, Kurt Eder und Genossen betreffend 
3. Wohnrechtsänderungsgesetz sowie 597/A der 
Abgeordneten Dr. Petrovic und Genossen betref­
fend ein Bundesgesetz, mit dem das Mietrechtsge­
setz geändert wird. 

Berichterstatter zu beiden Punkten ist Herr 
Abgeordneter Freund. Ich ersuche ihn, die De­
batte zu eröffnen und seine Berichte zu geben. 

Berichterstatter Freund: Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich gebe Bericht des 
Bautenausschusses über den Antrag 579/A der 

Abgeordneten Okfm. Dr. Otto Keimei, Kurt Eder 
und Genossen betreffend das 3. Wohnrechtsänd­
eru ngsgesetz. 

Die Abgeordneten Dkfm. Dr. Otto Keimei, 
Kurt Eder und Genossen haben am 7. Juli 1993 
den gegenständlichen Initiativantrag eingebracht. 

Mit dem vorliegenden Initiativantrag werden 
die bestimmenden Teile des im Arbeitsüberein­
kommen zum Kapitel Wohnen verankerten Maß­
nahmenpakets dem Nationalrat zur Behandlung 
vorgelegt. Der Antrag berücksichtigt die Behand­
lung des Kapitels Wohnen durch die Österreichi­
schen Juristentage 1976 und 1991, die teilweise 
bis zu konkreten Textvorschlägen ausgereiften 
Stellungnahmen der parlamentarischen En­
quete 1991 sowie Vorschläge und Kritik aus dem 
Begutachtungsverfahren zum Bundeswohn­
rech tsgesetz. 

Die im Arbeitsübereinkommen der Regie­
rungsparteien vereinbarte Zusammenfassung und 
Harmonisierung des Wohnrechts zu einem zu­
sammenfassenden Bundeswohnrechtsgesetz wird 
in einem weiteren parlamentarischen Arbeits­
schritt erfolgen. Inhaltlich betrifft dies vor allem 
die Schaffung allgemeiner Bestimmungen über 
die Erhaltung und über nützliche Verbesserun­
gen, über Aufwendungen und deren Auf teilung, 
über die Abrechnung und über das Verfahren so­
wie ergänzenden Bestimmungen über das Mak­
ler- und Bauträgerwesen. 

Der Bautenausschuß hat den gegenständlichen 
Antrag in seiner Sitzung am 23. September 1993 
in Verhandlung genommen und nach dem Be­
richt des Berichterstatters Dr. Walter Schwimmer 
einstimmig beschlossen, zur Vorbehandlung der 
Anträge 579/A und 597/A einen Unterausschuß 
einzusetzen. 

Nach der Konstituierung des Unterausschusses 
am 23. September 1993 wurde der Entwurf in 
den Sitzungen am 29. und 30. September sowie 
am 12. Oktober 1993 unter Beiziehung von Ex­
perten beraten. Von der Bundesregierung nah­
men der Bundesminister für Justiz Dr. Nikolaus 
Michalek und die Staatssekretärin im Bundesmi­
nisterium für wirtschaftliche Angelegenheiten 
Mag. Dr. Maria Fekter teil. 

Im Unterausschuß konnte über den Gegen­
stand kein Einvernehmen erzielt werden, nach ei­
nem mündlichen Bericht des Unterausschuß-Ob­
mannes hat der Bautenausschuß den Antrag in 
seiner Sitzung am 12. Oktober 1993 neuerlich in 
Verhandlung genommen. 

Die Abgeordneten Dr. Otto Keimei, Kurt Eder 
und Or. Walter Schwimmer brachten einen Ge­
samtabänderungsantrag ein. 
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Der Abgeordnete Hans Schön stellte den An­
trag, den Gegenstand zu vertagen. Dieser Antrag 
erhielt nicht die erforderliche Mehrheit. 

Bei der Abstimmung wurde der im An­
trag 579/A enthaltene Gesetzentwurf in der Fas­
sung des Gesamtabänderungsantrages mit Stim­
menmehrheit angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Bau­
tenausschuß somit den A n t rag, der National­
rat wolle dem dem schriftlichen Ausschußbericht 
angeschlossenen Gesetzentwurf die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Frau Präsidentin! Ich gebe auch den Bericht 
des Bautenausschusses über den Antrag 597/A 
der Abgeordneten Mag. Dr. Madeleine Petrovic 
und Genossen betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Mietrechtsgesetz geändert wird. 

Die Abgeordneten Mag. Dr. Madeleine Petro­
vic und Genossen haben am 9. Juli 1993 den ge­
genständlichen Initiativantrag eingebracht. 

Der Bautenausschuß hat den gegenständlichen 
Antrag in seiner Sitzung am 23. September 1993 
in Verhandlung genommen und nach dem Be­
richt der Berichterstatterin Mag. Terezija Stoisits 
einstimmig beschlossen, zur Vorbehandlung der 
Anträge 579/A und 597/A einen gemeinsamen 
Unterausschuß einzusetzen. 

Bei der Abstimmung erhielt der Antrag 597/A 
nicht die erforderliche Mehrheit. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Bau­
tenausschuß somit den An t rag, der National­
rat wolle diesen Bericht zur Kenntnis nehmen. 

Frau Präsidentin! Es liegen Wortmeldungen 
vor, und ich bitte, in die Debatte einzugehen. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Ich danke für 
die Ausführungen. 

Für diese Debatte wurden folgende fraktionelle 
Gesamtredezeiten festgelegt: SPÖ 70, ÖVP 60, 
FPÖ 44, Grüne 34 sowie Liberales Forum 24 Mi­
nuten. Die Redezeit der Abgeordneten ohne 
Klubzugehörigkeit wurde auf 10 Minuten be­
schränkt. 

Als erster zu Wort gemeldet ist Herr Abgeord­
neter Schöll. Ich erteile es ihm. 

14.55 
Abgeordneter Schön (FPÖ): Frau Präsidentin! 

Meine Herren Bundesminister! Geschätzte Da­
men und Herren! Aus freiheitlicher Sicht stellt 
der heute zur Debatte stehende Initiativantrag 
zum 3. Wohnrechtsänderungsgesetz alles andere 
als eine Wohnrechtsreform dar. Drei Jahre langes 
Tauziehen der Parteienverhandler von ÖVP und 
SPÖ hätten mehr für die österreich ische Bevölke-

rung bringen können als diesen zwischen den Re­
gierungsparteien ausverhandelten Komprorniß. 

In den letzten Jahren habe ich mehrmals -
auch im Unterausschuß des Bautenausschusses -
diverse Vorschläge eingebracht, wie man hätte 
vorgehen können. Aber man hat uns bei der Ge­
neraldebatte im Unterausschuß des Bautenaus­
schusses erklärt: Bis auf geringfügige Änderungen 
wird es bei diesem geschnürten Paket bleiben. 

Wir haben daher am Beginn der Spezialdebatte 
im Unterausschuß die Beratungen verlassen. Wir 
wollten nicht Kulisse und wir wollten auch nicht 
Statisten bei diesem verunglückten 3. Wohn­
rechtsänderungsgesetz sein. Wir wollten nicht 
mitschuldig an Veränderungen werden, die nicht 
gerecht sind, die keine Vereinfachungen bringen, 
die nicht verständlich, zum Teil sogar mehrdeutig 
sind, die größtenteils nicht lesbar sind und die 
teilweise auch nicht administrierbar erscheinen. 
Wir wollten auch nicht mitschuldig daran werden, 
daß die ohnedies stark überlasteten Richter und 
die ohnedies stark überlastete Justiz dadurch in 
einen Streß kommt, der zweifelsohne hätte ver­
mieden werden können, das umsomehr, als offen­
bar keine Absicht besteht, genügend zusätzliche 
Richter und genügend zusätzliches Gerichtsper­
sonal aufzunehmen. Dies hätte man ja im Budget 
für das Jahr 1994 berücksichtigen müssen. 

Im Bautenausschuß vom Nachmittag des 
12. Oktober haben wir dann erst das wahre Aus­
maß des Husch-Pfusch-Handelns miterlebt. Im­
mer wieder wurden noch druckwarme und ko­
pierwarme Papierberge verteilt. Leider wurde -
der Herr Berichterstatter hat es vorhin erwähnt 
- mein Antrag zur Vernunft, diese Hast und Eile 
zu beenden und den Bautenausschuß zu vertagen, 
niedergestimmt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
werde mich nun mit einigen Highlights im Miet­
recht beschäftigen. Ich beginne mit Artikel II 
Z. 4, § 1 Abs. 5 MRG. Darin bringen die Schöp­
fer der Novelle etwas Neues, sie bringen den Be­
griff des "Wirtschaftsparks" . Wörtlich heißt es 
darin: Dem § 1 wird folgender Abs. 5 angefügt: 
Die §§ 14, 29 und 36, nicht jedoch die übrigen 
Bestimmungen des I. und 11. Hauptstückes, gei­
ten für Mietgegenstände in einem Wirtschafts­
park. 

Ein" Wirtschaftspark" ist, so steht es geschrie­
ben, eine wirtschaftliche Einheit von ausschließ­
lich zu Geschäftszwecken genutzten Gebäuden 
und Liegenschaften, in beziehungsweise auf de­
nen jedoch nicht überwiegend Handelsgewerbe 
im Sinne der Gewerbeordnung 1973 betrieben 
werden. - Offenbar soll es für einige Günstlinge 
bei den Geschäftsräumlichkeiten zusätzliche Be­
fristungsmöglichkeiten geben, die man dem 
Durchschnittsbürger nicht einräumen will. 
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Die Begründung im Ausschußbericht dazu lau­
tet: raumordnerische Maßnahmen der Gebiets­
körperschaften unter Aufwendung öffentlicher 
Mittel, übergeordnetes Produktions- und Versor­
gungsziel, übergeordnete Zielsetzungen durch 
rechtlich verfestigte Nutzerstrukturen. - Da­
durch soll offenbar irgend jemand Vorteile be­
kommen. Sind es die Raiffeisenverbände? Ist es 
die Gemeinde Wien? Ist es die Stadt Wien? Oder 
ist es die Filmstadt Wien GesmbH? 

Die Herren Kurt Bergmann und Mrkvicka ha­
ben eine solche spezielle Lex verlangt. Wer sind 
also die Günstlinge? Und vor allem: Was ist ei­
gentlich ein "Wirtschaftspark", in dem nicht 
überwiegend Handelsgewerbe im Sinne der Ge­
werbeordnung 1973 betrieben werden? Für wen 
oder was trifft das zu? 

Sie wissen es nicht? - Ich weiß es auch nicht. 
Der einzige, der es offenbar weiß, ist der Aus­
schußbericht. Der meint barsch zu diesem Be­
griff: "Aus der Formulierung des § 1 Abs. 5 geht 
darüber hinaus hervor, daß unter einem Wirt­
schaftspark eine wirtschaftliche Einheit von meh­
reren Gebäuden oder Liegenschaften zu verste­
hen ist." - Punkt. (Der Prä si den t über­
nimmt den Vorsitz.) 

Einen interessanten Höhepunkt der Formulie­
rungskunst der Schöpfer dieses Initiativantrages 
können Sie genießen, wenn Sie Artikel II Z. 5, 
§ 2 MRG, studieren, der sich mit der Abgrenzung 
von Haupt- und Untermiete beschäftigt. 

Der Initiativantrag meint dazu wörtlich, § 2 
Abs. 1: "Hauptrniete liegt vor, wenn der Mietver­
trag mit dem Eigentümer der Liegenschaft oder 
mit dem dinglich oder obligatorisch berechtigten 
Fruchtnießer, mit dem Mieter oder Pächter eines 
ganzen Hauses oder, sofern der Mietgegenstand 
im Wohnungseigentum steht, mit dem Woh­
nungseigentümer geschlossen wird." 

§ 2 Abs. 2 legt fest: "Untermiete liegt vor, 
wenn der Mietvertrag mit einer Person geschlos­
sen wird, die in Abs. 1 nicht genannt ist:' 

Sie haben bis jetzt alles verstanden, geschätzte 
Damen und Herren? Dann gratuliere ich Ihnen! 
Aber dann lassen Sie jetzt auch noch in Ruhe den 
Abs. 3 auf sich einwirken. Dieser lautet: "Besteht 
bei Überlegung aller Umstände kein vernünftiger 
Grund, daran zu zweifeln, daß ein Hauptmietver­
trag nur zur Untervermietung durch den Haupt­
mieter und zur Umgehung der einem Hauptmie­
ter nach diesem Bundesgesetz zustehenden Rech­
te geschlossen wurde, so kann der Mieter, mit 
dem der Untermietvertrag geschlossen wurde, be­
gehren, als Hauptmieter des Mietgegenstands mit 
den sich aus diesem Bundesgesetz ergebenden 
Rechten und Pflichten anerkannt zu werden." 

Im nächsten Satz wird der Initiativantrag etwas 
energischer. Er sagt: "Liegen konkrete Anhalts­
punkte für eine solche Umgehungshandlung vor 
- dies ist besonders dann der Fall, wenn der 
Hauptmieter mehr als eine Wohnung im selben 
Gebäude zur Gänze untervermietet oder bei Vor­
liegen eines gemäß § 29 Abs. 1 Z. 3 lit. c befriste­
ten Hauptmietvertrages die Wohnung zur Gänze 
untervermietet -, so obliegt es dem Antragsgeg­
ner, das Fehlen der Umgehungsabsicht zu bewei­
sen." (Zwischenruf des Abg. E der.) 

Sie können sich vorstellen, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, in welchen Begeisterungs­
taumel alle Österreicherinnen und Österreicher, 
die etwas zu vermieten haben, nach diesen klaren 
Formulierungen ausbrechen werden. Man wird 
sofort das Horten von Wohnungen beenden und, 
beflügelt durch die Ankündigung der zweiten 
Etappe im Mietrecht für das Frühjahr 1994, 
selbstverständlich sofort mehr Wohnung auf den 
Markt bringen. - Oder vielleicht doch nicht, 
Herr Kollege Eder? 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ha­
ben Sie so wie ich die Kernaussage der Regie­
rungsparteien im Arbeitsübereinkommen vom 
Dezember 1990 im Ohr? - Da ist die Rede von 
Rechtsbereinigung und Harmonisierung in einem 
für den Bürger unübersichtlich gewordenen 
Wohnrechtsfeld. Wir Freiheitlichen meinen dazu: 
Das ist ein Pflanzen, eine Zumutung und eine 
Verhöhnung der Bürgerinnen und Bürger! (Bei­
fall bei der FPÖ.) 

Ich komme nun zu Artikel II Z. 12 und 38, 
§§ 12a und 46a. Diese befassen sich mit den Ge­
schäftsraummieten. Obwohl der Gesetzgeber vie­
le Jahre lang Zeit gehabt hätte, Ungerechtigkeiten 
bei den Geschäftsraummieten zwischen natürli­
chen Personen, juristischen Personen und Gesell­
schaften des Handelsrechtes zu beseitigen, wer­
den hier Veränderungen gerade jetzt in einer Zeit 
des negativen Wirtschaftswachstums vorgenom­
men. Anstatt den Wirtschaftstreibenden zu hel­
fen. Schwierigkeiten zu überwinden und sie für 
einen etwaigen EG-Beitritt vorzubereiten und zu 
stärken, werden nun Erhöhungen im ungünstigen 
Zeitpunkt vorgenommen. Man ignoriert ohnedies 
schon vorgesehene Zusatzbelastungen der Wirt­
schaft, etwa die Erhöhung der Lohnsummensteu­
er oder die Erhöhung der Kreditsteuer. 

Erhöhungen in Richtung angemessener Miet­
zins bei den Geschäftsräumlichkeiten sollen über­
all dort eintreten, wo es um Unternehmensveräu­
ßerungen, Änderungen der wirtschaftlichen Ein­
flußmöglichkeiten durch Veräußerungen von 
Mehrheitsanteilen von Gesellschaften, um gesetz­
liche Erben des Hauptmieters oder um Verpach­
tung von Betrieben geht. Jeweils ein Zwölfte} des 
Differenzbetrages zwischen dem derzeitigen und 
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dem angemessenen Mietzins soll zusätzlich auch 
wertgesichert pro Jahr bezahlt werden. 

Wir Freiheitlichen meinen, daß für solche Ge­
setzesänderungen derzeit die Unzeit ist. Wir ha­
ben eine für Österreich schwierige wirtschaftliche 
Situation zu überwinden: negatives Wirtschafts­
wachstum, steigende Insolvenzzahlen, Erhöhung 
der Arbeitslosenrate und Schwierigkeiten für den 
Wirtschaftsstandort Österreich, also Sorgen über 
Sorgen. Und diese werden noch durch die Erhö­
hung bei den Geschäftsraummieten quadriert, 
und somit wird den betroffenen Wirtschaftstrei­
benden die Flexibilität genommen. Anstatt daß 
man bei der Verrechnung der Betriebskosten und 
Heizkosten Vereinfachungen schafft, werden in 
Artikel II Z. 20, § 20 Abs. 1 Z. 1, Veränderungen 
bei der Berechnung der Hauptmietzinsreserve 
vorgenommen, die durch die Einführung des 
Richtwertsystems begründet wird. Wir Freiheitli­
chen haben uns gegen das Richtwertsystem ausge­
sprochen, weil wir der Meinung sind, daß es keine 
klaren ziffernmäßigen Aussagen über die jeweils 
zulässigen Höchstmietzinse in Schillingbeträgen 
trifft. Unser Vorschlag, darüber hinaus einen 
Mietenspiegel zu erarbeiten, in dem die Aussagen 
klipp und klar sind und in dem die Schilling­
höchstbeträge klipp und klar formuliert werden, 
unter Mithilfe der entsprechenden Wohnungs­
kommissionen, die zu gründen wären, der Rich­
terschaft und der betreffenden Interessenvereini­
gungen, wurde in keiner Weise berücksichtigt. 

Wir Freiheitlichen fordern auch eine Vereinfa­
chung der Betriebskosten- und Heizkostenab­
rechnung durch Erhebung eines allgemein ver­
ständlichen, von den Finanzämtern und der Com­
puterbranche geprüften Abrechnungsformulares 
in den Gesetzesrang. 

Wir Freiheitlichen setzen uns auch für die Ein­
führung eines vernünftigen wohnrechtlichen Au­
ßerstreitverfahrens mit kürzeren Fristen ein, wie 
im Besitzstörungsverfahren, unter Beiziehung 
von fachlichen Laienrichtern, wie wir sie im ar­
beits- oder sozialgerichtlichen Verfahren haben. 

Ich komme nun zu den befristeten Mietverträ­
gen, Artikel 11 Z. 27, § 29 MRG: Die Einführung 
von befristeten Mietverträgen mit einer Mindest­
laufzeit von drei Jahren ist sicherlich vernünftig, 
und ich freue mich, daß man meine diesbezügli­
chen Vorschläge hier verwirklicht hat, auch hin­
sichtlich des Abschlages von 20 Prozent bei den 
jeweiligen Mietzinsen. Jedoch ist es in keiner 
Weise einzusehen, warum die Vertragspartner in 
Althäusern im Gegensatz zu den Wohnungsei­
gentumshäusern in den meisten Fällen keine län­
geren Laufzeiten oder Verlängerungen vereinba­
ren dürfen. 

Ich meine, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, die Österreicherinnen und Österreicher 

sind mündig genug, eine längere Vertragsdauer 
oder Verlängerungen zu vereinbaren. Die hier im 
Initiativantrag vorgenommene Bevormundung ist 
unnötig und auch nicht marktgerecht. 

Krönung der Auseinandersetzung zwischen 
Mieter und Vermieter und somit die Quadrierung 
der Rechtsunsicherheit und der Überlastung der 
Gerichte ist zweifellos der Artikel IX des Initia­
tivantrages, übertitelt: "Bundesgesetz über die 
Festsetzung des Richtwertes für die mietrechtli­
che Normwohnung (Richtwertgesetz, RichtWG), 
weIches mit 1. 12. 1993 in Kraft treten soll". 

Dieses Gesetz beschäftigt sich überaus detail­
liert und kompliziert mit dem Richtwert, der 
mietrechtlichen Normwohnung, der Ermittlung 
der Richtwerte, der Kundmachung der Richtwer­
te, der Wertsicherung der Richtwerte, der Neu­
festsetzung der Richtwerte, dem Beirat zur Er­
mittlung der Richtwerte, den allgemeinen Bei­
ratsempfehlungen und den Mitwirkungspflichten 
und der Amtshilfe. 

Mieter und Vermieter sollen künftig den jewei­
ligen Mietzins aushandeln - unter Bedachtnah­
me auf den § 16 MRG mit Zuschlägen und Ab­
strichen. Wörtliches Zitat, wie sie es tun sollen: 
nach der allgemeinen Verkehrsauffassung, der 
Erfahrung des täglichen Lebens und der Berück­
sichtigung diverser bedeutsamer Umstände. 

Kollege Dr. Schwimmer hat in der Generalde­
batte im Bautenausschuß gemeint, der Bürger 
brauche die Berechnung der Richtwerte nicht zu 
verstehen. (Abg. Dr. Sc h w i m m er: Das habe 
ich nicht gesagt.' Das ist eine Unwahrheit, Herr 
SchölL.' Das wissen Sie! Auch durch die Wiederho­
lung wird es nicht wahr!) Diesbezüglich ist man 
sogar heute noch schüchtern, Herr Kollege Dr. 
Schwimmer! Man hat weder in der heutigen Ta­
gesordnung noch im Ausschußbericht darauf hin­
gewiesen, daß ein eigenes Richtwertgesetz ge­
schaffen wird. 

Ich meine, meine sehr geehrten Damen und 
Herren von den Koalitionsparteien, wenn Sie hier 
durchblicken und alles verstehen, dann kann ich 
Sie dazu nur beglückwünschen. Wenn sie es aber 
nicht verstehen, würde ich Sie davor warnen, zu­
zustimmen, denn das aLLes trifft Sie und jeden ein­
zelnen von Ihnen persönlich, sei es nun als Mie­
ter, als Vermieter, als Hauseigentümer oder als 
Wohnungseigentümer. Hier ist es tatsächlich den 
Parteienverhandlern der Koalition und ihren spe­
ziellen Juristen gelungen, die Verwirrung im 
Wohnrecht einer speziellen juristischen Hochkul­
tur zuzuführen. Offenbar sollen das die Bürgerin­
nen und Bürger unseres Landes wirklich nicht 
verstehen. 

Jenen Damen und Herren von den Koalitions­
parteien, die diese Passagen des Initiativantrages 

134. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 67 von 157

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVIII. GP - 134. Sitzung - 21. Oktober 1993 15555 

Schöll 

aber nicht gelesen haben, kann ich nur empfehlen 
- und ich möchte es als Wiener Abgeordneter 
etwas wienerisch formulieren -: Geben Sie nicht 
Ihre Zustimmung zu diesem Schmarren! (Beifall 
bei der FPÖ.) 

Ich komme nun zum Wohnungsgemeinnützig­
keitsgesetz. Ich begrüße dazu die Frau Staatsse­
kretärin, mit der wir ja schon im Bautenausschuß 
eine recht interessante Diskussion hatten, welche 
ich heute etwas weiterführen möchte. 

Der Ausschußbericht meint zum Wohnungsge­
meinnützigkeitsgesetz: "Die vereinheitlichende 
Zusammen führung verschiedener wohnzivil­
rechtlicher Teile des WGG mit vergleichbaren 
Normen des MRG und WEG 1975 soll, ebenso 
wie eine formale Neugestaltung der dann noch im 
WGG verbleibenden organisationsrechtlichen 
Vorschriften, zu einem späteren Zeitpunkt erfol­
gen." 

Man hätte es auch anders ausdrücken können: 
Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger! Wir haben 
uns selbst unter Zeitdruck gebracht. Wenn ihr 
euch nicht zurechtfindet, dann seid doch so lieb 
und wartet noch etwas. Eines Tages werden wir 
vielleicht doch etwas Besseres zustande bringen. 
Aber heute wollen wir es den gemeinnützigen Ge­
nossenschaften doch noch etwas leichter und be­
quemer machen, gegen die böse Konkurrenz, ge­
gen die private, leistungsorientierte Wirtschaft 
bestehen zu können, steht doch im Ausschußbe­
richt zum WGG im Vordergrund die Sicherung 
des gemeinnützigkeitsrechtlichen Vermögensbin­
dungsprinzips. die Ermöglichung einer effiziente­
ren Bestandsbewirtschaftung und die Stärkung 
der Selbstfinanzierungskraft der gemeinnützigen 
Wohn ungswirtschaft. 

Aber damit wir gleich die Dinge ins rechte 
Licht rücken: Den Privaten im Mietrecht werfen 
wir weiter Prügel vor die Füße, denen verwehren 
wir weiter eine Vermögensbindung, zur besseren 
Erhaltung der Häuser nämlich, denen verwehren 
wir weiter eine effizientere Bestandsbewirtschaf­
tung, und natürlich verwehren wir der privaten 
Wohnungswirtschaft auch weiter die Stärkung 
der Selbstfinanzierungskraft. Die Privaten sollen 
also weiterhin die Bösen sein, die Blutsauger, die 
Vampire und die Geier. Vielleicht ziehen wir die 
Schrauben noch etwas stärker an, damit sich un­
sere diversen Mieterschutzorganisationen wieder 
etwas leichter tun, neue Mitglieder anzuwerben 
und den ihrerseits bereits etwas verblassenden po­
litischen Einfluß aufzupolieren. 

Nicht ernst nehmen es die Koalitionspartner in 
der WGG-Novelle mit Maßnahmen, die zur ra­
schen Beseitigung der in Österreich neu entstan­
denen Wohnungsnot notwendig wären. Erscheint 
hier das Bild nicht etwas verschwommen, wenn 
die Rede ist von der "Pflicht zum Einsatz gemein-

nützigen Eigenkapitals für Wohnzwecke binnen 
fünf Jahren bei sonstiger Steuerpflicht"? Das ist 
doch eine gezielte Form der Irreführung der 
Wohnungssuchenden, meine sehr geehrten Da­
men und Herren, wenn man eine solche Sanktion 
gesetzlich festlegt und wenn gleichzeitig über 
20 Millionen Quadratmeter baureifer Baugrund 
in Österreich bei den gemeinnützigen Genossen­
schaften brachliegt. 

Die Folge wird daher sein: Die nicht eingesetz­
ten, aber für den Wohnbau zweckgebundenen 
Mittel werden durch diese Besteuerung zum 
Schaden der betroffenen Wohnungssuchenden 
klar weiter beschnitten und dienen lediglich viel­
leicht dem Herrn Finanzminister dazu, die gigan­
tischen Löcher im Budget zu stopfen, während 
die Mieter in Genossenschaftswohnungen weiter 
stolze Mieten zahlen sollen. (BeifaLL bei der FPÖ.) 

In Artikel I Z. 10 - § 7 Abs. 3 Z. 9 WGG -
wird festgelegt: Den Gemeinnützigen sind nur 
Beteiligungen an nicht gewinnorientierten Ein­
richtungen erlaubt. Man gestattet ihnen also Be­
teiligungen an Vereinen. die sich mit der Förde­
rung des Wohn- und Siedlungswesens befassen, 
was immer darunter gemeint sein mag, und man 
spricht in diesem Zusammenhang sogar von 
"Idealvereinen" . 

Jetzt frage ich Sie: Was heißt das? Was ist ein 
"Idealverein"? Für wen ist das ein "Idealverein"? 
Geht es dabei um irgendwelche Günstlinge? Was 
werden die Mieter der gemeinnützigen Genossen­
schaften dazu sagen, wenn man sich neben dem 
Geld aller Steuerzahler auch noch mit ihren aus 
Mieten eingebrachten Geldern an "Idealverei­
nen" beteiligt. 

Oder schauen wir uns den Artikel I Z. 39 -
§ 15a WGG - an. Hier ist die Rede von der Ein­
führung eines Fixpreismodells. Man führt im 
Ausschußbericht aus: Für die Konsumenten 
bringt das eine erhöhte Kalkulationssicherheit 
und für die Gemeinnützigen ein marktgerechtes 
Anbieten der Eigentumswohnungen. 

Und dann ist die Rede vom Kostendeckungs­
prinzip unter der Einräumung einer Risikokom­
ponente, vom Ausgleichen unterkostendeckender 
Fixpreise, von einer Bandbreite, innerhalb der 
der Preis zu bilden ist, von einer Obergrenze und 
auch von einer Untergrenze. Wäre es da nicht ge­
scheiter, statt von einem Modell zu sprechen, klar 
festzulegen: Ihr Gemeinnützigen seid für und im 
Interesse der Konsumenten verpflichtet, in Zu­
kunft Fixpreise einzuführen, wobei ihr vorher 
richtig und präzise zu kalkulieren habt!? Und 
dann führt gefälligst auch eure Bauvorhaben 
rasch aus, das minimiert die Risken! 

Die völlige Armut von Ideen, gepaart mit er­
schreckender politischer Instinktlosigkeit der gro-
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ßen Koalition, erweist sich aber beim Studium ei­
nes weiteren Details des Artikels I Z. 19 - § 13 
WGG. Hier geht es um die Überlassung von Ge­
schäftsräumlichkeiten, um die Bemessung des 
Entgeltes. Man führt ein: Anstelle frei vereinbar­
ter Entgelte soll es bei den Geschäftsräumlichkei­
ten im Fall von Neuabschlüssen nur ein angemes­
senes Entgelt geben und für Garagen und Abstell­
plätze statt einem ortsüblichen ebenfalls ein ange­
messenes Entgelt. Im Bautenausschuß stand dazu 
im Ausschußbericht noch zu lesen: Das ist eine 
Rückkehr zur Gesetzeslage des Wohnungsge­
meinnützigkeitsgesetzes 1940. 

Nach eingehendem Drängen ist es mir gelun­
gen, die rot-schwarzen Autoren des Initiativantra­
ges davon zu überzeugen, daß wenigstens das soe­
ben Zitierte, für das In- und Ausland Mißver­
ständliche und überdies sachlich Unnotwendige 
als Verweis auf das im Jahr 1940 im Dritten 
Reich verwendete Wohnungsgemeinnützigkeits­
gesetz gestrichen wird. 

Trotzdem bleibt jedoch die Tatsache dieses 
peinlichen Rückschrittes bestehen, weil ja der In­
halt der damaligen Regelung jetzt ins 3. Wohn­
rechtsänderungsgesetz übernommen wurde. 

Ich komme nun zu Artikel I Z. 60 - § 26 
WGG. Dieser beschäftigt sich ausführlich mit den 
Dienstbezügen, den Reisegebühren und dem Ru­
hegenuß von Vorstandsmitgliedern, Geschäfts­
führern und Angestellten der gemeinnützigen 
Wohnbaugenossenschaften. Die Entschädigun­
gen und Bezüge dieser Personen orientieren sich 
ab dem 1. Jänner 1994 an den Bezügen der Bun­
desbeamten der Dienstklasse IX. Diese Gagen 
werden natürlich nur ausgeschöpft - so heißt es 
- bei finanzieller Leistungskraft der Gemeinnüt­
zigen und unter Würdigung der Umstände des 
Einzelfalles. 80 Prozent dieser schönen Bezüge 
erhalten die Mitarbeiter der gemeinnützigen Ge­
nossenschaften als Pensionen, 25 bis 50 Prozent 
Zuschlag können sie bekommen - Sie hören es 
- bei Mehrfachtätigkeiten. In der Novelle ist es 
vornehm formuliert. Hier heißt es: Wenn es aus 
der daraus ergebenden Arbeitsbelastung gerecht­
fertigt erscheint. 

Wir Freiheitlichen stellen uns bei den Gemein­
nützigen Gehälter nach Leistung und nicht 
Pfründe vor. (Beifall bei der FPÖ.) 

Übrigens, auf die Regelung der Gehälter dieser 
Personen vor dem 1. 1. 1994 hat man offenbar 
vergessen. Da könnte es leicht sein, daß sich der 
eine oder andere vorher noch fettere Bezüge si­
chern konnte. Auf meine Frage im Bautenaus­
schuß, wer denn diese fetten Bezüge genehmigt, 
hat mir die Frau Staatssekretärin Fekter versi­
chert: Natürlich der jeweilige Aufsichtsrat. Und 
daneben gibt es auch einen Revisionsverband, der 
das kontrolliert. 

Apropos Revisionsverband: Artikel I Z. 63 -
§ 33 WGG - beschäftigt sich auch mit dem Revi­
sionsverband. Hier heißt es: Der Revisionsver­
band hat ein Anhörungsrecht "in Verfahren zur 
Genehmigung von ,konnexen Zusatzgeschäften'" 
der gemeinnützigen Genossenschaften. - Ich fra­
ge Sie: Was sind "konnexe Zusatzgeschäfte"? Das 
sind doch sicherlich nicht Schulbauten. Für diese 
wäre ja die Bundesimmobiliengesellschaft, gere­
gelt durch das BIG, zuständig. 

Dienen "konnexe Zusatzgeschäfte" auch den 
Mietern der Gemeinnützigen? Was bringt die An­
hörung des Revisionsverbandes? Sind diese For­
mulierungen nicht eigentlich lächerlich und un­
glaublich? Offenbar ist das Hauptziel des WGG 
wirklich nur die Stärkung der Selbstfinanzie­
rungskraft der gemeinnützigen Wohnungswirt­
schaft und aller, die in den Genossenschaften, mit 
welchen Geschäften auch immer, damit zu tun 
haben. Das Hauptziel wird jedoch nicht erreicht: 
die in Österreich neu entstandene Wohnungsnot 
zu beseitigen. 

Nun einen Satz zur Novellierung des Heizko­
stenabrechnungsgesetzes, das noch nicht einmal 
ein Jahr alt ist. Wir Freiheitlichen haben diesem 
Gesetz schon Ende vorigen Jahres nicht unsere 
Zustimmung gegeben. Es ist unverständlich und 
umständlich für die Betroffenen, es beinhaltet 
zahlreiche offene Fragen, die der Oberste Ge­
richtshof vielleicht bis zum Jahr 2000 geklärt ha­
ben wird. Die Praxis und die Zwangsanwender 
sind empört, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, empört über die zahlreichen unnötigen 
und zum Teil unlösbaren Zusatzbelastungen. 

Ich komme nun auch noch zur Novellierung 
des Wohnungseigentumsgesetzes. Ich nehme an, 
Sie ahnen es bereits: Ein großer Wurf ist dem 
Gesetzgeber auch hier nicht gelungen. 

Sicherlich vernünftig sind die Regelungen der 
§§ 1 und 12, daß künftighin an Substandardwoh­
nungen kein Wohnungseigentum begründet wer­
den soll. Aber man hat vergessen, ausdrücklich 
auch hinsichtlich der anderen Alt-Eigentums­
wohnungen zu bestimmen, daß der jeweils von 
der Bauordnung vorgesehene konsensgemäße 
Zustand vor Begründung des Wohnungseigen­
tums erfüllt wird, also daß Lichtleitungen, Ver­
sorgungsleitungen, Fußböden, Fenster, Türen 
und die Sanitärausstattung in Ordnung und nicht 
desolat sind. 

Kurios ist auch die Schaffung von Zwangswoh­
nungseigentum durch richterliche Realteilung, in 
den §§ 2 und 12 formuliert. Wenn sich Miteigen­
tümer in Häusern nicht verstehen oder divergie­
rende Interessen und Auffassungen haben, konn­
ten sie bisher durch die Teilungsklage und die 
Zwangsversteigerung von ihren Leiden erlöst 
werden. Sie konnten sogar alle mitbieten bei einer 
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solchen Zwangsversteigerung. Jetzt werden sie 
vom Richter zur Zwangswohnungseigentumsge­
meinschaft verurteilt, wo bestenfalls der Tod die 
Streitenden scheidet oder vielleicht der eine oder 
andere verbittert seine Zwangseigentumswoh­
nung nachher verkauft. 

Quasi zum Trost dafür dürfen die Zwangswoh­
nungseigentümer nun die gegenseitige Solidar­
haftung übernehmen, wie sie der § 19 vorsieht, 
wenn die Rücklagen und die eingehobenen Vor­
auszahlungen für Aufwendungen nicht ausrei­
chen. 

Die Betroffenen werden also noch eine sehr 
spannende Zukunft haben. Ihr Leiden wird vom 
Richter praktisch einzementiert. 

Wesentliche Bereiche des Wohnungseigen­
tumsrechtes konnten jedoch nicht geordnet und 
vereinfacht werden, wie zum Beispiel bessere 
Trennung von ordentlicher und außerordentli­
cher Verwaltung, die Stärkung der Minderheits­
rechte, Pflichten und die Rechtsstellung des 
Hausverwalters, der ja auch ein privater Verwal­
ter sein kann. Man wollte nicht und man konnte 
nicht - also blieb es nur bei Ansätzen im Woh­
nungseigentumsrecht, die zum Teil recht un­
glücklich sind. 

Das ist der falsche Weg, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, vor dem wir Freiheitliche 
schon vor längerer Zeit gewarnt haben. (BeifaLL 
bei der FPÖ.) 

Bei so gewaltigen Reformwerken der Koali­
tionspartner gehen die Artikel VII und VIII des 3. 
W ÄG nahezu unter, die sich auf die Novellierung 
des Wohnbauförderungsgesetzes 1968 und 1984 
beziehen. Dazu meint der Ausschußbericht: 

"Nach der geltenden Rechtslage bedarf bei ei­
ner geförderten Eigentumswohnung die Übertra­
gung des Anteils am Mindestanteil gemäß § 9 
Abs. 1 WEG 1975 an den Ehegatten (zwecks 
Schaffung gemeinsamen Wohnungseigentums) 
nur dann nicht der Zustimmung des Landes, 
wenn der hinzutretende Ehegatte die österreichi­
sche Staatsbürgerschaft besitzt oder gleichgestellt 
ist. Dieses Erfordernis soll im Zuge der EWR­
Rechtsanpassung entfallen." 

Tatsächlich werden aber Ausländerinnen und 
Ausländer, die vielleicht noch keinen Schilling in 
unseren österreichischen Steuertopf eingezahlt 
haben, in den Genuß dieser Förderung kommen, 
auch dann, wenn sie sich vielleicht nach kurzem 
Bestand der Ehe wieder scheiden lassen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wenn einige so freundlich waren und so geduldig 
waren, mir bei diesen komplizierten Formulie­
rungen heute nachmittag zuzuhören (Abg. 
E der: 50 kompliziert war es nicht! - Abg. Dr. 

5 c h w i m m e r: Kollege Eder, wir haben es ja 
verstanden.' E r vielleicht nicht; er hat es nur vor­
gelesen!), so haben sie sich vielleicht die Frage 
gestellt: Warum machen wir denn das eigentlich? 
Warum machen wir das eigentlich im Wohn- und 
Mietrecht? Oder: Wozu machen wir es, trotz die­
ser zahlreichen Kritiken und Warnungen? Die 
Antwort, Herr Kollege Schwimmer: Wir haben 
ein Koalitionspapier und ziehen Teile dieses In­
haltes durch, auch wenn sich in Österreich in den 
letzten Jahren vieles geändert hat, auch wenn wir 
nicht mehr Wohnungen bauen können und auch 
wenn wir damit nicht mehr Wohnungen auf den 
Markt bringen können. 

Aber ich bin Optimist. Hoffentlich wird der 
Tag kommen, an dem sich hier im Hohen Haus 
eine Mehrheit findet, die aufräumt mit der Be­
quemlichkeit, mit dem Stolz und mit dem Oppor­
tunismus der Verantwortlichen, die den woh­
nungssuchenden Menschen und den bedürftigen 
Menschen in den Vordergrund stellt und mit ei­
nem modernen, vernünftigen und gerechten 
Wohnrecht dringend benötigte Wohnungen 
schafft (Beifall bei der FPÖ), wo durch verbesser­
te Mietenbeihilfen und verbesserte Subjektförde­
rung mehr auf die Bedürfnisse der einzelnen und 
der Familien eingegangen wird. (Neuerlicher Bei­
fall bei der FPÖ.) 

Diesen wichtigen Kernansatz vermissen wir 
Freiheitlichen ganz besonders nach dem dreijäh­
rigen verunglückten Hin und Her in diesem 
Wohnrechtstheater. Hier haben die Regierungs­
parteien einmal mehr versagt und die Betroffenen 
im Stich gelassen. 

Wir Freiheitliche stimmen daher dieser ver­
fehlten Wohnungs- und Mietenpolitik der Regie­
rung nicht zu. (Beifall bei der FPÖ.) 15.31 

Präsident: Zu einer tatsächlichen Berichtigung 
hat sich Herr Abgeordneter Schwimmer gemel­
det. Redezeit: 3 Minuten. Sie wird in die Gesamt­
redezeit eingerechnet. - Bitte, Kollege Schwim­
mer. 

15.31 

Abgeordneter Dr. Schwimmer (ÖVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Herr Abgeordneter 
Schöll hat hier behauptet, ich hätte im U nteraus­
schuß in der Generaldebatte erklärt, der Bürger 
brauche die Richtwertberechnung nicht zu verste­
hen. (Abg. Dr. 0 I ne r: War ich dabei!) Herr Of­
ner! Das ist unwahr! Das wurde dem Abgeordne­
ten Schöll sofort im Ausschuß widerlegt. Als Herr 
Abgeordneter Schöll das in der Presseerklärung 
wiederholt hat (Abg. Dr. 0 f ne r: Habe es mitge­
schrieben!), habe ich ihn ungestraft der Wortver­
drehung beschuldigt. (Abg. Dr. 0 In e r: Ja, ja! 
Aber mitgeschrieben habe ich es!) 
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Ich wiederhole nochmals: Das ist unwahr! Was 
ich erklärt habe, ist, daß den Bürger der errechne­
te Richtwert, der vom Justizminister kundge­
macht wird, interessiert, weil sich an diesem 
Richtwert seine Mietzinsberechnung orientiert. 
Das und nichts anderes habe ich gesagt, andere 
Behauptungen sind schlicht und einfach unwahr! 
(Bei/all bei der ÖVP. - Abg. Dr. 0 f ne r: Du 
kannst behaupten, was du willst.' Es ist mitgeschrie­
ben worden.' - Abg. S c h Ö LI: Das ist keine Be­
richtigung, das ist unwahr.') 15.32 

Präsident: Als nächster erhält Herr Abgeordne­
ter Dr. Keimel das Wort. 

15.32 
Abgeordneter Dr. Keimel (ÖVP): Herr Präsi­

dent! Frau Staatssekretärin! Herr Minister! Meine 
Damen und Herren! Abgeordneter Schöll scheint 
offensichtlich mehreres falsch verstanden zu ha­
ben - ich will es sehr vorsichtig formulieren. Je­
denfalls hat er etwas unrichtig dargestellt. 

Herr Schöll hat hier wiederholt erklärt - er hat 
es schon im Ausschuß getan -, daß die Regie­
rungsfraktionen zu Beginn der Generaldebatte 
(Zwischenru/e der Abgeordneten Dr. 0 f ne rund 
Dr. Sc h w i m m e r. - Abg. Dr. 0 / n e r: Sei vor­
sichtig mit Ehrenbeleidigungen!J, und deshalb sei­
en sie ja ausgezogen, gesagt hätten, es gebe keine 
Änderungen mehr. Das ist bitte unwahr! Ich habe 
es in meiner Funktion als Obmann des Ausschus­
ses bereits zweimal erklärt. Wir haben bewußt 
schon im Juli diesen Initiativantrag eingebracht, 
damit noch drei Monate Zeit waren bis zum Aus­
schuß, um Überlegungen, Änderungen und Ver­
besserungen einbringen zu können. Wir haben 
dann am ersten Tag des Unterausschusses - ich 
habe das als Obmann erklärt - deshalb keinen 
Abänderungsantrag eingebracht, weil wir der 
Meinung waren, wenn wir jetzt drei Tage verhan­
deln und Sie uns Verbesserungen bringen - ich 
appellierte an Sie, Änderungen zu bringen -, 
dann werden wir als Abschluß der Unteraus­
schußverhandlungen gemeinsam oder auch allein 
einen Abänderungsantrag formulieren. 

Nachdem ich das also zweimal erklärt habe, 
sage ich jetzt mit aller Vorsicht, es würde ein an­
deres Wort richtig sein: Herr SchölI! Es ist un­
wahr! Ein anderes Wort wäre angebracht. Aber 
Sie haben ja selbst den Gegenbeweis geliefert. Sie 
sagen, wir hätten gesagt, es gäbe keine Änderun­
gen und deshalb seien Sie ausgezogen. Und dann 
beklagen Sie sich in derselben Rede darüber (Abg. 
Pro b s t: Ist das eine WortmeLdung, oder was?): 
"Schauen Sie sich nun diesen dicken Abände­
rungsantrag an!" Sie widersprechen sich ja. Wis­
sen Sie, wer daran mitgearbeitet hat, obwohl von 
vornherein klar war, daß sie grundsätzlich nicht 
zustimmen werden? Ich rechne das hoch an! Die 
grüne Fraktion war das, sie hat etliches bewirkt, 
ich sage das auch dazu, auch wenn sie uns von 

vornherein gesagt hat, aus grundsätzlichen Erwä­
gungen werden sie dem Antrag nicht zustimmen 
können. 

Meine Damen und Herren! Den Freiheitlichen 
geht es in Wirklichkeit um ganz etwas anderes. 
Am Tag - ich habe es Ihnen vorgelesen - der 
Generaldebatte habe ich Ihnen Ausschnitte aus 
der Pressekonferenz des Bundesparteiobmannes 
Jörg Haider vom 27. 9. vorgelesen. Strikt wandte 
sich der FPÖ-Chef gegen weitere Belastungen der 
Steuerzahler, so müsse die Masse der Bevölke­
rung neben Null-Lohnrunden nun auch Strom­
preiserhöhungen, Mietenerhöhungen und so wei­
ter über sich ergehen lassen. Und das bezog sich 
nur - nur! - auf die Mietenerhöhungen aus un­
serem Antrag. 

Am gleichen Tag ... (Abg. Dr. 0 / n e r: Lesen 
Sie den ganzen Satz vor!) Du kannst dann heraus­
gehen. Am gleichen Tag sagt Herr Ofner, wofür 
seine Partei ist. Erstens: Anhebung der Mietzinse 
bei bestehenden Mitverhältnissen auf kostendek­
kende Höhe einschließlich einer entsprechenden 
Rendite und so weiter, und zweitens: vollkomme­
ne Vereinbarungsfreiheit beim Neuabschluß von 
Mietverträgen. 

Ich habe daraufhin zu ihm gesagt: Was wollen 
Sie eigentlich? Welche Meinung vertritt jetzt die 
Freiheitliche Partei? Aufgrund unseres Antrages 
- du hast das natürlich beschimpft: Nichteingrif­
fe in bestehende Mietverträge und so weiter -
klagt Haider über Mietenerhöhungen. (Abg. Dr. 
0/ ne r: Lies den Satz ganz vor.') Jetzt schlägt er 
Mietenfreiheit, Vertragsfreiheit und anderes 
mehr vor. 

Ich habe ausdrücklich gefragt, worum es gehe. 
Ich zitiere wörtlich Schöll bei der Generaldebatte: 
"In der FPÖ haben eben viele Meinungen Platz." 
Ich zitiere wörtlich Abgeordneten Ofner: "Ich bin 
nicht der Haider." - Okay, und dann sind die 
Freiheitlichen ausgezogen. Dann bekomme ich 
einen Bericht aus Wien: Riesenkrach bei den 
Freiheitlichen. Am Freitag erteilte der Wiener 
FPÖ-Chef Rainer Pawkowicz seinen beiden Par­
teifreunden eine scharfe Rüge: Es handle sich le­
diglich um eine Privatmeinung der Abgeordne­
ten, die von der Wiener FPÖ nicht unterstützt 
würde. Pawkowicz empfahl den beiden, die frei­
heitliche Wohnungspolitik unmißverständlich 
mitzutragen. (Abg. Sc h öl L: Presse!) 

Ich habe das so wie jetzt im Bautenausschuß 
vorgelesen. Daraufhin hat mir Kollege Ofner -
ich kann gut stenographieren - erklärt (Abg. Dr. 
o / n e r: Ich auch, das ist der Nachteil für 
Schwimmer.'): Das ist die Privatmeinung des -
wörtliches Zitat - Herrn Pawkowicz. Dann ha­
ben wir im Ausschuß die Meinung des Herrn -
ich sage jetzt nicht Parteiobmann - Klubobmann 
Haider gehabt. .. (Abg. Dr. 0/ ne r: Ich bin 
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auch nicht der Pawkowicz. du wirst es nicht glau­
ben!) Bravo! Dann hast du mir erklärt: Ich bin ja 
nicht der Haider! Dann stand die Privatmeinung 
des Herrn Ofner und Schöll im Raum. Laut Of­
ner ist das die Privatmeinung des Pawkowicz. Ich 
verstehe vollkommen, warum Sie ausgezogen 
sind, aber machen Sie nicht solch ein Theater, 
denn Sie haben überhaupt keine wohnungspoliti­
sche Meinung. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 

Herr SchölI! Sie sind Immobilientreuhänder, 
und Sie hätten als Abgeordneter die Pflicht ge­
habt, Ihre Fachkenntnis und Sachkenntnis im 
Unterausschuß einzubringen und nicht herumzu­
blödeln! (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Wir verhandeln 
heute hier ... (Abg. Dr. 0 f ne r: Du kannst vor­
lesen, aber du erinnerst dich an deine eigenen 
Worte I'or zwei Minuten nicht mehr.') Damit habe 
ich mit Ihnen abgeschlossen, ich werde auf keine 
Zwischenrufe mehr eingehen, es sind ohnedies al­
les Privatmeinungen. (Abg. Dr. 0 f n er: Zu spät.' 
BlödeLn hast du schon gesagt!) 

Meine Damen und Herren! Wir behandeln 
heute einen Initiativantrag, der sich mit dem 
wichtigsten Bereich, nämlich mit dem von den 
Regierungsfraktionen vorgesehenen Bundes­
wohngesetz, beschäftigt. Wie der Name "Bundes­
wohngesetz" schon ausdrückt, handelt es sich da­
bei um ein Paket und nicht um ein Einzelgesetz. 
Einzeimaßnahmen isoliert zu betrachten, so wie 
es in der Öffentlichkeit dauernd passiert - ein­
mal stürzt man sich auf den Richtwert, dann auf 
irgend etwas anderes -, ist nicht zielführend. Ich 
sage Ihnen auch gleich, warum. Nur aufgrund des 
Zusammenwirkens aller Maßnahmen und aller 
Handelnden wird und kann das Ziel, das wir in 
der Koalitionsvereinbarung festgeschrieben ha­
ben, erreicht werden. In dieser heißt es nämlich: 
"Im Bereich Wohnen gilt es nicht nur einen be­
stehenden qualitativen Bedarf, sondern auch ei­
nen bedeutenden differenzierten quantitativen 
Bedarf zu befriedigen. Und es gilt. die Erschwing­
lichkeit der Wohnung, insbesondere für einkom­
mensschwächere Gruppen, (wieder) zu gewähr­
leisten. Um diese Probleme zu lösen, sind alle zu 
Gebote stehenden Maßnahmen auszuschöpfen." 

Meine Damen und Herren! Die Handelnden, 
die ich vorhin erwähnt habe, sind der Bund mit 
seinen Rahmenbedingungen, die Länder, denen 
wir 1988 die Kompetenz für den gesamten sozia­
len Wohnbau, für die Wohnbauförderung über­
tragen haben, die Gemeinden mit ihrer Raumord­
nungs-, Bodenpolitik und so weiter, die Bauträ­
ger, sowohl gemeinnützige als auch gewerbliche, 
die Finanzierungsinstitutionen, die Mieter und 
die Vermieterorganisationen. 

Eine kurze Analyse: Aus 1991 gibt es die Woh­
nungs- und Hausstandszählung. Es gibt 3 Millio-

nen Haushalte und 3,4 Millionen Wohnungen. 
Wenn man die Zahlen anschaut, könnte man ge­
naugenommen fragen: Welche Sorgen haben wir 
eigentlich? Es gibt 400 000 Wohnungen mehr als 
Haushalte, ungefähr 220 000 sind Zweitwohnsit­
ze, Ferienwohnungen und so weiter. 180 000 -
jetzt wurde es erhoben, was wir jahrelang immer 
geschätzt haben - sind ohne bestimmte Nutzung. 
Das sind die berühmten leerstehenden Wohnun­
gen, die der Vermieter oder der Hauseigentümer 
leerstehen läßt. Bei der anderen Hälfte davon 
handelt es sich um "gehortete" Wohnungen, die 
Mieter leerstehen lassen. Diese behalten die Woh­
nung, auch wenn sie ein Häuser!, eine andere 
Wohnung in Niederösterreich oder sonst irgend­
wo besitzen. 

Wir kennen mehrere Gründe. Entweder kostet 
die Wohnung fast nichts, ist sehr billig, oder man 
hat ein Kind, eine Tochter, einen Sohn, das gera­
de 16 Jahre alt ist, das in fünf Jahren die Woh­
nung beziehen will. Man könnte sie ja vermieten, 
wenn sie wirklich in fünf Jahren beziehbar ist für 
das Kind. Es gibt keine gute Befristungsmöglich­
keit, da es heute nur Kurzfristverträge gibt, die 
daher uninteressant sind. 

Meine Damen und Herren! Wohnungsbedarf 
- zweiter Eckpunkt. Es wird fälschlicherweise 
immer wieder Wohnungsnot mit Wohnungsbe­
darf gleichgesetzt. Es gibt Gott sei Dank in Öster­
reich im europäischen Vergleich - ich kann die 
Zahlen jetzt aus Zeitmangel nicht bringen, Sie 
kennen sie ohnehin - eine sehr geringe Woh­
nungsnot. Es gibt sie, aber es ist eine geringe. (Ruf 
bei der FPÖ: Eine geringe?) - Jawohl, Herr Kol­
lege, eine geringe. Schauen Sie nach! Gehen Sie in 
den Unterausschuß, da haben wir alle Zahlen ge­
habt. Auch das haben wir zu berücksichtigen. 
(Abg. Dr. 0 f ne r: So weit weg.') Wissen Sie, was 
für mich auch Wohnungsnot bedeutet? Nicht nur, 
wenn einer keine Wohnung bekommt (Abg. Dr. 
o f n e r: Du bist so weit I-i'eg von der Bevölkerung, 
daß du gar nicht mehr erkennst, was vorgeht!). 
sondern es gibt auch eine finanzielle Wohnungs­
not. (Zvvischenruf des Abg. Dr. 0 f ne r.) Schrei 
nicht immer dazwischen! Hättest du halt mitge­
wirkt im Unterausschuß! 

Zum Beispiel bedeutet für mich Wohnungsnot 
auch, wenn genügend Luxuswohnungen mit einer 
Monatsmiete in der Höhe von 8 000, 10000 oder 
12 000 S am Markt sind. die sich der Durch­
schnittsbürger aber nicht leisten kann. Da kann 
man nicht, statistisch gesehen, sagen: Wir haben 
eh genug Wohnungen!, sondern dann ist das auch 
Wohnungsnot! - Das alles haben wir abzuwägen. 

Meine Damen und Herren! Gott sei Dank ha­
ben wir einen großen Wohnungsbedarf, und zwar 
zufolge einer sehr geänderten Bevölke~ungsstruk­
tur: Zuwachs ist nicht nur im Westen Osterreichs, 
sondern auch im Osten zu verzeichnen. Die Zahl 
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der Single-Haushalte nimmt zu. Es sind schon 
fast 30 Prozent. Es sind nicht immer nur Junge, 
sondern es sind Gott sei Dank auch die immer 
gesünder älter werdenden Senioren, die natürlich 
sehr oft alleinstehend sind. 

Die Scheidungsrate zieht auch einen negativen 
Effekt nach sich. Eine hohe Scheidungsrate be­
dingt fast immer, daß eine zweite Wohnung ge­
braucht wird. Auch ein Qualitätsplus haben wir 
zu verzeichnen: Pro Person haben wir wesentlich 
mehr Quadratmeter Wohnfläche als vor 
15 Jahren. 

Meine Damen und Herren! Die Wohnung ist 
für fast alle Bürger heute noch immer die größte 
Investition im Leben - sehr oft verbunden mit 
der ersten Hausstandsgründung, sehr oft verbun­
den mit der ersten Familiengründung. 

Vom Lebenszyklus her gesehen tätigt der 
Mensch diese hohe Investition, oft seine größte 
im Leben, genau zu dem Zeitpunkt, in dem er das 
geringste Einkommen bezieht, nämlich wenn er 
jung ist und eine Familien gründet und so weiter. 
Da muß die Gesellschaft. die Gemeinschaft anti­
zyklisch eingreifen, wenn ich das so sagen darf. 

Meine Damen und Herren! Wir haben in 
Österreich im europäischen Vergleich geradezu 
einen vorzüglichen sozialen Wohnbau, und wir 
haben ihn 1988 verländert. Die Länder sind jetzt 
gefordert, neue Modelle zu entwickeln. In sechs 
Ländern gibt es ein Sonderwohnbauprogramm. 
Ich kenne Länder, die ein Kletterdarlehen einge­
führt haben, also: eine große Entlastung zu Be­
ginn des Lebenszyklus und später eine stärkere 
Belastung. 

Wie können wir diesen Wohnungsbedarf dek­
ken? Natürlich in zwei Bereichen. Zum ersten mit 
Neubau, der heute nicht unser Problem ist. Ich 
habe schon gesagt, da gibt es den freifinanzierten 
für Wohlhabende, die es sich leisten können, und 
es gibt den sozialen Wohnbau, Wohnbauförde­
rung - verländert, da sind die Länder gefordert. 
Der Bund - Steuerpolitik und so weiter - hat 
dabei auch Verpflichtungen und Aufgaben. Ich 
erinnere nur an die wesentliche Verbesserung der 
Bausparförderung vor zwei Jahren. Diese hat 
heuer folgendes gebracht: 4 Milliarden mehr an 
Baudarlehen sind gleich zusätzlich 3 000 Woh­
nungen. 

Der zweite Bereich neben dem Wohnbau ist 
der Wohnungsbestand, die bestehenden Wohnun­
gen. Meine Damen und Herren! Diesbezüglich 
hören wir immer Kritik. Auch heute schreibt eine 
Zeitung: Mit diesen Gesetzen werden sie den ho­
hen Wohnungsbedarf nicht decken. (Abg. 
Sc h ö ll: Die .,Presse"!) 

Bitte schön, das ist ja Wohnungsbestand, wie 
soll denn dieser mehr werden? Im Wohnungsbe­
stand sollte - ich habe schon erwähnt, 180000 
leerstehende Wohnungen - natürlich Fehlbelag 
vermieden werden, zum Beispiel die Einzelper­
son in der großen Wohnung, die deswegen nicht 
mobil ist und nicht wechselt, weil die kleinere 
Wohnung zehnmal so teuer wäre. Wir kennen 
alle diese Probleme. 

Hier gilt es zu mobilisieren, und hier, meine 
Damen und Herren, haben wir erste Schritte ge­
setzt zur Mobilisierung im Wohnungsbestand: 
Das sind die wesentlichen Gesetze: Mietrechtsge­
setz, Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz, Woh­
nungseigentumsgesetz. Auf Einzelrnaßnahmen 
werden meine Freunde eingehen. 

Ich möchte noch etwas zum Mietrechtsgesetz 
sagen, daß auch das hier klargestellt ist. Für das 
Ganze bräuchten wir überhaupt kein Mietrechts­
gesetz. Wir können alle Verträge über das ABGB 
und so weiter abschließen, das Mietrecht ist ein 
Sozialrecht. Da gilt es, die Gratwanderung zwi­
schen sozialen Anliegen und wirtschaftlichen 
Notwendigkeiten zu beherrschen. Das ist eine 
Gratwanderung. Wir wissen, irgendwo rutscht 
man ab, es ist natürlich oft ein Widerspruch. 

Das zweite ist das Wohnungsgemeinnützig­
keitsgesetz. Meine Damen und Herren! Mit dem 
Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz das ist 
kaum realisiert worden, weil es keine großen Dif­
ferenzen gegeben hat - haben wir die größte No­
velle seit Kriegsende erwirkt und jetzt durchge­
setzt. Darüber wird auch heute abgestimmt. Das 
ist Kollegen Schöll anscheinend völlig entgangen. 

Meine Damen und Herren! Heute haben wir 
über den Initiativantrag, den wir eingebracht ha­
ben, als den wichtigsten Teil, den Kernteil, abzu­
stimmen, und den haben wir behandelt. Vom Ju­
stizressort kommt ja noch ein Bundeswohngesetz 
und dazu alles, was auch in der Begutachtung war 
und weiter erarbeitet wird. (Zwischenruf des Abg. 
Schäll.) 

Meine Damen und Herren! Unser Hauptanlie­
gen war mehr Mietengerechtigkeit, gleiches Geld 
für gleiches Wohnen. Das geht schrittweise. Wir 
haben uns vorgenommen - wir wissen, daß das 
eine schwierige Entscheidung war -, in Altver­
träge zum Großteil nicht einzugreifen. Wir wis­
sen natürlich, was das bedeutet. Wir wissen, wenn 
wir eine 6prozentige Fluktuation haben, daß das 
unter Umständen 15 Jahre dauern kann. 

In der Zwischenzeit kommt längst eine weitere 
Novelle. Wenn wir mit dem Neubau einen ausge­
glichenen Markt haben werden, haben wir heute 
nicht, dann können wir den nächsten Schritt ma­
chen. 
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Heute bewirken wir zum Beispiel die Mobilisie­
~.ung der leerstehenden Wohnungen: durch das 
Ubergehen zur Angemessenheit der Miete statt 
der Mietenlüge der Friedenskronenzinse oder Ka­
tegoriezinse. 

Oft wird gesagt: Die Wohnung ist so billig, die 
gebe ich nicht her, ich kann sie nur ein Jahr ver­
mieten, und das ist mir viel zu umständlich, Ket­
tenvertrag oder jedes Jahr wechseln. - Deshalb 
soll es jetzt heißen: Okay, ich habe eine heran­
wachsende Tochter, ich vermiete die Wohnung 
drei Jahre und kann eine angemessene Miete er­
zielen. 

Ich erwarte mir, daß von den 180 000 leerste­
henden Wohnungen vielleicht ein Drittel auf den 
Markt kommt. Es wird unsere Aufgabe sein, In­
formationen zu geben. Warum habe ich gesagt: 
alle Handelnden? Ich spreche Sie, Herr SchölI, als 
Immobilientreuhänder an. Geben Sie echte Infor­
mationen, allen, die leerstehende Wohnungen ha­
ben. Man kann sie für einen angemessenen Zeit­
raum vermieten, und man kann drei Jahre befri­
stet vermieten, wenn man Nachfolger hat. Das ist 
Ihre Pflicht, gerade auch als Nationalratsabgeord­
neter! (Beifall bei ÖVP und SPÖ. - Abg. 
Sc h ö Li: Ihre Pflicht ist ein besseres Gesetz.') 

Wenn Sie das nicht tun - ich will nicht sagen, 
was es früher an Ausdrücken dafür gab. (Abg. 
Sc h ö Li: Ein besseres Gesetz wäre Ihre Pflichl!) 

Wir haben noch etwas, wir haben im Woh­
nungsbestand das, was wir "stille Baulandreser­
ven" nennen. Wir wissen, daß es zum Beispiel in 
Wien laut Zählung, außerhalb der Gemeinde­
und Genossenschaftswohnungen, nur im privaten 
Bereich, über 40 000 ausbaufähige Dachböden 
gibt. Diesbezüglich haben wir jetzt im Gesetz 
auch eingebaut, daß es überhaupt geht, diese aus­
zubauen, ohne daß die Wohnung gekündigt wer­
den muß. 

Da haben Sie Verpflichtungen! Sie sind eine 
handelnde Person, Herr Schöll! Tun Sie hier mit, 
dann können wir die Wohnungsnot sehr rasch 
kurz- und mittelfristig beheben und den Woh­
nungsbedarf decken! (Zwischenruf des Abg. 
SchölL.) 

Meine Damen und Herren! Ein weiterer 
Schwerpunkt war die Eigentumsoffensive, vor al­
lem im Gemeinnützigkeitsbereich. Ich glaube, in 
diesem hochsensiblen Bereich haben wir einen 
koalitionsrealistischen Kompromiß in die richtige 
Richtung gefunden. Das ist für mich das aller­
wichtigste - egal ob der Schritt ein bißchen klei­
ner oder ein bißchen größer war, Hauptsache in 
die richtige Richtung. 

Ich möchte Ihnen zur Auflockerung - ich sage 
jetzt bewußt: zur Auflockerung - sagen, welch 

verschiedene Vorschläge und Meinungen es gibt. 
Es mag ja alles sehr gut sein. 

Bei einer ORF-Diskussion in Salzburg hat der 
bekannte Moderator Oberhauser eingeleitet und 
gefragt: Sagen Sie einmal, Herr Abgeordneter, 
macht Sie das nicht nachdenklich, wenn eigent­
lich so viele, fast alle, gegen dieses Gesetz sind? 

Da habe ich gesagt: Die Überschrift stimmt 
vollkommen! Nur, bitte: Aus welchen Gründen? 
Der Untertitel ist wichtig. Aus völlig konträren: 
die einen, weil sie Obergrenzen für Mieten wollen 
oder überhaupt Null-Mieten, jedenfalls staatlich 
geregelte. Unter dem Tisch kassiert man dafür 
dann 400 000, 500 000 S an Ablöse. Das wollen 
wir mit der Angemessenheit ja auch wegbekom­
men! Dann haben wir angemessene Mieten, zehn 
Jahre Mietzinsreserve. Das muß man alles wissen. 
Dann haben wir es im Haus für Erhaltung und 
Verbesserung. 

Die einen wollen alle Befristungen weghaben, 
also überhaupt keine Befristungen, auch die jetzi­
gen nicht, Höchstgrenzen und ich weiß nicht was. 
Und die anderen wollen eine völlige Liberalisie­
rung, freie Mieten - ich glaube, Sie sind ein Ver­
treter davon, Herr Schölt (Abg. Sc h ö LL: Sie ir­
ren sich, Herr Kollege.') -, was bei der heutigen 
Marktlage unmöglich ist. Natürlich sind viele ge­
gen das Gesetz, aber aus völlig konträren Grün­
den. 

Es schreibt Herr Professor Knapp, den ich un­
wahrscheinlich schätze, unter der Überschrift 
"Zehn kleine Mieterlein" , das 3. Wohnrechtsänd­
erungsgesetz wäre ein Minderheitenprogramm. 
Da kommt er dahinter, daß es um 
173 982 Wohnungen geht. Er hat die 180 000 
leerstehenden ganz vergessen. Ich habe es ihm ge­
stern gesagt, als ich ihn getroffen habe. Aber 
hochinteressant ist für mich folgendes: "Zehn 
kleine Mieterlein": knapp 174 000 Wohnungen. 

Ich habe von der gleichen Woche die "Hausbe­
sitzer-Zeitung". Darin ist ein Artikel von Rechts­
anwalt Dr. Johannes Ruckenbauer: Es geht bei 
A-, B- und C-Wohnungen einschließlich der Ge­
nossenschaften in ganz Österreich um 
961 557 Wohnungen. - Also da klafft ein "klei­
ner" Unterschied, mit dem wir konfrontiert wer­
den. Ich habe alle eingeladen. 

Es gibt eine Experteninitiative zur Reform des 
Miet- und Wohnrechts. Dorthin habe ich sofort 
schreiben lassen: Sehr geehrter Herr Doktor, wir­
ken Sie mit, geben Sie mir Unterlagen! Ich be­
komme nach langer Zeit - wir haben im Juli den 
Antrag eingebracht -, und zwar am 21. 9., ein 
Schreiben des Herrn Professor Call, das da laute­
te: Wie Sie wissen, will die Experteninitiative los­
gelöst von der Tagespolitik ... Also da ist wieder 
einmal ein Professor, der im Elfenbeinturm sitzt: 
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Wie man Mietrecht, wie man Wohnrecht losge­
löst von der Tagespolitik macht, das wird er mir 
noch vorführen müssen. Das kann er vielleicht 
mit Studenten in einem Seminar machen. Er 
schreibt: Wie Sie wissen, will die Experteninitiati­
ve losgelöst von der Tagespolitik bis Ende 
März 1994 Gesetzesvorschläge für ein neues 
Miet- und Wohnrecht ... - Im März! Vorschlä­
ge! - Diese debattieren wir dann. 

Ich habe ihm sagen lassen, er soll wenigstens 
ehrlich sein und soll mir in einem Satz schreiben: 
Wir wollen nichts in dieser Legislaturperiode! 
Das wäre wenigstens ehrlich. Aber der nächste 
Satz ist interessant: Daraus ergibt sich aber, daß 
eine Mitwirkung von Mitgliedern der Expertenin­
itiative an den demnächst beginnenden Unteraus­
schußberatungen kaum sinnvoll erscheint. -
Auch sehr "staatsbürgerlich". Das von einem 
Universitätsprofessor ist für mich enttäuschend, 
von einem Universitätsprofessor, den ich gut ken­
ne, den ich auch schätze. Enttäuschend! 

Aber das ist ja legal, ich sage ja nichts. Es ist in 
Wirklichkeit eine bezahlte Auftragsexpertise -
eine bezahlte! -, vielleicht können Sie uns den 
Betrag bald auch nennen, Herr Schöll. (Abg. M a -
r i z z i: Ein Lohnschreiber!) 

Aber jetzt kommt es: Es hat mich der Ober­
österreichische Haus- und Grundbesitzerverband 
in seiner Zeitung fast beschimpft, würde ich sa­
gen. Daraufhin schrieb der Salzburger Verband: 
Der Obmann des Salzburger Haus- und Grund­
besitzerverbandes wehrt sich "gegen die unquali­
fizierten Angriffe und die unsachliche Kritik ge­
gen die bislang bekanntgewordenen Ergebnisse 
über das neue Wohn- und Mietrecht. Der Salz­
burger Landesverband teilt diese Vorwürfe nicht: 
Wir sind über die Vertragsbefristung auf drei Jah­
re erfreut, erkennen insbesondere - und so wei­
ter -, daß auch die sozialistische Fraktion hier 
offensichtlich über ihren eigenen Schatten ge­
sprungen sein muß." - Der Oberösterreicher be­
schimpft mich, der Salzburger sagt: Danke, groß­
artig! 

30. 9., "Standard": Gesetz schafft rund 1 Milli­
arde Mietzinsvarianten. Wißt ihr was? Jetzt wird 
es schön langsam eine Blödelei, es wird ja idio­
tisch. "Gesetz schafft 1 Milliarde Mietzinsvarian­
ten." - Für 3,4 Millionen Wohnungen, eine "tol­
le" Rechnung. 

"Ein Aprilscherz 1994", "ein Dinosaurier-Sy­
stem" und so weiter - das schreibt der Sprecher 
des Verbandes der Immobilien-Treuhänder ÖVI 
Peter Rustler. "Standard", 30. 9. 

Der hat offensichtlich die "Presse" vom 
23. September, sieben Tage vorher, nicht gelesen. 
Da steht: "Ein Schritt in Richtung freier Markt." 

Das Wohnrechtsänderungsgesetz, das mit vie­
len Geburtswehen und einigen Komplikationen 
das Licht der Welt erblickt, wird von den Immo­
bilientreuhändern und Hausbesitzern mit ge­
dämpfter Freude empfangen. Es ist eine durchaus 
erfreuliche Entwicklung, die in die richtige Rich­
tung weist, aber noch zuwenig weit geht. So um­
reißt der stellvertretende Innungsmeister der Im­
mobilientreuhänder Wien, Rudolf Ertler, die 
neuen gesetzlichen Gegebenheiten am Woh­
nungsmarkt. No na, natürlich! 

Aber dann eine Erkenntnis, die er vorige Wo­
che in einem Vortrag wiederholt hat: Rudolf Ert­
ler gibt zu, daß der Markt in mittleren und unte­
ren Segmenten in Wien nicht funktioniert. Da­
her: richtiger Schritt, richtige Richtung. 

Dann schreibt er noch - wörtlich -: Bis jetzt 
haben die Ersatzvornahmen in Fällen, wo der 
Hauseigentümer das Haus hat verkommen lassen, 
nicht geklappt. Im neuen Mietrecht ist eine unbü­
rokratischere Ersatzvornahme geplant. Ich begrü­
ße das. 

Abschließend noch etwas. Auch das Justizres­
sort hat eine Stellungnahme von 17 hochrangigen 
Experten - sie sind namentlich genannt - abge­
geben, in der es auf Seite 2 heißt: ... wenn auch 
in dieser Arbeitsgruppe naturgemäß je nach der 
Interessenlage zu den meisten Problemen kontro­
versielle Standpunkte eingenommen worden sind. 

Meine Damen und Herren! Ich habe langsam 
den Eindruck, wenn heute das 3. Wohnrechtsän­
derungsgesetz - ich sage nichts mehr dazu, das, 
was noch zu sagen ist, werden meine Kollegen 
dann sagen - über die Bühne geht, dann waren 
in harten Kämpfen die Koalitionspolitiker und 
ihre Experten - ich danke ihnen sehr - mit den 
Beamten aus dem Justizressort und mit den Be­
amten aus dem Wirtschaftsressort offensichtlich 
die einzigen, die trotz all dem - deswegen habe 
ich es zur Belustigung noch dazusagen müssen -
einen gemeinsamen Nenner gefunden haben - in 
die richtige Richtung. 

Meine Damen und Herren! Vieles ist noch of­
fen, auch Wünsche von mir, aber wir arbeiten ja 
weiter. Ich meine, das ist ein Gesetz, das in eine 
große Reform voll hineinpaßt, den Weg weist: Ich 
sage es noch einmal: in das Reformpaket. 

Ich möchte - das sage ich jetzt als Ausschuß­
obmann, meine Damen und Herren - ausdrück­
lich allen Experten, die daran monatelang, ja fall­
weise eineinhalb Jahre lang, gearbeitet haben, 
sich bemüht haben, danken. Ich möchte stellver­
tretend für alle namentlich nur nennen Dr. Mein­
hart, Dr. Schuster, Mag. Ledermüller und Mag. 
Hoscher. Den Herren und Damen des Justizres­
sorts und des Wirtschaftsressorts möchte ich für 
ihre - ich möchte es so benennen - "Überar-
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beit" sehr herzlich danken. Ich glaube, es wäre 
gut, wenn alle, auch die Freiheitlichen, diesem 
Gesetz die Zustimmung erteilen könnten. -
Danke. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) /5.58 

Präsident: Zum Wort gelangt Frau Abgeordne­
te Stoisits. Ich erteile es ihr. 

15.58 
Abgeordnete Mag. Terezija Stoisits (Grüne): 

Dobar dan, postovane dame i gospodo! Sehr ge­
ehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Bun­
desminister! Sehr geehrte Frau Staatssekretärin! 
Ich habe mich sehr gefreut - das gebe ich gerne 
zu - über die lobenden Äußerungen von Herrn 
Dr. Keimel bezüglich der Mitarbeit der grünen 
Fraktion im Unterausschuß, und zwar deshalb, 
weil wir genauso wie die anderen Kolleginnen 
und Kollegen mit einem Problem zu kämpfen 
hatten und immer noch zu kämpfen haben - wie 
auch Herr Präsident Fischer -, nämlich mit der 
sprichwörtlichen Unlesbarkeit dieser Gesetzes­
materie. Nachdem ich mich im Unterausschuß, 
wobei ich sagen möchte, daß ich mich selbst abso­
lut nicht als Expertin im Wohnrecht bezeichnen 
möchte, ganz im Gegenteil, sondern mir sozusa­
gen nur eine politische Beurteilung möglich ist, 
also nachdem ich mich in drei eintägigen Unter­
ausschußsitzungen intensiver damit beschäftigt 
habe, bin ich noch viel mehr von der Unlesbarkeit 
dieser Gesetzesbestimmungen überzeugt. Und 
das, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist 
ja einer der gravierendsten Punkte dieser Novelle 
beziehungsweise dieser Novellen, weil uns ja zahl­
reiche Gesetze zur Verabschiedung vorliegen. 
Wenn ich das pointiert ausdrücken dürfte, würde 
ich es wagen, zu sagen: All diese Gesetze oder 
dieses Gesetzespaket, das 3. Wohnrechtsän­
derungsgesetz, kommen ja in Wahrheit einer 
Rechtsverweigerung gleich und nicht dem Gegen­
teil, das hier im Hohen Haus angestrebt werden 
sollte. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Las­
sen Sie mich einige Worte dazu sagen, was eigent­
lich die Zielsetzung dieses großkoalitionären Re­
formvorhabens war, dieses von fast jedem Men­
schen in diesem Land gewünschten Reformvorha­
bens. 

Denn in einem, meine Damen und Herren, sind 
wir alle Österreicherinnen und Österreichern 
gleich: Alle müssen wir irgendwo wohnen. Ganz 
wenigen Privilegierten bleibt es überlassen, nicht 
durch das Mietrechtsgesetz betroffen zu sein, in­
dem sie in der glücklichen Lage sind, Eigenheim­
besitzer oder auch Besitzer größerer Objekte zu 
sein. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Koalition hat im Arbeitsübereinkommen ganz 
eindeutig und in sehr klaren Worten ausgedrückt, 
worum es bei der Regelung dieser Materie geht, 

denn Sie haben da in größter Übereinstimmung 
geschrieben: Es gilt, die Erschwinglichkeit des 
Wohnens insbesondere für einkommensschwä­
chere Gruppen wieder zu gewährleisten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die­
ses Anliegen, das dann in der Regierungserklä­
rung von Bundeskanzler Vranitzky noch konkre­
tisiert wurde, indem er damals davon gesprochen 
hat, daß bei Neuvermietungen die Angemessen­
heit des Mietzinses durch die Novelle konkreti­
siert und selbstverständlich begrenzt werden soll, 
das, meine Damen und Herren, findet selbstver­
ständlich und logischerweise die Zustimmung der 
grünen Fraktion, aber, wie wir heute nach den 
Ausführungen von Herrn Kollegen Schöl! wissen, 
auf gar keine Fall die Zustimmung der FPÖ. 

Meine Damen und Herren! Das ist für die heu­
tige Mietrechtsdebatte für mich - obwohl jetzt 
erst zwei Redner am Wort waren - etwas ganz 
Entscheidendes. Die Worte vom Herrn Schöll 
werden wir der FPÖ noch oft ins Stammbuch 
schreiben können, denn, meine sehr geehrten Da­
men und Herren, das war eine bravouröse Dar­
stellung der Linie der FPÖ in Hinblick auf die 
Vertretung des "kleinen" Mannes und der "klei­
nen" Frau, der Menschen also, für die Sie sich ja 
immer so einzusetzen vorgeben. 

Wenn der "kleine" Mann und die "kleine" Frau 
das hören, was Herr Abgeordneter Schöll heute 
hier zum Thema "Wohnen" und zum Thema "so­
ziale Preisbildung" gesagt hat, dann, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, werden sie sich ja 
ein abschließendes Urteil bilden können. (Zwi­
schenruf) 

Meine Damen und Herren! Ich muß aber hier 
nicht das übernehmen, was das Anliegen anderer 
ist, sondern mir geht es darum, Ihnen aufzuzei­
gen, was es der grünen Fraktion nicht ermöglicht, 
diesem Gesetzespaket heute die Zustimmung zu 
geben - mit einzelnen Ausnahmen, die ich dann 
auch noch im Detail anführen möchte. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
drei großen Themen, die eine Zustimmung un­
möglich machen, möchte ich mit den Schlagwor­
ten "Erschwinglichkeit", "Befristungen" und 
"Mietzinsbildung" zusammenfassen. 

Ich darf mich als erstes dem Thema "Befristun­
gen" widmen. Über das vorliegende Gesetzeswerk 
kann eines gesagt werden: Künftig werden, wenn 
diese Regelungen in Kraft sind, Menschen mobili­
siert, aber ganz sicher nicht Wohnungen. Da muß 
ich Herrn Abgeordneten Dr. Keimel ganz heftig 
widersprechen, denn diese Novelle wird dazu füh­
ren, daß das Stadtnomadenturn, das wir alle ken­
nen - es ist uns ein ganz großes Anliegen, das zu 
unterbinden -, künftig nicht nur prolongiert, 
sondern geradezu erweitert wird durch die Befri-
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stungsmöglichkeiten, die es jetzt mit den Drei­
Jahres-Verträgen gibt. 

Meine Damen und Herren! In der Vergangen­
heit war es so, daß die miesesten Spekulanten die 
Not von Menschen mit den bis jetzt möglichen 
Sechs-Monats-Mietverträgen ausgenützt haben. 
Es gab von diesen "Miesen" eine begrenzte Zahl; 
es waren schwarze Schafe, und wir kennen sie 
alle. Ich glaube vielen von Ihnen, daß es Ihnen ein 
wirklich ehrliches Anliegen ist, diesen schwarzen 
Schafen das Handwerk zu legen. Aber mit dieser 
Novelle wird eine Möglichkeit geschaffen, daß 
künftige Methoden, die diese miesen Spekulanten 
und diese schwarzen Schafe angewandt haben, et­
was Systemimmanentes werden. Denn künftig 
wird es so sein, daß dieses Hetzen von Drei-jah­
res-Vertrag zu Drei-Jahres-Vertrag und die Vor­
fälle, die sich ja für Vermieter daraus ergeben, im 
Gegensatz zu Sechs-Monats-Verträgen, der Nor­
malfall einer ganz gewöhnlichen Hausverwaltung 
ist. Niemand wird mehr von schwarzen Schafen 
sprechen können, wenn Hausverwaltungen das 
tun, was das Gesetz jetzt vorsieht, nämlich die Be­
fristungen, die von Gesetz wegen ja künftig auch 
möglich sind, zu ihrem Vorteil auszunutzen. 

Meine Damen und Herren! Ob das soziales 
Wohnrecht ist, wage ich sehr zu bezweifeln. 

Und jetzt bin ich schon bei Ihrem Stichwort, 
Herr Kollege Eder: minus 20 Prozent. Denn die­
ses große Thema Mietzinsbildung, wie das künftig 
stattfinden wird und was die Schutzobjekte dieser 
Rechtsnormen davon haben, das, Herr Kollege 
Eder, wird sich in eine ganz andere Richtung ent­
wickeln. Denn das System, das jetzt Gesetz wer­
den wird, das Richtwertgesetz, ist ja durch eine 
eigenes Gesetz verankert und wird folgenden Ef­
fekt haben - ganz zweifelsfrei -: eine noch hö­
here Rechtsunsicherheit auf dem Gebiet des 
Wohnrechts ganz allgemein und des Mietrechts 
im speziellen. Es wird eine viel, viel größere Inan­
spruchnahme der Gerichte mit sich bringen (Abg. 
E der: Warum?), die für die Menschen notwen­
dig sein wird, aber nicht nur für die Mieter, son­
dern auch für die Vermieter. 

Und ein ganz wesentlicher Punkt ist die unge­
mein vermehrte Inanspruchnahme von Sachver­
ständigen bei diesen so komplizierten Verfahren. 
Das, Herr Kollege Eder, kann ich wirklich nicht 
als einen Schritt hin zu einem sozialeren Miet­
recht bezeichnen. (Abg. E der: Sie begründen 
überhaupt nichts! - Abg. M a r i z z i: Sagen Sie 
uns, warum!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die­
ses neue Mietrecht ist eine totale Verbürokratisie­
rung, und diese totale Verbürokratisierung, die 
sich ja schon in der Unlesbarkeit am allerbesten 
ausdrückt, wird zu einer Rechtsverweigerung für 
die betroffenen Mieter führen - aber sicher nicht 

zum Gegenteil. (Beifall bei den Grünen. - Abg. 
Dr. Sc h w im me r: Frau Stoisits, das ist unter Ih­
rer Würde, daß Sie das nachplappern.') 

Meine sehr geehrten Damen und Herren. 
Wenn wir fragen: Was haben die Wohnungssu­
chenden davon?, komme ich zum dritten wichti­
gen Punkt, und das ist das Thema "Erschwing­
lichkeit". Mit dieser Passage aus dem Arbeits­
übereinkommen, die von der Erschwinglichkeit 
des Wohnens für einkommensschwächere Grup­
pen und der Wiedereinführung dieser Erschwing­
lichkeit spricht, hätte ich keine Probleme. Proble­
me habe ich aber mit der Novelle, die hier vor­
liegt. Denn was wird diese Novelle bewirken? 

Diese Novelle wird vor allem eine Verteuerung 
der Mietpreise genau für diese einkommens­
schwachen Gruppen bewirken, denn vor allem im 
B- und C-Kategorie-Bereich wird es zu einer mas­
siven Verteuerung der Wohnungsmieten kom­
men. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
gebe hier offen zu: Mir liegen nicht die Mieter in 
den 200 m1

_ oder 400 m2-Palais-Wohnungen, die 
nicht zum Friedenskronenzins dort wohnen (Abg. 
M a r i z z i: So wie der Gegner!), sondern auch ei­
nen entsprechenden Preis zahlen, so besonders 
am Herzen, sondern mir liegen Tausende und 
Abertausende von Wohnungssuchenden am 
Herzen, die nicht von 100 m2

_ oder 
130 m2-Wohnungen träumen, sondern die nichts 
anderes als eine erschwingliche 70 m 2

_ oder 
80 m2-Wohnung wollen. Und genau diese Haupt­
gruppe wird die "Draufzahlergruppe" dieser neu­
en Regelungen sein. (Abg. E der: Genau die krie­
gen B- und C-Wohnungen! Da liegen Sie völlig 
falsch.') 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Daß 
Ihnen soziale Mietzinsbildung nicht am Herzen 
liegt, zeigt ein ganz einfacher Hinweis darauf, daß 
es seit 1. 1. 1984 keine Änderung bei der Ein­
kommensgrenze zur Erlangung einer Mietzins­
beihilfe gibt. 

Wenn es Ihnen im Sinne eines Ausgleichs ein 
Anliegen wäre, dann müßte es doch seit 
1. 1. 1984 bis heute, Ende 1993, auch dort Ände­
rungen geben. (Abg. M a r i z z i: Kriegt der Kolle­
ge Geyer auch eine Mielzinsbeihilfe? Ihr Kollege 
aus dem Nationalrat.' Der wohnt ja in Schön­
brunn.') 

Zugegeben, das hat jetzt unmittelbar nichts mit 
dem Wohnrechtsänderungsgesetz zu tun, aber es 
gehört zum Thema "Erschwinglichkeit des Woh­
nens" für einkommensschwächere Gruppen un­
serer Gesellschaft. (Beifall bei den Grünen.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
intensive Mitarbeit durch die Experten der Grü-
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nen im Unterausschuß und auch durch die Ver­
treter der Grünen selbst und nicht zuletzt das 
Einbringen eines eigenen Initiativantrages, über 
den Frau Dr. Petrovic dann auch noch etwas sa­
gen wird, haben uns sozusagen den Blick für die 
wenigen positiven Punkte dieser Novelle eröffnet. 

Einen Punkt möchte ich ganz besonders her­
ausgreifen, denn der ist auch im Unterausschuß 
ein starker Diskussionspunkt gewesen und hat 
letztendlich auch zu einer Änderung geführt, 
nämlich der Punkt im Initiativantrag, wo es um 
die 6-Monats-Verträge und die weitere Möglich­
keit des Abschlusses von sechsmonatigen Miet­
verträgen gegangen ist. 

Ich verhehle nicht, daß es Notwendigkeiten und 
Situationen gibt, wo der Abschluß eines sehr 
kurzfristigen Mietvertrages sowohl von der Mie­
ter- als auch von der Vermieterseite Vorteile ha­
ben kann, und deshalb ist es auch in Übereinstim­
mung mit der grünen Fraktion zu einer Lösung 
gekommen. der wir ausdrücklich unsere Zustim­
mung geben möchten. Denn die Lösung der Mög­
lichkeit der 6-Monats-Mietverträge, die sich jetzt 
auf ganz wenige Fälle und vor allem auch auf die 
Einschränkung auf Kategorie-A- und -B-Woh­
nungen bezieht, scheint mir so tauglich zu sein, 
daß Mißbrauch aufgrund der gesetzlichen Be­
stimmungen in Zukunft hoffentlich ausgeschlos­
sen sein wird. 

Denn Recht gefinkelt auszunutzen, Bestim­
mungen zu umgehen, Gesetze zu brechen, davon 
wird vor allem in dieser von Spekulation so sehr 
heimgesuchten Branche wie der Immobilienbran­
che ganz bestimmt auch weiter Gebrauch ge­
macht werden. aber der Einschränkung der Mög­
lichkeit zum Abschluß von 6-Monats-Mietverträ­
gen, die dem Mietrechtsgesetz nicht unterliegen, 
können wir auf jeden Fall unsere Zustimmung 
geben. 

Ebenso ist ein Punkt hervorzuheben, in dem es 
um die Verbesserung der Bestimmungen für Un­
termieter geht und wo es insbesondere bei soge­
nannten Scheinuntermieten und den diesbezügli­
chen Regelungen Verbesserungen geben wird, de­
nen wir auch sehr positiv gegenüberstehen. Ich 
möchte aber schon dazusagen, daß weitere legisti­
sche Änderungen auch bei diesem Punkt notwen­
dig erscheinen werden, aber grundsätzlich stellt 
diese Verbesserung im Vergleich zu den gegen­
wärtigen gesetzlichen Bestimmungen eher ein Po­
sitivum dar. 

Ein dritter Punkt, der uns wesentlich erscheint 
und hinsichtlich dessen wir in unserem Antrag 
auf getrennte Abstimmung zum Ausdruck brin­
gen möchten, daß es sich dabei unserer Meinung 
nach um eine Verbesserung der Bestimmungen 
handelt, ist, daß die Durchsetzung von Erhal­
tungsarbeiten künftighin leichter möglich sein 

wird. Diese Bestimmung wird deshalb von uns 
auch ausdrücklich begrüßt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Diese 
Novellen insgesamt haben aber sehr viele negative 
Begleiterscheinungen. Und hier möchte ich vor 
allem einen Punkt in einem zweiten ganz wesent­
lichen Gesetz nennen, der den erschwinglichen 
Wohnraum für sozial schlechtergestellte Grup­
pen vor allem sichern soll, nämlich das Woh­
nungsgemeinnützigkeitsgesetz, wonach es durch 
die Ermöglichung von nachträglichen Woh­
nungseigentumsbegründungen zu einem Abbau 
der Sozialbindungen des gemeinnützigen Wohn­
bestandes kommt und ursprünglich geförderte 
Mietwohnungen jetzt dem geregelten Markt ent­
zogen werden und zu sogenannten ortsüblichen 
Mietzinsen neu vermietet werden können. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sol­
che Tendenzen werden nicht goutiert werden, sie 
werden keine Zustimmung finden. 

Man hat in den Ausschußsitzungen und vor al­
lem auch immer und immer wieder in der Öffent­
lichkeit versucht, den Eindruck zu vermitteln, 
daß Wohnrecht ein Sozialrecht ist, und wenn man 
nicht nur diesen Eindruck vermitteln will, son­
dern wirklich dazu steht, dann hätte diese Koali­
tion mit dieser Wohnrechtsänderung auch diesem 
Anspruch, nämlich der Erschwinglichkeit des 
Wohnens, durch eine Gesetzesnovelle gerecht 
werden können. Diese Chance, meine sehr geehr­
ten Damen und Herren, ist aber ganz eindeutig 
versäumt worden. (Beifall bei den Grünen.) 16.17 

Präsident: Als nächster erhält Herr Abgeordne­
ter Eder das Wort. Bitte sehr. 

16.17 
Abgeordneter Eder (SPÖ): Herr Präsident! 

Frau Staatssekretärin! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Meine Vorrednerin hat jetzt engagiert 
versucht, die politische Haltung zu den Miet­
rechts-, Wohnungsgemeinnützigkeits- und Woh­
nungseigentumsgesetz-Novellen darzulegen, und 
ich muß sagen, ich habe es auch geschätzt, daß 
teilweise die Abgeordneten der grünen Fraktion 
und deren Experten - es waren zwei an der Zahl 
- an den Unterausschußberatungen wirklich 
sehr aktiv teilgenommen und auch eine Reihe von 
Vorschlägen gemacht haben. Diese Vorschläge 
sind durchaus zur Kenntnis genommen worden 
und können vielleicht in weiteren Beratungen -
nicht in diesen - dann doch noch dort oder da 
einer Verwirklichung zugeführt werden. 

Was mir allerdings aufgefallen ist - das ist, 
glaube ich. sehr selten hier im Haus -, ist, daß 
trotz dieses engagierten Arbeitens der grünen 
Fraktion dann, als es zur Abstimmung ihres eige­
nen Antrages kam, im Ausschuß eine einstimmi­
ge Ablehnung erfolgt ist. - Dies nicht deswegen, 
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weil die Grünen gegen ihren eigenen Antrag wa­
ren, sondern weil sie einfach nicht mehr da wa­
ren. Es war niemand da, der zustimmen hätte 
können. Und das hat mir sehr weh getan, denn 
ich hätte mir gewünscht, daß Sie wenigstens Ih­
rem eigenen Antrag zustimmen. Aber wenn Sie 
nicht einmal das tun, dann ist das auch nicht gera­
de ein Zeichen der Stärke Ihrer Fraktion. 

Frau Kollegin Stoisits! Wenn Sie der Mietzins­
beihilfe das Wort reden: Ich glaube, man sollte 
nicht wie ein Arzt mit Medizin behandeln, son­
dern man sollte schon vorweg behandeln. Mir ist 
es lieber, es gelingt uns, die Mieten entsprechend 
zu senken, und wir brauchen Mietzinsbeihilfe­
empfänger gar nicht, als wir lassen die Mieten 
nach oben abwandern und müssen dann mit Miet­
zinsbeihilfen aushelfen. 

Ich wollte das nur einmal vorweg gesagt haben; 
diese zwei Anmerkungen also direkt zu Ihren 
Ausführungen. 

Ich darf jedoch noch festhalten, daß die Sozial­
demokratische Partei Ende 1990 in Koalitionsver­
handlungen mit der Österreichischen Volkspartei 
eingetreten ist. um unter anderem eine Reform 
des Wohnrechtes zu verwirklichen, die den Miß­
ständen und Fehlentwicklungen auf dem teilweise 
unkontrollierten Wohnungsmarkt ein Ende be­
reiten. 

Dabei waren für uns Sozialdemokraten die 
Grundsätze dieser Reform völlig klar: 

Wir wollen eine soziale Wohnungspolitik statt 
einer unkontrollierten Marktwirtschaft. 

Wir wollen einen wirksamen Kündigungsschutz 
statt Wohnen auf Zeit mit Kurzzeit-Mietverträ­
gen. - Da sind wir uns, glaube ich, einig mit der 
grünen Fraktion. 

Wir wollen eine klare Mietzinsbegrenzung statt 
Mietenwucher und Ablöseunwesen. 

Wir wollen ausreichenden Wohnungsneubau 
zu leistbaren Mietzinsen vor allem durch die ge­
meinnützige Wohnungswirtschaft. 

Und wir wollen schließlich ein Ende der Spe­
kulation mit Altbauwohnungen und Grundstük­
ken sowie wirksame Maßnahmen gegen die Ter­
rorisierung von Mietern. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Es ist uns auch ge­
lungen, ein entsprechendes Kapitel zur Wohn­
rechtsreform im Koalitionsabkommen zu verein­
baren, und ich darf noch einmal einen der 
Kernsätze hier zitieren und in Erinnerung rufen. 

"Im Mietrechtsgesetz sind Auswüchsen der 
Mietenentwicklung der letzten Zeit taugliche Be­
grenzungen unter Sicherung des erhaltungswür-

digen Bestandes entgegenzusetzen. Im Neuver­
mietungsfall ist die sogenannte Angemessenheit 
neu zu definieren und zu begrenzen." 

Meine Damen und Herren! Wir haben die viel­
fältigen Maßnahmen dieser Wohnrechtsreform 
sorgfältig vorbereitet, haben im Rahmen einer 
parlamentarischen Wohnrechts-Enquete auf brei­
ter Ebene allen Interessensgruppen und auch al­
len Experten die Gelegenheit gegeben, ihre Vor­
stellungen und Anliegen hier im Saale vorzubrin­
gen. 

Es wurde schließlich durch den Bundesminister 
für Justiz der Entwurf eines Bundes-Wohnrechts­
gesetzes zur Begutachtung gebracht, um noch­
mals ein möglichst breites Spektrum an Meinun­
gen und kritischen Überlegungen zu erschließen. 

Schon bei der parlamentarischen Wohnrechts­
Enquete hat sich gezeigt, wie vielfältig die Inter­
essen und wie vielfältig dementsprechend auch 
die Lösungsvorschläge sind; das hängt auch ein 
bißchen mit der Komplexheit der Formulierun­
gen zusammen. Wir haben es hier mit einer sehr 
komplexen Materie zu tun. Die Stellungnahmen 
im Begutachtungsverfahren zum Bundes-Wohn­
rechtsgesetz haben all das bestätigt. Der Entwurf 
stieß in manchen Kernpunkten, wie zum Beispiel 
der Mietzinsbildung, zum Teil auf erhebliche Wi­
derstände. Ich sage das hier ganz offen, füge aber 
hinzu, daß die Gründe und die Motive für diese 
Widerstände höchst unterschiedlich waren. 

Ich habe heute hier zum Beispiel vom Libera­
len Forum eine Presseaussendung zu dem, was 
nachher gesprochen werden wird, in Händen. 
Darin gibt es eine Vorschlag: Subjekt- statt Ob­
jektförderung, mehr Flexibilität bei befristeten 
Mietverträgen, das heißt, überhaupt keine unbe­
fristeten Verträge mehr sowie Eingriff in Frie­
denskronenzinsmieten. Diese drei Punkte heißen 
in Wahrheit, daß Steuergelder nahtlos in Taschen 
von Geldsäcken mit hohen Mieten fließen könn­
ten. Das können wir nicht mittragen, Herr Bar­
müller, das ist unmöglich! Wenn Sie das schon 
sagen, dann müssen wir eine Begrenzung der 
Mieten einziehen; dann kann man über Mietzins­
beihilfen reden, aber so einfach, wie Sie sich das 
machen, dem können wir nicht zustimmen. (Bei­
fall bei der SPÖ und bei Abgeordneten der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Bei der Erstellung 
des Initiativantrages, der Grundlage für den heute 
~.u beschließenden Gesetzesantrag ist, und bei der 
Uberarbeitung und Erstellung eines Abände­
rungsantrages konnten viele Vorschläge und kriti­
sche Stellungnahmen berücksichtigt werden. Es 
liegt uns nun ein Gesetzesantrages vor, der mei­
ner Ansicht nach klar und deutlich als Kompro­
miß zu bezeichnen ist. Und wir alle wissen, meine 
Damen und Herren: Ein Kompromiß wird von 
niemandem geliebt, aber dieser Kompromiß 
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bringt ein ausgewogenes Regelungswerk mit Re­
formschritten in die richtige Richtung. Wer aller­
dings Extrempositionen vertritt, wird sich mit 
diesem Entwurf nicht identifizieren können. 

Wir haben heute schon gehört: Die Position der 
Grünen ist sozusagen auf dem ganz anderen Ran­
de als die Position der Freiheitlichen. die ganz 
anders aussieht. Tatsächlich aber befinden wir 
uns hier auf einem Mittelweg, der sowohl von der 
einem als auch von der anderen Seite als ausge­
wogen betrachtet werden kann. 

So sind auch zuletzt vor allem Immobilienver­
walter und Immobilienmakler aus recht durch­
sichtigen und eigennützigen Gründen als Kritiker 
übriggeblieben, und ich darf auch sagen, warum 
sie übriggeblieben sind. Und ich darf hier aus ei­
nem "Mietenspiegel", das ist das sogenannte Kor­
rektiv der Makler, einige Zahlen nennen, damit 
man überhaupt weiß, wovon wir hier reden. Eine 
Kategorie-A-Wohnung, Durchschnitt, in Hiet­
zing, bei Neuvermietungen ohne Betriebskosten, 
ohne Steuern: 147 S-laut "Mietenspiegel". Das 
soll sich eine junge Familie in Österreich leisten 
können, Herr Schöll? Darüber kann ich wirklich 
nur lachen. Eine Wohnung in Ottakring, gleichen 
Ausmaßes, Herr Schöll: 133 S. Da reden Sie da­
von, daß sich junge Familien das leisten können 
sollen! Darüber kann ich nur lachen, Herr Kolle­
ge Schöll. (Abg. 5 c h Ö I I: Da gebe ich Ihnen 
recht.' Aber ich habe etwas anderes gesagt!) 

Schauen wir in einen anderen Bezirk, nach 
Meidling: 123 S die gleiche Wohnungsgröße, 
ohne Betriebskosten, ohne Steuern. Das sollen 
sich junge Familien leisten können?! Das ist aber 
Ihre Politik, das ist Ihr "Mietenspiegel", Herr 
Kollege SchölI, an dessen Erstellung Sie mit Ihrer 
Firma mitwirken! - Das müssen wir aufzeigen, 
dafür bitte ich um Verständnis! (Beifall bei der 
SPÖ sowie bei Abgeordneten der ÖVP.J 

Meines Erachtens nach haben wir die klare 
Aussage zu treffen, daß wir das, was ich soeben 
angesprochen habe, ändern, sodaß wir auf der ei­
nen Seite zu leistbaren Mieten kommen, aber auf 
der anderen Seite zu Mieten, mit denen auch alte 
Häuser erhalten werden können. 

Nach diesen einführenden Bemerkungen zur 
Entstehungsgeschichte der parlamentarischen als 
auch außerparlamentarischen Beratungen dieses 
Gesetzesvorhabens möchte ich aus meiner Sicht 
wesentliche Neuerungen noch kurz erläutern. 

Meine Damen und Herren! Die Wohnrechtsre­
form wird im Bereich des Mietrechtsgesetzes 
Ordnung in den Wohnungsmarkt bringen und 
vor allem dem Mietenwucher ein Ende setzen. 
Dies geschieht durch bundesländerspezifische 
Richtwerte und durch ein Zu- und Abschlagsy­
stem, mit dem unterschiedliche Wohnwerte be-

rücksichtigt werden. Dabei haben wir ausschließ­
lich auf bewährte Bemessungs- und Bewertungs­
verfahren - ich betone: bewährte Bemessungs­
und Bewertungsverfahren - zurückgegriffen. 
Wir knüpfen an den Grund- und Baukosten -
das ist die soziale Komponente - im geförderten 
Wohnungsneubau an, weil diese Daten in den 
Ländern bekannt sind und auch überprüft werden 
können. 

Meine Damen und Herren! Ausgehend von den 
Richtwerten gibt es Zuschläge und Abstriche, die 
nach dem bewährten Nutzwertfestsetzungsver­
fahren im Wohnungseigentumsrecht - auch das 
ist bereits gelebtes Recht - ermittelt wird. Für 
bestimmte Zuschläge oder Abstriche gibt es aus­
drückliche gesetzliche Festlegungen oder Begren­
zungen, die sich zum Teil an den Wertverhältnis­
sen der bisherigen Kategoriemietzinse orientieren 
können. Damit wird der Begriff "angemessener 
Hauptmietzins" , der 1981 eingeführt und in sei­
ner Anwendbarkeit 1985 wesentlich erweitert 
wurde, gesetzlich konkretisiert und der Höhe 
nach begrenzt. 

Umso verwunderlicher, meine Damen und 
Herren, ist es aber, festzustellen, daß weder 1981 
noch 1985 bei den damaligen Liberalisierungs­
maßnahmen Vermieter, Verwalter, Makler, Rich­
ter oder Anwälte die unzureichende gesetzliche 
Determinierung des angemessenen Mietzinses be­
klagt haben. "Angemessenheit" besagt doch über­
haupt nichts. Da kann man verlangen, was man 
will, und der "Mietenspiegel" ist nachher ge­
schrieben worden - und an dem hat sich alles 
orientiert. Aber genau das wollen wir nämlich 
nicht mehr! (BeifaLl bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Jetzt nehmen wir 
eine gesetzliche Determinierung vor und ernten 
Kritik - wenn auch wenig sachliche, aber doch 
Kritik - in die Richtung, daß die Unbestimmt­
heit der Richtwertmietzinse Rechtsunsicherheit 
und massenhaft gerichtliche Verfahren verursa­
che. 

Auch das haben wir überlegt, und wir haben 
nunmehr sehr wohl - nicht zuletzt auch auf An­
raten des Herrn Justizministers Michalek - ins 
Auge gefaßt, Möglichkeiten zu schaffen, daß es 
nicht zu solchen unendlich langen Verfahren 
kommt, denn in Wirklichkeit wird jetzt erst eine 
sachliche Ermittlung und gerichtliche Überprü­
fung der Mietzinshöhe ermöglicht. Darüber hin­
aus erleichtern wir die gerichtlichen und außerge­
richtlichen Vergleiche über strittige Mietzinse, 
um eine Überlastung von Gerichten und Schlich­
tungsstellen zu vermeiden. 

Das heißt, es ist ohne weiteres möglich, daß 
sich auch nach einer bestimmten Zeit die beiden 
Kontrahenten vergleichen können, und es muß 
letztendlich nicht um jeden Preis und mit Sach-
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verständigengutachten ein Mietpreis festgelegt 
werden. 

Bei dieser Gelegenheit möchte ich mich, meine 
Damen und Herren, wie das mein Kollege Dr. 
Otto Keimel getan hat, bei all jenen Beamten des 
Bundesministeriums für Justiz und auch beim 
Herrn Bundesminister für Justiz bedanken, auch 
bei Frau Staatssekretärin Fekter sowie bei all je­
nen, die bemüht waren, an dem so differenziert 
diskutierten Gesetz mitzuarbeiten; vor allem 
möchte ich mich auch bei den Experten Dr. 
Meinhart und Dr. Schuster recht herzlich von 
dieser Stelle aus bedanken. (Beifall bei der SPÖ 
sowie bei Abgeordneten der ÖVP.) 

Leider nicht bedanken für die Mitarbeit kann 
ich mich bei den Kollegen Ofner und SchölI, denn 
sie haben im Unterausschuß die Mitarbeit ganz 
einfach verweigert. Ich war völlig überrascht dar­
über - nachdem mir die Ehre zuteil wurde, nach 
der Mittagspause den Vorsitz im Unterausschuß 
zu übernehmen - eine Erklärung des Kollegen 
Ofner entgegennehmen zu müssen, daß er nicht 
mehr mitarbeiten will, weil er gehört habe, an 
dem Gesetzentwurf könne sowieso nichts mehr 
verändert werden, und daher habe es ja ohnehin 
keinen Sinn, da mitzuverhandeln. 

Meine Damen und Herren! Ich verstehe die 
Haltung der FPÖ in dieser Frage nicht ganz, denn 
die FPO hat sonst nicht Ausschußsitzungen oder 
Unterausschußsitzungen verlassen, obwohl sie 
auch nichts bewirkt hat, und das ist schon häufig 
vorgekommen. - Das heißt, selbst der Vergleich 
ist nicht zulässig, ja würde hinken. (BeifaLL bei der 
SPÖ.J 

Meine Damen und Herren! Wir verzichten bei 
diesem Gesetz derzeit bewußt auf Eingriffe in 
Altverträge, sichern aber die Hauserhaltung, in­
dem wir deutliche Verwaltungsvereinfachung in 
bezug auf Erhaltungs- und Verbesserungsbeiträge 
vornehmen. Schließlich kommt es auch zu einer 
Mietzinsanpassung bei Altverträgen von juristi­
schen Personen über Geschäftsräumlichkeiten, 
damit auch die Geschäftslokalmieter etwas mehr 
zur Hauserhaltung beitragen, zumindest soviel 
beitragen, wie das die heute schon so oft genann­
ten jungen Familien tun. - Ich glaube, das kann 
man auch von Geschäftsleuten verlangen - und 
mehr ist es nicht. 

Wir erteilen dem "Wohnen auf Zeit", insbeson­
dere mit sozial absolut unerwünschten Kurzzeit­
verträgen bis zu einem Jahr, eine deutliche Absa­
ge und bekennen uns zur Aufrechterhaltung des 
Kündigungsschutzes. Zusätzlich schaffen wir aber 
wirtschaftlich vernünftige und sozial verträgliche 
Fristverträge mit einer Dauer von drei Jahren 
und einem 20prozentigen Mietzinsabschlag. Das 
heißt - das noch einmal in Richtung grüne Frak­
tion -, sehr lukrativ für einen Vermieter ist es 

nicht, ständig 20 Prozent billiger vermieten zu 
müssen; irgendwann überlegt er sich dann schon, 
auch einmal unbefristet zu vermieten. 

Wir bauen die Mieterrechte, die Mitbestim­
mung bei der Hauserhaltung aus und treten vor 
allem der Terrorisierung und Schikanierung der 
Mieter durch Hauseigentümer, Manager von 
GesmbHs oder Verwaltungen mit gerichtlichen 
und Freiheitsstrafen entschieden entgegen. (Bei­
faLL bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Wir verbessern den 
Preis- und Kündigungsschutz der Untermieter, 
und sowohl im privaten Althausbestand als auch 
beim gemeinnützigen Wohnungsbestand wird die 
Vermehrung des Wohnungsangebotes durch Auf­
und Zubau erleichtert. Das ist grünlandschonend, 
das ist umweltfreundlich, und das ist infrastruk­
tursparend. Wir müssen nur wissen: Neue Woh­
nungen auf die grüne Wiese zu bauen, heißt: Es 
kosten die Wohnungen und die Häuser minde­
stens so viel wie die Infrastruktur, etwa Straßen 
und Verkehrsbauten. Das kostet noch einmal so­
viel wie die Wohnungen, die darum errichtet wer­
den könnten; daher auch diese Maßnahmen. 

Was das Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz 
anlangt, sorgen wir für ein höheres Angebot an 
erschwinglichen Wohnungen, indem wir die 
Wohnkostenbelastung in der Bezugsphase herab­
setzen und so vor allem für junge Familien eine 
angemessene Wohnversorgung wieder machbar 
machen. Zur Steigerung der Bauleistung der ge­
meinnützigen Bauvereinigungen stärken wir de­
ren Selbstfinanzierungskraft, sehen aber gleich­
zeitig eine Verwendungspflicht für das gemein­
nützige Vermögen vor. Wird dieses nicht im 
wohnwirtschaftlichen Kreislauf eingesetzt, 
kommt es zu einer vollen Besteuerung. Das haben 
wir ja bereits im Zuge der Steuerrechtsnovelle im 
Frühjahr 1993 beschlossen. 

Schließlich sorgen wir für einen verbesserten 
Konsumentenschutz bei der Überprüfung der 
Bauendabrechnung. Die Novellierung des Woh­
nungseigentumsgesetzes wird mehr Wohndemo­
kratie, das heißt, mehr Mitbestimmung bei der 
Verwaltung von Wohnungseigentumshäusern 
bringen. Darüber hinaus wird es zu einem verbes­
serten Schutz der Wohnungseigentumskäufer, so­
wohl was den Neubau als auch was den Altbau 
betrifft, kommen. Damit sollen die Bauträger­
skandale der Vergangenheit angehören, die bis­
lang vor allem in den ORF-Sendungen "Argu­
mente" und "Konflikte" berechtigterweise für 
Aufregung gesorgt haben. 

Meine Damen und Herren! Ich habe schon er­
wähnt, daß wir mit den geplanten Änderungen 
auf die Schaffung eines geordneten Marktes ab­
zielen. Ein solcher ist aber nur dann denkbar und 
auch funktionsfähig, wenn Angebot und Nachfra-
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ge in einem vernünftigen Verhältnis stehen. Wir 
werden daher auch die Anstrengungen im Zu­
sammenhang mit der Wohnbauoffensive, die 
schon im Herbst 1991 durch Bundeskanzler Vra­
nitzky angekündigt wurde, fortsetzen. Heute wis­
sen wir. daß die verschiedenen Maßnahmen zur 
Ankurbelung des Wohnungsneubaus in Öster­
reich bereits Wirkung zeigen: Die Zahl der Bau­
bewilligungen steigt deutlich an, auch die Zahl 
fertig.gestellter Wohnbauten steigt kontinuierlich, 
und Osterreich liegt in der Erhöhung des Wohn­
bauvolumens seit 1990 deutlich über dem Niveau 
anderer vergleichbarer westeuropäischer Länder, 
so etwa der EFT A- oder auch der EG-Staaten. 

Ich möchte hiezu nur drei Zahlen nennen: Bau­
bewilligungen: 1990 waren es 36 200, 1991 42 000 
und 1992 bereits 51 700. Das ist sogar eine sehr 
schöne und klare Steigerung dessen, was Bundes­
kanzler Vranitzky seinerzeit in Zell am See ange­
kündigt hat. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Die heute zur Be­
schlußfassung anstehende Wohnrechtsreform 
wird diesen positiven Trend absichern und weiter 
verstärken. Es wird Sie aber nicht überraschen, 
wenn ich Ihnen sage, daß wir damit nicht am 
Ende der Reformentwicklung stehen. Wir haben 
noch eine Reihe von Forderungen und Vorschlä­
gen zu beraten, weiterzuentwickeln und auch um­
zusetzen. Nur so ist gewährleistet, daß es in der 
österreichischen Wohnpolitik zu keinem Rück­
schritt oder Stillstand kommt, und daß das Recht 
auf Wohnen in Österreich keine leere Phrase ist. 

Es soll aber auch nicht so sein, daß den An­
spruch auf eine menschenwürdige Wohnversor­
gung nur die Begüterten einlösen können und die 
anderen ein Volk von Beihilfenempfängern wer­
den. Wir sind daher ganz bewußt auf die Miet­
wucherpreis-Bremse gestiegen, und wir haben für 
Neuvermietungen eine deutliche Mietzinssen­
kung vorgesehen und setzen damit den Wucher­
preisen von 120 S, 130 S und mehr pro Quadrat­
meter ein deutliches Ende. 

Wir sorgen damit dafür, daß nicht ausgerechnet 
auf Kosten der Ärmsten und Armen, auf Kosten 
der lungfamilien, der Gastarbeiter und der alten 
Menschen wohnungspolitisches Schindluder ge­
trieben wird. Das ist mit diesem Gesetz vorbei! 
(Beifall bei der SPÖ und bei Abgeordneten der 
ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Wir haben in den 
Verhandlungen mit dem Koalitionspartner, aber 
auch mit vielen anderen Interessengruppen einen 
ausgewogenen Gesetzentwurf erarbeitet, der 
Mietzinse für durchschnittlich verdienende öster­
reichische Familien in Zukunft wieder leistbar 
macht. 

Ich darf hier aus einem Artikel der "Salzburger 
Nachrichten" zitieren. - Ich glaube, den "Salz­
burger Nachrichten" kann man !:licht gerade 
nachsagen, ein Zentralorgan der SPO zu sein. Ich 
lese nur drei Sätze daraus vor: 

"Das neue Gesetz beschneidet die Möglichkeit, 
bei Neuvermietungen Phantasiebeträge zu verlan­
gen. 

Diese Maßnahme ist ohne Zweifel sozial be­
gründet. Sie ist, wenn man die tatsächlich ver­
langten und bezahlten Mieten betrachtet, sogar 
überfällig." - Ende des Zitates. 

Wir haben damit einen weiteren großen Schritt 
in Richtung Gestaltung eines neuen, modernen 
Wohnrechtes gesetzt, das heute hier im Hohen 
Haus zu beschließen sein wird. Wir werden aber 
auch den Herrn lustizminister ersuchen, die noch 
offenen und notwendigen Harmonisierungen, 
wodurch ein verständlicheres und übersichtliche­
res Wohnrecht geschaffen werden sollen, rasch 
voranzutreiben, und ich hoffe, daß wir darüber 
noch vor Ende der Legislaturperiode in diesem 
Hause befinden werden können. 

Ich erlaube mir nunmehr, einen Entschlie­
ßungsantrag zu verlesen, der in diese Verhand­
lungen eingebracht werden soll: 

Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Dkfm. Dr. Keimel, Eder, Dr. 
Schwimmer und Kollegen zum Tagesordnungs­
punkt 2: Bericht des Bautenausschusses über den 
Antrag 579/A der Abgeordneten Dkfm. Dr. Kei­
mel, Eder, Dr. Schwimmer und Genossen betref­
fend ein 3. Wohnrechtsänderungsgeselz (1268 der 
Beilagen) 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Der Bundesminister für Justiz wird ersucht, zur 
Vorbereitung des nächsten parlamentarischen Ar­
beitsschrittes der Wohnrechtsreform, nach Durch­
führung einer umfassenden Begutachtung, eine Re­
gierungsvorlage vorzubereiten. Inhaltlich soll diese 
Regierungsvorlage insbesondere die Schaffung von 
Bestimmungen über die Erhaltung und über nützli­
che Verbesserungen, über Aufwendungen und de­
ren Auf teilung, über die Abrechnung und das Ver­
fahren sowie ergänzende Bestimmungen über das 
Makler- und Bauträgerwesen umfassen. 

Darüber hinaus soll auch der Umfang der Kom­
petenzverschiebung des zivilrechtlichen Wohnbau­
förderungsrechtes 1989, insbesondere die Frage 
der Mielzinsbildung nach begünstigter Rückzah­
lung sowie die Möglichkeit der Erhöhung von 
Hauptmietzinsen nach § 18 f MRG geklärt wer­
den. 

Weiters wird der Bundesminister für Justiz er­
sucht, in dieser Regierungsvorlage auch eine Klar-
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stellung hinsichtlich des vom Verwalter im Rah­
men der ordentlichen Verwaltung zu erbringenden 
Leislungsumfanges und der daraus resultierenden 
Aufwendungen für die Verwaltung zu treffen. 

Meine Damen und Herren! Wir Sozialdemo­
kraten geben dieser Gesetzesvorlage gerne unsere 
Zustimmung. - Danke. (Beifall bei der SPÖ so­
wie bei Abgeordneten der ÖVP.) /6.38 

Präsident: Der Entschließungsantrag, den Kol­
lege Eder soeben verlesen hat, ist genügend un­
terstützt und steht mit in Verhandlung. 

Nächste Wortmeldung ist die des Abgeordne­
ten Barmüller. Ich erteile ihm das Wort. 

/6.38 
Abgeordneter Mag. Barmüller (Liberales Fo-

rum): Herr Präsident! Herr Bundesminister! Mei­
ne Damen und Herren! Ich hätte gar nicht ge­
dacht, daß ich mit der Rede des Herrn 
Abgeordneten Eder letztlich doch noch überein­
stimmen kann, denn wenn Sie sagen, Herr Abge­
ordneter Eder, daß man jenen Leuten, die illegal 
Ablösen kassieren, das Handwerk legen muß, 
dann gebe ich Ihnen vollkommen recht. Ich freue 
mich schon, wenn Sie in Wien, wie man jetzt im 
"profil" nachlesen kann, damit anfangen, weil 
nämlich der größte Wohnungsvermieter in Euro­
pa, die Gemeinde Wien, über Jahre hinweg illega­
le Ablösen kassiert hat, und zwar in Milliardenhö­
he. 

Stadtrat Mayr, einer Ihrer Parteikollegen, und 
auch Stadtrat Edlinger, der eine Antwort darauf 
schuldig ist, was er denn dagegen machen wolle, 
und zwar ist er das schuldig seit Juli, haben nichts 
anderes gewußt, als zu sagen: Zum Glück sind das 
ja nur Spekulationen, denn zurückzahlen werden 
wir das ja nicht müssen, nachdem das Ganze 
schon verjährt ist. Daß man das Argument der 
Verjährung bringen wird, ist gut und recht, nur: 
Billig ist es deswegen noch lange nicht, Herr Ab­
geordneter! Denn Verjährung heißt, daß zwar 
diese Forderungen zu Recht bestehen, daß sie 
aber nur aufgrund des Ablaufs der Zeit nicht 
mehr eingeklagt werden können. 

Herr Abgeordneter Eder! Wenn Sie von "Geld­
säcken" reden, die illegale Ablösen kassieren, so 
betrifft das offensichtlich jene, über die im letzten 
"profil" berichtet wird. 

Herr Abgeordneter Eder! Wir machen ja keine 
Unterschiede zwischen Privaten und Öffentlichen 
in diesem Bereich: Wir finden, allen gehört das 
Handwerk gelegt! Da haben Sie vollkommen 
recht! 

Heute ist hier gesagt worden, die Zusammenar­
beit im Bautenausschuß war hervorragend, und 
jeder hat sich darüber gefreut, daß es ein gutes 
Klima gegeben hat. - Das Liberale Forum hat 

aber nicht Gelegenheit gehabt, im Bautenaus­
schuß mitzuwirken, weil es dort nämlich nicht 
vertreten ist. Ich sage das deshalb, weil das Miet­
recht eigentlich eine Materie ist, die in den Justiz­
ausschuß gehört und nicht in den Bautenaus­
schuß. Der Bautenausschuß ist wohl deshalb ge­
wählt worden, weil er hier in diesem Hause der 
am stärksten sozialpartnerschaftlieh dominierte 
Ausschuß ist. Das halte ich für den Grund, war­
um es dort verhandelt worden ist. (Zwischenruf 
des Abg. E der.) 

Ich sage Ihnen noch etwas, Herr Abgeordneter: 
Die ganze Angelegenheit betreffend den Beirat, 
der im Rahmen des Richtwertsystems und des 
Richtwertgesetzes etabliert worden ist, weist ganz 
genau in dieselbe Richtung. Es ist nämlich so, daß 
man mit dem Richtwertsystem, mit dem Beirat, 
den man dort installiert hat, den Bundesminister 
für Justiz zwar zu einem Ausführungsorgan von 
privaten Vereinen, von den Sozialpartnern 
macht, ihm aber im Grunde genommen kaum 
eine eigene Entscheidungskompetenz zubilligt. 
Und da muß man sich schon auch vor Augen füh­
ren, für welchen Bereich das Richtwertsystem, 
von dem Sie behaupten, damit könnten die über­
hohen Mieten im Bereich des Wohnungsmarktes 
in den Griff bekommen werden, gilt. 

Abgeordneter Keimel hat heute hier erwähnt, 
daß in der "Hausbesitzer-Zeitung" von 
900000 Wohnungen gesprochen wird. Ich greife 
zurück auf jene Zahlen, die jedem hier im Hause 
zugänglich sind, die im Österreichischen Statisti­
schen Jahrbuch enthalten sind. Und wenn man 
sich diese Zahlen anschaut, dann kommt man zu 
einem ganz anderen Ergebnis. 

Das ÖST A T spricht nämlich von 
3 393 271 Wohnungen, und wenn wir jetzt die 
Zahl der Zweitwohnsitze und der leerstehenden 
Wohnungen, die Zahl der Eigenheime und Ei­
gentumswohnungen, die existieren, abziehen, 
wenn wir auch die Zahl der vor 1945 errichteten 
Wohnungen, für die ja das Richtwertsystem auch 
nicht gilt, und auch noch die Zahl der Kategorie­
A- und Kategorie-B-Wohnungen über 
130 Quadratmeter abziehen, dann kommen wir 
auf 173 982 Wohnungen - wenn man den Zah­
len des Österreichischen Statistischen Zentralam­
tes Glauben schenken kann. 

.. Das sind vom Gesamtwohnungsbestand in 
Osterreich 5,13 Prozent, und für diese 5,13 Pro­
zent soll jetzt einmal generell dieses Richtwertsy­
stem gelten. Nur: Für die knapp 
174 000 Wohnungen gilt das ja nicht, denn es gilt 
nur für jene Wohnungen, die neu vermietet wer­
den. Das sind selbst bei großzügigster Berech­
nung von 10 Prozent - Abgeordneter Keimel hat 
von 6 Prozent gesprochen - nur rund 15 000 bis 
20 000 Wohnungen pro Jahr, die auf den Markt 
kommen werden. Jetzt zu behaupten, daß man 
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mit diesen Zahlen der Wohnungsnot in Öster­
reich, die existiert, entgegenwirken kann, ist ja 
wohl lachhaft, Herr Abgeordneter! Das halte ich 
für lachhaft. 

Es ist doch wohl jedem einsichtig, daß die Re­
gelung, wenn wir hier von 0,6 Prozent des gesam­
ten Wohnungsbestandes in Österreich ausgehen, 
die Sie hier getroffen haben, die Sie als einen gro­
ßen Teilschritt ankündigen, wo Gott sei Dank 
noch weitergearbeitet wird, nicht das Ziel sein 
kann, daß sie absolut keine Auswirkungen auf 
den Bereich des Wohnungsmarktes haben wird. 
(Beifall beim Liberalen Forum. - Abg. E der: 
Schauen Sie sich die Statistik an! Vom Wohnungs­
gemeinnützigkeitsgesetz sind 500 000 Wohnungen 
betroffen! Die haben Sie jetzt unter den Tisch fal­
len lassen.') 

letzt komme ich darauf zu sprechen, was im 
Kapitel "Wohnen" im Arbeitsübereinkommen 
der großen Koalition steht: "Und es gilt, die Er­
schwinglichkeit der Wohnungen, insbesondere 
für einkommensschwächere Gruppen, (wieder) 
zu gewährleisten." 

Sie haben im Bericht des Ausschusses großspu­
rig verkündet: Mit dem nun vorliegenden Antrag 
sollen insbesondere im Bereich des Mietrechtsge­
setzes - Sie haben sich nur auf das Mietrechtsge­
setz bezogen - Auswüchsen der Mietenentwick­
lung der letzten Zeit taugliche Begrenzungen un­
ter Sicherung des erhaltungswürdigen Bestandes 
entgegengesetzt werden. Dabei soll eine spürbare 
Preisdämpfung bewirkt werden. - Eine spürbare 
Preisdämpfung bei 0,6 Prozent des Wohnungsbe­
standes! (Zwischenruf des Abg. E der.) 

Herr Abgeordneter Eder! Sie argumentieren 
immer: Trotz des Mietrechtsgesetzes bestehen 
diese hohen Mieten. Ich sage Ihnen, die bestehen 
nicht trotz des Mietrechtsgesetzes, die bestehen 
zu einem gut Teil wegen des Mietrechtsgesetzes, 
weil das Mietrechtsgesetz letztlich dazu führt, daß 
der Druck im Bereich der Wohnungen total in 
Richtung Kategorie A gegangen ist, daß Katego­
rie-B-und-C-Wohnungen überhaupt nicht ange­
boten worden sind und daß der Markt in dem 
Bereich völlig überhitzt worden ist. (Abg. E der: 
Das ist aber jetzt drinnen im Mietrechtsgesetz!) 
Aber das ist nicht ein Fehler des Marktes. Frau 
Abgeordnete Stoisits hat vom geregelten Markt 
gesprochen, das ist aber kein geregelter Markt. Er 
braucht zwar gute Rahmenbedingungen, aber kei­
ne Regelungen in sich. Man muß diesen Markt 
einmal arbeiten lassen, das ist in Österreich not­
wendig. (Beifall beim Liberalen Forum.) 

Meine Damen und Herren! Mir drängt sich -
das sage ich insbesondere deshalb, weil Sie meine 
Presseaussendung angesprochen haben - der 
Verdacht auf, daß Ihrerseits gar nicht daran ge­
dacht wurde, im Bereich des Wohnungsmarktes 

in Österreich wirklich etwas zu verbessern, son­
dern daß Sie bei den ganzen Verhandlungen eher 
an Wien und an Ihren Wahlkreis gedacht haben. 
Denn wenn man sich die Zahlen des Österreichi­
schen Statistischen Zentralamtes anschaut, dann 
kann man feststellen, daß das Mietrechtsgesetz in 
Wien massiert angewendet wird. In den anderen 
Bereichen hat es eher eine untergeordnete Bedeu­
tung. 

Wenn das der Fall ist, dann reden wir, wenn wir 
von Änderungen im Mietrechtsgesetz reden, 
hauptsächlich von Änderungen für den Bereich 
Wien, also für Ihren Wahlkreis. Gut, das sehe ich 
schon ein, ich halte es nur nicht für ein gutes Ar­
gument, daß man dann, so wie Sie das heute ge­
macht haben, eine rein ideologische Rede hält 
und nicht wirklich auf die Probleme Bezug 
nimmt, die es dort gibt. Das haben Sie nämlich 
nicht getan. (Abg. E der: Kennen Sie die Proble­
me in Wien und im Burgenland und den Unter­
schied? Was ist denn der Schwerpunkt der Proble­
matik?) 

Herr Abgeordneter! Es gibt sehr viele Woh­
nungssuchende, und wir brauchen ein Recht, das 
durchschaubar ist, das verständlich ist, und das ist 
das Mietrechtsgesetz absolut nicht, das wird es 
auch nicht durch diese Teilrechtsänderungen, die 
es hier gibt. Im Grunde genommen hat man die­
sen Weg doch nur gewählt, weil man jetzt vor der 
Wahl nicht das Gesicht verlieren will, weil die 
Koalition in vielen Bereichen, in vielen wesentli­
chen Fragen in Österreich nur noch Scheinpolitik 
betreibt. Das geht sogar bis in so kleine Fragen 
wie das Namensrecht hinein, wo man einfach 
nicht in der Lage ist, sich zu einer Meinungsfin­
dung durchzuringen. (Beifall beim Liberalen Fo­
rum.) Und bei solch wichtigen Fragen wie dem 
Mietrecht war es offensichtlich auch nicht der 
Fall. 

Schließlich war es ja ein Ausweg, den Sie ge­
sucht haben, weil sich nämlich Bundesminister 
Michalek geweigert hat, den Entwurf, der vorge­
legen ist, als Regierungsvorlage einzureichen. 
Und man kann nach den Äußerungen, die vom 
unabhängigen lustizminister zu hören waren, nur 
hoffen, daß das, was jetzt ausgearbeitet wird, um 
einiges besser sein wird als das, was Sie uns heute 
hier vorgelegt haben. 

Ich kann aber auch Abgeordneten Keimel nicht 
ganz aus der Ziehung lassen und muß noch ein­
mal auf den Beirat, den es jetzt nach dem Richt­
wertgesetz gibt, Bezug nehmen. Der Beirat nach 
dem Richtwertgesetz, meine Damen und Herren, 
ist nämlich wieder einmal klassisch sozialpartner­
schaftlieh zusammengesetzt. Ich habe das oft ge­
nug hier von dieser Stelle aus gesagt: Wir vom 
Liberalen Forum bekennen uns zur grundsätzli­
chen Idee der Sozialpartnerschaft. Das ist keine 
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Frage. Aber diese Auswüchse, die in dem Bereich 
existieren, sind abzustellen! 

Hier ist zu lesen, daß die Richtwerte und die 
Empfehlungen betreffend Zuschläge und Abstri­
che von diesem Beirat zu beschließen sind, wo 
zwei Vertreter der Bundeskammer der gewerbli­
chen Wirtschaft drinsitzen, zwei Vertreter der 
Bundesarbeitskammer, drei Nachfragevertreter 
und drei Anbietervertreter aus dem Kreis der 
Funktionäre und Angestellten von Vereinen im 
Sinne des § 37 Abs. 3 Z. 11 Mietrechtsgesetz. Der 
Bundesminister für Justiz hat die allgemeinen 
Empfehlungen, die dieser Beirat macht, im Amts­
blatt der Wiener Zeitung zu veröffentlichen, er 
hat aber nicht einmal die Möglichkeit, zu sagen: 
Nein, das halte ich wirklich für total daneben, das 
mache ich nicht!, was seine Verantwortung wäre, 
und er müßte sich dann eventuell auch vor die­
sem Haus verantworten. - Nein, der Bundesmi­
nister wird einfach zum verlängerten Arm der So­
zialpartner gemacht! - Das ist untragbar (Beifall 
beim Liberalen Forum). und dagegen werden wir 
uns auch immer aussprechen! 

Aber daß Sie mir nicht vorwerfen, ich hätte nur 
das Negative herausgegriffen: 

Als positiv im Bereich dieses Beirates, was den 
Ablauf angeht, habe ich empfunden, daß hier ein 
Minderheitenforum festgeschrieben ist. Das 
heißt, wenn zwei Vertreter gegenüber der Aus­
schußmehrheit unterschiedlicher Ansicht sind, 
dann können sie das in das Gutachten, das über 
die Richtwerte gemacht wird, auch aufnehmen. 
Das ist etwas, was es auch in allen anderen Beirä­
ten - wo es sinnvoll ist - geben sollte. Darüber 
sollte man einmal nachdenken. 

Abgeordneter Keimel hat also offensichtlich in 
dem Bereich die Position der Sozialpartner zu 
wahren gehabt. 

Meine Damen und Herren! Das Liberale Fo­
rum hat sich in der Frage des Wohnrechts und in 
der Frage der Mietrechtsproblematik einem ganz 
anderen Ansatz verschrieben. Wir sehen das in 
einem völlig anderen Licht, und wir bekennen 
uns, was jetzt das Mietrechtsgesetz angeht, dazu, 
daß es nicht zuwenig Wohnungen gibt, sondern 
daß es nur zuwenig Wohnungen auf dem Markt 
gibt. Und das ist nicht trotz des Mietrechtsgeset­
zes so, sondern das ist wegen des Mietrechtsgeset­
zes so. 

Wir meinen daher, daß es sinnvoll ist, das An­
gebot auf dem Bereich zu verstärken, denn nur 
wenn Sie ein erhöhtes Angebot haben, Herr Ab­
geordneter Schmidtmeier ... (Abg. 5 c h m i d t -
me i er: Das heißt, wir sollen keine Wohnungen 
mehr bauen, oder was?) Augenblick, zum Bauen 
von Wohnungen komme ich noch! (Abg. 

S c h m i d t m eie r: Sie haben gesagt, wenn genug 
da sind, brauchen wir keine zu bauen.') 

Sehen Sie, jetzt haben Sie mir nicht genau zu­
gehört. (Abg. Sc h m i d I m eie r: Oja.' Ganz ge­
nau.') Nein, ich habe gesagt: was das Mietrechtsge­
setz angeht. Natürlich ist mir vollkommen klar, 
Herr Abgeordneter - ich darf Ihnen hier auch 
ein paar Zahlen zitieren -, daß man, wenn etwa 
bei den gemeinnützigen Wohnbauvereinigungen 
und den Gemeinden zu Beginn des Jahres 1993 
235 000 Wohnungssuchende vorgemerkt waren, 
das nicht allein mit Änderungen im Mietrechtsge­
setz behandeln kann, weil es ja nur den Bestand 
regelt und nicht den Neubau. Das ist doch voll­
kommen klar. Das steht doch überhaupt nicht zur 
Diskussion. Ich halte es auch nicht für sachdien­
lich, solche Zwischenrufe zu machen. (Abg. 
Sc h m i d t m eie r: Das müssen Sie schon mir 
überlassen.' Das laß ich mir nicht 'Vorschreiben.') 
Das überlasse ich Ihnen, aber die Bewertung Ihres 
Zwischenrufes müssen Sie mir überlassen, sonst 
dürfen Sie bei mir keine Zwischenrufe machen, 
wenn Sie mir das nicht zugestehen wollen. (Abg. 
S c h m i d t m eie r: Ich wollte nur wissen. ob wir 
jetzt noch bauen sollen oder nicht.') 

Wenn es 1993, Herr Abgeordneter Schmidt­
meier, 235 000 Wohnungssuchende gegeben hat 
- 16 Prozent mehr als im Vorjahr - und wenn, 
bezogen auf Wien, 85 000 vorgemerkt sind - das 
sind 20 Prozent mehr als im Vorjahr -, dann 
wissen wir ganz genau, daß man natürlich im Be­
reich des Neubaues etwas tun muß. (Abg. 
Sc h m i d t m eie r: Da bin ich bei Ihnen.') Dazu 
haben wir auch konkrete Vorschläge, die ich Ih­
nen noch nennen werde. 

Aber was das Mietrechtsgesetz angeht, sage ich 
Ihnen, daß die Wahl - da gebe ich Abgeordneter 
Stoisits vollkommen recht -, bloß auf drei Jahre 
befristete Mietverträge zuzulassen, der falsche 
Weg ist. Das führt wirklich zu Nomadentum. Die 
Befristungen müssen letztlich nach oben hin auf 
einen längeren Zeitraum möglich sein, und sie 
müssen ausgeweitet werden können, ich halte 
aber den Weg, unbefristete Mietrechtsverhältnis­
se dadurch zu begünstigen, daß man eben im Be­
reich der Mietzinsreserve etwas vorsieht, und 
zwar sehr Gravierendes vorsieht, für den richti­
gen Ansatz. Das ist auch ein marktwirtschaftJj­
cher Ansatz, und den sollte man vermehrt voran­
treiben. Also muß man Befristungen flexibilisie­
ren - bei gleichzeitiger Bevorzugung von unbe­
fristeten Mietverhältnissen -, und zwar aus­
schließlich über die Rentabilität und nicht über 
irgendwelche anderen Methoden. 

Ich sage Ihnen aber auch, meine Damen und 
Herren - und da hat sich heute eigentlich noch 
niemand drübergetraut -, daß es notwendig sein 
wird, in die Friedenskronenzinsregelungen einzu­
greifen. Ich weiß, daß das ein unpopuläres Thema 
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ist, aber ich sage Ihnen auch, warum das notwen­
dig ist. Ich möchte nur vorher noch auf ein Argu­
ment eingehen, das von Abgeordneten Keimel ge­
äußert wurde. Er sagt, das sei politisch nicht 
durchsetzbar, weil es einen Eingriff in bestehende 
Verträge bedeute. Das ist ein vorgeschütztes Ar­
gument. Es ist deshalb ein vorgeschütztes Argu­
ment, weil sich offensichtlich absolut niemand in 
diesem Hause daran gestoßen hat, daß jedes Ver­
fahren nach § 18 Mietrechtsgesetz natürlich ei­
nen Eingriff in bestehende Mietverträge bedeutet. 
Die Erhaltungs- und Verbesserungsbeiträge sind 
Eingriffe in bestehende Rechtsverhältnisse. Das 
ist doch überhaupt keine Frage, aber das läßt man 
unter den Tisch fallen. 

Ich möchte auf noch etwas hinkommen, was 
man immer wieder gerade für den Bereich von 
Wien hört. Die §-18-Verfahren haben letztlich zu 
einer wirklich bedenklichen Korruption geführt. 
Sie können heute mit Vermietern reden, wo im­
mer Sie wollen, die Ihnen sagen: Ich bringe fast 
alles durch in dem Verfahren, wenn ich vorher 
nur genug zahle. Das ist etwas, wovor man die 
Augen nicht verschließen darf, sondern das ist et­
was, was man auch einmal aufgreifen muß! Und 
wenn es gesetzliche Regelungen gibt, die solche 
Verhältnisse forcieren, dann muß man diese ge­
setzlichen Regelungen verändern, und zwar dahin 
gehend, daß das nicht mehr möglich ist! Korrup­
tion ist nämlich nur eine Frage der zu engen Aus­
führung von gesetzlichen Vorschriften für die 
Wirtschaft. Hier wird immer ein Weg gefunden 
werden. Wenn Sie jemanden nicht den gesetzli­
chen Weg erlauben, dann wird er halt den illega­
len Weg gehen. 

Ihre Betroffenheit (zu Abg. Schmidtmeier), weil 
ich das gesagt habe, gibt mir im Grunde genom­
men recht. Ich freue mich, daß Sie auch darüber 
Bescheid wissen. Ich meine nur, daß man in der 
Frage auch einmal etwas tun sollte und sich das 
näher anschauen muß. (Beifall beim Liberalen 
Forum.) 

Jetzt aber zur Argumentation, meine Damen 
und Herren, warum wir vom Liberalen Forum 
meinen, daß man nicht darum herumkommen 
wird, auch über den Bereich der Friedenskronen­
zinsregelungen zu reden. Wir können über alles 
reden, über einschleifende Regelungen, über den 
Zeithorizont, in dem wir das machen können, 
keine Frage, aber das eigentliche Argument, war­
um die Friedenskronenzinsregelung nicht auf­
rechtzuerhalten ist, ist ein soziales Argument. 

Wenn Sie sich nämlich überlegen, daß jeder 
Hauseigentümer sein Haus letztlich als eine Wirt­
schaftseinheit betrachtet, die insgesamt einfach 
einen Gewinn bringen muß, die insgesamt renta­
bel sein muß, dann wird jeder Gewinnentgang, 
den dieser Hauseigentümer in irgendeiner Woh­
nung hat, weil hier seit Jahrzehnten Mietzinse 

festgeschrieben sind, einfach überwälzt werden 
auf andere Wohnungen. Das heißt, der Mieter im 
ersten Stock, der seit Jahrzehnten irgendwe1che 
Vorteile aufgrund der Festschreibung genießt, 
der über diese Jahrzehnte hinweg auch schon sehr 
hohe finanzielle Vorteile daraus genossen hat, 
wird weiterhin begünstigt bleiben, während der 
Ausfall von dem gezahlt werden muß, der im 
zweiten Stock neu einzieht. Wenn Sie glauben, 
daß das gerecht ist, und wenn Sie meinen, daß das 
fair ist, gegenüber den Leuten, die heute eine 
Wohnung suchen, dann sage ich Ihnen: Ich emp­
finde das nicht so! (Beifall beim Liberalen Fo­
rum.) 

Man wird nicht darum herumkommen - so 
unpopulär das ist für jene Leute, die hier natür­
lich Vorteile verlieren -, dieses Problem anzu­
sprechen, denn das treibt die Preise sehr wohl in 
die Höhe. Und wenn das die Preise in die Höhe 
treibt - Sie haben sich hingegen dem verschrie­
ben, die Preise zu dämpfen, und das ist notwendig 
-, dann muß man in diesem Bereich Vorsorge 
treffen, dann muß man hier mehr Markt zulassen 
und nicht immer nur mit Marx daherkommen. 

Das zweite Argument, meine Damen und Her­
ren, ist, daß der günstige Zins dazu führt, daß die 
Wohnungen gehortet werden. Zu große Woh­
nungen werden gehortet und nicht gebraucht. 
(Abg. Sc h m i d t m eie r: Jetzt haben Sie sich 
aber widersprochen.' Erst sagen Sie, keine Eingriffe 
in alte Verträge, und dann sagen Sie, da muß man 
sich was einfaLLen lassen.') Lassen Sie mich das fer­
tigmachen! Ich sage es Ihnen gleich. Der Eingriff 
ist notwendig (Abg. Sc h mi d t m eie r: Aha!), 
aber was zur Diskussion steht, Herr Abgeordneter 
Schmidtmeier, ist, in welchem Zeitrahmen man 
das macht, wie man soziale Härten vermeidet. 
(Abg. 5 c h m i d I me i er: Aber das ist ein Ein­
griff!) Ja natürlich. (Abg. Sc h m i d I m eie r: Ju­
ristisch ist das gleich.' Eingriff ist Eingriff!) Ein­
griff ist Eingriff, ja natürlich. Es geht darum, daß 
wir die Preise ... (Abg. Dr. Sc h w im m e r: Er 
hat das Gesetz nicht geLesen! Ich werde es ihm 
gleich erklären.') 

Herr Abgeordneter Schwimmer! Ich weiß 
schon, Sie werden auch in diesem Beirat drinnen 
sitzen, wo Sie nachher dem Herrn Bundesmini­
ster sagen können, was er zu verlautbaren hat. 
Daß Ihnen das gefällt, glaube ich auch. (Abg. Dr. 
5 c h w im m e r: Ich werde sicher nicht drinnen 
sitzen! Ich werde es Ihnen gleich erklären!) Herr 
Abgeordneter Schwimmer! Es ist halt nicht Ihr 
Vorteil, und weil das nicht Ihr Interessenbereich 
ist, sind Sie halt insgesamt auch dagegen. (Abg. 
Dr. Sc h w im m e r: Sie gehören leider auch zu 
denen, die das Gesetz nicht gelesen haben.' Ich wer­
de es Ihnen gleich erklären.') 

Noch einmal: Der günstige Zins, Herr Abge­
ordneter Schwimmer, führt dazu, daß große 
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Wohnungen gehortet werden. Das wissen Sie. Es 
werden auch Wohnungen gehortet, die nicht ge­
braucht werden, weil man es sich eh leisten kann, 
weil es ja nichts kostet. Aber diese Wohnungen 
fehlen auf dem Wohnungsmarkt, verkürzen das 
Angebot und treiben daher die Nachfrage nach 
den angebotenen Wohnungen und damit auch 
den Preis hinauf. Das ist in sich immer wieder 
dasselbe. (Abg. Dr. Sc h w im m er: Haben Sie 
nicht das ganze Wohnrechtsänderungsgeselz gele­
sen? Alle Bestimmungen?) 

Ich sage Ihnen noch etwas, Herr Abgeordneter 
Schwimmer: Die Friedenskronenzinsregelungen 
(Abg. Dr. Sc h w i m m e r: Die gibt es in diesem 
Gesetz nicht mehr.' Sie haben das Gesetz nicht ge­
lesen.') sind bei der heutigen Situation auf dem 
Wohnungsmarkt kein wohlerworbenes Recht, 
sondern sie sind ein nicht tragbares Privileg. Und 
darüber müssen Sie sich auch einmal Gedanken 
machen! 

Wenn im 4. Bezirk jemand in einer 
11O-m l -Wohnung für 1 400 S wohnen kann -
ich kenne Wohnungen von der gleichen Quadrat­
meteranzahl, wo man 13 000 S zahlt - und Sie 
dieses Mißverhältnis nicht auflösen wollen, da 
muß ich Ihnen ganz offen sagen, das ist starker 
Tobak. Aber okay, das ist der Weg, den Sie gehen 
wollen. Wir sagen Ihnen, daß es nicht der richtige 
Weg ist. Ich weiß schon, Sie werden darauf keine 
Rücksicht nehmen, aber es sei hier deponiert. 

Jetzt zu dem Argument, das Herr Abgeordne­
ter Schmidtmeier gebracht hat, als er gesagt hat: 
Na glauben Sie, ohne Neubau wird es gehen? -
Natürlich geht es nicht ohne Neubau. Das ist doch 
überhaupt keine Frage. Aber Abgeordneten Kei­
mel sind, als es um die Frage des Neubaues gegan­
gen ist, nur die gemeinnützigen Wohnbauträger 
eingefallen. Das hat auch Abgeordneter Eder aus­
geführt. Wenn ihm nur diese einfallen, dann sage 
ich Ihnen, dem Liberalen Forum fällt da etwas 
ganz anderes ein. Dem Liberalen Forum fällt ein, 
daß man in dem Bereich auch einmal Privatkapi­
tal akquirieren könnte. Das muß man doch in die­
sen Bereich hineinbringen. Und dieses Kapital 
gibt es. (Abg. E der.' Zu welchem Prozentsatz? 
Sagen Sie mir den Prozentsatz.') Es wird in diesem 
Bereich deshalb nichts investiert von den Priva­
ten, weil die Refinanzierung nicht stimmt. Solan­
ge die Refinanzierung nicht stimmt, wird da auch 
kein Kapital hineinfließen. (Abg. E der: Sagen 
Sie den Prozentsatz!) 

Darum würde ich etwa vorschlagen, daß man 
die Abschreibungen für Wohnbauten von den 
50 Jahren auf zehn Jahre verringert. (Abg. Dr. 
Sc h w i m m e r: Er hat keine Ahnung.') Wenn Sie 
das tun, Herr Abgeordneter Schwimmer, dann 
wird es hier natürlich zu einem Bau- und Sanie­
rungsboom kommen. (Abg. Dr. Sc h w im m e r: 

Ich würde Sie einladen, aufzuhören und mir dann 
zuzuhören! ) 

Sie können auch hergehen und die steuerliche 
Absetzbarkeit von Wohnbauausgaben ausweiten. 
Das ist nämlich auch etwas, was durchaus sinnvoll 
wäre. (Abg. E der.' Wie hoch sind die Prozente? 
Wie hoch ist die Belastung?) Da kommt man dann 
immer mit dem Argument, Herr Abgeordneter 
Eder, daß man das wahrscheinlich nicht bezahlen 
wird können, weil es auch eine Budgetbelastung 
bedeutet. (Zwischenruf des Abg. E der.) Ja na­
türlich, dem Finanzminister, sagt man, geht etwas 
verloren. Aber wenn dem Finanzminister ohne­
hin nichts verlorengeht, dann verstehe ich nicht, 
warum er nicht dazu übergehen kann, warum er 
nicht versuchen kann, vermehrt Privatkapital in 
diesen Bereich hineinfließen zu lassen. Derzeit 
wird nämlich nicht gebaut, daher entgeht dem Fi­
nanzminister auch kein Geld, weil er sowieso 
nicht zu arbeiten anfängt. (Abg. E der: Wie hoch 
sind die Mieten in Ihrem HoteL?) 

Herr Abgeordneter Schwimmer! Wir wissen 
ganz genau, daß nur unter der Voraussetzung, 
daß wir das Angebot auf dem Wohnungsmarkt 
erhöhen können, letztlich die Mieten sinken wer­
den. (Abg. E der: Wie hoch sind die Mieten in 
Ihrem HoteL bei zehn Jahren Abschreibung?) Herr 
Abgeordneter Eder! Ich weiß schon, daß Sie, die 
Sie zurückgreifen auf mit Steuern und mit 
Zwangsmitgliedsbeiträgen finanzierte Arbeiter­
kammern, und Sie, die Sie zurückgreifen auf die 
mit Zwangsmitgliedschaft und Zwangsmitglieds­
beiträgen finanzierte Bundeswirtschaftskammer 
(Abg. Dr. Sc h w i m m e r: Sie haben leider das 
Gesetz nicht gelesen! Sie haben keine Ahnung.'), 
toll solche Finanzierungsmodelle durchrechnen 
können. 

Ich kann Ihnen heute eine Antwort vom grund­
sätzlichen Zugang her geben, ich kann Ihnen aber 
kein durchgerechnetes Modell für alle Wohnun­
gen in ganz Österreich nennen. Und wissen Sie, 
warum ich das nicht kann: Weil Sie keinen Wert 
darauf legen, daß das Liberale Forum im Aus­
schuß mit Sitz und Stimme bei der Verhandlung 
dieser Materie dabeisein kann, denn Sie haben 
nur ein Interesse: in diesem Bereich unter sich zu 
bleiben. 

Heute um 12 Uhr 50 ist ein Abänderungsantrag 
"herumgegangen", den Sie offensichtlich noch 
nicht eingebracht haben, vielleicht kommt er 
noch, der sich auf das 3. Wohnrechtsände­
rungs gesetz bezieht, das "so gut" ist. Auch nach 
allen Regeln der Logik ist es natürlich nicht mög­
lich, diesen sinnvoll durchzuschauen. Ich bin nur 
neugierig, ob der Antrag noch kommt. (Abg. 
E der: Dürfen wir eine gemeinsame Rechnung 
machen? Eine gemeinsame Rechenaufgabe.') 
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Wir werden uns gerne dieser gemeinsamen Re­
chenaufgabe stellen, wenn Sie uns auch die Gele­
genheit geben, hier in diesem Haus im Ausschuß 
mitzureden, und wenn Sie uns in dem Bereich ... 
(Abg. E der: Das kann ich nicht entscheiden!) Na­
türlich können Sie das entschieden - tun Sie 
doch nicht so! -, weil hier im Hause darüber 
letztlich abgestimmt wird, und es wird auch dar­
über zu reden sein, wo man diese Materie wirk­
lich verhandelt. Die Besetzung des Bautenaus­
schusses war ausgehandelt, meine Damen und 
Herren. IAbg. E Li e r: Die Präsidiale.') Ja, aber ab­
gestimmt wird hier im Parlament, das werden Sie 
mir wohl zugestehen. (Präsident Dr. L ich a I 
übernimmt den Vorsitz.; 

§ 2 Abs. 1 des Mietrechtsgesetzes regelt die 
Hauptrniete, man hat jetzt auch die obligatorisch 
Berechtigten, den Fruchtnießer, hineingenom­
men. Dieser steht zwar nicht im Grundbuch, man 
kann mit ihm aber ebenfalls einen Hauptmietver­
trag abschließen, es tritt aber das Problem auf, 
Herr Abgeordneter Eder, Herr Abgeordneter 
Schwimmer, daß ein Mieter, der einen Vertrag 
abschließen will, natürlich nicht mehr sagen 
kann, ob er jetzt mit der richtigen Person den 
Vertrag abgeschlossen hat, weil er zwar Einsicht 
in das Grundbuch hat, aber keine Einsicht in Ver­
träge. All diese Unsicherheiten entstehen nun­
mehr. (Das rote Licht leuchtet auf.) Ich sehe, daß 
die Gesamtredezeit dem Ende entgegengeht, 
nichtsdestoweniger, meine Damen und Herren, 
sei noch einmal klar d~poniert: Man muß, um den 
Wohnungsmarkt in Osterreich zu entschärfen, 
das Angebot erhöhen. Das wird nicht allein über 
die geme~.nnützigen Wohnbauträger gehen (Abg. 
E der: Uber private Initiative.'), das muß man 
auch mit Privatkapital machen. In diese Richtung 
sollten Sie gehen und nicht in eine andere Rich­
tung! - Ich danke schön. 

Wir werden allerdings, das sei noch deponiert, 
dieser Vorlage nicht die Zustimmung geben, auch 
nicht der Vorlage der Grünen, weil die Grünen in 
der ganzen Frage noch ordnungspolitischer 
orientiert sind als Sie selbst! - Danke schön. 
(Beifall beim Liberalen Forum.) I7.1J2 

Präsident Dr. Lichal: Nahezu auf die Sekunde! 

Nächste Wortmeldung: Herr Abgeordneter Dr. 
Schwimmer. Bitte, Herr Abgeordneter. (Abg. Dr. 
Schwimmer bringe ein dickes Buch mit ans Redner­
pult.) Ist das alles zum Verlesen? (Abg. Dr. 
Sc h w im m e r: Ja.') 

17.02 
Abgeordneter Dr. Schwimmer (ÖVP): Herr 

Präsident! Herr Bundesminister! Frau Staatsse­
kretärin! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Auch der Abgeordnete Barmüller hat neben 
anderen Stereotypen, die er wiedergegeben hat, 
die er aus bisherigen Diskussionen von anderen 

übernommen hat. offensichtlich, ähnlich wie an­
dere, ohne sich um das Problem selbst zu küm­
mern, über die angebliche Unlesbarkeit und Un­
verständlichkeit des Gesetzes Klage geführt. 

Wir wurden ja auch von höchster Stelle dieses 
Hauses schon ermahnt, das Gesetz lesbarer zu 
machen - ganz so neu sind diese Idee und diese 
Mahnung allerdings nicht. Ich habe zu Hause in 
den Bücherschrank gegriffen und habe mir das 
immer wieder so hochgelobte und zitierte Allge­
meine bürgerliche Gesetzbuch in der Ausgabe 
vom 1811 zur Hand genommen, und in diesem 
steht die allerhöchste Mahnung: 

Wir, Franz I, von Gottes Gnaden Kaiser von 
Österreich, König von Ungarn und Böhmen, Erz­
herzog zu Österreich ... : Aus der Betrachtung, 
daß die bürgerlichen Gesetze, um den Bürger vol­
le Beruhigung und den gesicherten Genuß ihrer 
Privatrechte zu verschaffen, nicht nur nach den 
allgemeinen Grundsätzen der Gerechtigkeit, son­
dern auch nach den besonderen Verhältnissen der 
Einwohner bestimmt, in einer ihnen verständli­
chen Sprache bekanntgemacht und durch eine or­
dentliche Sammlung in stetem Andenken erhal­
ten werden soll ... - Der Satz geht noch einige 
Zeit weiter, ich erspare mir das, und schließe mit 
der allerhöchsten Mahnung zur verständlichen 
Sprache. Die Absicht war schon damals gut ge­
meint. 

Ich lese § 1142 aus dem Fünfundzwanzigsten 
Hauptstück, dem Bestandsrecht, dem Mietrecht, 
vor. 

"Die Abgabe, welche der Obereigentümer zu­
weilen von einem neuen Nutzungseigentümer zu 
fordern hat, heißt, wenn die Veränderung zu Leb­
zeiten geschieht, Lehenware (Laudemium); ge­
schieht sie aber von Todes wegen, Sterbelehen. 
Beide werden auch Veränderungsgebühren ge­
nannt. Ob und wie diese Rechte gegründet seien, 
entscheiden die Landesverfassung, die öffentli­
chen Bücher und Urkunden, oder ein dreißigjäh­
riger ruhiger Besitz." 

Ich frage Sie, Herr Präsident, meine Damen 
und Herren, ob nur für Sie diese Bestimmung des 
hochgelobten ABGB in einer verständlichen 
Sprache abgefaßt ist, ob auch die Bürger vom 
1811 das verstanden haben können. Komplizierte 
Sachverhalte waren halt leider nie sehr einfach zu 
regeln. 

Das ist in diesem Gesetz manchmal versucht 
worden, und da finden wir plötzlich die gleichen 
Begriffe, mit denen wir heute bezüglich der Aus­
legung zu kämpfen haben: Zum Beispiel wird 
beim Zinserlaß wegen Überschwemmung, Krieg 
oder Seuchen gesagt: So darf demselben für die 
Zeit der vermißten Benützung ein angemessener 
Erlaß vom Zinse gestattet werden. 
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Das klingt zwar aufs erste sehr einfach, nur wer 
bitte hat damals sagen können, so aus dem Ste­
greif und sofort, und wer kann das heute sagen, 
was der "angemessen Erlaß" ist. Jetzt steht im 
Mietrechtsgesetz: "So darf der zwischen dem Ver­
mieter und dem Mieter für eine gemietete Woh­
nung der Ausstattungskategorien A, B oder C 
vereinbarte Hauptmietzins je m2 der Nutzfläche 
und Monat dem angemessenen Betrag nicht über­
steigen, der ausgehend vom Richtwert unter Be­
rücksichtigung allfälliger Zu- und Abschläge zu 
berechnen ist", denn das gibt bereits eine wesent­
lich deutlichere Anleitung, was unter "angemes­
sen" zu verstehen ist. Also ich halte die stereotype 
Klage über die Unlesbarkeit und Unverständlich­
keit für ein etwas gedankenloses Nachreden von 
Behauptungen, die in Wahrheit nie näher unter­
sucht worden sind. 

Ich habe in einer Diskussion mit der sogenann­
ten Experteninitiative auf einige Fragen ganz 
konkret geantwortet. Diese haben wörtlich ge­
sagt: In meinen Augen bringt dieser Gesetzesan­
trag mehr Rechtsicherheit, denn der "angemesse­
ne Mietzins" kann nun genauer bestimmt werden. 

Ich halte es auch schlicht für falsch, zu behaup­
ten, es komme aufgrund der neuen Bestimmun­
gen zu mehr Gerichtsverfahren. Wieso sollen 
mehr Gerichtsverfahren kommen, wenn der an­
gemessene Mietzins anhand eines genau festste­
henden Richtwertes zu berechnen ist, mit Zu­
und Abschlägen für eben jene Kriterien, die eine 
Wohnung in den Augen des Mieters besser oder 
schlechter machen. 

Wieso ist die bisherige Bestimmung für die Ka­
tegorie-A-Wohnung, daß der angemessene Miet­
zins zu bezahlen ist - ohne nähere Erläuterung 
-, klarer, verständlicher und sollte zu weniger 
Gerichtsverfahren führen? Das Gegenteil ist 
wahr, es müßte bei der jetzt geltenden Bestim­
mung eine größere Inanspruchnahme von Ge­
richten geben. 

Das nächste Stereotyp ist: Mit diesem Gesetz 
kommen keine neuen Wohnungen auf dem 
Markt. Auch der Herr Barmüller hat noch einmal 
gesagt: Es gibt nicht zu wenige Wohnungen, es 
gibt nur zu wenige Wohnungen auf dem Markt. 
Es gibt leider, und da müssen wir uns anstrengen, 
müssen sich die Länder anstrengen, zu wenige 
Wohnungen, es müssen mehr neue Wohnungen 
errichtet werden. 

Es ist das nächste falsche Stereotyp, daß wegen 
des Mietrechtsgesetzes keine neuen Wohnungen 
mit privatem Kapital errichtet werden. Seit dem 
Jahre 1953 ist keine freifinanzierte, ohne zu Hil­
fenahme öffentlicher Mittel errichtete Wohnung 
von irgendwelchen Mietzinsbeschränkungen be­
troffen. 

Also wer seit dem Jahre 1953 freifinanziert ge­
baut hat, kann völlig frei, nicht einmal an die An­
gemessenheit gebunden, mit dem Mieter einen 
Mietzins vereinbaren. Niemand ist durch das 
Mietrechtsgesetz gehindert, eine freifinanzierte 
Wohnung zu errichten und einen völlig freien 
Mietzins zu vereinbaren. Falsches Stereotyp! 

Natürlich werden Wohnungen, die bisher ent­
weder wegen Rechtsunsicherheit nicht vermietet 
oder gehortet wurden, vermietet werden. Nur 
manche Zahlen stimmen halt leider nicht, die hier 
kolportiert werden. 

Nächstes Stereotyp: Die Behauptung, der Frie­
denskronenzins würde verewigt werden. Wer das 
behauptet. fällt wirklich in die Kategorie jener, 
die die Gesetze. die sie beschließen und über die 
sie hier von diesem Rednerpult aus reden, nicht 
gelesen haben. Denn ohne daß der Vermieter es 
will, ist - Sie könnten jetzt sagen: leider; viel­
leicht sagt das sogar mancher Betroffene - kein 
Mieter in der Lage, nur den Friedenskronenzins 
zu bezahlen, weil der Erhaltungs- und Verbesse­
rungsbeitrag auf Verlangen des Vermieters. wenn 
er Erhaltungs- und Verbesserungsarbeiten vor­
hat, zu bezahlen ist und weil beim Eintritt der 
nächsten Generation ein, wenn auch limitierter, 
angemessener Mietzins zu bezahlen ist. Und das 
sind über den Daumen gepeilt, immerhin 30 S 
statt 1 S Friedenskronenzins! Das ist auch ein fal­
sches Stereotyp. Abgeordneter Barmüller hat 
aber die Hälfte seiner Redezeit mit diesem fal­
schen Stereotyp verbraucht. 

Es wird nämlich die wirtschaftliche Effizienz 
des Wohnungsmarktes erhöht. Und der Richtwert 
wird berechnet nach einem angemessenen Miet­
zins anhand der Neubaukosten, einem angemes­
senen Ertrag und den notwendigen Aufwendun­
gen für die Refinanzierung, also die Erhaltung 
oder die Abschreibung für Abnutzung. 

Übrigens: Wie beim Wohnungsgemeinnützig­
keitsgesetz und beim Heizkostenabrechnungsge­
setz ist auch hier ein Grund. warum dieses Gesetz 
im Bautenausschuß behandelt wird, derjenige, 
daß natürlich die Orientierung an den Neubauko­
sten dort behandelt werden soll, wo man sich am 
häufigsten mit solchen Sachverhalten befaßt; der 
Herr Justizminister hat dankenswerterweise an 
den Beratungen im Bautenausschuß sehr intensiv 
mitgewirkt. Es war hier also die juristische Fach­
kompetenz in keiner Weise ausgeschaltet. 

Es gäbe noch einiges in dieser Richtung noch 
zu sagen. Viele Stereotype werden einfach wie­
derholt: Die hat irgend jemand einmal aufge­
bracht, das ist ins Ohr gegangen. das klingt sehr 
gut, und man braucht sich nicht mit dem Gesetz 
zu beschäftigen, sondern nur das zu wiederholen. 
Nur: Wenn man ihnen auf den Grund geht, sind 
alle schlicht und einfach falsch. 
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Es ist schon von anderen Rednern der Abände­
rungsantrag der Abgeordneten Okfm. Or. Kei­
mel, Eder, Or. Schwimmer und Kollegen zum 
Antrag 579/A angesprochen worden. Ich darf die­
sen Abänderungsantrag einbringen und ersuchen 
- ich werde auf die Kernpunkte des Abände­
rungsantrages noch eingehen -, daß dieser Ab­
änderungsantrag dann offiziell zur Verteilung 
kommt. Er ist den Fraktionen ja schon etliche 
Stunden vorher übergeben worden. 

Dieser Abänderungsantrag ist im Kern eben­
falls nicht neu. Wer an den Ausschußberatungen 
wirklich teilgenommen hat, in dem Sinne, daß er 
dort mitgearbeitet und mitgedacht hat, hat ge­
wußt, daß es zu diesen Abänderungen kommen 
wird. Ich selbst habe dem Herrn lustizminister 
gesagt, daß wir mit Hilfe seiner Experten be­
stimmte Fragen bis zur Plenarsitzung, vor allem 
im Sinne einer besseren Lesbarkeit und einer dog­
matischen Sicherheit, noch beraten werden und 
daß wir bereit sind, bis zur Beratung im Plenum 
die notwendigen Abänderungen vorzunehmen. 

Das geschieht jetzt mit diesem Abänderungsan­
trag, dessen größter Teil die Änderungen des 
Art. III einnehmen. Die Texte werden, auch weil 
Klage geführt wurde, nur zum geringsten Teil, oft 
durch Einschub weniger Worte, verändert. Um es 
aber lesbar zu machen, beschränkt sich der Abän­
derungsantrag nicht darauf, die eingeschobenen 
Wort zu zitieren, sondern gibt im wesentlichen 
den Gesamttext der Bestimmung, um die es geht, 
wieder. Auch das schafft für die Abgeordneten 
des Hauses, die darüber entscheiden sollen, 
Rechtssicherheit. 

Kernpunkt dabei ist die Verbesserung der Mit­
wirkungsbefugnisse der Miteigentümer an der 
Verwaltung, und der Schutz vor willkürlichem 
unmittelbaren Durchgreifen von Gläubigern auf 
die einzelnen Wohnungseigentümer, besonders in 
den Fällen, in denen kraft Gesetzes oder Allge­
meiner Geschäftsbedingungen der Vertragspart­
ner für die Wohnungseigentümergemeinschaft 
Solidarhaftung besteht. 

Ein weiters Anliegen ist die Verbesserung der 
Eigentumsbildung. Wir haben, auch auf Anre­
gung des Justizministeriums, in diesem Abände­
rungsantrag aufgegriffen, daß die Valorisierungs­
regel jetzt zur Gänze im Dauerrecht ohne mate­
rielle Änderung gegenüber dem Ausschußbericht 
geregelt wird. Es wird auch hinsichtlich Ge­
schäftsräumlichkeiten einiges klargestellt. Auch 
das gehört zu den Kernpunkten des Abände­
rungsantrages. 

Ich möchte hier nochmals wiederholen, daß mit 
dem Abänderungsantrag vor allem sichergestellt 
wird, daß die Willensbildung der Miteigentümer 
weiter konkretisiert wird, daß der bisherige Ver­
weis auf das Sechzehnte Hauptstück des ABGB 

inhaltlich in das Gesetz aufgenommen wird. daß 
der Begriff der Wohnungseigentümergemein­
schaft im Interesse des Schutzes der einzelnen 
Miteigentümer und einer besseren Verwaltbarkeit 
ebenfalls näher konkretisiert wird. 

Klargestellt wird vor allem, daß die Miteigentü­
mer überhaupt erst dann haften, und zwar nur, 
wenn es keine Regelungen gibt, im Zweifel nur 
im Verhältnis ihrer Miteigentumsanteile, wenn 
kein Gemeinschaftsvermögen, also keine Rückla­
ge oder keine Vorauszahlungen, vorhanden ist. 
Das bedeutet eine wesentliche Besserstellung der 
Wohnungseigentümer gegenüber der bisherigen 
Situation. 

Zusammenfassend möchte ich feststellen: 

Mit diesem Wohnrechtsänderungsgesetz 
kommt es zu Verbesserungen im Bereich der 
Mietzinsberechnung bei Neuvermietungen. Es 
wird der bestehende Altvertrag, allerdings unter 
Berücksichtigung der Erhaltungs- und Verbesse­
rungsbeiträge, vor sofortigen Eingriffen ge­
schützt. 

Ein kurzes Wort an den Abgeordneten Barmül­
ler , falls er irgendwo hier sein sollte und über­
haupt noch Interesse an der Materie zeigt: Die 
Menschen, die jetzt noch in den alten Häusern 
wohnen, mit Friedenskronenzins plus Erhal­
tungs- und Verbesserungsbeitrag, sind meist Pen­
sionisten, deren Pension aufgrund von Löhnen 
und Gehältern und Kollektivverträgen zu einer 
Zeit berechnet wurde, als der Friedenskronenzins 
noch der Durchschnitt der Mietzinsberechnungen 
war. Und natürlich hat auch die Lohnentwicklung 
auf die Mietzinsberechnung Rücksicht genom­
men, daß nämlich die Menschen weniger an Zins 
zu zahlen hatten. Und dementsprechend hoch 
oder weniger hoch sind heute die Pensionen. 

Wenn Sie heute sagen, daß Leute mit Pensio­
nen aufgrund von Löhnen aus der Zeit des Frie­
denskronenzinses Marktzinse zahlen müßten, 
dann müßten sie aus der Wohnung hinaus. Und 
wer unter Verteilungsgerechtigkeit das meint, 
wird nie und nimmer meine Zustimmung dafür 
finden! Und wer glaubt, mit Mietzinsbeihilfen das 
ausgleichen zu können, der kann sich ausrechnen, 
was das fürs Budget bedeutet, nämlich 30 Milliar­
den Schilling zusätzlich, 30 Milliarden Schilling 
jährlich Schulden machen, nur um Mietzinsbei­
hilfen zahlen zu können! Und dafür verfällt dann 
alles andere. Das ist für mich völlig unvorstellbar! 

Aufgezählt wurde: Ablöseunwesen wird be­
kämpft, Mieterterror wird unter Strafe gestellt, 
Wohnungsgemeinnützigkeit erhält Impulse, um 
neuen Wohnraum zu errichten. Und was ganz 
wichtig ist: Die Eigentumsbildung wird erleichtert 
und die Wohnungseigentümer werden in ihrer 
Stellung gestärkt. Das Gesetz ist also insgesamt 
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ein Reformwerk, an dem ich gerne - auch wenn 
es manchmal schwierig war - mitverhandelt 
habe und dem ich gerne meine Zustimmung gebe. 
(Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 17.20 

Der Abänderungsamrag hat folgenden Wortlaut: 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Dkfm. Dr. Keimei, Eder, Dr. 
Schwimmer und Kollegen zum Amrag 579/A der 
Abgeordneten Dkfm. Dr. Keimei, Eder, Dr. 
Schwimmer und Kollegen betreffend ein 
3. Wohnrechtsänderungsgesetz (3. WAG) in der 
Fassung des Ausschußberichtes (1268 der Beila­
gen) 

Der Nationalrat wolle in 2. Lesung beschließen: 

I. In Art. I Z. 12 sind in § 9 Abs. 1 Z.2 nach 
den Worten "das Gewerbe" die Worte "eines Bau­
trägers, " einzufügen. 

2. In Art. I Z. 73 silld dem § 39 Abs. 19 folgen­
de Sätze anzufügen: 

"Die für dell MOllat Dezember 1993 zulässigen 
Beträge zur Bildung einer Rückstellung zur ord­
nungsgemäßen Erhaltung und für in absehbarer 
Zeit vorzunehmende nützliche Verbesserungen ge­
mäß § 14 Abs. 1 Z. 5 und § 39 Abs. 8 gelten ab 
1. Jänner 1994 als vorgeschriebene und nicht rück­
zahlbare Erhaltungs- und Verbesserungsbeiträge. 
Gleiches gilt für Vereinbarungen oder gerichtliche 
Entscheidungen gemäß § 14 Abs. 2 bis 5 für den 
vereinbarten oder festgesetzten Erhöhungsbeitrag. 
jedoch nur auf die Dauer des Erhöhungszeitrau-
mes." 

3. In Art. II Abschnitt I Z. 15 hat im § 16 Abs. I 
Z. 4 der letzte Halbsatz nach dem Strichpunkt zu 
lauten: .. bei Durchführung von Verbesserungsar­
beilen verlängert sich diese Frist um ein Jahr, " 

4. In Art. II hat in Z. 15 des I. Abschnittes in 
§ 16 Abs. 6 der erste Satz zu lauten: 

"Die in Abs. 5 genannten Beträge vermindern 
oder erhöhen sich in dem Maß. das sich au.s der 
Veränderung des vom Österreichischen Statisti­
schen Zemralamt verlautbarten Verbraucherpreis­
index 1986 oder des an seine Stelle tretenden In­
dex gegenüber der für Juli 1991 verlautbarten In­
dexzahL ergibt, wobei Änderungen so lange nicht 
zu berücksichtigen sind. als sie 10 v.H. der für 
Juli 1991 verlautbarten Indexzahl und in der Folge 
5 v.H. der sodann maßgebenden Indexzahl. die je­
doch jeweils ohne Bedachtnahme auf Rundungs­
vorschriften zu ermitteln ist, nicht übersteigen. " 

5. In Art. II Abschnitt I Lautet Z. 22: 

22. § 22 lautet: 

,,§ 22. Zur Deckung der Auslagen für die Ver­
waltung des Hauses einschließlich der Auslagen 
für Drucksorten, Buchungsgebühren und derglei­
chen darf der Vermieter je Kalenderjahr und Qua-

dratmeter der Nutzfläche des Hauses den nach 
§ 15 a Abs. 3 Z. 1 jeweils geltenden Betrag an­
rechnen, der auf zwölf gleiche Monatsbeträge zu 
verteilen ist. " 

6. In Art. 11. Abschnitt I Z. 26 hat § 29 Abs. I 
Z. 3 lit. d zu lauten: 

"d) in einem Hauptmietvertrag über eine als Ge­
schäftsräumlichkeit genutzte sonstige Räumlich­
keit. an der Wohnungseigentum besteht, schriftlich 
vereinbart worden ist, daß er durch Ablauf der be­
dungenen Zeit ohne Kündigung erlischt. " 

7. In Art. II Abschnitt I Z. 36 wird im § 45 ein 
Abs. 1 a eingefügt: 

,,(/ a) Ist der nach § 16 Abs. I und 9 zulässige 
Hauptmietzins bei einer Geschäftsräumlichkeit 
niedriger als 29,60 S je m2 der Nutzfläche und Mo­
nat, so darf der Vermieter abweichend von Abs. 1 
nur den Unterschiedsbetrag zwischen dem bisheri­
gen Hauptmietzins und zwei Drillel des nach § 16 
Abs. I und 9 angemessenen Betrages als Erhal­
tungs- und Verbesserungs beitrag verlangen; der 
Betrag von 29.60 S valorisiert sich entsprechend 
der Regelung des § 16 Abs. 6." 

8. In Art. II Abschnitt II hat Z. 2 zu lauten: 

.,2. Bei bestehenden Hauptmietverträgen mit 
Wohnungseigentümern oder Wohnungseigentums- . 
bewerbern über eine Wohnung bei Ausstallungska­
tegorie D (§ 15 a Abs. I Z. 4) und bei Mietverträ­
gen, die mit dem Mieter oder Pächter eines ganzen 
Hauses abgeschlossen wurden, richtet sich die Auf­
lösung des Mietvertrages nach den bisher in Gel­
tung gestandenen Regelungen der §§ 29 bis 36. 
Gleiches gilt für die Regeln über die Verwendung 
und Verrechnung des Hauptmietzinses (§ 18 und 
§ 20)." 

9. In Art. II entfällt im Abschnitt II die Z. 11. 

10. In Art. II hat im llf. Abschnitt Abs. I zu lau­
ten: 

.. (1) Der I. und der ll. Abschnitt treten mit 
1. März 1994 in Kraft; auf die Regelung der Z. 10 
des ll. Abschnittes ist Bedacht zu nehmen . .. 

I I. In Art. 1// wird im l. Abschnitt nach Z. 3 
folgende Ziffer 3 a eingefügt: 

3 a. In § 3 Abs. 2 hat der Einleitungssaez zu lau­
ten: 

"Der Nutzwert ist auf Antrag insbesondere neu 
festzusetzen: .. 

12. [n Art. //[ Abschnitt I Z. 6 hat in § 5 Abs. 2 
der zweite Satz zu lauten: 

"Sonstige werterhöhende oder wertvermindern­
de Unterschiede, die insgesamt nur einen Zuschlag 
oder Abstrich von weniger als 2 v.H. zur Nutzflä­
che der Wohnung oder der sonstigen Räumlichkeit 
rechtfertigen würden, sind zu vernachlässigen . .. 
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13. In Art. III Abschnitt I Z. 10 haben die 
§§ 13 a. 13 bund 13 c samt Überschrift zu lauten: 

"Beteiligung eines Miteigentümers an der Ver­
waltung 

§ 13 a. (1) Jeder Miteigentümer kann sich an der 
Verwaltung der Liegenschaft beteiligen und die 
Entscheidung des Gerichtes darüber verlangen. 

1. daß Arbeiten im Sinne des § 14 Abs. 1 Z. 1 
binnen einer angemessenen Frist durchgeführt 
werden. 

2. daß eine angemessene Rücklage gebildet oder 
die von der Mehrheit beschlossene Rücklage ange­
messen erhöht oder gemindert wird. 

3. daß ihm die Mehrheit die Entrichtung des auf 
ihn entfallenden Teiles der durch die Rücklage 
nicht gedeckten Kosten einer in größeren als ein­
jährigen Abständen wiederkehrenden Erhaltungs­
arbeit in angemessenen, den Verteilungszeitraum 
von zehn Jahren nicht übersteigenden Monatsraten 
gegen Bestellung einer Hypothek auf seinem Mitei­
gentumsanteil und Zahlung der ortsüblichen Hy­
pothekarzinsen gestattet. soweit ihm die sofortige 
Entrichtung des auf ihn entfallenden Teilbetrages 
der Erhaltungsarbeit unmöglich oder unzumutbar 
ist, 

4. daß eine angemessene Feuerversicherung oder 
Haftpflichtversicherung geschlossen wird. 

5. daß vom Verwalter ein auf die Wohnungsei­
gentümergemeinschaft lautendes gesondertes Kon­
to geführt wird (§ 17 Abs. 3) 

6. daß ein vorläufiger (§ 17 Abs. 5) oder ge­
meinsamer Verwalter bestellt oder der bestellte 
Verwalter, der die ihm obliegenden Pflichten grob 
vernachlässigt, durch einen anderen ersetzt wird 
(§ 18 Abs. 1 Z. 3 zweiter FallJ. 

7. daß diejenigen Bestimmungen der von der 
Mehrheit beschlossenen Hausordnung aufgehoben 
oder geändert werden. die seine schutzwürdigen 
Interessen verletzen oder ihm bei billigem Ermes­
sen llnzumlltbar sind. und 

8. daß der nach § 14 Abs. 1 Z. 7 über einen Ab­
stellplatz in einer Sammelgarage oder auf einem 
Sammelplatz geschlossene Mietvertrag wegen eines 
beim Antragsteller. sofern er Wohnungseigentümer 
ist, entstandenen Bedarfes aufgekündigt wird. 

(2) Jeder Miteigentümer hat Schäden an den ge­
meinsamen Teilen oder Anlagen der Liegenschaft 
bei allfälliger Schadenersalzpflicht ohne Verzug 
dem allenfalls bestellten gemeinsamen (vorläufi­
gen) Verwalter. sofern dieser von dem Schaden 
nicht bereits in Kenntnis ist. anzuzeigen. Bei Ge­
fahr im Verzug darf jeder Miteigentümer auch 
ohne Zustimmung der übrigen Miteigentümer die 
zur Abwehr notwendigen Maßnahmen treffen. 

Mitwirkungsbefugnisse und Willensbildung der 
Miteigentümer 

§ 13 b. (1) Die den Miteigentümern zustehenden 
Mitwirkungsbefugnisse (Stimm- und Minderheits­
rechte bei der Willensbildung der Wohnungseigen­
tümergemeinschafO können entweder persönlich 
oder auf Grund einer darauf gerichteten schriftli­
chen Vollmacht, die nicht länger als ein Jahr zu­
rückliegt, durch einen Vertreter ausgeübt werden. 
Eine davon abweichende Ausübung der Mitwir­
kungsbefugnisse bedarf der nachträglichen schrift­
lichen Genehmigung des Machtgebers. Die Mitwir­
kungsbefugnisse für gemeinsames Wohnungseigen­
tum von Ehegatten stehen diesen nur gemeinsam 
zu. 

(2) Soweit es zur Willensbildung nicht der Ein­
stimmigkeit bedarf, richtet sich die Mehrheit der 
Stimmen der Miteigentümer nicht nach der Anzahl 
der Personen. sondern nach dem Verhältnis der 
Miteigentumsanteile (§ 833 ABGB). Ein Beschluß 
kommt erst zustande, nachdem allen Miteigentü­
mern Gelegenheit zur Äußerung gegeben wurde. 
Solange diese noch einem Miteigentümer offen­
steht. sind die anderen an ihre bereits abgegebene 
Erklärung nicht gebunden. Bei Stimmengleichheit 
kann, sofern die Beschlußfassung keine nachträgli­
che Genehmigung einer eigenmächtig vorgenom­
menen Maßnahme betrifft, jeder Miteigentümer die 
Entscheidung des Gerichts nach pflichtgemäßem 
Ermessen beantragen. 

(3) Jeder Miteigentümer ist von einer beabsich­
tigten Beschlußfassung und ihrem Gegenstand 
durch Übersendung einer Verständigung an die 
Anschrift der im Wohnungeigentum stehenden 
Wohnung oder sonstigen Räumlichkeit in Kenntnis 
zu setzen. 1st dies nicht möglich oder will ein Mitei­
gentümer nicht so verständigt werden. so hat er 
eine andere inländische Anschrift oder einen im 
Inland befindlichen Zuslellbevollmächtigten be­
kanntzugeben; die Verständigung ist in diesem Fall 
dorthin zu übersenden. Gleiches gilt für die Wil­
lensbildung durch Umlaufbeschluß. 

(4) Jeder Miteigentümer kann einen Beschluß 
der Wohnungseigentümergemeinschaft ab Zuscan­
dekommen des Beschlusses bei Gericht anfechten: 

a) binnen einem Monat bei Maßnahmen der or­
dentlichen Verwaltung (§ 833 ABGB); 

b) binnen zwei Monaten. wenn der Miteigentü­
mer, obwohl er der Pflicht zur Bekanntgabe seiner 
Anschrift (Abs. 3) nicht nachgekommen ist, von 
der Beschlußfassung Kenntnis erlangt hat; 

c) wurde eine ordnungsgemäße Verständigung 
des Miteigentümers von der beabsichtigten Be­
schußfassung und ihrem Gegenstand unterlassen. 
so beginnt die einmonatige Anfechtungsfrist ab 
dem Zeitpunkt. zu dem der Miteigentümer von der 
Beschlußfassung Kenntnis erlangt, und erlischt je­
denfalls sechs Monate nach Beschlußfassung; 

d) sonst binnen sechs Monaten. 

134. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)92 von 157

www.parlament.gv.at



15580 Nationalrat XVIII. GP - 134. Sitzung - 21. Oktober 1993 

Dr. Schwimmer 

Minderheitsrechte der Miteigentümer (§§ 13 a, 
1../ Abs. 3) oder die Pflicht des Verwalters zur Vor­
nahme von ErhallUngsarbeiten ~verden dadurch 
nicht berührt. 

(5) Die den Miteigentümern zustehenden Mitwir­
kungsbefugnisse (Stimm- und Minderheitsrechte 
bei der Willensbildung der Wohnungseigentümer­
gemeinschaft) dürfen nicht im voraus abbedungen 
werden. Vereinbarte Einschränkungen der Mitwir­
kungsbefugnisse, die sachlich mit dem Wesen des 
Gebrauchs der Liegenschaft oder der im Woh­
nungseigelllum stehenden Wohnung oder sonstigen 
Räumlichkeit zu vereinbaren sind, wie besonders 
eine Änderung des Verteilungsschlüssels, sind zu­
lässig; dies gilt jedoch insbesondere dann, wenn es 
sich um Bedingungen für die Erlangung einer För­
derung aus öffentlichen Mitteln für den Wohnbau 
oder die Wohnhaussanierung handelt. 

Wohnungseigentümergemeinschaft 

§ 13 c. (1) Alle Wohnungs- und sonstigen Mitei­
gentümer der Liegenschaft bilden zu deren Ver­
waltung die Wohnungseigentümergemeinschaft. 
Diese kann in Angelegenheiten der Verwaltung der 
Liegenschaft aLs solche Rechte erwerben lmd Ver­
bindLichkeiten eingehen sowie klagen und am Ort 
der geLegenen Sache geklagt werden; für Klagen 
gegen die Wohnungseigentümergemeinschaft ist 
das Gericht örtlich zuständig, in dessen Sprengel 
das unbewegliche Gut geLegen ist, an dem Woh­
nungseigentum besteht. Bei diesem Gericht kann 
auch ein Miteigentümer von der Wohnungseigentü­
mergemeinschaft geklagt werden. Forderungen ge­
gen die Wohnungseigentümergemeinschaft können 
nur nach Maßgabe des Abs. 2. zweiter Satz gegen 
die einzelnen Miteigentümer geltend gemacht wer­
den. 

Ein gegen die Wohnungseigentümergemein­
schaft ergangener Exekutionstitel kann nur in die 
Rücklage (§ 16) oder in die vom Verwalter einge­
hobenen Vorauszahlungen der Miteigel1lümer für 
Aufwendungen (§ 19) vollstreckt werden. Soweit 
die RückLage und die eingehobenen VorauszahLun­
gen keine ausreichende Deckung bieten. haften die 
Miteigentümer für den Ausfall im Zweifel im Ver­
häLtnis ihrer Miteigel1lumsameile." 

14. In Art. 11/ Abschnitt I Z. 18, haben § 17 
Abs. 1 und 2 zu lauten und werden folgende 
Abs. 3 bis 7 angefügt: 

,,§ 17. (1) Im Rahmen der ordentlichen Verwal­
tung (§ 833 ABGB) sind insbesondere 

1. im aLLgemeinen spätestens bis 30. Juni eines 
jeden Jahres über das vorausgegangene Kalender­
jahr jedem Miteigentümer eine ordentliche Ab­
rechnung zu Legen und in geeigneter Weise Einsicht 
in die Belege zu gewähren und Kopien der Belege 
oder der Abrechnung gegen Kostenersatz anzufer­
tigen; im FaLLe einer abweichenden Abrechnungs-

periode tAbs . ..J) verschiebt sich dieser Zeitraum 
entsprechend; 

2. spätestens vor Ablauf des laufenden Kalen­
derjahres (einer Abrechnungsperiode) im Haus 
eine Vorausschau aufzuLegen. in der für das fol­
gende Kalenderjahr (die foLgende Abrechnungspe­
riode) in Aussicht genommene ErhalLUngs- und 
Verbesserungsarbeiten. die erforderLichen Beiträge 
zur Rücklage und die sonst vorhersehbaren Auf­
wendungen. vor allem die Bewirtschaftungskosten, 
bekanntzugeben sind, 

3. für ErhaLlllngsarbeiten, die in größeren als 
einjährigen Abständen wiederkehren, und für grö­
ßere Verbesserungsarbeiten mehrere Angebote ein­
zuholen. 

(2) Ist ein gemeinsamer Verwalter besteLlt, ist 
dieser verbunden, die Interessen aLLer Miteigentü­
mer (als MiteigentümerschaftJ zu wahren und 
demgemäße Weisungen der Mehrheit zu befolgen 
und die Aufgaben nach Abs. 1 zu erfüllen. Dem 
Verwalter steht die nach außen unbeschränkbare 
Verwaltung der Liegenschaft. besonders die Ver­
tretung der Wohnungseigentümergemeinschaft und 
hierbei auch die Bestellung eines berufsmäßigen 
Parteien vertreters, in den Angelegenheiten zu, die 
die Verwaltung der Liegenschaft mit sich bringt. 
Hierdurch werden gesetzliche Bestimmungen über 
die Vertretung vor Behörden nicht berührt. Name 
und Anschrift des Verwalters sind im Grundbuch 
ersichtlich zu machen. Die Ersichtlichmachung er­
foLgt auf Antrag des VerwaLters oder eines Mitei­
gentümers auf Grund des Bestellungsbeschlusses. 
Dies gilt sinngemäß für jegliche Art der Auflösung 
des Verwaltungsvertrages. 

(3) Alle die Wohnungseigentümergemeinschaft 
betreffenden Ein- und Auszahlungen können vom 
VerwaLter über ein auf die Wohnungseigentümer­
gemeinschaft lautendes gesondertes Konto geführt 
werden; im Falle eines MehrheitsbeschLusses ist der 
VerwaLter hiezu verpflichtet; weiters kann er über 
Antrag eines Miteigentümers aus wichtigen Grün­
den vom Gericht dazu verhaLten werden. 

(4) Soweit nicht durch Gesetz anders bestimmt 
ist, kann eine von Abs. 1 Z. 1 erster Fall abwei­
chende Abrechnungsperiode festgesetzt werden: 

1. durch schriftliche Vereinbarung aller Mitei­
gentümer oder 

2. durch das Gericht auf Antrag eines Miteigen­
tümers aus wichtigen Gründen (wie Aus-. Um-, 
Auf- oder Zubauten). 

Die vereinbarte Festsetzung ist frühestens ab der 
Vereinbarung, die gerichtliche ab der der Verein­
barung oder AntragsteLlung nachfolgenden Ab­
rechnungsperiode wirksam. Sie ist bei der Festset­
zung durch das Gericht von Amts wegen, sonst, 
sofern die Unterschriften der Miteigentümer öf­
fentlich beglaubigt sind, auf Antrag auch nur eines 
Beteiligten im Grundbuch ersichtlich zu machen. 
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Durch den Wechsel eines Miteigentümers wird die 
Abrechnungsperiode nicht berührt. 

(5) ISl kein Verwaller bestellt, kann bis zur 
Übernahme durch einen von der Wohnungseigen­
tümergemeinschaft neu bestellten Verwalter ein 
vorläufiger Verwalter auf Antrag auch nur eines 
Miteigentümers oder eines Dritten, der ein berech­
tigtes Interesse an der Bestellung eines Verwalters 
hat, durch das Gericht bestellt werden. Bis dahin 
gilt der im Grundbuch erstgenannte Mit- oder 
Wohnungseigentümer als Zustellbe vollmächtigter. 

(6) Wird die Abrechnung nicht gehörig gelegt 
oder die Einsicht in die Belege nichl gewährf oder 
werden die verlangten Kopien der Belege oder der 
Abrechnung trotz Kostenerlags nicht angefertigt, 
so ist der Verwalter auf Antrag eines Miteigentü­
mers vom Gericht hierzu unter Androhung einer 
Geldstrafe bis zu 80 000 S zu verhalten. Die Geld­
strafe ist zu verhängen. wenn dem Auftrag unge­
rechtfertigterweise nicht entsprochen wird; eine 
derartige Geldstrafe kann auch wiederholt ver­
hängt werden. 

(7) Die dem Verwalter als Machthaber nach dem 
22. Hauptstück des zweiten Teiles des ABGB auf­
erlegten Verbindlichkeiten können weder aufgeho­
ben noch beschränkt werden. ,/ 

15. In Arf. III Abschnitt I entfallen die Z. 19 
und Z. 20 und die Z. 21 bis Z. 31 erhalten die 
Bezeichnung Z. 19 bis Z. 29. 

16. In Art. III Abschnitt I Z. 21 hat in § 19 
Abs. 1 erster Satz die WOrffolge "gesetzlich be­
stimmt oder" zu entfallen und es ist ein Abs. 7 an­
zufügen: 

,,(7) Andere zwingende gesetzliche Regelungen 
werden durch die vorstehenden Bestimmungen 
nicht berührt. 0/ 

17. In Art. III Abschnitt I lautet Z. 25: 

25. dem § 23 Abs. 1 werden folgende Sätze an­
gefügt: 

"Die organisatorische und administrative Ab­
wicklung der Wohnungseigentumsbegründung in 
Gebäuden. die vor Emstehen eines Anspruches auf 
Wohnungseigemumsbegründung erstmalig bezo­
gen wurden. mit der Abwicklung des Bauvorha­
bens - jedoch ohne die Rechtsfolge des § 24 
Abs. 1 Z. 1 - gleichzuhalten. Abweichend von 
der Regelung des § 24 Abs. 1 Z. 2 sind Vereinba­
rungen über anstehende Erhalwngs- und Verbesse­
rungsarbeiten rechtswirksam. Wird die Einräu­
mung des Wohnungseigentums zu einem Kaufpreis 
zugesagt, der ausgehend von gesetzlichen Vor­
schriften zur Liegenschaftsverwertung nicht mit 
dem vollen Verkehrswert bemessen wird, treten die 
Rechtsfolgen des § 24 Abs. 1 insoweit nicht ein." 

18. In. Art. III Abschnitt I Z. 30 haben im § 26 
Abs. 1 die Z. 3 und 5 zu lauten: 

.. 3. Beteiligung eines Miteigemümers an der Ver­
waltung (§ 13 a) einschließlich der sonstigen An­
gelegenheiten der Mit- und Wohnungseigemümer 
der Liegenschaft, über die nach dem 16. Haupt­
stück des zweiten Teiles des ABGB im Verfahren 
außer Streitsachen zu entscheiden iSI, wie beson­
ders Benützungsregelungen (§ 15);" 

,,5. Durchsetzung der Pflichten des Verwalters 
(§ 16 Abs. 3, § 17);" 

19. In Art. III Abschnitt II hat Z. 2 der Über­
gangsbestimmungen zu lauten: 

,,2. Wurde an einer Wohnung im Sinne des § 1 
Abs. 3 in der Fassung des I. Abschnittes vor dem 
1. Oktober 1993 Wohnungseigemum begründet, 
bleibt dieses mit der Maßgabe bestehen, daß die 
Zustimmung der übrigen Wohnungseigentümer zu 
einer beabsichtigten Einbeziehung oder einem Ein­
bau einer Wasserentnahmestelle oder eines Klo­
setts im Inneren nur gemäß § 13 Abs. 2 Z. 1 ver­
weigert werden darf. " 

20. In Art. III Abschnitt III hat der Abs. 1 zu 
lauten: 

,,( 1) Der I. und ll. Abschnitt treten mit 1. Jänner 
1994 in Kraft, auf die Regelung der Z. 2. Z. 3 und 
Z. 6 des Abschnittes 1I ist Bedacht zu nehmen. " 

Präsident Dr. Lichal: Ich gebe bekannt, daß der 
soeben in seinen Kernpunkten erläuterte Antrag 
der Abgeordneten Dkfm. Dr. Keimei, Eder und 
Genossen auch schriftlich überreicht wurde und 
genügend unterstützt ist. 

Im Hinblick auf den Umfang des Antrages lasse 
ich ihn gemäß § 53 Abs. 4 der Geschäftsordnung 
vervielfältigen und verteilen. Er steht daher mit 
in Verhandlung. Im übrigen wird dieser Antrag 
auch dem Stenographischen Protokoll beige­
druckt werden. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Bundes­
minister für Justiz Dr. Michalek. Bitte, Herr Bun­
desminister. 

17.21 
Bundesminister für Justiz Dr. Michalek: Herr 

Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her­
ren! Hohes Haus! Wenn auch der heutigen Be­
schlußfassung ein Initiativantrag zugrunde liegt 
und die Vorarbeiten und die nachfolgenden Bera­
tungen hiezu maßgeblich von den Bautenspre­
chern der Koalitionsparteien und deren Mitarbei­
tern geleistet wurden, war das lustizressort doch 
stets bemüht, den ihm möglichen Beitrag zu lei­
sten. 

Das Justizministerium hat die zwischen den 
Koalitionsparteien nach mehrjährigen Verhand­
lungen im Laufe der ersten Monate dieses Jahres 
getroffenen Übereinkommen zu einem Bundes­
wohngesetz hinsichtlich der mietenrechtlichen 
und Wohnungeigentumsbestimmungen kurzfri-
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stig in einen umfangreichen Entwurf für ein Bun­
deswohnrechtsgesetz samt Erläuterungen trans­
formiert. 

Es ging mir darum, raschestmöglich ein Begut­
achtungsverfahren durchzuführen, um damit eine 
öffentliche Diskussion auf breiter Basis zu er­
möglichen. 

Tatsächlich gingen über 80 zum Teil sehr um­
fangreiche Stellungnahmen ein, die sich überwie­
gend kritisch bis ablehnend, allerdings zum Teil 
auch gegenläufigen Änderungs- und Ergänzungs­
wünschen äußerten. Eine von mir eingesetzte Ar­
beitsgruppe von Wohnrechtsexperten unter­
schiedlichster Profession widmete sich zunächst 
der Beratung des Ministerialentwurfs und in der 
Folge dem Initiativantrag der Regierungspartei­
en. Auf der Grundlage der Expertenberatungen 
erstattete das Justizministerium zum Initiativan­
trag eine umfangreiche Stellungnahme. 

Den darin von uns geäußerten verfassungs­
rechtlichen Bedenken gegen die für die Ermitt­
lung des Richtwerts und seine Verbindlicherklä­
rung gewählten Konstruktionen wurde in den 
parlamentarischen Ausschußberatungen ebenso 
Rechnung getragen wie auch in vielen sonstigen, 
auch wichtigen Anregungen des Bundesministeri­
ums für Justiz. 

Andere, vor allem inhaltliche, aber auch legisti­
sehe, Vorschläge wurden von den parlamentari­
schen Gremien allerdings nicht aufgegriffen. 
Wenngleich ich dies in Einsicht in die politischen 
Wirksamkeiten, Notwendigkeiten und Möglich­
keiten auf diesem sensiblen Gebiet gegenläufiger 
Interessenslage zur Kenntnis nehme, kann ich 
doch als für die Vollziehung im Justizbereich zu­
ständiger Ressortleiter nicht umhin, in aller Kür­
ze auf drei Problemkreise hinzuweisen. 

Das sehr komplexe und in vielen Frage wohl 
erst durch die Judikatur zu konkretisierende 
Richtwertsystem wird bei seiner Vollziehung vor 
allem in den ersten Jahren nach Inkrafttreten des 
Gesetzes zu nicht unerheblichen Schwierigkeiten 
und Belastungen sowohl für die Mietvertragspar­
teien als auch für die Gerichte führen, weil man 
sich für die Richtwertzuschläge und -abstriche 
nicht zu klareren Determinierungen und weiter­
gehenden Präzisierungen entschließen konnte. 

Sicher ist eine beträchtliche Zunahme der Ver­
fahren bei den Schlichtungsstellen und Gerichten 
zur Überprüfung der Zulässigkeit eines verein­
barten Mietzinses - auch im Rahmen von Kündi­
gungs- und Räumungsprozessen - zu erwarten, 
für deren Bewältigung die notwendigen Vorkeh­
rungen vor allem auf personellem Sektor erst ge­
troffen werden müssen. 

Zum zweiten möchte ich meine Einschätzung 
wiederholen, daß mir die in das Wohnungseigen­
tumsgesetz neu aufgenommenen Bestimmungen 
betreffend die Wohnungseigentümergemein­
schaft und den Verwalter noch nicht ausreichend 
diskutiert und ausgereift erscheinen. 

Schließlich und drittens erscheint mir ein wirk­
licher Fortschritt in der Wohnrechtsproblematik 
ohne einen über die diesbezüglichen Ansätze im 
Initiativantrag beträchtlich hinausgehenden, na­
türlich wohl abgewogenen Eingriff in bestehende 
Altmietverhältnisse nicht erreichbar. Insoferne 
sehe ich den Initiativantrag nur als einen ersten 
Schritt zur Anhebung der Altmietzinse, dem wei­
tergehende folgen müssen. 

Sehr geehrten Damen und Herren! Auch be­
gründete Vorbehalte dürfen den Blick auf die un­
bestreitbar positiven Neuerungen nicht verstellen. 
Von diesen möchte ich aus meiner Sicht beson­
ders hervorheben: 

Die Beseitigung des generellen Ausnahmetat­
bestandes der Sechsmonatsverträge, der gerade 
die sozial Schwächeren um die Schutzbestimmun­
gen des Mietrechtsgesetzes gebracht hat; 

gleiches gilt für den Entfall der allgemeinen 
Befristungsmöglichkeit auf die Dauer eines Jah­
res; weiters die Stärkung der Rechtsposition des 
Untermieters durch die Beweislastumkehr bei 
Umgehung von Hauptmiete sowie durch neue 
Bestimmungen über die Zulässigkeit des Unter­
mietzinses und seine Rückforderbarkeit; 

weiters die Erweiterung des Kreises jener Miet­
gegenstände, auf die künftig die Mietzinsbil­
dungsbestimmungen des Richtwertsystems anzu­
wenden sind, gegenüber dem Anwendungsbe­
reich des bisherigen Kategoriesystems. Hier ist 
insbesondere die preisdämpfende Wiederherein­
nahme auch der Kategorie-A-Wohnungen in den 
engeren Kreis der Zinsbildungsvorschriften, aber 
auch die Beseitigung einiger anderer Ausnahme­
tatbestände zu erwähnen. 

Die Verbesserung der Position des Mieters bei 
der Durchsetzung anstehender Erhaltungsarbei­
ten durch die Bestimmungen über die einstweilige 
Verfügung und über das Vorzugspfandrecht für 
Erhaltungsarbeiten möchte ich ebenfalls erwäh­
nen. 

Weiters wird es künftig effizientere Regelungen 
gegen unerlaubte Ablösen geben, und zwar durch 
die Verpflichtung zu deren Ausweisung in der 
Hauptmietzinsabrechnung trotz gerichtlich er­
zwungener Rückzahlung sowie durch die Verlän­
gerung der Verjährungsfrist. 

Schließlich werden auch die neuen Strafbestim­
mungen ihre präventive Wirkung gegen den soge­
nannten Absiedelungsterror nicht verfehlen. 
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Auch steht zu erwarten, daß die Ermöglichung 
von auf drei Jahre befristeten Mietverträgen die 
Bereitschaft der Hauseigentümer zur Vermietung 
jetzt leerstehender Wohnungen fördern und da­
mit einen Beitrag zur Milderung des Wohnungs­
mangels leisten wird. Allerdings wird den be­
fürchteten Auswirkungen dieser Bestimmung für 
die Mieter und ihre Tauglichkeit, mit dem 20pro­
zentigen Mietzinsabschlag einem Ausufern der 
Fristverträge vorzubeugen, kritische Aufmerk­
samkeit zu widmen sein. 

Durch die Übergangsregelung über die bisher 
eingehobenen und noch nicht verbrauchten Er­
haltungs- und Verbesserungsbeiträge wird ein ge­
wichtiger Anreiz dafür geboten, diese Geldbeträ­
ge innerhalb der nächsten drei Jahre der tatsächli­
chen Verwendung zur Finanzierung von Erhal­
tungs- und Verbesserungsarbeiten zuzuführen. 

Aus dem Wohnungseigentumsrecht möchte ich 
herausheben die künftige Verunmöglichung der 
Wohnungseigentumsbegründung an Substan­
dardwohnungen und die künftige - von mir im 
Gegensatz zu Herrn Abgeordneten Schölt positiv 
beurteilte - Ermöglichung, die der Zivilteilung, 
mit der der Verlust eines Miteigentumsanteiles an 
einer Liegenschaft aufgrund einer oft in Spekula­
tionsabsicht erhobenen Teilungsklage, durch die 
Begründung von Wohnungseigentum, wenn die 
Voraussetzungen vorliegen, abgewehrt werden 
kann. 

Meine Damen und Herren! Abschließend noch 
einige Wort zu dem heute von Ihnen zu fassenden 
Entschließungsantrag. Das Bedürfnis nach Har­
monisierung der einzelnen Wohnrechtsmaterien 
ist grundsätzlich durchaus anzuerkennen. Wie 
aber das Begutachtungsverfahren zum Ministeri­
alentwurf, die Beratungen der von mir eingesetz­
ten Expertengruppen und überhaupt die seit dem 
heurigen Frühjahr geführte rechtspolitische Dis­
kussion eindrucksvoll gezeigt haben, kann eine 
Zusammenfassung der verschiedenen Wohn­
rechtsbereiche in einem einzigen Gesetz, das zu­
nächst zwar übergreifende Bestimmungen enthal­
ten soll, die jedoch in den einzelnen Wohnrechts­
bereichen mangels gänzlicher Harmonisierbarkeit 
teilweise doch wieder modifiziert werden müssen, 
nicht sinnvoll bewerkstelligt werden, vor allem 
wenn man die gerade in letzter Zeit zu Recht be­
sonders betonte Lesbarkeit und Verständlichkeit 
einer gesetzlichen Regelung ernst nehmen will. 

Eine Harmonisierung des Wohnrechtsfeldes 
soll daher meines Erachtens in der Weise ange­
strebt werden, daß gleichgelagerte Regelungen, 
etwa über die Abrechnung oder über das Verfah­
ren, in den einzelnen selbständig bleibenden 
Wohnrechtsgesetzen eingebaut werden. Das Bun­
desministerium für Justiz hat bereits mit Vorar­
beiten dazu begonnen. 

Überdies wird in meinem Ressort derzeit über 
ein Maklergesetz und ein Bauträger-Vertrags­
recht beraten. Die diesbezüglichen Ministerial­
entwürfe werden in Bälde einem allgemeinen Be­
gutachtungsverfahren zugeleitet werden, sodaß 
der zweiten Phase der Wohnrechtsreform nichts 
im Wege stehen wird. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 
/7.31 

Präsident Dr. Lichal: Zum Wort gemeldet hat 
sich die Frau Abgeordnete Dr. Madeleine Petro­
vic. Bitte, Frau Abgeordnete. 

17.3! 
Abgeordnete Dr. Madeleine Petrovic (Grüne): 

Herr Präsident! Frau Staatssekretärin! Herr Bun­
desminister! Meine Damen und Herren! Die Aus­
führungen des Herrn Bundesministers beunruhi­
gen mich sehr, denn die zweite Etappe einer Nor­
mierung, deren erste ich schon nicht gut finde, ist 
eine schlimme Ankündigung. 

Die ganze Situation ist ja überhaupt ein wenig 
skurril: Sie haben ja selber gesagt: verhandelt 
wurde im Bautenausschuß, aber eigentlich ist es 
eine klassische Zivilrechtsmaterie, und deshalb 
antwortet auch der Justizminister. Diese formalen 
Skurrilitäten dieses Verfahrens will ich aber gar 
nicht überbewerten. Es hat offenbar mit den agie­
renden Personen zu tun, daß die jeweiligen Frak­
tionsführer im Justizbereich noch weniger mit­
einander reden können als die zuständigen Abge­
ordneten im Bautenausschuß. Aber wie gesagt: 
Das gehört zu den formalen Skurrilitäten und ist 
eigentlich im Vergleich zu den inhaltlichen Män­
geln dieser Regelung eher eine Kleinigkeit. 

Der Herr Bundeskanzler hat im Rahmen der 
Parlamentarischen Enquete in Sachen Wohnrecht 
am 26. April des Jahres 1991 - lang is1's her -
wortwörtlich gesagt: 

"Es geht darum, für die Menschen, die in unse­
rem Land leben, also für alle in Wirklichkeit, ein 
menschenwürdiges Leben und Dasein zu sichern. 
Und zwar auch für jene, die - durch welche U m­
stände auch immer - in ihrer Leistungskraft ge­
genüber anderen eingeschränkt sind, wobei als 
Maxime dabei zu gelten hat: Erreichbarkeit der 
Wohnungen durch Mietobergrenzen, Sicherheit 
durch Kündigungsschutz, soziale Verfügbarkeit 
von leistbarem Wohnraum, Beseitigung quantita­
tiver Mängel durch Angebotserweiterung und Be­
hebung qualitativer Mängel durch Modernisie­
rung des Altbestandes." - Und das Ganze sollte 
sichergestellt werden binnen Jahresfrist in einem 
großen Bundeswohngesetz. 

Wir sind sehr weit von diesem Ziel entfernt, 
sehr weit! Wir haben nicht nur diesen großen ge­
setzlichen Wurf nicht geschafft, sondern es wird 
noch ein Gesetz mehr geben. Jetzt muß man noch 
die Richtwerte extra in ein Gesetz nehmen. Da 
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gibt es einerseits die große Gefahr. daß das ver­
fassungsmäßig nicht halten wird, und zum zwei­
ten besteht die leichtere Möglichkeit, daß man da 
eben nicht am Mietrecht "herumdoktern" muß, 
sondern, wenn es eben nicht klappt in der Praxis, 
die Richtwerte heranzieht. (Abg. E der: Das hat 
einen sozialen Grund.') 

Damals hat es ja geheißen, wir wollen binnen 
Jahresfrist ein Bundeswohnrecht haben. Also, wie 
gesagt, jetzt haben wir ein Gesetz mehr. Ich glau­
be, dieses erste Ziel ist einmal ziemlich klar nicht 
erreicht. Und daß es ein Gesetzesdschungel ist, 
das, glaube ich, wird hier wohl niemand in Abre­
de stellen. Daß das mit Durchsichtigkeit und 
Transparenz nichts mehr zu tun hat, das haben ja 
im Begutachtungsverfahren viele beklagt und das 
hat nicht zuletzt auch Präsident Fischer sehr 
deutlich gesagt, aber geholfen hat es halt wenig. 

Nächster Punkt des Herr Bundeskanzlers: Er­
reichbarkeit von Wohnungen. Der Herr Bundes­
minister hat schon angekündigt - und das sehe 
ich fast als eine Drohung an -, der zweite Schritt 
muß noch einmal eine Verteuerung bringen. Wir 
machen jetzt eine Verteuerung, und dann kommt 
noch eine Verteuerung. Denn daß es bei A-Woh­
nungen den Preis hinunterbringen wird, daran 
fehlt mir der Glaube, und auch meine Erfahrun­
gen am Wiener Wohnungsmarkt sprechen sehr 
dagegen. Daß es B- und C-Wohnungen mit Si­
cherheit im Preis hinaufbringen wird - so es die­
se Wohnungen überhaupt gibt -, das ist ganz 
klar, das steht ja im Gesetz. 

Mietobergrenzen: Da spielt sich nicht viel ab. 
Auch da hat der Herr Bundeskanzler offensicht­
lich damals etwas anderes angekündigt, als jetzt 
eintreten wird. 

Sicherheit durch Kündigungsschutz. Kündi­
gungsschutz für drei Jahre - wenig, sehr wenig. 
Dieses Nomadenturn, das es ja heute schon gibt, 
führt dazu, daß die Bausubstanz verfällt. Denn 
wer investiert denn in eine Wohnung, wenn er 
sich spätestens nach zwei Jahren wieder nach ei­
ner neuen umschauen muß? Oder man arrangiert 
sich halt mit dem Vermieter, und das wird in der 
Regel "mehr zahlen" heißen; eine sehr ungünsti­
ge Situation. 

Jetzt weiß ich schon alles: Das ist die große 
Koalition und in dieser ist alles so schwer erreich­
bar. Aber: Als diese Koalition angetreten ist, hat 
sie gesagt, nur sie könne die großen Probleme lö­
sen. Sie werden große Gesetzesmengen schaffen, 
sehr unverständliche Gesetzesmengen, aber ich 
wage zu bezweifeln, daß damit irgendein Problem 
gelöst wird, und auch die Kommentare der mit 
der Materie befaßte Experten in den Medien sa­
gen aus, daß die Probleme nicht gelöst werden. 
Das Gros der Wohnungen wird nicht mehr er­
faßt; die Wohnungen, die erfaßt werden, bekom-

men ein aberwitzig kompliziertes Richtwertsy­
stem, das die Höhe des Mietzinses bemißt auf­
grund der allgemeinen Verkehrsauffassung und 
der Erfahrungen des täglichen Lebens. Diese Er­
fahrungen des täglichen Lebens, meine Damen 
und Herren, sind schlecht, wirklich schlecht. Da 
genügt ein Blick in die Zeitungen. Das heißt, 
richtet sich der Gesetzgeber jetzt tatsächlich nach 
diesen Erfahrungen, dann, so würde ich meinen, 
haben wir eine schlechte Bezugsgröße gewählt, 
denn auf diesem Markt geht es ja kunterbunt zu. 

Wir wissen auch, daß das eine Fülle von sozia­
len Folgewirkungen auslöst. Ich behaupte, es gibt 
einen ganz intensiven Zusammenhang zwischen 
den komplizierten Tatbeständen im Mietrecht, 
dessen Unübersichtlichkeit und Unanwendbar­
keit auf viele Fälle und der Ausländerfeindlich­
keit. Nach dem Mietrecht lassen sich gerade sozial 
erpreßbare Bevölkerungsgruppen wunderbar 
dazu benützen, Häuser leer zu machen. Das pas­
siert ja tagtäglich, und das ist eigentlich auch nach 
dieser Regelung weiterhin möglich. 

Und dieser Gesetzgeber macht noch dazu - im 
Bereich der Ausländergesetze - einen vorhande­
nen Wohnraum zur Voraussetzung für das Auf­
enthaltsrecht und erweitert so die Möglichkeiten 
für befristete Verträge. Also damit wurde ja eine 
Bevölkerungsgruppe geschaffen, die auf Gedeih 
und Verderb jeden Preis zahlen muß - auf Ge­
deih und Verderb! Das kann ja nicht Sinn einer 
vernünftigen Gesetzgebung sein. Ich verstehe 
wirklich nicht, warum man das macht. 

Und ich verstehe auch diejenigen nicht, die im­
mer sagen: Der Markt wird es schon bringen. Wie 
kann man denn in diesem Bereich - das muß ich 
wirklich sagen - irgendwelchen liberalen Phan­
tasien nachhängen, wie kann man denn glauben, 
daß hier der Markt irgend etwas verbessern könn­
te? Da brauche ich ja nur jene ausländischen Bei­
spiele anzuschauen, wo man das versucht hat. 

Wie soll denn auch ein Markt funktionieren, 
wenn eine nach der ökonomischen Theorie 
Grundvoraussetzung eines freien Marktes, näm­
lich die beliebige Vermehrbarkeit des Angebotes, 
nicht gegeben ist. Wir können die Grundstücke 
nicht aufblasen, und ich hoffe, es kommt nie­
mand auf die Idee, den Wienerwald abzuholzen 
oder sonst irgend etwas Verrücktes zu tun, um die 
Flächen beliebig vermehren zu können. Das ist 
nicht machbar. 

Es gibt daher keinen anderen Weg, als das über 
das Angebot zu regeln und auch Neubauten zu 
errichten; selbstverständlich. Einen anderen Weg 
als eine klare und transparente Regelung für Alt­
bauwohnungen sehe ich nicht. Und wie soll das 
klar und transparent sein bei einem Richtwertsy­
stem, wo ich nicht wüßte, was jetzt irgendeine 
Wohnung kostet, und wo man gar nicht weiß, wo 
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die geographischen Grenzen für die Anwendbar­
keit des Systems sind. Es ist ein System, das nicht 
durchschaubar ist, und ich verstehe wirklich 
nicht, warum man nicht - durchaus auch unter 
Einbeziehung des Interesses einer fairen Rendite 
für Vermieter und Vermieterinnen - ein glasklar 
durchschaubares System geschaffen hat. 

Ich behaupte, es ist nicht der zu geringe Preis 
die Ursache, daß Wohnungen zurückgehalten 
werden, sondern vor allem die Undurchsichtig­
keit der Bestimmungen und auch die Annahme 
auf der Vermieterseite, daß diese Regelung nicht 
von langem Bestand sein wird. Es ist eine U nsi­
cherheit gegeben, und durch diese Unsicherheit 
werden Teile zurückgehalten - in Verbindung 
mit der Tatsache, daß ja auch von Mietern und 
Mieterinnen Wohnungen zurückgehalten wer­
den. Und statt daß man hier ehrlich darüber ge­
sprochen und auf dieser Basis ein umfassendes 
System geschaffen hätte, ohne Befristungen, mit 
klaren und berechenbaren Mietzinsen und mit 
Rechtssicherheit für beide Seiten, für Angebot 
und Nachfrage, hat man sich da in einem nebulo­
sen Rechtsdschungel hineinbegeben. 

Ich kann, meine Damen und Herren - von 
Kleinigkeiten abgesehen, die aber bei der Summe 
dieser Materie wirklich nicht ins Gewicht fallen 
-, keine Verbesserungen erkennen. Mir scheint 
dieses Gesetzeswerk symptomatisch für das, was 
diese Koalition in letzter Zeit tut: Mit sehr, sehr 
viel Aufwand wird eine Minimalregelung getrof­
fen, die für die Bürgerinnen und Bürger zu kei­
nen nennenswerten Verbesserungen führen wird. 
Und Sie werden vor allem dafür die Rechnung 
präsentiert bekommen, denn es bestanden große 
Hoffnungen, vor allem nach dieser Enquete, und 
ich glaube, daß diese Hoffnungen heute bitter 
enttäuscht werden. - Danke. (Beifall bei den 
Grünen und Beifall des Abg. Schält.) 17.43 

Präsident Dr. Lichal: Zum Wort gemeldet hat 
sich die Frau Staatssekretärin Dr. Maria Fekter. 
Bitte, Frau Staatssekretärin, Sie haben das Wort. 

/7.43 
Staatssekretärin im Bundesministerium für 

wirtschaftliche Angelegenheiten Dr. Maria Fek­
ter: Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Bundes­
minister! Hohes Haus! Die Frau Kollegin Petro­
vic hat kritisiert, daß dieses neue Wohnrecht im 
Bautenausschuß diskutiert worden ist. Ich darf 
Sie darauf hinweisen, daß in dieser Novelle auch 
das Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz mitbe­
handelt wird und hiefür das Wirtschaftsministeri­
um zuständig ist. Das ist der Grund für die ge­
rechtfertigte Befassung des Bautenausschusses. 

Obwohl heute in den Debattenbeiträgen auf 
das Gemeinnützigkeitsgesetz weniger Bezug ge­
nommen worden ist - Ausnahme war Herr Ab­
geordneter Schöll -, möchte ich doch einiges 

dazu ausführen. Es ist eine Novellierung des Ge­
meinnützigkeitsgesetzes vorgenommen worden, 
die primär der Sicherung des gemeinnützigkeits­
rechtlichen Vermögens dient. 

Herr Abgeordneter Schöll! Wenn Sie hier im 
Hinblick auf die Sicherung dieses Vermögens die 
Beteiligungsmöglichkeit an Vereinen kritisieren 
und fragen, was denn ideale Vereine wären und 
ob denn eine Beteiligung an solchen Vereinen 
dem Wohnungswesen nützt, dann muß ich Sie 
darauf hinweisen, daß es nur um Vereine geht, 
deren Tätigkeit die Förderung des Wohnungs­
und Siedlungswesens zum Ziel hat. Das heißt, es 
sind nicht Beteiligungsmöglichkeiten an irgend­
welchen Vereinen eingeräumt worden, sondern 
nur an solchen, die mit dem Wohnungswesen pri­
mär zu tun haben. 

Ich möchte auch klarstellen, daß es zu begrü­
ßen ist, daß die Steuerpflicht nach fünf Jahren 
dazu führt, daß nicht mehr ein Horten von Rück­
lagen erfolgt. Ich habe eigentlich nicht wirklich 
verstanden, warum Sie dieser Besteuerung eine 
Absage erteilt haben, wo doch Ihr Parteiobmann 
immer relativaussagekräftig gegen das Horten 
von Rücklagen aufgetreten ist. 

Gleichzeitig hat diese Steuerpflicht bereits 
Früchte getragen. Heute ist bereits mehrmals der 
Wohnungsneubau angesprochen worden, und ich 
kann Ihnen berichten, daß wir im Jahr 1992 
23 Prozent mehr Baubewilligungen im Wohnbau 
hatten und bis zur Jahresmitte bereits mehr als 
18 Prozent zusätzlicher Bautätigkeit gegenüber 
dem Vergleichszeitraum 1992 verzeichnen konn­
ten. Das heißt, der Wohnbau boOmt. 

Neben der Beteiligung an anderen gemeinnüt­
zigen Gesellschaften und der Zulassung von Ver­
einen ist im Hinblick auf die Vermögensbindung 
und im Hinblick auf die Obergrenzen für Funk­
tionärsbezüge von Herrn Abgeordneten Schöll 
kritisiert worden, daß hier die Dienstklasse IX er­
wähnt wird. Ich kann Ihnen sagen, das ist erstens 
geltendes Recht, und zweitens haben wir - wie 
bereits im Ausschuß erwähnt - leistungsbezoge­
ne Kriterien mit eingeführt. Das heißt, ein Ge­
schäftsführer einer Gemeinnützigen, die aktiv tä­
tig ist, die wirklich mehr Leistung nachweisen 
kann, soll auch mehr Entgelt bekommen. Dem 
Geschäftsführer einer Gemeinnützigen dagegen, 
die sich auf das reine Verwalten beschränkt, wird 
man das Höchstausmaß nicht zubilligen können. 

Ein zweiter Schwerpunkt in der gegenständli­
chen Novelle ist die Ermöglichung einer effizien­
teren Bestandsbewirtschaftung. Hier soll den Ge­
meinnützigen ein zeitgemäßes Wirtschaften im 
Hinblick auf den Bau von Wohnungen sowie den 
Ein-, Um- und Zubau von Wohneinheiten spe­
ziell im Altbestand ermöglicht werden. 
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Ich verstehe daher Ihre Kritik nicht, Herr Ab­
geordneter SchölI, wenn Sie sagen, daß man hier 
eigentlich die Gemeinnützigen begünstigt und die 
Privaten als die bösen Buben abstempelt. Ich 
möchte hier klarstellen, daß die Privaten in kein­
ster Weise die bösen Buben sind; nur: sie haben 
den freien Spielraum, den die Gemeinnützigen 
nicht haben. Das heißt, die Privaten sind keinen 
Beschränkungen unterworfen. Sie können ihre 
Gewinne frei verwenden. Sie können auch ihren 
Geschäftsführern Gehälter und Provisionen nach 
privatwirtschaftlichen Gesichtspunkten zahlen. 
Das alles kann die gemeinnützige Wohnungswirt­
schaft nicht. Das heißt, Gemeinnützige können 
nur gemeinnützig agieren, und dieses gemeinnüt­
zige Agieren haben wir in dieser Novelle dezidiert 
normiert. 

Weiters: Ein wesentliches Ziel war die Stärkung 
der Selbstfinanzierung. In diesem Zusammen­
hang haben wir die Eigentumsbildung ermög­
licht, den Verkauf von Mietwohnungen, natürlich 
mit der Auflage, dieses Geld zweckgebunden wie­
der in den Wohnbau fließen zu lassen. Es ist in 
unserem Interesse, den Gemeinnützigen das 
Wirtschaften so zu ermöglichen, daß neuer 
Wohnraum geschaffen wird. Ich hoffe, daß durch 
die Eigentumsbildung den Gemeinnützigen dann 
Geld zur Verfügung steht, das sie in den Neubau 
stecken können. 

Im Hinblick auf die Abrundung des Geschäfts­
kreises und die Neudefinition der gesetzlichen 
AufgabensteIlung hat Abgeordneter Schöll die 
Möglichkeit der konnexen Zusatzgeschäfte, die 
der Revisionsverband auch zu begutachten hat, 
kritisiert. 

Hier kann ich klarstellen, daß es sich dabei 
hauptsächlich um die Errichtung von Infrastruk­
turmaßnahmen im Rahmen des Wohnumfeldes 
handelt. Weiters sind diese konnexen Zusatzge­
schäfte natürlich im Sinne des Gemeinnützig­
keitsprinzipes, im Sinne der Vermögensbindung 
für die Gemeinnützigkeit zu bewerten. Und die 
Stellungnahme des Revisionsverbandes stellt na­
türlich eine Kontrollinstanz dar. 

Es ist daher nicht lächerlich, so wie Sie das in 
Ihrer Rede erwähnt haben, wenn der Revisions­
verband die Gesetzmäßigkeit solcher Zusatzge­
schäfte prüft, soll doch damit lediglich sicherge­
stellt werden, daß das gemeinnützige Vermögen 
gemäß dem Gemeinnützigkeitsgesetz verwaltet 
und verwendet wird. 

Für mich als für Bauten Ressortzuständige ist 
es besonders begrüßenswert, daß im Hinblick auf 
die Ausgestaltung von Wohnungen - das ist ge­
nau geregelt, und daher dürfen Luxuswohnungen 
von Gemeinnützigen nicht gebaut werden - in 
dieser Novelle klargestellt ist, daß behindertenge-

rechte Gestaltung kein Luxus ist, sondern unter 
die normale Ausstattungskategorie fällt. 

Mir persönlich war es ein besonderes Anliegen, 
daß man weiters auch die Sozialpflichtigkeit bei 
der Wohnungsvergabe dezidiert normiert. Es ist 
ein Paragraph aufgenommen worden, wonach die 
Gemeinnützigen bei der Wohnungsvergabe be­
sonderes Augenmerk auf die Sozialpflichtigkeit, 
die Einkommens- und Familienverhältnisse anzu­
wenden haben. 

Ich glaube - das zeigt auch, daß sich in den 
Debattenbeiträgen die Kritik der Opposition 
nicht primär auf das Wohnungsgemeinnützig­
keitsgesetz gestützt hat -, daß diese Novelle dazu 
~eiträgt, das gemeinnützige Wohnungswesen in 
Osterreich erfolgreich im Hinblick auf die Sozial­
pflichtig.keit walten zu lassen. (Beifall bei ÖVP 
und SPO.) 17.53 

Präsident Dr. Lichal: Nächste auf der Rednerli­
ste: Frau Abgeordnete Dr. Elisabeth Hlavac. Bit­
te, Frau Abgeordnete, Sie haben das Wort. 

/7.53 
Abgeordnete Dr. Elisabeth Hlavac (SPÖ): Herr 

Präsident! Herr Bundesminister! Frau Staatsse­
kretärin! Meine Damen und Herren! Ich möchte 
mich ausschließlich auf das Mietrechtsgesetz kon­
zentrieren und einige Punkte herausgreifen, bei 
denen es zu Verbesserungen kommen wird. Ich 
möchte aber zuerst einige grundsätzliche Bemer­
kungen machen. 

Die Situation am Wohnungsmarkt ist sehr 
schwierig. Wir brauchen, im Gegensatz zu dem, 
was hier behauptet worden ist, neuen Wohnraum, 
und wir brauchen Änderungen, die sicherstellen, 
daß die Mieterinteressen auch in einer Situation, 
in der Wohnungsnot herrscht, gewahrt werden. 

Wir haben bei der letzten großen Reform die 
Kategorie-A-Wohnungen, also die bestausgestat­
teten Wohnungen, in die Angemessenheit entlas­
sen. was leider dazu geführt hat, daß die Mieten 
in diesem Bereich, in diesem Segment exorbitant 
gestiegen sind. Es ist heute schon gesagt worden, 
Mieten in der Höhe von 120 S pro Quadratmeter 
sind leider keine Seltenheit mehr. 

Junge Menschen, vor allem auch solche mit Fa­
milie, aber auch andere, die aufgrund ihrer per­
sönlichen Situation eine Wohnung brauchen, tun 
sich daher schwer. Dazu kommt noch, daß fast 
nur Kategorie-A-Wohnungen auf den Markt 
kommen, und die Angemessenheit daher sehr 
große Probleme mit sich bringt. 

Es ist daher der Versuch unternommen wor­
den, "Angemessenheit" genauer und besser zu 
definieren und die Mieten wieder herabzusenken. 
Das Ergebnis dieser langen Beratungen mit Ex­
perten ist dieses Richtwertsystem, das heute dem 
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Plenum präsentiert wird und auch schon von 
Vorrednern vorgestellt worden ist. 

Es ist heute in der Diskussion schon sehr oft 
vom Markt gesprochen worden und daß sich die 
Marktkräfte durchsetzen sollten. Es ist so getan 
worden, als könnte das Problem der Wohnungs­
preise über den Markt gelöst werden. Es wird da­
bei aber übersehen, daß wir uns in einer höchst 
unvollkommenen Marktsituation befinden. Die 
Wohnung ist ein nicht substituierbares Gut, das 
heißt, die Wohnung ist nicht ersetzbar, jeder muß 
wohnen können, und jeder möchte unter men­
schenwürdigen Bedingungen wohnen. 

Das Angebot ist aber viel zu gering und die 
Nachfrage aus vielen Gründen sehr hoch. Unter 
solchen Bedingungen können Marktkräfte nicht 
wirken. Abgesehen davon glaube ich, daß der 
Markt immer einen gewissen Rahmen braucht 
und sich nicht selbst überlassen werden darf. 

Die schwache Position, die die Mieter aufgrund 
dieser unseligen Marktsituation innehaben, wird 
von vielen Vermietern schamlos ausgenützt, da­
her mußten wir eingreifen. 

Natürlich kann man das Wohnungsproblem, 
das Problem der Mietzinse, nicht nur dadurch lö­
sen, indem wir Beschränkungen einführen, son­
dern wir müssen danach trachten, daß neuer 
Wohnraum geschaffen wird. 

Ich möchte nur für das Bundesland Wien sa­
gen, daß bereits ab heuer jährlich 
10 000 Wohnungen gebaut beziehungsweise ge­
fördert werden und daß wir uns dadurch mittel­
fristig eine wesentliche Verbesserung der Situa­
tion erwarten. Kurzfristig müssen wir aber mit 
Hilfe des Mietrechtsgesetzes versuchen, diese 
Auswüchse einzuschränken. 

Zu den wichtigsten Punkten, im Rahmen derer 
die Mieterinteressen gefährdet sind, gehört die 
Frage der befristeten Mietverhältnisse. Uns wäre 
es sicher am liebsten gewesen, würde es über­
haupt keine befristeten Mietverhältnisse geben, 
denn diese schwächen die Situation der Mieter 
ganz erheblich. 

Das, was immer wieder gesagt wird, ist nämlich 
nicht richtig, denn es treten sich nicht zwei 
Gleichberechtigte auf dem Markt gegenüber. Si­
cher gibt es Fälle, in denen jemand nur für eine 
befristete Zeit ein Mietverhältnis eingehen möch­
te. Die Auswirkung dieser Befristung ist aber, daß 
ein ganz enormer Druck auf die Mieter entsteht, 
und daß sehr viele Menschen, die das gar nicht 
wollen, nur mehr befristete Mietverhältnisse ein­
gehen können. 

Es ist auch jetzt, wie sich gezeigt hat, kaum 
mehr möglich, zu einem vernünftigen Mietzins 
einen unbefristeten Mietvertrag zu erhalten. Die 

Hausherren befinden sich jedenfalls in der Situa­
tion, daß sie die Bedingungen stellen können, und 
die meisten Mieter müssen diese akzeptieren. 

Es besteht also hier ein besonderes U ngleichge­
wicht. Am ärgsten ist es im Bereich jener Mietver­
träge gewesen, die auf maximal sechs Monate ab­
geschlossen waren. Für diese Verträge gilt be­
kanntlich der Schutz des Mietrechtsgesetzes über­
haupt nicht. Daher sind sie ein sehr beliebtes Mit­
tel, um vor allem ausländische Arbeitskräfte aus­
zubeuten, indem man ihnen für sechs Monate 
einen Mietvertrag gibt. In Wien passiert das leider 
immer wieder vor allem in Abbruchhäusern, in 
Substandardwohnungen, in denen sie zu einem 
extrem überhöhten Mietzins für sechs Monate die 
Wohnung mieten können und sich dann wieder 
etwas Neues suchen müssen. 

Durch die vorliegende Novelle wird jetzt die 
Möglichkeit, so kurz geltende Mietverträge abzu­
schließen, in einem sehr hohen Maße einge­
schränkt. Es soll nur mehr für Zweitwohnsitze 
möglich sein und nur dann, wenn jemand für eine 
kurze Zeit diese Wohnung beruflich benötigt. 

Gedacht ist hier vor allem an Künstler, an Fest­
spielteilnehmer - das ist ein Argument, das im­
mer wieder gekommen ist - und an ähnliche Si­
tuationen. Nicht gedacht ist an gewöhnliche Sai­
sonarbeiter. 

Außerdem soll ein Abschluß derartiger Verträ­
ge nur für Kategorie-A- und -B-Wohnungen 
möglich sein. Wir hoffen daher, daß wir damit 
den Mißständen und der Ausbeutung von Mie­
tern einen Riegel vorgeschoben haben. Wir wer­
den die Auswirkungen der neuen Bestimmungen 
sehr genau beobachten, um festzustellen, ob es 
nicht unter Umständen doch Schlupflöcher gibt, 
denn die Spekulanten sind da oft sehr erfindungs­
reich. Wir werden das sehr genau im Auge behal­
ten, ich glaube aber, daß uns hier eine gute Rege­
lung gelungen ist. 

Die einjährigen Befristungen werden abge­
schafft, dafür die dreijährigen Befristungen einge­
führt, wobei aber gleichzeitig ein Abschlag vom 
Mietzins vorgesehen ist. Der Mieter kann aus ei­
nem solchen Vertrag vorzeitig aussteigen. Ich 
gebe zu, ich bin über diese Regelung nicht glück­
lich, sie war ein Komprorniß, und wir werden wei­
ter beobachten, wie sich das entwickelt. 

Ich möchte noch ganz kurz auf einen weiteren 
Punkt eingehen, nämlich auf die Strafbestimmun­
gen gegen den Terror gegen Mieter. Wir alle ken­
nen aus Zeitungsberichten, aber auch aus unseren 
Sprechstunden die Situation, daß Menschen von 
ihren Vermietern aus ihrer Wohnung hinausgee­
kelt werden sollen, und zwar mit ganz massiven 
Maßnahmen. Sehr beliebte Methoden sind zum 
Beispiel Entfernen der Fenster bei großer Kälte, 
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Abdrehen von Strom und Gas, Abdecken des Da­
ches und ähnliches. In diesem Zusammenhang 
werden jetzt zwei neue Strafbestimmungen ge­
schaffen. 

Zum einen soll der Vermieter oder sein Beauf­
tragter, der mit vollstreckbarer Entscheidung auf­
getragene Erhaltungsarbeiten nicht oder nur mit 
ungerechtfertigter Verzögerung durchführt und 
dadurch den Mieter erheblich im Gebrauch des 
Mietgegenstandes beeinträchtigt, gerichtlich be­
straft werden. 

Außerdem ist der Vermieter oder sein Beauf­
tragter zu bestrafen, wenn er ungeachtet einer 
vollstreckbaren Entscheidung auf Unterlassung 
eine der festgelegten Duldungspflichten des 
Hauptmieters betreffend Verbesserungsarbeiten 
in schikanöser und exzessiver Weise mißbraucht. 

Wir decken mit diesem neuen Strafparagra­
phen einen Bereich ab, der bisher nicht von den 
Strafbestimmungen erfaßt war. Es gibt auch an­
dere Formen des Terrors gegen Mieter, vor allem 
gefährliche Drohung und ähnliches, das ist aber 
durch das Strafgesetzbuch erfaßt, wenn auch lei­
der oft sehr schwer beweisbar. Hier wird jetzt eine 
neue Strafbestimmung geschaffen, die ich für 
sehr nützlich halte. 

Der Gesetzentwurf enthält noch eine Reihe an­
derer wichtiger Verbesserungen. Ich erwähne nur 
kurz die Verlängerung der Verjährungsfrist für 
verbotene Ablösen auf zehn Jahre und die Ver­
rechnung einer verbotenen Ablöse in der Haupt­
mietzinsreserve, auch wenn der Mieter sie zu­
rückgefordert hat. Wir wollen damit ein Zeichen 
setzen, daß wir die verbotene Ablösen nicht dul­
den wollen. 

Ich kann in diesem Zusammenhang nur jedem, 
der gezwungen werden soll, eine verbotene Ablö­
se zu zahlen, empfehlen, vorher zu einer Mieter­
vereinigung zu gehen, denn es gelingt doch im­
mer wieder, wenn man einen Zeugen hat, wenn 
man das entsprechend vorbereitet, diese verbote­
ne Ablöse wieder zurückzubekommen. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte nicht 
auf die weiteren Verbesserungen eingehen, ich 
möchte nur sagen, daß das, was heute beschlossen 
werden soll, der Kernpunkt eines neuen Wohn­
rechtsgesetzes werden soll. An diesem Entwurf 
wird gearbeitet, und es wird die Gelegenheit be­
stehen, auch die Erfahrungen aus dem .. U nteraus­
schuß, vor allem die weitergehenden Uberlegun­
genmiteinzubauen. 

Ich bin jedenfalls davon überzeugt, daß uns in 
einigen wichtigen Punkten eine wesentliche Ver­
besserung für die Mieter gelungen ist:. (Beifall bei 
der SPÖ sowie bei Abgeordneten der OVP.) 18.04 

Präsident Dr. Lichal: Zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Abgeordneter Dr. Ofner. Herr Abge­
ordneter, Sie haben das Wort. Ich darf Sie darauf 
aufmerksam machen: noch acht Minuten. - Bit­
te. 

18.04 .. 
Abgeordneter Dr. Orner (FPO): Herr Präsi­

dent! Herr Bundesminister! Frau Staatssekretä­
rin! Meine Damen und Herren! Zu Beginn dieser 
Debatte hat Abgeordneter Schwimmer meinen 
Kollegen Schön und mich der Lüge geziehen. Ich 
warte bis jetzt vergeblich auf einen diesbezügli­
chen Ordnungsruf, aber"ungeachtet d~ssen dü~­
fen solche beleidigende Außerungen nIcht unwI­
dersprochen bleiben. Ich zitiere daher aus dem 
Mitschriftsprotokoll eines Klubmitarbeiters -
ein zweiter Mitarbeiter hat das genauso aufge­
schrieben -: Schwimmer hat im Unterausschuß 
erklärt, der Durchschnittsbürger braucht die 
Richtwertberechnung nicht zu verstehen. Das Er­
gebnis der Richtwertfestsetzung erfährt er. Dazu 
hat man ja Interessenvertretungen. 

Meine Damen und Herren! So war es wirklich, 
und es richtet sich dieser Standpunkt gegenüber 
Gesetzestexten, gegenüber der Gesetzgebung und 
auch gegenüber den Bürgern als N9rmadressaten 
wohl von selbst. (Beifall bei der FPO.) 18.06 

Präsident Dr. Lichal: Als nächster zu Wort ge­
meldet hat sich Herr Abgeordneter Dr. Gaigg. -
Bitte, Herr Abgeordneter. 

18.06 ". 
Abgeordneter Dr. Gaigg (OVP): Herr PräSI-

dent! Herr Bundesminister! Frau Staatssekretä­
rin! Aus blockzeitlichen Gründen will und muß 
ich mich ganz kurz fassen und möchte eigentlich 
nur auf zwei Bestimmungen der Novelle, die sich 
mit Geschäftsmieten beziehungsweise Unterneh­
mensveräußerungen und -verpachtungen ausein­
andersetzen, eingehen, nämlich auf § 12a, in dem 
es um die Veräußerung und Verpachtung eines 
Unternehmens geht, und auf § 46a: Hauptmiete, 
Hauptmietzins bei bestehenden Mietverträgen 
über Geschäftsräumlichkeiten. 

Meine Damen und Herren! Eine Situations­
schilderung in aller Kürze: Zwei Geschäftslokale 
der gleichen Größe im gleichen Haus der besten 
Geschäftsstraße in Linz. Der Mieter des einen Lo­
kales bezahlt 850 S monatlich, der Pächter des 
anderen gleich großen und gleich gelegenen Lo­
kales im selben Haus - ich wiederhole das, in 
Wahrheit ist er nur Mieter - bezahlt 23 500 S. 
Man wäre versucht zu sagen: Das gibt es nicht, 
das ist nicht möglich, das ist absurd!, aber ein 
Kenner des österreichischen Mietrechtes, auch 
wenn es davon nicht allzu viele profunde gibt, 
wird weise lächeln. 

Weniger lächeln wird der Pächter des einen Lo­
kales - er ist in Wahrheit Mieter -, der diese 

134. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 101 von 157

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVIII. GP - 134. Sitzung - 21. Oktober 1993 15589 

Dr. Gaigg 

enorme Miete bezahlen muß, und weniger lä­
cheln wird auch der Hauseigentümer, der nämlich 
von diesen rund 24 000 S nichts sieht, denn der 
sogenannte Zwischenwirt, der Verpächter oder 
Vermieter des Geschäftslokales, kassiert die nicht 
ganz bescheidene Differenz. 

Das sind Zustände, meine Damen und Herren, 
die auch aus der Sicht der Wirtschaft im Grunde 
genommen völlig unhaltbar sind. Mit dieser No­
velle wird nun der Versuch unternommen, wenig­
stens mittelfristig eine Änderung herbeizuführen. 

Diese Änderung wird teilweise durch die Be­
stimmungen des § 12a, Veräußerung und Ver­
pachtung eines Unternehmens, erreicht werden 
können, der da vorsieht, daß in Zukunft nicht nur 
bei der Unternehmensveräußerung durch eine 
Einzelperson der Vermieter die Möglichkeit ha­
ben wird, innerhalb von sechs Monaten zu verlan­
gen, daß ein angemessener Mietzins nach § 16( 1) 
bezahlt wird, sondern die Änderung geht auch da­
hin, daß für bisher bestehende Umgehungsmög­
lichkeiten, nämlich durch die Gründung einer 
Gesellschaft und durch die Veräußerung der Ge­
sellschaftsanteile bei juristischen Personen und 
Handelsgesellschaften, im wesentlichen diesseibe 
Regelung gilt. Eine Ausnahme gilt nur dann, 
wenn besondere Umstände vorliegen, nämlich 
wenn der Übernehmer des Unternehmens ein ge­
setzlicher Erbe ist, dann gilt nämlich jene Ein­
schleifbestimmung, die vorsieht, daß die Miete, 
die in diesem Augenblick keine angemessene ist, 
im Verlauf von 15 Jahren angehoben werden 
kann. 

Die zweite Bestimmung, auf die ich kurz einge­
hen möchte, ist jene des § 46a, sie betrifft den 
Hauptmietzins bei bestehenden Mietverträgen 
und Geschäftsräumlichkeiten. Es kann ja nicht 
auf Dauer so sein, daß im Bereich der Anmietung 
beziehungsweise Vermietung von Geschäfts­
räumlichkeiten für das eine Lokal auf alle Ewig­
keit geradezu lächerliche Mieten bezahlt werden, 
während in einem anderen FalL für ein anderes 
Lokal bei Vorliegen anderer Bedingungen ein 
Fünfhundertfaches oder ein Tausendfaches des­
sen bezahlt werden muß. Jeder weiß, daß sich da­
durch eine enorme Wettbewerbsverzerrung er­
gibt, und diese kann wohl kaum im Interesse der 
Wirtschaft liegen. 

Sehr wohl kann es aber im Interesse des soge­
nannten beatus possidens, des glücklichen Besit­
zenden eines Altrnietvertrages sein, daß er und 
vielleicht ein Pächter auch in weiterer Zukunft 
nicht mehr bezahlen muß. Aus der Sicht der 
Wirtschaft sollte sich das aber zumindest mittel­
fristig ändern. Die Übergangsbestimmungen des 
§ 46a sehen das auch vor, wenn auch mit einer 
zeitlichen Verzögerung von 15 Jahren, die aus 
durchaus einsichtigen Gründen erforderlich ist, 
denn eine Anhebung der Miete innerhalb kürze-

ster Zeit auf ein Vielfaches wäre nicht verkraft­
bar. 

Weiters geht es um die sogenannten gespalte­
nen Mietverhältnisse, das heißt um U nterneh­
mensveräußerungen, bei denen der bisherige 
Mieter und Unternehmensbesitzer weiterhin nach 
außen Mieter geblieben ist, obwohl er das Ge­
schäft schon längst abgegeben hat und eigentlich 
nur mehr auf dem Papier der Mieter ist. Das ist 
der zweite Fall einer Anmietung, die vor einem 
bestimmten Stichtag, nämlich vor 1963, erfolgt 
ist, zu einem Zeitpunkt, zu dem eine freie Miet­
zinsvereinbarung nicht möglich war. 

Der dritte Fall ist der einer Verpachtung. Da 
sieht das Gesetz grundsätzlich vor, daß innerhalb 
eines ohnehin ziemlich langen Zeitraumes die 
Miete angehoben wird. 

Meine Damen und Herren! leh glaube, daß da­
mit wenigstens auf Sicht die Voraussetzungen da­
für geschaffen werden, daß den Gesetzen des 
Marktes auch in diesem Bereich, nämlich im Be­
reich der Geschäftsräumlichkeiten, entsprechend 
Rechnung getragen werden kann, sodaß in erster 
Linie die Wirtschaft, aber im Grunde genommen 
natürlich alle, die davon betroffen sind, eine der­
artige Lösung nur begrüßen können. - Danke 
für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der ÖVP.) 
18./ 3 

Präsident Dr. Lichal: Zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Abgeordneter Dr. Schöl\. - Herr Ab­
geordneter, es stehen Ihnen noch 7 Minuten zur 
Verfügung. - Bitte schön. 

18.13 
Abgeordneter Schöll (FPÖ): Meine Sehr geehr­

ten Damen und Herren! Hohes Haus! Doktor bin 
ich keiner, das möchte ich gleich richtigstelIen. Es 
war gut gemeint. 

Ich möchte nur dem Kollegen Eder antworten, 
der offenbar meine Ausführungen zum "Mieten­
spiegel" nicht ganz richtig verstanden hat: Ich 
habe nicht den "Mietenspiegel" gemeint, der all­
jährlich einseitig von den Immobilientreuhändern 
erstellt wird und an dem ich gar nicht mehr mit­
wirke, weil ich im Hohen Haus tätig bin. Außer­
dem habe ich der Kanzlei empfohlen, sich an die­
ser Statistik, die sich von Jahr zu Jahr hinauf­
turnt, nicht mehr zu beteiligen. 

Zur Mitarbeit im Bautenausschuß möchte ich 
noch einmal bekräftigen: Wir sind aus dem Un­
terausschuß vor Beginn der Spezialdebatte ausge­
zogen, weil wir der Meinung waren - das wurde 
uns damals mehrfach dokumentiert -, daß das 
Paket bereits geschnürt ist, daß bestenfalls noch 
eine Kleinigkeit hineinverpackt wird. Wir haben 
daher keine Sinnhaftigkeit mehr gesehen, weiter 
in die Beratungen etwas einzubringen oder daran 
teilzuhaben. 
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Zum Herrn Kollegen Dr. Schwimmer möchte 
ich sagen: Ich habe die Ausführungen zum ABGB 
aus dem Jahre 1811 wirklich genossen, sie haben 
mir sehr gefallen. (Abg. Dr. Neisser zeigt ein Buch 
vor.) Der Herr Klubobmann zeigt es hier noch 
einmal. Es ist die Unbeholfenheit, die offenbar 
schon in der Monarchie Platz gegriffen hat, leider 
bis zum heutigen Tag erhalten geblieben. Aber 
man sollte, Herr Kollege Dr. Schwimmer, eigent­
lich nicht immer am Negativen Maß nehmen. 
Vielleicht gelingt es uns doch, da mehr Transpa­
renz zu schaffen. 

Frau Kollegin Dr. Hlavac möchte ich sagen: Ich 
glaube, wenn man wirklich etwas gegen die 
schwarzen Schafe bei den Hauseigentümern tun 
will, die die Mieter mit kriminellen Handlungen 
terrorisieren, dann sollte man Überlegungen da­
hin gehend anstellen, ob es nicht besser wäre, die 
diversen Bauordnungen in den Bundesländern zu 
ändern und der jeweiligen Baupolizei mehr Mög­
lichkeiten zu geben, schneller durchgreifen zu 
können, den Leuten, die da kriminell vorgehen, 
rascher das Handwerk legen zu können. Ich glau­
be, das würde mehr bringen, als irgendwelche ri­
gorosen Strafbestimmungen zu dokumentieren, 
die aber das Leiden der Betroffenen leider nicht 
rasch genug beenden können. - Danke schön. 
(Beifall bei der FPÖ.) 18.16 

Präsident Dr. Lichal: Zu Wort gemeldet ist 
Herr Abgeordneter Dietachmayr. - Bitte, Herr 
Abgeordneter. 

18.16 
Abgeordneter Dietachmayr (SPÖ): Herr Präsi­

dent! Herr Bundesminister! Frau Staatssekretä­
rin! Genauso habe ich es mir vorgestellt: Zuerst 
verweigert die FPÖ-Fraktion im Unterausschuß 
die Mitarbeit, und dann geht sie hier heraus und 
bejammert, daß ihre Argumente zuwenig gehört 
wurden. Aber das ist nun einmal so. Wir haben 
uns sehr eingehend mit dieser Materie beschäf­
tigt, und ich möchte hier einige Aspekte zu einem 
Teil dieser Novelle, nämlich zum Wohnungsei­
gentumsgesetz, beleuchten. 

Die Novelle des Wohnungseigentumsgesetzes 
stellt, ebenso wie die Novellen zum WGG und 
zum Mietrechtsgesetz, die Vorziehung von not­
wendigen Teilschritten vor einer Gesamtreform 
des Wohnrechtes dar. Bei der bereits im 
April 1991 abgehaltenen parlamentarischen En­
quete zur Vorbereitung eines einheitlichen Bun­
deswohnrechtsgesetzes wurden im wesentlichen 
alle Reformvorschläge zum Wohnungseigentums­
recht. die seit 1976 erarbeitet wurden, neuerlich 
eingebracht. Der Umfang der anläßlich dieser 
parlamentarischen Enquete eingebrachten Re­
formvorschläge, aber auch die schwierigen Ver­
handlungen zur Mietrechtsreform haben dazu ge­
führt, daß erst im März dieses Jahres vom Bun­
desministerium für Justiz der Entwurf eines Bun-

deswohnrechtsgesetzes zur Begutachtung ausge­
sendet werden konnte. Darin war auch eine Re­
form des Wohnungseigentumsrechtes vorgese­
hen. 

Der Umfang der Stellungnahmen zum Entwurf 
des BWRG und die zum Teil massive, aber auch 
kontroversielle Kritik haben Novellierungen des 
Wohnungseigentumsrechtes dringend notwendig 
erscheinen lassen. Aber auch der im Juli dieses 
Jahres eingebrachte Initiativantrag der Regie­
rungsparteien enthielt eine Teilnovellierung des 
WEG. Die darin enthaltenen Reformvorschläge 
wurden bis zur Aufnahme der parlamentarischen 
Beratungen Mitte September intensiv weiterdis­
kutiert. Es wurden dann auch Experten, ja ganze 
Expertengruppen eingeladen, an dieser Materie 
mitzuarbeiten. 

All diese Vorschläge und nicht zuletzt auch die 
Ergebnisse der Beratungen in dem vom Bauten­
ausschuß eingesetzten Unterausschuß haben dazu 
geführt, daß in einem Abänderungsantrag, der 
heute hier vorliegt, eine Reihe von Änderungen 
im Bereich des Wohnungseigentumsrechtes ge­
genüber dem ursprünglichen Initiativantrag vor­
genommen wurde. 

Warum sag~ ich das alles? - Weil dann noch 
einmal eine Uberarbeitung durchgeführt wurde, 
und zwar unter Beiziehung von Beamten und J u­
risten des Justizministeriums. 

Meine Damen und Herren! Diese Vorgangswei­
se dokumentiert aber sehr deutlich, daß die Re­
gierungsparteien auch die Reform dieses Rechts­
bereiches sehr ernst genommen haben. 

Hauptschwerpunkt der vorliegenden Novelle 
ist zweifellos der Bereich der Verwaltung von 
Wohnungseigentumsobjekten. Der zum Teil ge­
äußerten Meinung, es handle sich dabei überwie­
gend um verwalterfreundliche Neuregelungen, 
muß entschieden entgegengetreten werden. Rich­
tig ist vielmehr, von verwaltungsfreundlichen Be­
stimmungen zu sprechen. Erstmals wird nämlich 
ausdrücklich geregelt, welche Verpflichtungen 
sich aus der Verwaltung von Wohnungseigen­
tumsobjekten ergeben. 

Dies betrifft vor allem die Bewirtschaftung, ins­
besondere den Bereich der Erhaltungs- und Ver­
besserungsmaßnahmen und vor allem auch der 
Rechnungslegung. Diese Vorschriften gelten auch 
dann, wenn kein gemeinsamer Verwalter bestellt 
ist, und sind von der Wohnungseigentümerge­
meinschaft wahrzunehmen. Also es wurde klarge­
stellt, welche Rechte der Wohnungseigentümer 
hat und welche Rechte die Wohnungseigentümer­
gemeinschaft hat. Das ist nämlich ganz wichtig, 
speziell im Rechtsverkehr mit Dritten, wenn ir­
gendwelche Maßnahmen zu setzen sind oder Auf­
träge an Firmen gegeben werden. 
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Ein weiterer richtiger Reformansatz ist die Re­
gelung der inneren Organisation der Wohnungs­
eigentümergemeinschaft bei ihrer Willensbil­
dung. Die Ausübung der Mitwirkungsbefugnis 
der Mit- beziehungsweisen Wohnungseigentümer 
wird ebenso geregelt wie die Folgen mangelhaft 
zustande gekommener Beschlüsse und deren An­
fechtbarkeit. 

Die Abgrenzung der ordentlichen zur außeror­
dentlichen Verwaltung wird verdeutlicht, und da­
mit wird die Mitwirkung der einzelnen Woh­
nungseigentümer durch Mehrheitsbeschluß oder 
eben Einstimmigkeit abgegrenzt. 

Zu diesem Teil der Novellierung des WEG 
kann festgestellt werden, daß damit eine Erleich­
terung der Bewirtschaftung von Wohnungseigen­
tumsobjekten erreicht werden soll. Und hier muß 
man sagen, daß diese Regelung für einen ganz 
beachtlichen Teil von Eigentumswohnungen zu­
trifft. Gegenüber der Schweiz mit zirka 30 Pro­
zent und gegenüber Deutschland - nur auf die 
alten Bundesländer bezogen - mit rund 40 Pro­
zent hat Österreich mit über 50 Prozent einen 
deutlich höheren Anteil an Eigentumsformen im 
Bereich dieser Wohnungsversorgung. 

Wie immer man zur Neuanschaffung von Woh­
nungseigentum auch, insbesondere durch öffent­
liche Wohnbauförderung oder diesbezügliche 
steuerliche Maßnahmen, stehen mag, sind die be­
stehenden Eigentumswohnungen für die Wohn­
versorgung auch wirtschaftlich schwächerer Be­
völkerungsgruppen nicht mehr wegzudenken. 

Ein weiterer Schwerpunkt der Reform des 
Wohnungseigentumsgesetzes sind Neuregelungen 
im Zusammenhang mit der Wohnungseigentums­
begründung an Altbauten. Vor allem bei Wohn­
häusern, die dem Mietrechtsgesetz unterliegen, 
wurde bisher immer wieder versucht, den Zins­
schutz durch Wohnungseigentumsbegründung zu 
umgehen. Nunmehr soll diese Neubegründung 
von Wohnungseigentum an Substandardwohnun­
gen ausdrücklich ausgeschlossen werden. Also 
diese Umgehung wird in Zukunft nicht mehr 
möglich sein. Dem Wohnungseigentümer im Alt­
bau werden mit einer geringfügigen Ausnahme 
die gleichen Rechte eingeräumt wie bei Neubau­
ten. 

Eine zusätzliche Neuregelung betrifft die 
PKW -Abstell plätze, und zwar soll mehr als ein 
PKW-Abstellplatz einer Wohnung im Woh­
nungseigentum zugeordnet werden, wenn für an­
dere Wohnungen zumindest noch einer zur Ver­
fügung steht. Es ist oft so, daß manche nicht von 
vornherein gleich einen PKW-Abstellplatz brau­
chen. Diese Sache soll der Wohnungseigentümer­
gemeinschaft überlassen werden, und es soll auch 
ermöglicht werden, daß zum Beispiel Gewerbe­
oder Handelsunternehmen zwei, drei oder mehr 

Abstellflächen zur Verfügung gestellt werden. Al­
lerdings muß aber dann auch sichergestellt wer­
den, daß für die noch unversorgten Wohnungen 
zumindest ein Stellplatz verfügbar bleibt. 

Abschließend ist nochmals darauf hinzuweisen, 
daß die vorliegende Novelle zum WEG eine Vor­
ziehung dringender Reformschritte darstellt, aber 
eine zusammenfassende Harmonisierung des 
Wohnrechts deshalb nicht aus dem Auge verloren 
werden soll. Deshalb wurde auch in einem Ent­
schließungsantrag der Bundesminister für Justiz 
ersucht, eine diesbezügliche Regierungsvorlage 
zur Vorbereitung des nächsten parlamentarischen 
Arbeitsschrittes auszuarbeiten. - Danke schön. 
(Beifall bei der SPÖ.) 18.24 

Präsident Dr. Lichal: Nächste Wortmeldung: 
Herr Abgeordneter Hans Rieder. Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

18.24 
Abgeordneter Rieder (ÖVP): Hohes Haus! 

Meine Damen und Herren! Herr Präsident! Das 
neue Wohnrecht ist wohl kein Jahrhundertgesetz. 
Es werden damit aber viele ernsthafte und taugli­
che Schritte zur Verbesserung der Wohnungssi­
tuation, die bis übers Jahrhundert hinauswirken, 
gesetzt. 

Die Schwierigkeit liegt nun darin, daß man ei­
nerseits die Interessen und Bedürfnisse des Woh­
nungsnutzers, andererseits aber auch jene des 
Wohnungsvermieters oder des Investors beachten 
muß, daß es Kompromisse geben muß. Es ist 
heute schon gesagt worden: An sich ist das neue 
Wohnrecht und sind diese Regelungen primär 
nur deshalb notwendig, weil es sich im Prinzip 
um ein Sozialgesetz handelt, weil Wohnung an 
und für sich Ware ist, weil Wohnung aber nicht 
eine Ware wie jede andere ist, weil es nicht so 
einfach ist, Angebot und Nachfrage zu regeln. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte mich 
nur mit einern kleinen Teilaspekt beschäftigen. 
und zwar sind in die neue Regelung eine ganze 
Reihe von innovativen Überlegungen eingeflos­
sen im Hinblick auf Möglichkeiten der Befristun­
gen. Im Vordergrund steht wohl die neue Drei­
jahresbefristungsmöglichkeit. Die bisherige Halb­
jahresregelung wird gestrichen, weil sie sich doch 
nicht so bewährt hat wie erwartet und weil sie vor 
allem verschiedene Umgehungs- und sogar Miß­
brauchsmöglichkeiten geschaffen hat. Trotzdem 
bestehen neben dieser Dreijahresfristregelung 
noch die bisherigen Regelungen bezüglich Befri­
stungen weiter, sei es jetzt für Wohnungen, die 
seit 1968 gebaut wurden, oder wenn nicht mehr 
als zwei Wohnungen in einem Objekt vorhanden 
sind. Dasselbe gilt für Eigentumswohnungen und, 
was auch sehr wichtig ist, für Geschäftslokale, für 
Geschäftsräume und natürlich, was von vornher­
ein schon nach Befristung ruft, für Wohnungen 
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für Studenten. Ebenfalls für eine vernünftige Re­
gelung halte ich es, wenn karitative Organisatio­
nen dazwischengeschaltet werden, die dann eben 
den zeitlichen Bedarf, den es hier gibt, abdecken 
können und die Gewähr bieten, daß hier kein 
Mißbrauch stattfindet. 

Und schließlich ist auch noch eine Befristungs­
möglichkeit bei der Gestaltung von Wirtschafts­
parkobjekten aufgenommen worden, die auch 
notwendig und sinnvoll ist. 

Letztlich soll die Befristungsmöglichkeit mehr 
Liberalität bringen, aber nicht zuviel, damit die 
soziale Komponente gewahrt bleibt, und sie soll 
vor allem bewirken, daß mehr Wohnungen, die 
bisher zurückgehalten worden sind, auf den 
Markt kommen, weil eben durch die Befristung 
für den Vermieter eine überschaubare Regelung 
möglich ist. 

Meine Damen und Herren! Liebe Freunde! Das 
ist meine letzte Rede in diesem Hohen Haus, und 
es ist auf mich in diesen drei Jahren vieles an Er­
fahrungen sowohl positiver - und ich verschwei­
ge es auch nicht - als auch negativer Art einge­
stürmt. Keine einzige Stunde möchte ich missen, 
sei sie noch so spät in der Nacht gewesen. Ich 
kann mich nur noch bedanken für das, was mir an 
Freundschaft und auch an Hilfsbereitschaft und 
Kollegialität entgegengebracht worden ist. 

Ich möchte euch jetzt nicht mit Ratschlägen be­
lehren, ich möchte nur eine einfache Anregung 
hier noch deponieren. Sie geht davon aus, daß ich 
es oftmals speziell in den Ausschüssen miterleben 
durfte oder mußte, je nachdem, wie man es be­
trachtet, daß doch einige Hektik, vor allem in den 
letzten Tagen und Stunden vor der jeweiligen Ple­
narsitzung, vorherrschte. Und in dieser Hektik 
bei diesen Schlußverhandlungen - ganz ver­
meidbar wird das nie sein - gelingt dann doch 
einiges nicht so, wie es bei ausreichender Zeit 
noch formuliert und gestaltet werden könnte. 

Wäre es nicht ein vernünftiges Vorgehen, zwi­
schen dem Beschluß im Ausschuß und dem Be­
schluß im Plenum noch, je nach Umfang der Ma­
terie, eine Bearbeitungsfrist einzuschieben, in der 
man materiell nichts mehr ändert, denn sonst 
würden die Verhandlungen ja nie enden, in der 
man aber noch einmal alles von Fachleuten über­
arbeiten lassen kann im Hinblick auf Verständ­
lichkeit und Klarheit? Manchmal kann man auch 
in der Systematik noch das eine oder andere ver­
bessern, man erspart sich jedenfalls oft peinliche 
Reparaturen im nachhinein. 

Noch einmal meinen Dank für alles und Erfolg 
für euch alle! (Allgemeiner anhaltender Beifall.) 
18.29 

Präsident Dr. Lichal: Herr Abgeordneter Rie­
der! Ich darf Ihnen namens des Präsidiums des 
Nationalrates herzlich danken für Ihre dreijährige 
Mitarbeit und wünsche für den weiteren Lebens­
weg alles Gute. (Allgemeiner Beifall.) 

Nächster auf der Rednerliste: Herr Abgeordne­
ter Reitsamer. Bitte, Herr Abgeordneter. (Wider­
spruch.) - Ich korrigiere: Frau Abgeordnete 
Reitsamer natürlich. (Heiterkeit.) 

18.30 

Abgeordnete Annemarie Reitsamer (SPÖ): 
Herr Präsident! - Ich sage trotzdem nicht "Frau 
Präsidentin!" Herr Bundesminister! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Wenn wir heute 
nach vielen Geburtswehen das 3. Wohnrechts­
änderungsgesetz beschließen, ist sicherlich Er­
leichterung darüber zu bemerken, daß es letzt­
endlich in vielen Punkten dieser komplexen Ma­
terie doch noch zu einer Annäherung gekommen 
ist - wenn sich auch das Sprichwort "Was lange 
währt, wird endlich gut" aus Sicht der westlichen 
Bundesländer nicht unbedingt anwenden läßt. 

Es war doch eine Intention dieses Gesetzes, 
durch Zusammenfassung und Harmonisierung 
des Wohnrechtes ein Bundeswohnrechtsgesetz zu 
schaffen, und wie die Bezeichnung Bundeswohn­
recht aussagt, sollte es in jedem österreichischen 
Bundesland positive Auswirkungen zeigen und 
vollziehbar sein. 

Die wesentlichsten Ziele des Gesetzesvorha­
bens, nämlich der Wohnungsnot und überhöhten 
Mietzinsforderungen entgegenzuwirken und auf 
regionale Unterschiede Bedacht zu nehmen sowie 
durch Zusammenführung des Mietrechtsgesetzes, 
des Wohnungseigentumsgesetzes und des Woh­
nungsgemeinnützigkeitsgesetzes zum neuen Bun­
deswohnrechtsgesetz eine übersichtliche Rechts­
lage zu schaffen, sind - und das sei mir als Salz­
burger Abgeordnete zu sagen gestattet - nur teil­
weise erreicht worden. 

Ich möchte mich nur kurz mit dem größten 
Mangel aus Salzburger Sicht, nämlich dem An­
wendungsbereich, auseinandersetzen. Der An­
wendungsbereich beschränkt sich auf den Altbe­
stand, das heißt auf Gebäude, die vor 1953, bezie­
hungsweise auch auf vermietete Eigentumswoh­
nungen, die vor 1945 errichtet wurden. Setzt man 
sich mit der Häuser- und Wohnungszählung 1991 
in Salzburg näher auseinander, muß man feststel­
len, daß 78 Prozent aller Gebäude und 81 Pro­
zent aller Wohnungen seit 1945 errichtet wurden. 
Das Bundesland Salzburg hat überhaupt einen 
sehr jungen Wohnungsbestand. Allein zwischen 
1981 und 1991 wurden 29 Prozent der Gebäude 
und 18 Prozent der Wohnungen errichtet. 

Berücksichtigt man außerdem noch die Aus­
nahmen bei Dienstwohnungen sowie bei Woh-
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nungen in Ein-, Zweifamilien- und Bauernhäu­
sern, dann sind maximal 10 Prozent des gesamten 
Wohnungsbestandes im Bundesland Salzburg von 
dem heute zu beschließenden Gesetz erfaßt. 
(Abg. Dr. K ei me I: Stolze Bilanz für Salzburg!) 
Herr Abgeordneter Dr. Keimei, seien Sie bitte so 
freundlich und lassen Sie mich ausreden! Denn 
wenn Sie immer unterbrechen, bevor Sie etwas 
bis zum Ende gehört haben, könnte es Ihnen so 
gehen wie beim Wetterbericht. (Abg. Dr. K ei -
me l: Ich kenne ja alles von der Arbeiterkammer 
Salzburg.') Sie hören sich den Wetterbericht nicht 
ganz an, und dann haben Sie einen Schirm mit 
statt einer Sonnenbrille. Das wäre doch peinlich. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Also im Land Salzburg - ich habe es schon 
gesagt - sind 10 Prozent des gesamten Woh­
nungsbestandes von dem heute zu beschließen­
den Gesetz erfaßt - immerhin etwas. Aber hier 
von einem Bundeswohnrecht zu sprechen, fällt 
mir halt als Salzburgerin einigermaßen schwer, 
und ich darf hier auch meine Meinung kundtun. 

Wenn ich daran denke, Herr Kollege Dr. Kei­
mel, daß es kein Problem war, das Betreiben der 
Filmstudios in Wien in den sogenannten Rosen­
hügel-Studios des ORF zu sichern - wofür ich 
sicher Verständnis habe -, macht es mich schon 

. betroffen, daß hinsichtlich jener Vorschläge, die 
der Salzburger ressortzuständige Landeshaupt­
mannstellvertreter Buchleitner im Interesse der 
vielen sozial schwachen Salzburger Familien im­
mer wieder bei den Verhandlungen deponiert hat, 
kein Konsens gefunden werden konnte. Auf dem 
Salzburger Wohnungsmarkt sind immerhin Mie­
ten von 130 bis 150 S pro Quadratmeter - und 
das kalt - keine Seltenheit. 

Es gibt zwar bei einigen mit der Materie Befaß­
ten die Meinung, daß mit der Verländerung der 
Wohnbauförderung 1987 und 1988 auch die da­
zugehörigen zivilrechtlichen Bereiche in Landes­
kompetenz übergegangen sind. Diese Auffassung 
ist jedoch nicht unwidersprochen, und eine Reihe 
von offenen Fragen dazu werden erst verfas­
sungsrechtlich und verfassungsgesetzlich zu klä­
ren sein. 

Ein kleiner Schritt in die richtige Richtung und 
für die Salzburger sicher ein Hoffnungsschimmer 
ist der heute eingebrachte Entschließungsantrag 
Dr. Keimei, Eder, Dr. Schwimmer und Genossen, 
der auf einem Vorschlag von Landeshauptmann­
stellvertreter Buchleitner beruht und besagt, daß 
auch der Umfang der Kompetenzverschiebung 
des zivilrechtlichen Wohnbauförderungsgeset­
zes 1989 und insbesondere die Frage der Miet­
zinsbildung nach begünstigter Rückzahlung sowie 
die Möglichkeit der Erhöhung von Hauptmietzin­
sen nach § 18f Mietrechtsgesetz geklärt werden 
sollen. 

Meine Damen und Herren! Ich habe hier die 
Salzburger Probleme mit dem Bundeswohnrecht 
ausführlich dargestellt. Trotzdem wird der erziel­
te Kompromiß von uns mitgetragen, weil sonst 
Tausende von sozial schwachen Familien im 
Osten Österreichs, für die das 3. Wohnrechts­
änderungsgesetz sicherlich positive Auswirkun­
gen erwarten läßt, .0urch den Rost fallen würden. 
(Beifall bei der SPO.) 18.36 

Präsident Dr. Lichal: Nächster auf der Redner­
liste: Herr Abgeordneter Gustav Vetter. Es stehen 
noch 5 Minuten Redezeit für die gesamte Volks­
partei zur Verfügung. 

18.36 .. 
Abgeordneter Vetter (OVP): Herr Präsident! 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Die Op­
position hat die Koalitionsregierung beziehungs­
weise die Regierungsparteien heute heftigst kriti­
siert, im Bereich Wohnbau wäre nichts weiterge­
gangen. 

Ich möchte festhalten, daß die heute zur Dis­
kussion stehende Materie, das 3. Wohnrechtsän­
derungsgesetz, ja bereits unser zweiter Schritt in 
der Wohnbauoffensive ist und daß wir schon mit 
dem ersten Schritt, nämlich den Neubau betref­
fend, neue Finanzierungsformen ermöglicht ha­
ben, die sogenannte Wohnbauaktie. In einer mor­
gigen Tageszeitung können Sie lesen, daß eine 
neue Wohnbaubank für eben diese Wohnbauak­
tie bereits in Gründung ist. Wir haben die Novelle 
zum WGG beschlossen, um das sogenannte Re­
servekapital für den Neubau stärker in Anspruch 
nehmen zu können. Wir haben die Bemessungs­
grundlage für Bausparprämien erhöht, und wir 
haben damit bereits Erfolg gehabt, denn die 
Wohnbauleistung des Jahres 1992 ist gegenüber 
dem Vorjahr bereits um 11 Prozent gestiegen. 
Der Trend hält 1993 an, und das Münchner IFO­
Institut schätzt, daß Österreich im Jahre 1993 mit 
der Neubau-Wohnbauleistung an der Spitze in 
Europa stehen wird, nämlich 54 Wohnungen für 
10 000 Einwohner; in Deutschland sind es 50, in 
eier Schweiz 49 und so weiter. Das sind Erfolge 
unserer Initiativen. Daran kann auch die Opposi­
tion nicht vorbeigehen. 

Das heißt aber noch lange nicht, daß wir restlos 
zufrieden sind oder gar überheblich wären. Das 
soll man uns ja nicht unterstellen. Der heutige 
Schritt ist eben ein zweiter Schritt und umfaßt 
viele Neuerungen, weil wir eine Wohnungsnot 
haben, weil die Wohnbauleistung der siebziger 
Jahre in den achtziger Jahren zurückgegangen ist 
und weil neue Trends in der Bevölkerung einen 
steigenden Bedarf gebracht haben. - Daher die­
ses 3. Wohnrechtsänderungsgesetz. 

Daß nicht alle zufriedengestellt werden konn­
ten, haben wir gerade an meiner Vorrednerin ge­
sehen. Es hätte bedeutet, die Quadratur des Krei-
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ses erfunden zu haben, wenn man Hauseigentü­
mer, Immobilienmakler, Hausverwalter, Mieter, 
Wohnungseigentümer , Bauvereinigungen, alle 
Länder, alle Gemeinden hätte zufriedenstellen 
können. Das ist in diesem Bereich unmöglich. 
Was dem einen zu teuer ist, ist dem anderen zu 
billig. Was dem einen zu lange dauert, ist dem 
anderen zu kurz. Daher war es eine Kompromiß, 
es haben also beide Regierungsparteien Abstriche 
von ihren grundsätzlichen Vorstellungen ge­
macht. Sie können sich gegenseitig die Anerken­
nung aussprechen, und aufgrund der bereits ge­
nannten Neuerungen, aufgrund der neuen Schrit­
te, die gesetzt worden sind, stimme ich gerne die­
sem Gesetz zu. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 
18.39 

Präsident Dr. Lichal: Nächster auf der Redner­
liste: Herr Abgeordneter Oberhaidinger. - Bitte, 
Herr Abgeordneter. 

18.39 
Abgeordneter Oberhaidinger (SPÖ): Herr Prä­

sident! Herr Bundesminister! Meine Damen und 
Herren! In Oberösterreich spielt die Leistungsfä­
higkeit der gemeinnützigen Bauvereinigungen für 
die Wohnraumbeschaffung eine sehr wesentliche 
Rolle. Bis Ende 1992 wurden von den gemeinnüt­
zigen Bauvereinigungen 666 000 Wohnungen in 
ganz Österreich errichtet, davon wurden 220 000 
in Wien und 145 000 in Oberösterreich den Woh­
nungsnachfragenden übergeben. 

Allein diese Zahlen, so meine ich, zeigen, daß 
die rund 200 gemeinnützigen Bauvereinigungen 
für die Wohnraumversorgung breiter Bevölke­
rungsschichten eine bedeutende Rolle spielen. So 
wurden im Durchschnitt über 80 Prozent von der 
jährlichen Neubauleistung im mehrgeschoßigen 
Wohnbau von der gemeinnützigen Wohnungs­
wirtschaft erbracht. Die gemeinnützige Woh­
nungswirtschaft bedient damit, was den Neubau 
betrifft, einen breiten, in der sozialen Mitte lie­
genden und über alle Gesellschaftsschichten rei­
chenden Anteil an Wohnungsnachfragenden. 

Das alles, meine Damen und Herren, sind Fak­
ten, die wir bedenken sollten, wenn die Rolle der 
Gemeinnützigen, aus welcher politischen Per­
spektive auch immer, diskutiert wird. Wenn wir 
sie in Konkurrenz zu privaten Bauträgern stellen, 
sollten wir die im Wohnungsgemeinnützigkeits­
gesetz verankerten einschränkenden Grundsätze, 
zum Beispiel das Prinzip der begrenzten Gewinn­
erzielung und Gewinnausschüttung, deren Ein­
haltung übrigens strengstens überprüft wird, 
nicht vergessen. 

Mit dem vorliegenden Entwurf wollen wir es 
der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft auch 
weiterhin ermöglichen, wie zum Beispiel mit den 
vom Bund 1993 für den sozialen Wohnbau aufge­
brachten 23 Milliarden Schilling, für eine breite 

Bevölkerungsschicht Wohnungen in ausreichen­
der Zahl und auch in entsprechender Qualität auf 
den Markt zu bringen. Der vorliegende Initiativ­
antrag basiert auf einem Entwurf des Bundesmi­
nisteriums für wirtschaftliche Angelegenheiten, 
der auch entsprechend begutachtet wurde. 

Was wollen wir im speziellen mit der Novelle 
des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes errei­
chen? 

Erstens: das gemeinnützigkeitsrechtliche Ver­
mögensbindungsprinzip sichern; zum Beispiel 
kein Abfließen gemeinnützig gebildeten Kapitals 
im Wege von Anteilsveräußerungen. 

Zweitens: eine effizientere Bewirtschaftung des 
Bestandes ermöglichen. Zum Beispiel können 
Entgelte bei Neuvermietungen auf das Kategorie­
niveau nach dem Mietrechtsgesetz angehoben 
werden, die Vermietung beziehungsweise Neu­
vermietung von Geschäftsräumen, Ein- und Ab­
stellplätzen und so weiter wird zu einem ange­
messenen Entgelt möglich. 

Drittens: Die Selbstfinanzierung der gemein­
nützigen Wohnungswirtschaft wird gestärkt. Bei­
spiel: Nachträgliche Begründung vom Woh­
nungseigentum mit grundsätzlichem Rechtsan­
spruch der Mieter im Neubaubereich wird 
möglich. 

Viertens: Der Geschäftskreis der gemeinnützi­
gen Bauvereinigungen und die gesetzliche Aufga­
bensteIlung werden mit diesem Initiativantrag 
neu definiert. Zum Beispiel wird klargestellt, daß 
auch eine behindertengerechte Gestaltung unter 
die normale Ausstattung fällt. 

Außerdem besteht die ausdrückliche soziale 
Verpflichtung, bei der Vergabe von Wohnungen 
die sozialen Kriterien im besonderen zu beachten. 

In Summe, meine Damen und Herren, verstär­
ken die Änderungen im Wohnungsgemeinnützig­
keitsgesetz, die wir heute beschließen werden, die 
Leistungsfähigkeit und Beweglichkeit im Sinne 
Tausender Wohnungssuchender. Die sozialdemo­
kratische Fraktion betrachtet diesen Initiativan­
trag als einen weiteren Schritt in die richtige 
Richtung und stimmt daher gerne zu. - Danke. 
I Beifall bei der SPÖ und bei Abgeordneten der 
ÖVP.) 18.44 

Präsident Dr. Lichal: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Hofer. Herr Abgeordneter! Ich 
muß Sie darauf aufmerksam machen, Sie haben 
nur 2 Minuten. Bitte, nützen Sie die 2 Minuten! 

18.45 
Abgeordneter Dofer (ÖVP): Sehr geehrte Da­

men und Herren! Hohes Haus! Wie gesagt, ich 
habe nur 2 Minuten, muß deshalb meine Ausfüh­
rungen sehr kurz halten. Ich möchte diese ganz 
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kurze Zeit dazu benützen, auf etwas noch hinzu­
weisen, was heute noch nicht erwähnt worden ist. 
Und zwar haben unser Bautensprecher Abgeord­
neter Keimel und ich, jeder für sich, eine Petition 
eingereicht. Diese Petition wurde dem Bauten­
ausschuß zugewiesen, und wir haben beide Peti­
tionen im Ausschuß mit beraten. Der Inhalt die­
ser Petitionen ist auch in dieses Gesetz eingeflos­
sen. Und zwar geht es darum, daß Bewohner von 
Mietwohnungen nach einer gewissen Zeit die 
Möglichkeit bekommen, ihre Genossenschafts­
mietwohnung zu kaufen. Das war ein langjähriges 
Anliegen von unserer Partei. 

Es ist diesmal gelungen, durchzusetzen, daß 
nach zehn Jahren unter bestimmten Vorausset­
zungen bei künftigen Bauten ein Rechtsanspruch 
darauf besteht. Einen Rechtsanspruch für beste­
hende Bauten konnten wir leider noch nicht 
durchsetzen. Dieses Gesetz ist eben ein Kompro­
mißgesetz, gar keine Frage. Aber immerhin ha­
ben wir doch einiges in dieser Richtung zustande 
gebracht. 

Ich hoffe, daß viele Genossenschaften, weil 
jetzt eine Bewertungsmöglichkeit gegeben ist, die 
realistisch ist, bereit sind, solche Mietwohnungen 
an die Mieter zu verkaufen. Es würde zusätzliches 
Geld durch diesen Verkauf von Wohnungen her­
einfließen und könnte klarerweise zweckgebun­
den wieder für den Neubau von Wohnungen ver­
wendet werden. Also es könnte dem Wohnungs­
markt zusätzliches Geld zugeführt werden. 

Es ist heute schon aus verschiedensten Wort­
meldungen hervorgegangen, daß die Materie zu 
diesem Gesetz äußerst kontrovers ist, es sind die 
unterschiedlichen Interessen, angefangen von den 
Interessen der Hausbesitzer bis zu den Interessen 
der Mieter, zu berücksichtigen. Kollege Gaigg hat 
schon erwähnt, daß es etwa bei den Kaufleuten in 
Wien einen Aufruhr gegeben hat. Interessanter­
weise haben sich gerade Wirtschaftstreibende an 
den Mieterschutz festgeklammert, ein bißchen ei­
genartig, aber so ist es halt im menschlichen Le­
ben. Wenn es einen persönlich betrifft, dann 
schmeißt man manche Dinge über Bord. (Präsi­
dent Dr. L ich a l gibt das Glockenzeichen.) -
So, ich muß jetzt wirklich zum Schluß kommen, 
der Herr Präsident hat geläutet. 

Ich möchte abschließend recht herzlich unse­
rem Bautensprecher Keimei, aber auch dem Ver­
handlungsführer auf sozialistischer Seite, Eder, 
danken. Die beiden haben wirklich viele Monate, 
ja Jahre daran gearbeitet. Es war ein ganz großes, 
mühselig zu erarbeitendes Gesetz, gar keine Fra­
ge - wir hätten uns mehr vorgestellt. Sie haben 
das großartig gemacht. Ich möchte auch den 
Klubsekretären Ledermüller und Hoseher dan­
ken, die sehr fleißig mitgearbeitet haben. (Beifall 
bei der ÖVP und bei Abgeordneten der SPÖ.) 18.48 

Präsident Dr. Lichal: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Schwemlein. - Bitte, Herr Abge­
ordneter. 

18.48 

Abgeordneter Schwemlein (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Herr Bundesminister! Frau Staatssekretä­
rin! Meine Damen und Herren! Ich habe das 
Glück, nicht wie mein Vorredner unter einem 
derartigen Zeitdruck zu stehen, werde mich aber 
dennoch kurz fassen. 

Dieses 3. Wohnrechtsänderungsgesetz besitzt 
mehrfache Bedeutung. Die Vorredner haben 
schon auf die wichtigsten Schwerpunkte hinge­
wiesen. Denken wir an die Mietzinsbildung, die 
die Preisexplosion stoppt, beachten wir darüber 
hinaus die Stärkung der Mieterrechte und nicht 
zuletzt die Forderung des Neubaues von Woh­
nungen durch gemeinnützige Bauvereinigungen 
durch die Reform des Wohnungsgemeinnützig­
keitsgesetzes. 

Wenn ich mich nun als Abgeordneter eines 
westlichen Bundeslandes zu Wort melde, dann 
nicht, um diesem Gesetzespaket Wienlastigkeit 
vorzuwerfen, sondern vielmehr, um die berech­
tigten Sorgen unseres Salzburger Landeshaupt­
mannstellvertreters Buchleitner zu teilen und 
verständlich zu machen. 

Meine Kollegin Reitsamer hat bereits sehr 
deutlich die Salzburger Position kundgetan, auch 
deshalb, weil wir, wie sie es beschrieben hat, eine 
ganz andere Wohnstruktur im Westen haben als 
in den östlichen Bundesländern. Daher wird die­
ses 3. Wohnrechtsänderungsgesetz bei uns zuge­
gebenermaßen nicht massiv greifen. 

Es ist aber eine Tatsache, meine Damen und 
Herren, daß sehr viel davon abhängen wird, wie 
in der Folge die Länder mit ihren Kompetenzen 
und Möglichkeiten umgehen werden. Ich denke 
dabei an die Wohnbauförderung sowie an die 
Mietzinsregelung. Da sind die Länder gefordert. 
Sie haben aber auch die Nagelprobe in den Berei­
chen zu bestehen, die die Voraussetzungen für 
den Wohnbau darstellen. Ich denke dabei an die 
Raumordnung, an das Grundverkehrsgesetz. Da 
müssen wir fairerweise sagen, daß leider wohn­
bauhemmende Rechtsgrundlagen bestehen. 

Gleichzeitig werden dem Zweitwohnungstrei­
ben nach wie vor Tür und Tor geöffnet. Was mei­
ne ich mit dieser Feststellung? - Wir haben Ge­
meinden in unserem Land Salzburg, die einen 
Zweitwohnungsanteil von 60 bis 80 Prozent auf­
weisen. Gleichzeitig zeichnen sich diese Gemein­
den, aber auch andere, durch überhohe Grund­
stückspreise aus. Darüber hinaus ist das Grund­
stücksangebot, um sozialen Wohnbau realisieren 
zu können, äußerst beschränkt. 

134. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)108 von 157

www.parlament.gv.at



15596 Nationalrat XVIII. GP - L34. Sitzung - 21. Oktober 1993 

Schwemlein 

Sehr geschätzte Damen und Herren! Daher 
schauen wir, daß alle Rahmenbedingungen opti­
mal ausgeschöpft werden, und nutzen wir alle die 
positiven Impulse, die durch das 3. W ÄG gesetzt 
werden! Versuchen wir im Konzert von Bund und 
Ländern die unterschiedlich bestehende Woh­
nungsnot zu lindern! (Beifall bei der SPÖ und bei 
Abgeordneten der ÖVP.) 18.51 

Präsident Dr. Lichal: Als nächste auf der Red­
nerliste steht jetzt Frau Abg~ordnete Mag. Cor­
dula Frieser. Da aber der OVP keine Redezeit 
mehr zur Verfügung steht, kann ich sie nicht auf­
rufen. 

Es kommt daher die letzte Wortmeldung zum 
Tragen, und das ist Herr Abgeordneter Richard 
Gebert. - Bitte, Herr Abgeordneter. 

18.51 
Abgeordneter Gebert (SPÖ): Herr Präsident! 

Frau Staatssekretärin! Herr Minister! Meine Da­
men und Herren! Hohes Haus! Ich möchte in 
meiner Wortmeldung auch einige Anmerkungen 
zur WGG-Novelle und ihren Auswirkungen auf 
die gemeinnützigen Wohnbaugesellschaften ma­
chen. Nach der Medienresonanz zu schließen, ist 
unter Umständen der Eindruck erweckt worden, 
daß es sich beim WGG nur um eine Art Randge­
setz innerhalb des gesamten Wohnrechtskomple­
xes handelt. 

Meine Damen und Herren! Das ist aber nicht 
so, handelt es sich doch bei den gemeinnützigen 
Wohnbaugesellschaften um einen wesentlichen 
Faktor im Wohnungswesen. Zum Beweis einige 
Kennzahlen: Rund 200 gemeinnützige Unterneh­
men haben seit 1945 zirka 660 000 Neubauwoh­
nungen errichtet. Das sind rund 15 Prozent aller 
Wohnungen. Sie verwalten inklusive der Eigen­
tumswohnungen über 600 000 Wohnungen. Jede 
fünfte Familie in Österreich wohnt damit in ei­
nem Haus, das von den Gemeinnützigen verwal­
tet wird. Sie haben rund 16 000 Neubauwohnun­
gen errichtet, ein Drittelanteil an der gesamten 
Neubauleistung. 

Meine Damen und Herren! Wie man sieht, sind 
die Gemeinnützigen tatsächlich eine wesentliche 
Kraft im Wohnungsbereich. Und wir brauchen 
die Gemeinnützigen ganz besonders, wo es gilt, in 
einer Wohnbauoffensive von Bund, Ländern und 
Gemeinden durch die Nutzung neuer Möglich­
keiten der Mobilisierung privaten Kapitals und 
durch die Ausweitung der bestehenden Finanzie­
rungsmöglichkeiten die Schere von Wohnungsan­
gebot und -nachfrage zu schließen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Hohes Haus! 
Durch ein Bündel von Neuregelungen im WGG 
soll nun der Weg dafür geebnet werden, daß die 
Gemeinnützigen die Wohnbauoffensive noch 
stärker als bisher unterstützen können. Diese U n-

terstützung sehen wir einerseits unter einem tech­
nischen Gesichtspunkt. Wir haben nun die Mög­
lichkeit, die Nachverdichtung zu verbessern, zu 
erweitern. Das heißt, es wird leichter, durch Zu­
bau und Umbau neuen zusätzlichen Wohnraum 
in bestehenden Altwohnungen, in der bestehen­
den Altsubstanz zu schaffen. - Eine Möglichkeit, 
die besonders unter dem Blickwinkel der Knapp­
heit an Bauland und des Wegfalls von Aufschlie­
ßungskosten gar nicht hoch genug eingeschätzt 
werden kann. 

Nun einige Anmerkungen zur Finanzierung. 
Mit dem vor wenigen Monaten beschlossenen Fi­
nanzpaket haben wir gesichert, daß die gemein­
nützigen Bauervereinigungen ihr Reservekapital 
von ausgewiesenen rund 6,5 Milliarden Schilling 
innerhalb von fünf Jahren dem wohnungswirt­
schaftlichen Kreislauf zuführen müssen. Anson­
sten unterliegen die Erträge aus diesem Kapital 
der Besteuerung. 

Parallel dazu müssen wir die Möglichkeit schaf­
fen, auch das Eigenkapital der Unternehmen zu 
stärken. Ein Weg dazu ist, daß bei künftigen Neu­
vermietungen das Entgelt auf das Kategorieni­
veau des Mietrechtsgesetzes angehoben werden 
kann. Die Mehreinnahmen aus dieser neuen Ent­
geltregelung werden dem Wohnbau voll zugute 
kommen. Und auch die mögliche Umwandlung 
von Mietwohnungen - wie bereits gesagt - in 
Wohnungseigentum dient primär zur Stärkung 
der Finanzkraft der Gemeinnützigen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Insgesamt 
tragen wir mit diesen heute zu beschließenden 
Neuregelungen sicherlich dem Interesse von Be­
wohnern nach Umwandlung ihrer Mietwohnung 
in eine Eigentumswohnung Rechnung. Erlöse 
können für den Neubau und für die Erhaltung 
und Instandsetzung eingesetzt werden. 

Als Bürgermeister einer Gemeinde darf ich be­
sonders daran erinnern, in welch hohem Maß die 
Kommunen auf den Mietwohnungsbestand der 
Gemeinnützigen zurückgreifen können, um die 
Wohnversorgung ihrer Bürger zu sichern. Mit der 
WGG-Reform eröffnen wir, meine Damen und 
Herren, den Gemeinnützigen die Möglichkeit, ef­
fizienter zu arbeiten, moderner zu wirtschaften. 

Jetzt liegt es bei den gemeinnützigen Bauverei­
nigungen, diese Herausforderung anzunehmen. 
Ich bin aber zuversichtlich, daß sie diese Bewäh­
rungsp~~be auch bestehen werde~: (Beifall bei 
der SPO und bei Abgeordneten der OVP.) 18.57 

Präsident Dr. Lichal: Zu Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat auf ein Schluß­
wort verzichtet. 
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Präsident Dr. Lichal 

Wir kommen jetzt zur Ab s tim m u n g. die 
ich über jeden Ausschußantrag getrennt vorneh­
me. 

Zuerst gelangen wir zur Abstimmung über den 
Entwurf betreffend 3. Wohnrechtsänderungs­
gesetz samt Titel und Eingang in 1268 der Beila­
gen. 

Hiezu haben die Abgeordneten Dr. Keimei, 
Eder und Genossen Zusatz-, Streichungs- sowie 
Abänderungsanträge eingebracht, die allen Abge­
ordneten schriftlich vorliegen. 

Weiters hat Abgeordnete Mag. Stoisits ein Ver­
langen auf getrennte Abstimmung hinsichtlich 
Artikel 11 Abschnitt I Ziffern 2,3,5,23 bis 25, 33 
und 34 gestellt. 

Ich werde zunächst über die vom Verlangen auf 
getrennte Abstimmung sowie von den Zusatz-, 
Streichungs- und Abänderungsanträgen betroffe­
nen Teile und schließlich über die restlichen, 
noch nicht abgestimmten Teile des Gesetzentwur­
fes samt Titel und Eingang in der Fassung des 
Ausschußberichtes abstimmen lassen. 

Ich bringe nunmehr Artikel 11 Abschnitt I Zif­
fern 2, 3, 5, 23 bis 25, 33 und 34 - hinsichtlich 
derer Abgeordnete Mag. Stoisits ein Verlangen 
auf getrennte Abstimmung gestellt hat - in der 
Fassung des Ausschußberichtes zur Abstimmung, 
und ich bitte jene Damen und Herren, die hiefür 
sind, um ein bejahendes Zeichen. - Das ist mit 
Mehrheit angenommen. 

Ein Zusatzantrag der Abgeordneten Dr. Kei­
mel, Eder und Genossen hat die Einfügung eines 
Absatzes la in Artikel 11 Abschnitt I Ziffer 36 
§ 45 zum Inhalt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die sich für 
den Zusatzantrag der Abgeordneten Dr. KeimeI, 
Eder und Genossen aussprechen, um ein Zeichen 
der Zustimmung. - Das ist die Mehrheit. Ange­
nommen. 

Ein weiterer Zusatzantrag der Abgeordneten 
Dr. KeimeI, Eder und Genossen bezieht sich auf 
die Einfügung einer neuen Ziffer 3a in Artikel 111 
Abschnitt I, und ich bitte jene Damen und Her­
ren, die hiefür sind, um ein Zeichen der Beja­
hung. - Das ist die Mehrheit. Angenommen. 

Die Abgeordneten Dr. KeimeI, Eder und Ge­
nossen haben einen Streichungsantrag hinsicht­
lich Artikel 11 Abschnitt 11 Ziffer 11 vorgelegt, 
und ich ersuche jene Mitglieder des Hohen Hau­
ses, die hiefür eintreten, um ein entsprechendes 
Zeichen. - Das ist wieder mit Mehrheit ange­
nommen. 

Die Abgeordneten Dr. Keimei, Eder und Ge­
nossen haben die Streichung der Ziffern 19 und 

20 in Artikel 111 Abschnitt I beantragt, und ich 
ersuche jene Damen und Herren, die sich für die­
sen Streichungsantrag der Abgeordneten Dr. Kei­
mel, Eder und Genossen aussprechen, um ein 
diesbezügliches Zeichen. - Das ist die Mehrheit. 
Angenommen. 

Damit erhalten die bisherigen Ziffern 21 bis 31 
in Artikel III Abschnitt I die Bezeichnung Zif­
fern 19 bis 29. 

Der Abänderungsantrag der Abgeordneten Dr. 
Keimel, Eder und Genossen bezieht sich auf Arti­
kel I Abschnitt I Ziffer 12 § 9 Abs. 1 Ziffer 2, 
Ziffer 73 § 39 Abs. 19; Artikel II Abschnitt I Zif­
fer 15 § 16 Abs. 1 Ziffer 4, Ziffer 15 § 16 Abs. 6, 
Ziffer 22, Ziffer 26 § 29 Abs. 3 Ziffer 3 lit. d; 
Artikel 11 Abschnitt 11 Ziffer 2; Artikel 11 Ab­
schnitt III Abs. 1; Artikel III Abschnitt I Ziffer 6 
§ 5 Abs. 2, Ziffer 10 §§ 13a, 13b und 13c, Zif­
fer 18 § 17, Ziffer 21 § 19, Ziffer 25 § 23 Abs. 1, 
Ziffer 30 § 26 Abs. 1 Ziffern 3 bis 5; Artikel 111 
Abschnitt 11 Ziffer 2 sowie Artikel III Ab­
schnitt III Abs. 1. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die diesen 
Teilen des Gesetzentwurfes in der Fassung des 
Abänderungsantrages der Abgeordneten Dr. Kei­
mel, Eder und Genossen ihre Zustimmung ertei­
len, um ein diesbezügliches Zeichen. - Das ist 
die Mehrheit. Angenommen. 

Schließlich komme ich nun zur Abstimmung 
über die restlichen, noch nicht abgestimmten Tei­
le des Gesetzentwurfes samt Titel und Eingang in 
der Fassung des Ausschußberichtes. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesen 
Teilen des Gesetzentwurfes samt Titel und Ein­
gang in der Fassung des Ausschußberichtes zu­
stimmen, um ein bejahendes Zeichen. - Das ist 
mit Mehrheit angenommen. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die auch in 
dritter Lesung für den vorliegenden Gesetzent­
wurf sind, um ein Zeichen der Zustimmung. 
Das ist die M ehr h e i t. 

Der Gesetzentwurf ist somit auch in dritter Le­
sung a n gen 0 m m e n. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung über 
den Entschließungsantrag der Abgeordneten Dr. 
Keimel, Eder und Genossen betreffend Weiter­
entwicklung der Wohnrechtsreform. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die für den 
Entschließungsantrag sind, um ein Zeichen der 
Zustimmung. - Das ist die M ehr he i t. A n -
gen 0 m me n. (E 123.) 
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Präsident Dr. Lichal 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den 
Antrag des Bautenausschusses, seinen Be­
richt 1269 der Beilagen über den Antrag 597/A 
der Abgeordneten Dr. Madeleine Petrovic und 
Genossen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Mietrechtsgesetz geändert wird, zur Kenntnis 
zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, um ein entsprechendes 
Zeichen. - Das ist mit M ehr he i t a n ge -
no m me n. 

4. Punkt: Bericht des Handelsausschusses über 
den Antrag 609/A der Abgeordneten Ingrid Ti­
chy-Schreder, Dr. Heindl und Genossen betref­
fend ein Bundesverfassungsgesetz über die vor­
läufige Anwendung des Abkommens zwischen 
den EFT A-Staaten und Polen sowie des bilatera­
len Abkommens in Form eines Briefwechsels 
zwischen der Republik Österreich und der Re­
publik Polen über bestimmte Vereinbarungen 
für landwirtschaftliche Erzeugnisse und land­
wirtschaftliche Verarbeitungsprodukte (1267 
und Zu 1267 der Beilagen) 

Präsident Dr. Lichal: Wir gelangen nunmehr 
zum 4. Punkt der Tagesordnung: Bericht des 
Handelsausschusses über den Antrag 609/A der 
Abgeordneten Tichy-Schreder, Dr. Heindl und 
Genossen betreffend ein Bundesverfassungsge­
setz über die vorläufige Anwendung des Abkom­
mens zwischen den EFT A-Staaten und Polen so­
wie des bilateralen Abkommens mit Polen über 
bestimmte Vereinbarungen für landwirtschaftli­
che Erzeugnisse und landwirtschaftliche Verar­
beitungsprodukte (1267 und Zu 1267 der Beila­
gen). 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Lu­
kesch. Ich bitte ihn, die Debatte zu eröffnen. 

Berichterstatter Dr. Lukesch: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Für alle anderen EFT A-Staaten 
stellt die vorläufige Inkraftsetzung dieses Abkom­
mens kein Problem dar. Sollte es für Österreich 
nicht möglich sein, dieses Abkommen in Überein­
stimmung mit den anderen EFT A-Staaten vor­
läufig anzuwenden, würde für die österreichische 
Wirtschaft auch noch ein zusätzlicher Wettbe­
werbsnachteil im Verhältnis zu den EFTA-Staa­
ten entstehen. 

Da die österreichische Bundesverfassung keine 
vorläufige Anwendung von Verträgen kennt, 
bleibt eine diesbezügliche Vereinbarung für ge­
setzesrangige Staatsverträge weiterhin innerstaat­
lich der Genehmigung durch den Nationalrat ge­
mäß Artikel 50 B-VG vorbehalten. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Han­
delsausschuß somit den A n t rag, der National­
rat wolle dem dem schriftlichen Ausschußbericht 

angeschlossenen Gesetzentwurf die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Herr Präsident! Ich bitte, in der Behandlung 
der Tagesordnung fortzufahren. 

Präsident Dr. Lichal: Ich danke dem Herrn Be­
richterstatter für seine Ausführungen. 

Für diese Debatte wurde eine Redezeitbe­
schränkung von 10 Minuten festgelegt, wobei ei­
nem Redner jedes Klubs dennoch eine Redezeit 
von 20 Minuten zusteht. 

Zu Wort gemeldet hat sich Frau Abgeordnete 
Ingrid Tichy-Schreder. Ich erteile es ihr. 

19.05 

Abgeordnete Ingrid Tichy-Schreder (ÖVP): 
Herr Präsident! Frau Staatssekretärin! Meine Da­
men und Herren! - Es ist eine ganze kurze 
Wortmeldung. (Präsidentin Dr. Heide Sc h mi d t 
übernimmt den Vorsitz.) 

Nach der Verabschiedung dieses Initiativantra­
ges hat man festgestellt, daß es hier noch ein Pro­
blem verfassungsrechtlicher Natur gibt, daß der 
englische Textteil fehlt und daß der Gesetzestitel 
falsch ausgedrückt ist. Aus diesem Grunde bringe 
ich folgenden Abänderungsantrag ein: 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Ingrid Tichy-Schreder, Dr. 
HeindL und Genossen zum Antrag 609/A der Ab­
geordneten Ingrid Tichy-Schreder, Dr. HeindL und 
Genossen betreffend ein Bundesverfassungsgesetz 
über die vorläufige Anwendung des Abkommens 
zwischen den EFT A -Staaten und Polen sowie des 
bilateralen Abkommens in Form eines Briefwech­
sels zwischen der Republik Österreich und der Re­
publik Polen über bestimmte Vereinbarungen für 
landwirtschaftliche Erzeugnisse und Landwirt­
schaftLiche Verarbeitungsprodukle 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Der eingangs genannte Initiativantrag in der Fas­
sung des Berichtes des Handelsausschusses vom 
12. Oktober 1993 (Nr. 1267 der Beilagen zu den 
Stenographischen Protokollen des Nationalrates 
XVIII. GP) wird wie folgt geändert: 

I. 1m GesetzesliteL wird der Ausdruck "EFTA­
Ländern" durch " EFTA-Staaten " ersetzt. 

2. In der Anlage ist vor der deutschen Fassung 
die authentische englische Texlfassung der Fehler­
berichtigung einzufügen. 

Jetzt, meine Damen und Herren, muß ich den 
englischen Text verlesen: 

Annex V, paragraph 1 of the Agreement bet­
ween the EFTA-States and Poland reads als fol­
lows: 
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Ingrid Tichy-Schreder 

,,1. Customs duttes on imports und charges ha­
ving equivalent effect. on producls listed in para­
graph 2 originating in the EFT AStates shall be 
eliminated according to the following timetable: 

on 1 January 1994 they will be reduced so six­
sevenths of ehe basic duey. 

on 1 January 1996 lhey will be reduced 10 five­
sevenths of the basic dwy. 

on 1 January 1998 they will be reduced 10 four­
sevenths of the basic duty. 

on 1 January 1999 they will be reduced to three­
sevenths of the basic duty, 

on 1 January 2000 they will be reduced 10 two­
sevenths of ehe basic duty. 

on 1 January 2001 they will be reduced 10 one­
seventh of the basic duty. 

on 1 January 2002 they will be reduced to 0." 
- (Allgemeiner Beifall.) 

Meine Damen und Herren! Das ist eine Pre­
miere, aber ich konnte nicht anders, als den Ori­
ginaltext zu verlesen, sonst ist es nämlich nicht 
verfassungskonform. (BeifaLL bei ÖVP und SPÖ.) 
19.08 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Zu Wort ist 
jetzt niemand mehr gemeldet, was ich verstehen 
kann. 

Der Herr Berichterstatter wünscht kein 
Schlußwort. 

Ich höre gerade, daß wir eine qualifizierte An­
wesenheit brauchen, deshalb muß ich eine Zäh­
lung vornehmen lassen. 

Ich höre, die Anwesenheit ist ausreichend. 

Ich lasse daher über den Gesetzentwurf samt 
Titel und Eingang in 1267 und Zu 1267 der Beila­
gen a b s tim m e n. 

Hiezu haben die Abgeordneten Ingrid Tichy­
Schreder, Dr. Heindl und Genossen einen Abän­
derungsantrag eingebracht. 

Weiters hat der Abgeordnete Mag. Schreiner 
ein Verlangen auf getrennte Abstimmung gestellt. 

Ich werde daher zunächst über die vom er­
wähnten Abänderungsantrag sowie vom Verlan­
gen auf getrennte Abstimmung betroffenen Teile 
und schließlich über die restlichen, noch nicht ab­
gestimmten Teile des Gesetzentwurfes samt Titel 
und Eingang in der Fassung des Ausschußberich­
tes abstimmen lassen. 

Da es sich bei dem vorliegenden Gesetzentwurf 
um ein Bundesverfassungsgesetz handelt, stelle 
ich zunächst im Sinne des § 82 Abs. 2 Ziffer 1 
der Geschäftsordnung die für die Abstimmung 

erforderliche Anwesenheit der verfassungsmäßig 
vorgesehenen Anzahl der Abgeordneten fest. 

Die Abgeordneten Ingrid Tichy-Schreder, Dr. 
Heindl und Genossen haben einen Abänderungs­
antrag eingebracht, der sich auf den Gesetzestitel 
sowie auf die Anlage bezieht. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die dem 
erwähnten Abänderungsantrag der Abgeordneten 
Ingrid Tichy-Schreder, Dr. Heindl und Genossen 
zustimmen, um ein diesbezügliches Zeichen. -
Das ist mehrstimmig angenommen, wobei ich 
ausdrücklich die erforderliche Zweidrittelmehr­
heit feststelle. 

Ich lasse jetzt über § 3 in der Fassung des Aus­
schußberichtes abstimmen, hinsichtlich dessen 
ein Verlangen auf getrennte Abstimmung gestellt 
wurde. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die dafür 
sind, um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist 
mehrheitlich angenommen. 

Ich stelle auch hier wieder ausdrücklich die er­
forderliche Zweidrittelmehrheit fest. 

Schließlich komme ich zur Abstimmung über 
die restlichen, noch nicht abgestimmten Teile des 
Gesetzentwurfes samt Eingang in 1267 und Zu 
1267 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesen 
Teilen des Gesetzentwurfes samt Eingang in 1267 
und Zu 1267 der Beilagen zustimmen wollen, um 
ein entsprechendes Zeichen. - Das ist mit Mehr­
heit angenommen, wobei ich wieder die verfas­
sungsmäßig erforderliche Zweidrittelmehrheit 
feststelle. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die dem 
Gesetzentwurf auch in dritter Lesung ihre Zu­
stimmung geben wollen, um ein Zeichen. - Der 
Gesetzentwurf ist auch in dritter Lesung, und 
zwar mit der erforderlichen Z we i d r i t tel -
me h r he i t, an gen 0 m me n. 

5. Punkt: Bericht des Justizausschusses über den 
Antrag 278/ A der Abgeordneten Mag. Terezija 
Stoisits und Genossen betreffend ein Bundesge­
setz, mit dem das Strafvollzugsgesetz, das Straf­
gesetzbuch, die Nationalratswahlordnung, das 
Allgemeine Sozialversicherungsgesetz und die 
Exekutionsordnung geändert werden (Strafvoll­
zugsgesetz-Novelle 1991), und über die Regie­
rungsvorlage (946 der Beilagen): Bundesgesetz, 
mit dem das Strafvollzugsgesetz, das Arbeitslo­
senversicherungsgesetz und das Insolvenz-Ent­
geltsicherungsgesetz geändert werden (Strafvoll­
zugsnovelle 1993) (1253 der Beilagen) 
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Präsidentin Dr. Heide Schmidt 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Wir kommen 
jetzt zum 5. Punkt der Tagesordnung: Bericht des 
lustizausschusses über den Antrag 278/A der Ab­
geordneten Mag. Terezija Stoisits und Genossen 
betreffend Strafvollzugsgesetz-Novelle und über 
die Regierungsvorlage (946 der Beilagen) betref­
fend Strafvollzugsnovelle (1253 der Beilagen). 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Kirch­
knopf. Ich bitte ihn, die Debatte zu eröffnen. 

Berichterstatter Kirchknopf: Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Hohes Haus! Am 29. Jänner 1992 
haben die Abgeordneten Mag. Terezija Stoisits 
und Genossen den Initiativantrag Nr. 278/A im 
Nationalrat eingebracht. Dieser Antrag wurde zur 
weiteren Beratung dem Justizausschuß zugewie­
sen. Der Justizausschuß hat diesen Antrag in sei­
ner Sitzung am 5. Februar 1992 der Vorberatung 
unterzogen und nach Berichterstattung durch die 
Abgeordnete Mag. Terezija Stoisits beschlossen, 
zur weiteren Behandlung einen Unterausschuß 
einzusetzen. 

Dieser Unterausschuß beschäftigte sich zu­
nächst in vier Arbeitssitzungen unter Beiziehung 
hochrangiger Experten mit der gegenständlichen 
Materie. 

Zur selben Materie hat sodann die Bundesre­
gierung eine Regierungsvorlage betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Strafvollzugsgesetz, 
das Arbeitslosenversicherungsgesetz und das In­
solvenz-Entgeltsicherungsgesetz geändert werden 
(Strafvollzugsnovelle 1993), vorgelegt. 

Der Justizausschuß hat diese Regierungsvorla­
ge in seiner Sitzung am 17. März 1993 der Vorbe­
ratung unterzogen und nach Berichterstattung 
durch den Abgeordneten Dr. Graff einstimmig 
beschlossen, diesen Gesetzentwurf dem bereits 
bestehenden Unterausschuß zur weiteren Be­
handlung zuzuweisen. Dieser Unterausschuß be­
schäftigte sich in vier weiteren Sitzungen mit der 
gegenständlichen Materie. 

Über das Ergebnis seiner Arbeiten berichtete 
der Unterausschuß sodann dem lustizausschuß in 
dessen Sitzung am 30. September 1993 durch den 
Obmann, Abgeordneten Dr. Gaigg. 

Von den Abgeordneten Dr. Gaigg und Dr. Eli­
sabeth Hlavac wurde ein umfangreicher Abände­
rungsantrag zu der in Verhandlung stehenden Re­
gierungsvorlage eingebracht. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungsvor­
lage unter Berücksichtigung des erwähnten Abän­
derungsantrages in der diesem Bericht beige­
druckten Fassung mit Stimmenmehrheit ange­
nommen. 

Durch diese Beschlußfassung gilt der Initiativ­
antrag der Abgeordneten Mag. Terezija Stoisits 
und Genossen (278/A) als miterledigt. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Ju­
stizausschuß somit den An t rag, der National­
rat wolle dem dem schriftlichen Ausschußbericht 
angeschlossenen Gesetzentwurf die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Frau Präsidentin! Wortmeldungen liegen vor. 
Ich bitte Sie daher, die Debatte fortzusetzen. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter. 

Für diese Debatte wurde eine Redezeitbe­
schränkung von 10 Minuten festgelegt, wobei je­
weils einem Redner eines Klubs 20 Minuten zur 
Verfügung stehen. 

Als erster zu Wort gemeldet ist Herr Abgeord­
neter Ofner. Ich erteile es ihm. (Abg. Dr. Pu n -
ti ga m: Ich hoffe, der Beitrag wird kurz! - Abg. 
Dr. 0 f ne r - auf dem Weg zum Rednerpule -: 
Er wird länger werden, Puntigam! Verlaß dich 
drau!') 

'9.'5 
Abgeordneter Dr. Ofner (FPÖ): Frau Präsi-

dentin! Herr Bundesminister! Meine Damen und 
Herren! Ich kenne kaum ein zweites Gebiet auf 
dem politisch-rechtlichen Sektor, in dem so un­
richtige Ansichten über das herrschten, was wirk­
lich geschieht, und in dem sich gleichzeitig jeder 
berufen fühlte, mitzureden, wie es im Bereich des 
Strafvollzuges der Fall ist. Es herrschen völlig ir­
rige Ansichten über den Strafvollzug und alles, 
was damit zusammenhängt, geschöpft aus Fil­
men, die man am Abend im Fernsehen oder 
sonstwo sieht, und gleichzeitig taucht jeder auf 
und redet so mit, als hätte er sein ganzes Leben 
lang in diesen Dingen schon Erfahrungen sam­
meln können. Kein Jurist traut sich, in anderen 
Sachgebieten wirklich mitzureden - es würde 
ihm auch jeder gleich drüberfahren -, aber dort, 
wo die 1 uristen eben zu Hause sind, kennt sich 
jeder aus. Das ist eine Erfahrung, die wir wohl in 
allen Fraktionen machen müssen. 

Wenn es um den Strafvollzug geht, dann soll er 
nicht ein Ausfluß der Rache der Gesellschaft sein. 
Sinn des Strafvollzuges ist es, daß man sich be­
müht, auf die straffällig Gewordenen positiv ein­
zuwirken, daß man danach trachtet, sie zu reso­
zialisieren oder, besser, sie zu sozialisieren, denn 
häufig wird noch gar keine soziale Eingliederung 
stattgefunden haben, auf die man sie zurückfüh­
ren könnte. 

Es wird darum gehen, dafür zu sorgen, daß ihre 
hoffentlich noch verbliebenen Einbindungen in 
familiäre, in berufliche Bereiche nicht austrock­
nen während der Haft, nicht endgültig verloren-
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gehen, sondern erhalten bleiben, vielleicht sogar 
aufgefrischt, ausgebaut werden, um das sicherzu­
stellen, was wir alle dringend brauchen - alle 
miteinander, die wir Steuerzahler und Bürger die­
ses Staates sind -: daß nämlich der, der einmal in 
Strafhaft gewesen ist, wenn er herauskommt, Be­
dingungen vorfindet - innere und äußere Bedin­
gungen; Bedingungen in sich, aber auch Bedin­
gungen außerhalb seiner eigenen Person -, die 
halbwegs gewährleisten, daß er nicht wieder rück­
fällig wird. Denn wir erleben ja Rückfallsquoten 
von 80, 85 Prozent. Das glaubt gar niemand, 
wenn man das nach außen zum besten gibt. 

Dazu gehört nicht nur, daß man dem Häftling 
menschlich begegnet. Denn wenn ich will, daß 
sich jemand wie ein normaler Mensch beträgt, 
wenn ich erwarte, daß er wie ein normaler 
Mensch reagiert, dann muß ich ihm zeigen, daß 
er ein normaler Mensch ist, der wie ein normaler 
Mensch behandelt wird (Beifall des Abg. Mag. 
Barmüller) , ich muß auch pädagogisch auf ihn 
einzuwirken trachten, ich muß mich bemühen, 
ihm erzieherisch näherzukommen, ich muß mich 
bemühen, ihm beizubringen, daß Arbeit etwas 
Positives ist, daß Arbeit etwas ist, was Früchte 
trägt, daß Arbeit etwas ist, was sinnvoll erscheint 
und zu einer Werterhöhung in jeder Hinsicht 
führt. 

Das hat nichts damit zu tun, daß der Strafvoll­
zug, richtig verstanden, konsequent sein muß, das 
hat nichts damit zu tun, daß es dem Strafvollzug 
an der notwendigen Härte und Strenge nicht 
mangeln darf, wenn es im Strafvollzug nicht drü­
ber und drunter gehen soll. 

So gesehen - Fortschritt in unserer Zeit in der 
menschlichen Begegnung mit dem Strafgefange­
nen, im menschlichen Umgang mit ihm, in der 
Bemühung, seine Kontakte zur Außenwelt auf­
rechtzuerhalten, wenn es leicht geht, sie zu inten­
sivieren - ist die Vorlage, mit der wir uns heute 
befassen, ein positiver, ein vernünftiger Schritt in 
die richtige Richtung. 

Es gibt einen Bereich in diesem Gesetz, der al­
lerdings nicht die ungeteilte Zustimmung der 
Freiheitlichen findet. Es ist das der Bereich, in 
dem es um die Arbeitslosenversicherung geht. Da 
gibt es in unseren Reihen welche, die sagen, das 
ist zu früh, das geht zu weit, und die das auch sehr 
begründet argumentieren, und dann gibt es ande­
re, die die These vertreten, daß der Kompromiß, 
der 75-Prozent-Kompromiß, der in den Aus­
schuß- und Unterausschußberatungen ausgehan­
delt worden ist, zuwenig weit gehe. Den letzteren 
zähle ich mich zu. 

Das heißt, die Freiheitlichen werden grundsätz­
lich der Vorlage zustimmen, sie werden aber bei 
getrennter Abstimmung dem Komplex "Arbeits­
losenversicherung" nicht ihre Zustimmung ertei-

len, wenn auch aus völlig unterschiedlichen 
Standpunkten die einen auf der einen Seite, die 
anderen auf der anderen damit nicht zufrieden 
sind. 

Ich darf meinen Standpunkt erläutern und sa­
gen, daß die Arbeitslosenversicherung für Häft­
linge etwas Sinnvolles ist, daß sie auch logisch 
und gerecht ist und daß unser System der Arbeits­
losenversicherung dies eigentlich verlangt. Jeder, 
der arbeitet, ist in die Arbeitslosenversicherung 
eingebunden, jeder, der arbeitet, zahlt Beiträge, 
es werden für ihn Beiträge bezahlt, und wenn er 
dann irgend wann einmal nicht in der Lage ist, ar­
beiten zu können, wenn er keine Arbeit findet 
oder aus ähnlichen Gründen, dann kommt er in 
den Genuß des Arbeitslosengeldes. 

Der Häftling arbeitet auch. Bis auf 5 Prozent 
der Häftlinge wollen alle arbeiten, und wenn sie 
auch nicht immer rentabel tätig sind, so findet 
doch der Großteil von ihnen eine halbwegs ver­
nünftige Tätigkeit. Aber auch in Freiheit fragt 
niemand danach, ob der einzelne Arbeitende eine 
sinnvolle, eine rentable, eine für die Volkswirt­
schaft wichtige Tätigkeit ausübt. Er arbeitet, und 
das genügt dafür, daß er sozialversichert ist, und 
zwar mit 100 Prozent seiner Zeit. 

Darum glaube ich persönlich - ich wiederhole 
aber, daß ich nicht die Meinung aller Mitglieder 
des freiheitlichen Klubs damit widerspiegle -, 
daß es eigentlich nicht begründbar ist, wenn die 
Feuerstein-Idee mit 75 Prozent Eingang in die 
gesetzliche Regelung finden soll. Entweder man 
springt ins kalte Wasser, stellt sich auf den Stand­
punkt: Wer in Österreich arbeitet, hat auch so­
zialversichert zu sein, egal, wo er arbeitet, egal, 
unter welchen Bedingungen er arbeitet!, oder 
man steht auf dem Standpunkt: Das hat nicht so 
zu sein! - Aber warum man sagt: "Mit 75 Pro­
zent der Zeit!", das ist einfach nicht nachvollzieh­
bar, meine Damen und Herren! (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Ich halte daher dafür, daß man den einen oder 
anderen Weg beschreiten sollte, aber der 75-Pro­
zent-Weg nicht erläuterbar ist, und ich wiederho­
le daher, daß wir bei der getrennten Abstimmung 
gegen dieses Detail stimmen werden. (Abg. Dr. 
Ga i g g: Ich werde es tun! Ich werde es erläutern.' 
- Abg. Dr. K hol: Er wird es nicht verstehen!) 
Erläutere, aber es wird dir schwerfallen, es über­
zeugend zu tun! 

Ich darf es noch einmal zum besseren Ver­
ständnis machen - dem Khol werden wir es nicht 
erklären, weil er gehört zu denen, die ich am An­
fang erwähnt habe, die zwar keine Ahnung von 
den Dingen haben, aber auch mitreden; aber du, 
Gaigg, hast eine Ahnung (Beifall bei der FPÖ), 
und ich darf es noch einmal erklären -: Jeder, 
der irgendwo tätig ist, ist zu 100 Prozent seiner 
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Zeit versichert. Niemand fragt darum, ob er sich, 
wenn er in Freiheit arbeitet, nur an einem Besen 
anhält oder nicht. Aber in der Haft fragt man auf 
einmal, ob der rentabel arbeitet oder nicht, und 
das ist zutiefst ungerecht. (Zwischenruf des Abg. 
Dr. Ga i g g. - Abg. Dr. Hai der: ... die Ne­
benerwerbsbauern voll arbeitslosenversichen!) Ja, 
das ist eine ganz interessante Frage, die auf euch 
zukommen wird. (Abg. Dr. Ga i g g: Womit ist 
dann begründet. daß er nicht 100 Prozent des kol­
lektivvertraglichen Lohnes kriegt? - Abg. Dr. 
Hai der: Entweder er arbeitet oder er arbeitet 
nicht!) 

Weil er sich in der Haft - ich kann das erklä­
ren - in einer Art Vollpension befindet, und je­
der. der in Haft ist, kostet den Steuerzahler pro 
Tag über 1 000 S. Wir wissen es, und darum 
kriegt er nicht mehr heraus als diesen Bagatellbe­
trag, zu dem wir uns jetzt aufgerafft haben. Der 
liegt ein bißehen höher als früher, aber jetzt ist er 
bei 7,20 S, und darüber lacht in Wahrheit jeder. 

Also ich wiederhole es: Ich persönlich könnte 
mich dazu verstehen, mit 100 Prozent einverstan­
den zu sein, andere aus meiner Fraktion sagen, so 
weit sind wir noch nicht. Aber die 75 Prozent 
kann man tauglich und überzeugend wirklich nie­
mandem erklären. 

Ich glaube aber auch, daß die eine Zielsetzung 
der Haft, die ich erwähnt habe, nämlich die, daß 
man dem Häftling beibringt: Wenn du arbeitest, 
tust du etwas Positives, wenn du arbeitest, tust du 
das, was jeder normale Mensch tut, wenn du ar­
beitest, wirst du so behandelt wie jeder andere 
Mensch auch!, einen Knick bekommen muß, 
wenn er sieht, ich arbeite auch, ich strenge mich 
auch an, ich erfülle meine Tätigkeit, aber offen­
bar bin ich nur ein Mensch zu 75 Prozent, und 
das ist der Keim für den Rückfall aus der psychi­
schen Komponente heraus. Und das ist mit ein 
Grund, warum man diese Dinge ablehnen soll. 

Ich halte aber auch dafür - und das ist jetzt 
meine Meinung als Abgeordneter und als Anwalt, 
und ich bringe sie eben als freigewählter Manda­
tar zum besten -, daß es eine haarsträubende 
gesetzliche Bestimmung gibt im ASVG, im Ge­
werblichen Selbständigen Pensions versicherungs­
gesetz, auch im Landwirtschaftlichen Pensions­
versicherungsgesetz, die uns gar nicht bewußt ist. 
Wenn heute jemand, der Pensionsempfänger ist, 
wenn also jemand. der sich in einem Arbeitsleben 
eine Pension erwirtschaftet hat, weil er Jahrzehn­
te tätig gewesen ist, weil er Beiträge gezahlt hat, 
weil für ihn Beiträge bezahlt worden sind, straf­
fällig wird, in Strafhaft muß, dann ruht für die 
Dauer der Strafhaft seine Pension. Das wissen die 
meisten gar nicht. Ich muß gestehen, ich habe es 
bis vor einiger Zeit auch nicht gewußt. (Abg. Dr. 
Graf f: Eben!) Aber jetzt sage ich es dir. (Abg. 
Dr. G raff: Darum reden wir im Unterausschuß!) 

Es ist relativ selten der Fall ... Ich habe mich 
noch bemüht, das in den Fraktionen durchzu­
bringen, du weißt es. (Abg. Dr. Graf f: Im letzten 
Moment!) Du hast recht, aber es ist nie zu spät, 
und darum komme ich jetzt damit. Das heißt, es 
ist in Wahrheit unlogisch und ungerecht, sicher 
auch menschenrechts widrig, wenn es um den 
Grundsatz der Freiheit des Eigentums geht, wenn 
jemand, der aufgrund seiner Leistungen durch 
Jahrzehnte Pensionsbezieher ist und dann vom 
Strafgericht verurteilt wird, von der Sozialversi­
cherungsanstalt seine Pension "kassiert" be­
kommt. Das steht in überhaupt keinem Zusam­
menhang. 

Es kann nicht so sein, daß die Pensionsversi­
cherungsanstalt eine Zusatzstrafe in dieser Form 
verhängt. Das ist sicher nicht rechtlich unter ei­
nen Hut zu bringen. Und es führt zu noch etwas, 
Michael. (Abg. Dr. Graf f: Ein besonderes Pro­
blem ist es bei den Beamten.' Das war immer so!) 
Die sind heikel. 

Ich bin zu jedem Kompromiß bereit, aber es ist 
auch bitte wirklich schädlich. Denn jetzt sitzt der 
Betreffende - es ist ja selten genug, daß jemand, 
der sich in Strafhaft befindet, es wirklich zu einer 
Pension gebracht hat, aber es kommt vor - in 
Strafhaft, und es entfallen ihm die 8 000 S oder 
10 000 S oder 12 000 S Pension. Er kann zu­
nächst seine Miete nicht zahlen, er kann seine ei­
genen primitivsten Bedürfnisse nicht decken, 
denn wir wissen alle, daß es in der Haft Dinge 
gibt, die man sich selber kaufen muß. Ich bin kein 
Raucher, aber die Raucher zum Beispiel brau­
chen Zigaretten oder ähnliches, man braucht Toi­
letteartikel, man braucht einmal eine Seife zum 
Rasieren, Rasierklingen und ähnliches, und sie 
kommen draußen in Schulden. Und wenn er her­
auskommt, dann ist die Wohnung weg. Wenn er 
herauskommt, hat er zusätzliche Schulden, und 
der Rückfall ist programmiert. Das ist rechtlich in 
Wahrheit nicht vertretbar. Das ist auch kein par­
teipolitisches Problem. Es ist ein Umstand, der 
wenig bekannt ist, der rechtlich nicht haltbar ist, 
der rückfallsfördernd ist und den man rasch be­
reinigen müßte, meine Damen und Herren! (Bei­
fall bei der FPÖ.) 

Ich werde mich auch bemühen, in diesen Din­
gen den Weg nach Straßburg anzutreten. Ich ap­
pelliere aber an alle Fraktionen hier im Haus, daß 
wir uns in den nächsten Wochen einmal zusam­
mensetzen und überlegen, was wir diesbezüglich 
tun sollen, denn es ist gar nicht verständlich, daß 
die öffentlich-rechtliche Körperschaft Pensions­
versicherungsanstalt X die Verurteilung durch 
ein Strafgericht zum Anlaß nimmt, um jemandem 
- jetzt sage ich einmal "wohlerworbene Rechte", 
obwohl ich den Ausdruck nicht gerne verwende 
- wohlerworbene Rechte zu streichen, und damit 
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dazu beiträgt, daß der Rückfall des Betreffenden 
programmiert ist. 

Ich sehe an den erstaunten Gesichern, daß die 
meisten Anwesenden gar nicht wissen, daß es das 
gibt. Ich bekenne, ich bin seit 35 Jahren bei dem 
Geschäft, ich habe es bis vor kurzem auch nicht 
gewußt. Aber das ändert nichts daran, daß man 
mit den Dingen anfangen muß. (Abg. Pro b s t: 
Graff hat es gewußt! - Abg. Dr. G ra f f: Nein, ich 
habe es nicht gewußt!) Das weiß ich nicht. Wir 
haben vor zwei oder drei Tagen begonnen, dar­
über zu reden. Ich sage das ohne Vorwurf. Aber 
es ist etwas, an das wir herangehen müssen. 

Ich darf noch etwas Grundsätzliches sagen: 
Wenn man bereit ist, in die Sozialisierung, in die 
Wiedereingliederung von straffällig Gewordenen 
Geld zu investieren, wenn man bereit ist, für die 
Haftentlassenen etwas zu tun, dann begegnet man 
häufig gerunzelter Stirn und gerümpfter Nase, 
und man sagt, wir haben eh kein Geld, die Repu­
blik hat eh kein Geld. Der Steuerzahler kann kein 
Verständnis dafür haben, daß ausgerechnet diese 
Gruppe in den Genuß von Zuwendungen kommt. 

Jetzt darf ich, von allen anderen Überlegungen 
abgesehen, sagen: Jeder Schilling, der gerade auf 
diesem Sektor investiert wird, ist hervorragend 
angelegt. Denn selbst wenn ich einen Haftentlas­
senen durch die Gegend trage - ich rede dem gar 
nicht das Wort -, wenn ich dafür sorge, daß er 
durch eine entsprechende Abstützung nach Mög­
lichkeit doch einen Beruf bekommt, nach Mög­
lichkeit doch ein Dach über den Kopf bekommt, 
daß man ihm hilft, geordnet mit seinen Schulden 
fertigzuwerden, dann ist das immer billiger, als 
würde er rückfällig werden. Denn wenn er rück­
fällig wird - wir kennen die Milchmädchenrech­
nung alle -, kostet er mehr als 1 000 S pro Tag. 
Ein stolzer Pensionspreis, den er nicht verißt, 
sondern da ist von der Mauer bis zum J ustizwa­
chebeamten, bis zum Gewehr und zum Schein­
werfer auf dem Turm alles dabei. Aber er kostet 
nach der Statistik diese Summe. Und daher appel­
liere ich an alle, es nicht nur aus dem Blickwinkel 
zu sehen: Die sind eh Bösewichte, und die kosten 
eh Geld, und man soll ihnen nicht noch weiteres 
nachhauen! - Es ist eine gute Investition. 

Ich sehe von den menschlichen Komponenten 
einmal ganz ab. Trauen wir uns auf diesem Sektor 
wirklich, mutig etwas zu unternehmen! Es wird 
sich lohnen, denn wir werden auf diese Weise den 
Rückfall in den Griff bekommen, und es wird uns 
die Straf justiz danken, und wir werden sicherere 
Verhältnisse in Österreich haben. (Beifall bei der 
FPÖ.) 19.30 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächste ge­
langt Frau Abgeordnete Hlavac zu Wort. Bitte. 

19.30 

Abgeordnete Dr. EIisabeth Hlavac (SPÖ): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin! Herr Bundesminister! 
Meine Damen und Herren! Jeder, der schon ein­
mal eine Strafvollzugsanstalt besucht hat, weiß, 
daß das Gerede vom allzu humanen Strafvollzug 
nur ein Gerede ist. Die Atmosphäre ist drückend, 
bedrückend, und jeder, der dort eintritt, kann sich 
vorstellen, was es bedeutet, hier unter Umständen 
auf Jahre festgehalten zu werden, unter Bedin­
gungen, die zum Teil noch immer nicht der Men­
schenwürde entsprechen. 

Es gibt Unterschiede in den verschiedenen An­
stalten, die sehr vom persönlichen Engagement 
des Anstaltsleiters und der dort Beschäftigten ab­
hängen, aber im großen und ganzen ist es ein sehr 
bedrückendes Erlebnis, und denen, die immer da­
von reden, daß der Strafvollzug so human ist, 
würde ich empfehlen, sich das einmal in der 
Wirklichkeit anzusehen. 

Der Gesetzentwurf, den wir heute vorlegen, hat 
meiner Ansicht nach drei wesentliche Schwer­
punkte. Der erste ist die Abschaffung des Stufen­
vollzugs. Der Stufenvollzug ist von Anfang an 
nicht unumstritten gewesen und hat sich eindeu­
tig nicht bewährt. Die hauptsächlichen Auswir­
kungen hatte er im Bereich des Besuchsverkehrs, 
beim Bezug von Bedarfsgegenständen und bei der 
Gewährung von Vergünstigungen. 

Am Beispiel des Besuches kann man sehen, wie 
unsinnig die bisherige Regelung ist. Gerade am 
Anfang, also wenn noch ein gewisser Kontakt zur 
Familie, zu den Angehörigen, zu den Freunden 
besteht, wird das Besuchsrecht sehr stark einge­
schränkt. Erst später wird es dann erweitert. Das 
ist kontraproduktiv, denn gerade am Anfang ist es 
noch möglich, die Kontakte aufrechtzuerhalten, 
den Kontakt zur Wirklichkeit zu bewahren. 

Es ist also das, was bisher geschehen ist, nicht 
sinnvoll. Man trifft die Menschen, ohne sie in ir­
gendeiner Weise zu einer Besserung zu führen. 
Es ist im Gegenteil so, daß sich die Zerstörung 
der Beziehungen zur Außenwelt gerade dann, 
wenn der Strafgefangene wieder in die Freiheit 
entlassen wird, als besonders verhängnisvoll her­
ausstellt. Wenn nämlich keine Bindungen mehr 
bestehen, dann ist es noch viel schwerer, wieder 
Fuß zu fassen. Die Rückfallsquote zeigt deutlich, 
daß hier ein großes Problem besteht. 

Ich glaube daher, daß es sinnvoll ist, daß wir 
erstens eine einheitliche und zweitens eine we­
sentlich großzügigere Regelung getroffen haben, 
als sie bisher in Geltung war. 

Der zweite Bereich, der zu den Kernpunkten 
dieser Reform gehört, ist das, was ich als das Ein­
gehen auf die Würde des Menschen und eine ver-

134. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)116 von 157

www.parlament.gv.at



15604 Nationalrat XVIII. GP - 134. Sitzung - 21. Oktober 1993 

Dr. Elisabeth Hlavac 

nünftige Anhaltung in der Strafanstalt bezeich­
nen würde. 

Das erstreckt sich auf sehr Unterschiedliches 
und nicht nur darauf, ob jetzt ein Strafgefangener 
mit "Herr" und "Frau" angesprochen werden 
muß. was bis jetzt nicht der Fall war, obwohl das 
sicher in den meisten Fällen geschehen ist. Ich 
hoffe es zumindest. Dies sollte eine Selbstver­
ständlichkeit sein, ist aber bisher nicht im Voll­
zugsgesetz enthalten gewesen. 

Es gibt aber eine ganze Reihe von Verbesserun­
gen dahin gehend, daß vieles, was bisher nur eine 
Vergünstigung war, jetzt zu einem Recht werden 
soll. Dazu gehören Dinge, von denen Außenste­
hende überhaupt nicht wissen, daß diese Rechte 
bisher gar nicht bestanden haben, wie zum Bei­
spiel die Erlaubnis, die eigene Unterwäsche tra­
gen zu dürfen, zeichnen und malen zu dürfen, 
schriftliche Aufzeichnungen führen zu dürfen -
Tagebuchaufzeichnungen zum Beispiel waren 
nicht selbstverständlich gestattet, sondern waren 
eben eine Vergünstigung - oder auch die Ausge­
staltung des Haftraumes und die Teilnahme am 
Fernsehempfang. All das sind Dinge, von denen 
man meinen würde, daß es eigentlich ein selbst­
verständliches Recht ist und etwas, was vernünftig 
ist, denn die Strafe soll im Freiheitsentzug beste­
hen und nicht darin, daß dem Strafgefangenen 
das Leben unnötig zur Hölle gemacht wird. 

Eines, glaube ich, ist in diesem Zusammenhang 
sehr wichtig, nämlich die Besuchsregelung, die 
ich bereits angesprochen habe. Bisher war der 
Verkehr mit Personen, die nicht Angehörige sind, 
nur auf Verlangen des Strafgefangenen und nur 
dann, wenn ein günstiger Einfluß oder sonst ein 
Nutzen für ihn erwartet werden konnte, erlaubt. 
Eine derartige Prognose, ob ein Nutzen zu erwar­
ten ist, ist nicht seriös. Es ist daher zweckmäßig, 
so vorzugehen, wie wir es jetzt tun, nämlich den 
Besuch zu erlauben und nur unter ganz bestimm­
ten Umständen zu verbieten. 

Ich glaube, daß es auch wichtig ist, diese U nter­
scheidung zwischen Angehörigen und anderen 
Personen aufzuheben, denn zum Leben gehören 
eben nicht nur die Angehörigen, sondern auch 
Freunde und Bekannte, denn das sind vielleicht 
Menschen, die mehr zu einem halten als die Fa­
milie, die unter Umständen nichts mehr von ihm 
wissen will, oder auch ehemalige Strafgefangene, 
mit denen sich der Häftling angefreundet hat, mit 
denen er weiter Kontakt haben will und die mög­
licherweise auch ein größeres Verständnis für sei­
ne Situation haben als seine frühere Umgebung. 

Es wird die Besuchszeit, wie ich erwähnt habe, 
wesentlich erhöht, und außerdem wird eine völlig 
neue Regelung geschaffen, von der ich meine, 
daß sie sehr wichtig ist. Es soll nämlich in Zu­
kunft zur Regelung wichtiger persönlicher, wirt-

schaftlicher oder rechtlicher Angelegenheiten, die 
weder schriftlich erledigt noch bis zur Entlassung 
aufgeschoben werden können, sowie zur Auf­
rechterhaltung familiärer und sonstiger persönli­
cher Bindungen den Strafgefangenen in geeigne­
ten Räumlichkeiten Gelegenheit zum Empfang 
von Besuchen gegeben werden. Auf eine Überwa­
chung dieser Besuche kann, soweit keine Beden­
ken bestehen, verzichtet werden. 

Das ist eine tiefgreifende Änderung, das war 
bisher nicht möglich. Ich glaube aber, daß es sehr 
wichtig ist, dem Strafgefangenen den ungestörten 
Kontakt mit der Lebensgefährtin, mit dem Le­
bensgefährten zu ermöglichen. 

Ein anderer Punkt, der mir ganz wichtig er­
scheint, ist die Frage der Einzelunterbringung bei 
Nacht. Es ist zurzeit nicht möglich und wird auch 
noch längere Zeit nicht möglich sein, daß die 
Strafgefangenen auf ihren Wunsch in der Nacht 
alleine untergebracht werden können. Es wäre 
aber sehr wichtig, das zu ermöglichen, denn wir 
wissen, daß es in den Männerstrafanstalten sehr 
oft in der Nacht, vor allem gegenüber jüngeren 
Häftlingen, zu Gewalttätigkeiten, auch zu sexuel­
ler Gewalt kommt. Und das ist etwas, das man 
verhindern muß. 

Der dritte Teil der Reform bezieht sich auf die 
Entlohnung der Arbeit in der Haft und auf die 
Einbeziehung der Strafgefangenen in der Arbeits­
losenversicherung. Es ist schon darüber gespro­
chen worden. Bekanntlich beträgt der Lohn für 
die Arbeit in der Haft 3,50 S bis 5,80 S pro Stun­
de. Das ist äußerst unbefriedigend, und jeder, der 
schon einmal in einer Haftanstalt gewesen ist, der 
mit Häftlingen gesprochen hat, weiß, daß es als 
sehr demütigend empfunden wird, daß für die 
Arbeitsleistung in Wirklichkeit nicht einmal ein 
Taschengeld gegeben wird. 

Daß die Strafgefangenen trotzdem in aller Re­
gel gerne arbeiten und, wie schon gesagt wurde, 
nur 5 Prozent die Arbeitsleistung verweigern, 
liegt daran, daß natürlich die Arbeit eine Mög­
lichkeit ist, die Tristheit des Alltags in der Haft zu 
unterbrechen und zumindest etwas an Abwechs­
lung zu finden. 

Der Lohn für Strafgefangene soll sich nun in 
Zukunft am Kollektivvertragslohn der Metall­
hilfsarbeiter orientieren. In der ersten Stufe 
60 Prozent und dann 75 Prozent. Es ist also ein 
Pauschalabschlag vorgesehen, der in der Endpha­
se 25 Prozent betragen wird, was mir gerechtfer­
tigt erscheint, weil die Arbeitsverhältnisse in der 
Haft nicht dieselbe Produktivität erlauben wie au­
ßerhalb der Haft. Allerdings ist das meiner Mei­
nung nach damit erledigt. 

Diese geringere Bewertung dann auch noch in 
die Arbeitslosenversicherung weiterzutragen, hal-
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te ich für sehr problematisch, und ich muß leider 
zugeben, daß das, was Kollege Ofner gesagt hat, 
inhaltlich richtig ist. Womit ich aber nicht über­
einstimme, ist, daß man das deshalb ablehnen 
soll. 

Das ist auch das Problem mit der abweichenden 
Stellungnahme der Grünen. Natürlich, eine Op­
positionspartei kann sich herstellen und sagen: 
Alles oder nichts! Wir haben das nicht gemacht, 
wir können das nicht machen, denn alles oder 
nichts scheint mir nicht gerechtfertigt zu sein, 
scheint mir nicht verantwortbar zu sein gegen­
über den Betroffenen, die ja bereits auf diese Re­
gelung warten. 

Vom Lohn, der, wie gesagt, 75 Prozent des Kol­
lektivvertragslohnes der Metallhilfsarbeiter dar­
stellen wird, sollen verschiedene Posten abgezo­
gen werden. Ungefähr ein Drittel der Vollzugsko­
sten soll in Rechnung gestellt werden. Ich glaube, 
daß das so richtig ist, denn das sind praktisch die 
Kosten für die Verpflegung, für den Unterhalt, 
nicht aber die Kosten für die Erhaltung der An­
stalt, für die Bewachung und all diese Dinge. Das 
wäre sicherlich nicht gerechtfertigt. 

Es soll auch die Möglichkeit bestehen, Scha­
denswiedergutmachung zu leisten, und es sollen 
Rücklagen geschaffen werden für die Zeit da­
nach. 

Etwas, was mir in diesem Zusammenhang sehr 
wichtig erscheint, ist, daß Zeiten, die ein Strafge­
fangener während seiner Arbeitszeit in einer the­
rapeutischen Betreuung oder mit Gesprächen im 
Rahmen der sozialen Betreuung zubringt, bis zu 
einem Höchstmaß von fünf Stunden pro Woche 
für die Gewährung der Arbeitsvergütung als Ar­
beitsstunden gelten. Es soll nicht so sein, daß aus 
finanziellen Gründen darauf verzichtet wird, die­
se für die Resozialisierung wichtigen therapeuti­
schen Maßnahmen nicht in Anspruch zu nehmen. 

Wie gesagt, ein Teil des Lohnes soll auch für 
die Arbeitslosenversicherung eingezahlt werden. 
Der Staat zahlt dann den Arbeitgeberbeitrag. Das 
ist eine ganz wichtige Neuerung, eine Neuerung, 
von der wir uns eine Verbesserung der Situation 
für Haftgefangene nach ihrer Entlassung verspre­
chen. Denn falls der Strafgefangene eingezahlt 
hat, lange genug eingezahlt hat, hat er dann, wenn 
er nach der Haftentlassung keine Arbeit findet, 
Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung. Wir 
entlasten damit die Länder, die sonst in vielen 
Fällen Sozialhilfe zahlen würden. Aber die So­
zialhilfe ist ein Almosen, das Arbeitslosengeld ist 
ein Recht. ein Recht, das man sich aufgrund der 
Versicherung erwirbt. 

Dieses Arbeitslosengeld entspricht einer ganz 
wichtigen Absicherung des Strafgefangenen, 
wenn er aus der Haft kommt. Es wird ihm damit 

die Eingliederung in die Gesellschaft wesentlich 
erleichtert, es wird ihm erleichtert, sich gesetzes­
konform zu verhalten und nicht rückfällig zu 
werden. Insofern handelt es sich keineswegs um 
eine überzogene Sozial maßnahme, wie manche 
behaupten, sondern um eine Sicherungsmaßnah­
me für die Gesellschaft. 

Jede Maßnahme, die die Rückfälligkeit von 
Straftätern senkt, dient der Gesellschaft als Gan­
zes - vom Sicherheitsstandpunkt, aber auch vom 
Kostenstandpunkt her. Kein Betrag, den der ar­
beitslose Strafgefangene erhalten kann, steht auch 
nur annähernd in Relation zu den Beträgen, die 
die Verbrechensfolgen und die Unterbringung 
von Strafgefangenen in der Haft kosten. Es ist 
daher eine vernünftige Maßnahme für die Gesell­
schaft, sie dient der Sicherheit der Menschen, sie 
erspart Kosten, und sie ist natürlich auch eine hu­
mane Maßnahme. Sie ist aber kein Geschenk, 
denn der Strafgefangene zahlt in die Arbeitslo­
senversicherung ein, er erwirbt sich einen Rechts­
anspruch so wie jeder andere Arbeitnehmer auch. 

Auf die Tatsache, daß die Zeiten nur zu 
75 Prozent angerechnet werden, bin ich bereits 
eingegangen. Ich bin traurig darüber, daß keine 
100prozentige Einrechnung möglich war, aber es 
handelt sich zumindest um einen ersten Schritt. 
Falls, wie von manchen behauptet wird, die Rege­
lung aufgehoben wird, weil sie verfassungswidrig 
ist, dann gibt es keinen Schritt mehr zurück, son­
dern dann werden wir auf jeden Fall eine 100pro­
zentige Regelung treffen. 

Aber auch unabhängig davon wird es zu einer 
100prozentigen Anrechnung kommen müssen. 
Ich glaube, daß das gerechtfertigt und korrekt ist 
und daß alle Arbeitslosen beziehungsweise alle 
Versicherten gleich behandelt werden müssen. 
Daß es gerade der Sozialsprecher der ÖVP ist, der 
sich da so vehement quergelegt hat, bedaure ich. 
Ich möchte das nicht weiter kommentieren, ich 
glaube, es richtet sich von selbst. 

Aber, wie gesagt, ich glaube. daß das ein Ein­
stieg in die Sozialversicherung ist, daß weitere 
Schritte folgen werden und daß wir auch weitere 
Maßnahmen ergreifen werden. 

Meine Damen und Herren! Ich muß in aller 
Kürze noch einen Antrag einbringen: 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Elisabeth Hlavac. Dr. 
Gaigg und Kollegen zum Bericht des lustizaus­
schusses über die Stra[vollzugsgesetz-Novelle 1991 
und die Stra[vollzugsnovelle 1993 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung be­
schließen: 
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Die im Titel genannte RegierungsvorLage in der 
Fassung des Ausschußberichtes (1253 der Beila­
gen) wird geändert wie folgt: 

1. ArtikeL I Z. 50 hat zu LaUlen: 

,,50. § 107 wird wie foLgt geändert: 

a) Im Abs. 1 hat die Z. 4 zu Lauten: 

4. Äußerungen macht, in denen zu gerichtLich 
oder disziplinär strafbaren Handlungen aufgefor­
dert wird oder in denen soLche Handlungen gutge­
heißen werden, oder den Anstand gröblich ver­
Letzt; 

b) Abs. 4 hat zu lauten: 

(4) Für Ordnungswidrigkeiten gellen die allge­
meinen Bestimmungen des VerwallUngsstrafgesel­
zes 1991, BGBl. Nr. 52 in der je~1/eils gellenden 
Fassung. Der Versuch ist strafbar." 

2. Im Artikel IV hat die Z. 1 lil. a) zu lauten: 

"a) In der Lit. a) werden die Paragraphenbe­
zeichnung 32 Abs. 5, 6 und 7 durch 32 und die 
Paragraphenbezeichnung 54 Abs. 4 durch 54 
Abs. 3 ersetzt. " 

Ich bitte, diesen Antrag in die Verhandlungen 
einzubeziehen. 

Abschließend möchte ich noch allen danken, 
die im Strafvollzug wichtige Arbeit leisten: den 
Anstaltsleitern, der Justizwache, den Bewäh­
rungshelfern, den Sozialarbeitern. Die Sozialar­
beiter im Bundesdienst sind ja bekanntlich finan­
ziell schlechtergestellt als im die Landesdienst 
oder bei den Gemeinden. Es ist daher meiner 
Meinung nach notwendig, daß es möglichst bald 
zu einer Angleichung kommt. Ich werde mich je­
denfalls dafür einsetzen. 

Ich möchte aber auch allen anderen danken, die 
in diesem schwierigen Arbeitsfeld tätig sind, die 
sich bemühen, das Beste aus dieser schwierigen 
Situation zu machen. Die Reform des Strafvollzu­
ges steht und fällt mit den Mitarbeitern, die dort 
tätig sind. Es gibt zuwenig Dienstposten, es gibt 
sehr schwere Arbeitsbedingungen. Ich meine, daß 
wir etwas in diesem Bereich tun müssen. Es muß 
hier laufend zu Verbesserungen kommen. 

Ich möchte natürlich auch jenen danken, die 
den Entwurf gemacht haben, also den Kollegin­
nen und Kollegen - vor allem Kollegen - im 
Justizministerium, dem Herrn Bundesminister. 
Ich möchte auch den Grünen danken, die einen 
Antrag eingebracht haben, den wir auch in die 
Verhandlungen einbezogen haben. Ich möchte 
den Experten danken, die wir beigezogen haben 
und die uns sehr wichtige Anregungen gegeben 
haben. 

Ich glaube, daß wir einen ganz wichtigen 
Schritt im Bereich des Strafvollzugs geleistet ha-

ben, daß hier einige ganz wichtige Reformen ge­
lungen sind - ein erster Schritt, aber, wie gesagt, 
ein ganz wichtiger. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 
/9.49 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Der soeben 
eingebrachte Antrag ist genügend unterstützt, 
steht daher mit in Verhandlung. 

Als nächste gelangt Frau Abgeordnete Stoisits 
zu Wort. - Bitte. 

19.49 
Abgeordnete Mag. Terezija Stoisits (Grüne): 

Dobar vecer, postovane dame i gospodo! Sehr ge­
ehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Bun­
desminister! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Es war im Jahre 1989, als Herr Dr. Graff 
gemeinsam mit dem damaligen Justizsprecher der 
Grünen, Walter Geyer, eine Petition im National­
rat eingebracht hat, die von der Arbeitsgemein­
schaft der katholischen Gefangenenseelsorger er­
stellt worden ist und die dann die Grundlage für 
Beratungen über die Situation des österreichi­
schen Strafvollzugs und der Strafvollzugsanstal­
ten dargestellt hat. 

Diese damals eingebrachte Petition und die sich 
daraus entwickelnde Diskussion innerhalb des 
Nationalrates und vor allem auch außerhalb des 
Nationalrates sind, so würde ich sagen, heute ei­
ner der Hauptgründe dafür, daß wir uns mit einer 
Novelle zum Strafvollzugsgesetz auseinanderset­
zen können, die - das möchte ich jetzt sagen, 
obwohl ich als Kontrarednerin hier gemeldet bin, 
was gute Gründe hat - auf Zustimmung bei der 
grünen Fraktion stößt. Es ist so, daß wir uns ja 
geradezu freuen, daß es soweit gekommen ist. 

Die Petition war damals - ich war damals noch 
keine aktive Politikerin, deshalb habe ich es nicht 
selbst miterlebt, aber ich habe den Informations­
stand aus dem lustizministerium und auch den 
meiner Kolleginnen und Kollegen, die damals im 
Grünen Klub gearbeitet haben - einer der Haup­
tanstoßpunkte für eine Ministerialvorlage, die un­
ter dem damaligen Minister Foregger erarbeitet 
wurde. Aus diversesten Gründen hat diese Vorla­
ge aber nie den Weg ins Parlament gefunden. Sie 
war aber eine wesentliche Arbeitsgrundlage für 
unseren grünen Initiativantrag, der dann unter 
meinem Namen im Jahre 1991 fertiggestellt und 
eingebracht wurde. Für diesen Initiativantrag -
das ist einmalig in der Geschichte des jüngeren 
Parlamentarismus - wurde dann ein eigener U n­
terausschuß eingesetzt. Diese Vorgangsweise 
wirft meiner Meinung nach ein bezeichnend gutes 
Licht auf die Arbeit im Justizausschuß. Mir ist 
kein zweiter Fall im Nationalrat bekannt, bei dem 
dies passiert wäre. 

Dieser grüne Initiativantrag - das muß ich 
schon dazu sagen - ging weit über die heute zu 
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beschließende Strafvollzugsnovelle hinaus. We­
sentliche Punkte, welche die Hauptelemente un­
seres Antrags waren, sind jetzt bei diesem ersten 
Schritt in der Novellierung des Strafvollzugsge­
setzes leider nicht enthalten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
rechtspolitische Vorgabe für unseren seinerzeiti­
gen Antrag hatte das Ziel, auf dem Boden der 
bereits vorhandenen Reformbereitschaft in den 
parlamentarischen Fraktionen einen möglichst 
weiten Schritt nach vorne zu setzen. Das war da­
mals unser Ziel. Der grüne Initiativantrag hat 
nicht das Fernziel, das viele von uns haben, wie 
auch ich, einer gefängnislosen Gesellschaft ent­
halten. Unser grüner Initiativantrag ist auch heu­
te noch, auch wenn er nicht Ihre volle Zustim­
mung gefunden hat, ein wesentlicher Schritt in 
der Richtung zur Erreichung dieses Ziels, genau­
so wie auch die heutige Novelle einen ersten klei­
nen Schritt in diese Richtung darstellt. 

Für mich stellen bei der Behandlung des Straf­
vollzuges und bei jeder Novelle des Strafvollzugs 
Menschenwürde und Ehrgefühl Schlüsselworte 
dar. Darum sollten bei jeder Behandlung und bei 
jeder Korrektur, die sowohl an den gesetzlichen 
Rahmenbedingungen als auch an den praktischen 
vor Ort vorgenommen werden, diese Schlüsselbe­
griffe das Leitmotiv darstellen. 

Die vorliegende Strafvollzugsgesetz-Novelle 
bleibt leider in mehreren Bereichen der rechtli­
chen Regelung des Vollzugs von Freiheitsstrafen 
hinter den Grundsätzen des europäischen Straf­
vollzugs zurück. Und das ist aus meiner Sicht be­
sonders bedauerlich. denn die Grundsätze des eu­
ropäischen Strafvollzugs sollten für die Gestal­
tung der Normen, für die Regelung der Freiheits­
strafe doch eine bindende Grundlage darstellen. 

Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
wenn auch nicht in allen wesentlichen Punkten 
den europäischen Grundsätzen des Strafvollzugs 
entsprochen wird, so bin ich doch optimistisch. 
Leider kann ich nicht bedingungslos daran glau­
ben, denn viele Versprechungen, die in der Poli­
tik gemacht werden, werden dann nicht eingehal­
ten. Ich bin aber im Hinblick auf eine Weiterfüh­
rung dieser Reformbestrebungen optimistisch, 
vor allem wenn ich an die Herren im lustizmini­
sterium denke, die ja die wichtigsten Teile dieser 
Arbeit geleistet haben, aber auch wenn ich an die 
Aussagen des Herrn Bundesministers denke, die 
bisher in diese Richtung gegangen sind. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau 
Dr. Hlavac hat Ihnen einen Überblick über den 
Inhalt der Strafvollzugsnovelle gegeben. Daher 
möchte ich Ihnen einen kurzen Überblick über 
den Inhalt des grünen Initiativantrages geben, der 
zu einigen Teilen in die Regierungsvorlage einge­
flossen ist, aber leider nicht zur Gänze. 

Folgende Reformen wurden in unserem Antrag 
vorgeschlagen, die aber nicht berücksichtigt wur­
den: erstens die Verbesserung des Rechtsschutz­
instrumentariums. Um den Rechtsschutz von 
Strafgefangenen zu wahren beziehungsweise 
Mißstände im Strafvollzug abzuwehren, schien 
uns die Einführung von unabhängigen Anstalts­
beiräten der beste Weg zu sein. 

Diese unabhängigen Anstaltsbeiräte hätten -
leider wurden sie nicht umgesetzt - das Recht, 
jederzeit 1 ustizanstalten zu besuchen, auch ein­
zelne Strafgefangene aufzusuchen. Viele Kolle­
ginnen und Kollegen werden so wie ich Briefe aus 
Vollzugsanstalten bekommen und daher wissen, 
wie hoch das Mitteilungsbedürfnis von Strafge­
fangenen ist und wie gering im Gegensatz dazu 
die Möglichkeiten sind, sich gegen Willkür zur 
Wehr zu setzen, da es keine unabhängigen Gre­
mien gibt, an die sie sich mit ihren Beschwerden, 
Sorgen und auch Anregungen wenden können. 

Unser Vorschlag hat vorgesehen, daß sich die 
Anstaltsbeiräte aus einem Anstaltssprecher - das 
ist ein zweiter Punkt der Reformvorschläge -
und aus Vertretern der örtlichen Gemeinden, in 
denen Strafvollzugsanstalten sind, zusammenset­
zen. Das ist ein wesentlicher Ansatz in diesen Re­
formüberLegungen, daß Strafvollzugsanstalten 
nicht isoliert zu betrachten sind, sondern ein Teil 
des Lebensraumes sind. Der beste Beweis dafür 
ist ja, daß die Strafgefangenen, die eine Arbeit 
außerhalb der Strafvollzugsanstalt verrichten, 
diese Arbeit auch in der unmittelbaren Umge­
bung von Strafvollzugsanstalten finden und dort 
sozusagen ein integrativer Bestandteil in diesen 
Kommunen sind. Deshalb wäre das ein wesentli­
cher Teil in diesem Gremium. 

Selbstverständlich müßten in unabhängigen 
Anstaltsbeiräten auch Vertreter von Gefangenen­
betreuungsorganisationen oder Menschenrechts­
organisationen, aber auch ein Vertreter der 
Rechtsanwaltskammer, die uns als unabhängige 
Instanz erscheint und damit diese Aufgabe zur 
Zufriedenheit erfüllen könnte, sein. 

Die Umsetzung eines effizienten Kontrollme­
chanismus war nicht im Sinne der Regierungsvor­
lage und auch nicht im Sinne der Koalitionspar­
teien bei der Beratung des grünen Initiativantrags 
im Unterausschuß und auch der Regierungsvorla­
ge. Ebensowenig soll der Vorschlag, eine Gefan­
genenvertretung im Strafvollzugsgesetz zu instal­
lieren, durchgesetzt werden. Es gibt in der Praxis 
bereits Modellversuche, zum Beispiel in der Straf­
vollzugsanstalt in Favoriten, in der ich mich selbst 
von den positiven Erfahrungen mit diesem In­
strument der Miteinbeziehung der Strafgefange­
nen überzeugen konnte. Es erfolgt eine Aufwer­
tung des Selbstwertgefühls, des Verantwortungs­
gefühls und der Mitverantwortung für das, was 
dort geschieht. 
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Zunächst hätten ja Gefangenensprecher ihre 
Kolleginnen und Kollegen in den Strafvollzugsan­
stalten in erster Linie gegenüber dem unmittelba­
ren Vorgesetzten, wenn Sie so wollen, nämlich 
dem Anstaltsleiter, zu vertreten. Das ist ein ganz 
wesentlicher Punkt, der in alle künftigen Reform­
überlegungen miteinzubeziehen wäre. 

Ein Punkt, der im Initiativantrag der Grünen 
ausführlich von einem neuen Gesichtspunkt aus 
zur Regelung vorgeschlagen wurde, ist die Ein­
gliederung der Strafgefangenen in normale Ar­
beitsverhältnisse. Ich kann mir jetzt ersparen, das 
Ergebnis zu referieren, weil das schon Frau Or. 
Hlavac gemacht hat. Aber ich möchte hier meine 
wirklich große Enttäuschung darüber kundtun, 
daß die Regelung, wie sie in der Regierungsvorla­
ge vorgesehen war und mit der auch wir, wenn Sie 
so wollen, gut hätten leben können, da sie einen 
ganz wesentlichen Schritt in die Richtung der 
Einbeziehung der Strafgefangenen in normale 
Arbeitsverhältnisse dargestellt hätte, jetzt wieder 
zurückgenommen wurde. Ich glaube. daß mit die­
ser Rücknahme und mit dieser Regelung, wie sie 
jetzt im Abänderungsantrag vorliegt, ein Schritt 
gesetzt wird, der sozialpolitisch äußerst bedenk­
lich ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Erst­
mals wird im Zusammenhang mit der Arbeitslo­
senversicherung die Arbeitszeit von Menschen 
unterschiedlich bewertet, nämlich je nachdem, ob 
er ein Strafgefangener ist oder nicht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Was 
wird dadurch zum Ausdruck gebracht? - Da­
durch wird zum Ausdruck gebracht, daß die Ar­
beit einer bestimmten Personengruppe, in dem 
Fall die der Strafgefangenen, für die Arbeitslo­
senversicherung nicht voll anerkannt wird -
nicht für die Entlohnung. Bezüglich Entlohnung 
gilt folgendes, was auch von den Praktikern im 
Unterausschuß in überzeugender Weise dargelegt 
wurde: Es hat massive Bedenken gegeben, für die 
Arbeitsleistung eine sozusagen kollektivvertragli­
che gleiche Entlohnung für alle einzuführen, da 
die Arbeitsleistung nicht in allen Fällen dem Ni­
veau von Arbeitnehmern außer halb von Straf­
vollzugsanstalten entspricht. Daher sieht ja auch 
die Novelle vor, daß nicht 100 Prozent eines Kol­
lektivvertrages als Grundlage für die Berechnung 
genommen werden, sondern nur 75 Prozent. Das 
ist auch etwas, was nicht nur von mit, sondern 
von allen akzeptiert wurde. (Zwischenruf des 
Abg. Dr. Ga i g g.) 

Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
daß bei der Einbeziehung in die Arbeitslosenver­
sicherung Unterschiede gemacht werden, weil un­
terschiedliche Personengruppen die Arbeit lei­
sten, das stellt ganz klar eine Diskriminierung 
dar. Ich glaube auch - das waren auch Bedenken, 
die von Verfassungsexperten geäußert wurden -, 

daß im Sinne des verfassungsgesetzlich festge­
schriebenen Gleichheitsgrundsatzes tatsächlich 
viele Bedenken anzumelden sind bei einer Fest­
schreibung, wie sie hier erfolgen wird. 

Meine Damen und Herren! Dabei geht es mit 
aber um etwas ganz anderes, und zwar stelle ich 
mir in bezug auf künftige Regelungen die Frage, 
ob es demnächst vielleicht nicht auch bei anderen 
Personengruppen im Zusammenhang mit der Ar­
beitslosenversicherung Unterschiede geben wird, 
denn diese Gruppe der Strafgefangenen, die nun 
wirklich absolut keine Lobby in unserer Gesell­
schaft hat, kann manchmal auch anderen Grup­
pen in unserer Gesellschaft die Hand reichen, die 
auch keine Lobbies haben. Bei ihnen könnte man 
bei künftigen Regelungen auch einen ähnlichen 
Weg wählen, nämlich solch sozial besonders 
schwache Gruppen gesetzlich in ihren Sozialan­
sprüchen zu benachteiligen. (Abg. Dr. Graf f: 
Ein Horrorszenario.') 

Das, meine Damen und Herren, ist der Punkt, 
der unseren Unmut so groß gemacht hat und der 
mir und auch meinen Kolleginnen und Kollegen 
eine Zustimmung zu diesem Punkt unmöglich 
macht. (Abg. Dr. G ra f f: Es geht immerhin von 0 
auf 75 und nicht von etwas weg.') 

Deshalb haben wir uns erlaubt, einen Abände­
rungsantrag einzubringen, den ich hiermit verle­
se: 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Mag. Terezija Stoisits. Freun­
dinnen und Freunde 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Die Regierungsvorlage betreffend ein Bundesge­
setz. mit dem das Strafvollzugsgesetz, das Arbeits­
losenversicherungsgesetz und das InsoLvenz-Ent­
geltsicherungsgesetz geändert werden (StrafvoLL­
zugsnoveLLe 1993. 946 der Beilagen in der Fassung 
des Ausschußberichtes 1253 der Beilagen) wird 
wie folgt abgeändert: 

In Artikel VII, Pkt. 1, § 66a Abs. 2 entfällt der 
letzte Satz, der lautet: "Als Anwartschaftszeiten 
zählen nur drei Viertel der versicherungspflichti­
gen Zeiträume." (Abg. Dr. G ra f f: Gegen eine 
Vorlage sein und dann einen Abänderungsamrag 
stellen?! - Gut, Frau Präsidentin. sie dürfen!) 

Herr Or. Graff! Ich glaube, hier im Haus 
herrscht in drei Punkten die Übereinstimmung 
aller Fraktionen. Einer davon ist, daß Strafgefan­
gene menschenwürdig entlohnt werden sollten. 
Die Übereinstimmung ist deswegen so einfach, 
weil mit einer menschenwürdigen Entlohnung 
auch Ziele verbunden sind. Das erste Ziel ist, daß 
ein Strafgefangener, wenn er für die Arbeit, die er 
leistet, auch entsprechend bezahlt wird, auch ent­
sprechende Entschädigungsleistungen an die Op-

134. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 121 von 157

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVIII. GP - 134. Sitzung - 21. Oktoher 1993 ]5609 

Mag. Terezija Stoisits 

fer seiner strafbaren Handlungen abführen kön­
nen wird. - Das war bisher nicht möglich. 

Ein zweites Ziel, das damit verfolgt wird, ist die 
Vorsorge für Angehörige, die bei einer entspre­
chenden Entlohnung möglich sein wird. Somit 
vermeidet man sozusagen die doppelte Strafe, da 
die Familie nicht ins soziale Abseits abrutscht, 
was aber passieren würde, wenn ein wichtiger 
Einkommenspart in der Familie wegfällt. 

Der dritte wesentliche Punkt, der erreicht wer­
den könnte, ist die Vorsorge für das weitere Fort­
kommen des Strafgefangenen nach seiner Entlas­
sung. Dabei ist vor allem die Einbeziehung in die 
Arbeitslosenversicherung ein wesentliches Argu­
ment. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
vorliegende Novelle und das, was im Vorlauf ih­
rer Erarbeitung zugrunde gelegen ist, wird uns 
nicht von der Verpflichtung entbinden, an diesem 
Reformprojekt weiterzuarbeiten. Es war leider 
nicht möglich, im lustizausschuß eine gemeinsa­
me Entschließung zu erwirken, daß dieser erste 
Reformschritt durch einen zweiten ergänzt wird. 

Aber ich möchte meine Wortmeldung damit 
schließen, daß ich, auch wenn hier keine Über­
einstimmung zu erzielen ist oder war, hoffe, daß 
es im Sinne der Grundsätze des europäischen 
Strafvollzugs und des österreichischen Strafvoll­
zugs bald eine Übereinstimmung geben wird -
mit dem Fernziel vor Augen, daß Freiheitsstrafe 
nicht allein eine erzieherische Maßnahme sein 
kann, sondern daß Freiheitsstrafe der letzte Aus­
weg sein kann, damit die Betroffenen nicht noch 
mehr ins Abseits gedrängt werden, als es sie ohne 
Entzug ihrer Freiheit ins Abseits gedrängt hätte. 
- Danke. (Beifall bei den Grünen.) 20.10 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Der einge­
brachte Antrag ist genügend unterstützt und steht 
daher mit in Verhandlung. 

Als nächster ist Herr Abgeordneter Gaigg zu 
Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

20.10 .. 
Abgeordneter Dr. Gaigg (OVP): Frau Präsi­

dentin! Herr Bundesminister! Hohes Haus! Las­
sen Sie mich damit beginne, daß ich mich dem 
Dank meiner Vorrednerinnen beziehungsweise 
Vorredner an die Adresse des Herrn Ministers 
und seiner Mitarbeiter anschließe. Ich möchte 
mich auch bedanken für die traditionell gute Zu­
sammenarbeit im lustizausschuß und in dessen 
Unterausschuß, dem ich vorsitzen durfte. Ich 
möchte in meinem Dank auch einschließen die -
ich glaube, es waren nur Herren - Herren Ex­
perten, die sehr maßgeblich dazu beigetragen ha­
ben, daß wir in den wesentlichen Dingen dann 
doch zu einem Einvernehmen gekommen sind. 
Daß Sie, Frau Kollegin Stoisits, beziehungsweise 

Ihre Fraktion sich nicht dazu entschließen kön­
nen, die Zustimmung zu geben, bedauere ich. Auf 
Ihre Ausführungen werde ich später zurückkom­
men. 

Meine Damen und Herren! In den zwanziger 
Jahren erschien ein Buch des deutschen Schrift­
stellers Hans F allada mit dem Titel "Wer einmal 
aus dem Blechnapf frißt". Dieser Roman erregte 
damals großes Aufsehen, weil sich der Autor dar­
in in einer sehr beeindruckenden Weise mit dem 
Alltag der Strafhäftlinge in den Gefangenenan­
stalten von damals in Preußen, aber auch mit je­
nen Schwierigkeiten und Problemen auseinan­
dersetzte, denen sich der Haftentlassene nach der 
Verbüßung seiner Strafe beim Versuch gegen­
übersah, seinen Unterhalt auf ehrliche Weise zu 
verdienen. 

Es waren damals schlechte Zeiten in Deutsch­
land, es gab Massenarbeitslosigkeit und eine allge­
meine Verelendung, und Fallada schildert in sei­
nem Buch in beklemmender Weise die nahezu 
hoffnungslose Lage eines mit dem Makel eines 
ehemaligen Kriminellen Behafteten, der sich be­
müht, in der Gesellschaft wieder Fuß zu fassen. 

Als ich als junger Mensch dieses Buch las, hat 
es mich tief und wohl auch bleibend beeindruckt, 
vielleicht besonders deswegen, weil ich es in einer 
Zeit las, in der Bücher dieser Art verpönt waren 
und die Probleme Gestrauchelter verschwiegen 
beziehungsweise unter den Tisch gekehrt wurden. 

Heute, meine Damen und Herren, wird jede 
Menge über das Leben im sogenannten Häfen ge­
schrieben. Es gibt auch eine eigene "Häfenlitera­
tur" - unter Anführungszeichen -, das heißt, 
Bücher, die Strafgefangene während der Straf­
haft, in ihrer Haftzeit geschrieben haben. Die 
Tatsache, daß es eine "Häfenliteratur" - wieder 
unter Anführungszeichen - gibt, ist einer von 
vielen Beweisen dafür, daß sich seit der Zwi­
schenkriegszeit nicht nur die Gesellschaft an sich, 
sondern auch die Welt in den Gefängnissen 
grundsätzlich geändert hat. 

Bereits das Strafvollzugsgesetz 1969 brachte 
eine weitgehende Neuordnung des Strafvollzugs­
wesens, mit der der gesellschaftspolitischen und 
kriminalpolitischen Entwicklung Rechnung ge­
tragen wurde. Wenn heute dieses Gesetz von da­
mals recht heftig und "deftig" kritisiert wird und 
wenn Ansätze, die falsch waren, beanstandet wer­
den, dann möchte ich doch darauf hinweisen, daß 
am Verfassen dieses Gesetzes damals ebenso wie 
heute namhafte Experten beteiligt waren, selbst­
verständlich auch die Herren des lustizministeri­
ums. Einige davon glaube ich noch heute in ihren 
Sesseln erkennen zu können. Ich wehre mich ein 
bißehen dagegen, wenn man alle Gesetze aus der 
Vergangenheit so hinstellen möchte, als wären sie 
mit wenig Sachverstand erstellt worden. 
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Aber es haben sich die Zeiten geändert. Auch 
wenn der Strafcharakter der Haft erhalten blieb 
und wohl auch in Zukunft erhalten bleiben muß, 
wurde dennoch schon damals das Ziel der Reso­
zialisierung betont und wurden dementsprechen­
de Regelungen getroffen. 

Seitdem sind nun wieder mehr als 20 Jahre ver­
gangen, und es herrscht Konsens unter den in die­
sem Haus vertretenen Parteien - darauf wurde 
bereits hingewiesen -, daß die Notwendigkeit ei­
ner weiteren Reform besteht, die vor allem zwei 
grundsätzliche Überlegungen beinhalten soll: 
zum einen die Einschränkung der Persönlich­
keitsrechte nur in einem unbedingt erforderli­
chen Maß zuzulassen - auch im Gefängnis bei 
der Verbüßung einer Haftstrafe -, und zum 
zweiten jene Maßnahmen auszubauen, die geeig­
net erscheinen, die Resozialisierung, die Wieder­
eingliederung des Häftlings in die Gesellschaft zu 
erreichen. 

Wie in den Erläuternden Bemerkungen ausge­
führt wird, geht die vorliegende Novelle auf einen 
noch in der letzten Gesetzgebungsperiode einge­
brachten Ministerialentwurf einer StPO- und 
StVG-Novelle 1990 zurück. In der Folge hat die 
Kollegin Mag. Stoisits namens der grün-alternati­
ven Fraktion einen sehr weitgehenden und sehr 
ausführlichen Antrag eingebracht, der eine Reihe 
von Änderungsvorschlägen beinhaltet, die teil­
weise, wie ich glaube, auch in der Zukunft nicht 
realisiert werden können, ohne einen sinnvollen 
Strafvollzug völlig in Frage zu stellen. 

Frau Kollegin Stoisits! Ihre Vorstellung der ge­
fängnislosen Gesellschaft ist in meinen Augen 
keine Vision, sondern eine Halluzination. Sie 
wird sich "leider" nie verwirklichen lassen. 

Das Justizministerium hat in der Folge den ur­
sprünglichen Entwurf unter Berücksichtigung 
von Teilen ihres Antrages überarbeitet und dann 
als Regierungsvorlage eingebracht. In den sehr 
eingehenden weiteren Beratungen mit den Exper­
ten und Sachverständigen wurden weitere Pro­
blemlösungen ins Auge gefaßt und schließlich 
dann ein umfassender Abänderungsantrag der 
Abgeordneten Gaigg und Hlavac eingebracht. 

Hohes Haus! Im aufgezeigten Sinn sind die 
Neugestaltung des Systems der Arbeitsvergütung, 
die Einbeziehung der Strafgefangenen in die Ar­
beitslosenversicherung und die Abschaffung des 
Stufenvollzugs Schwerpunkte der Reform. Dar­
über hinaus sieht die Novelle noch zahlreiche 
Verbesserungen im Bereich des Verkehrs des 
Häftlings mit der Umwelt vor. 

Was die Änderungen hinsichtlich der Arbeits­
vergütung betrifft, stellen Sie in der Tat einen Sy­
stemwandel dar. Von der bisherigen Nettoentloh­
nung erfolgt eine Umstellung auf das Bruttolohn-

system auf der Grundlage des Kollektivvertrages 
für die eisen- und metallverarbeitende sowie er­
zeugende Industrie auf der Stufe eines ungelern­
ten Arbeiters. Durch diese Neuregelung soll zwei­
erlei erreicht werden: 

Zum einen sollen damit für den Häftling ein 
größerer Anreiz zu einer Arbeitsaufnahme und 
bessere Voraussetzungen für die Wiedereinglie­
derung in die Arbeitswelt nach der Entlassung ge­
schaffen werden. Zum anderen soll dem Häftling 
die Möglichkeit eröffnet werden, durch die höhe­
re Vergütung Schulden zurückzuzahlen und Ver­
pflichtungen gegenüber Unterhaltspflichtigen 
nachzukommen. 

Der in der Novelle vorgesehene Abschlag von 
40 Prozent - eine Anhebung auf 75 Prozent ist 
ja erst für die Zukunft in Aussicht genommen -
scheint zweifellos gerechtfertigt zu sein - ich tei­
le überhaupt nicht die diesbezügliche Meinung 
des Kollegen Ofner, ich finde auch kein Ver­
ständnis für seine Ausführungen; ich komme 
noch darauf zurück -, weil, so heißt es völlig 
richtig in den Erläuternden Bemerkungen, die 
Produktivität eines Vollzugsarbeitsplatzes in aller 
Regel nicht annähernd der eines Arbeitsplatzes in 
Freiheit entspricht. 

Wenn der Kollege Ofner davon spricht, es sei 
doch nicht einzusehen, daß jemand, der arbeitet, 
egal welchen Erfolg er erzielt und was er leistet, 
weniger bekäme als den im Kollektivvertrag vor­
gesehenen Lohn, dann, bitte, fehlt mir dafür, so­
wohl was die Arbeit in der Haftanstalt als auch 
was die Arbeit heraußen in der freien Wirtschaft 
betrifft, jedes Verständnis. Wenn er behauptet, 
letzterer bekäme ohnehin seinen Lohn, egal was 
er leistet, dann hat er offenbar noch nie etwas mit 
der Wirtschaft zu tun gehabt, denn derjenige, der 
sich im Arbeitsprozeß befindet und nichts leistet, 
wird nicht sehr lange seinen Arbeitsplatz behalten 
können. 

Als einen besonders wichtigen Schritt in Rich­
tung einer Verbesserung der Resozialisierungs­
chancen sah schon das Arbeitsübereinkommen 
der Regierungsparteien die Einbeziehung der 
Häftlinge in die Sozialversicherung vor. 

Als erster Schritt dahin ist die in der Novelle 
vorgesehene Aufnahme der Häftlinge in die Ar­
beitslosenversicherung zu sehen. Es soll damit 
den entlassenen Häftlingen eine bessere Möglich­
keit zur Wiedereingliederung in die Gesellschaft 
gegeben werden. 

Entgegen der ursprünglichen Fassung der Re­
gierungsvorlage ist nunmehr die Anrechenbarkeit 
der versicherungspflichtigen Arbeitszeit nicht mit 
100 Prozent, sondern lediglich mit 75 Prozent 
festgelegt, und das ist von meinen Vorrednern, 
insbesondere von Frau Kollegin Dr. Hlavac und 
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von Frau Mag. Stoisits, heftig kritisiert und als 
gleichheitswidrig und nicht verfassungskonform 
bezeichnet worden. Dagegen wird Sturm gelau­
fen, dagegen werden Bedenken dieser Art ange­
meldet. 

Meine Damen und Herren! Nach der ständigen 
Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes ist 
eine sachlich begründete Differenzierung selbst­
verständlich zulässig. Und wenn nun von allen 
akzeptiert wird, daß wegen der deutlich reduzier­
ten Arbeitsleistung in der Haftanstalt ein Abzug 
von 40 Prozent beziehungsweise in einer weiteren 
Phase von 25 Prozent zulässig erscheint, dann ist 
es doch logisch, aus eben demselben Grund die 
versicherungspflichtige Arbeitszeit nur zu 
75 Prozent anzurechnen, und dies umsomehr, als 
der Häftling im Vergleich zu Arbeitslosen oder 
Anspruchsberechtigten in Freiheit in Wahrheit 
günstiger gestellt ist. Zum einen wird nämlich ge­
mäß § 66a Abs. 5 des Arbeitslosenversicherungs­
gesetzes in der Fassung der Novelle als Beitrags­
grundlage eine um 25 Prozent erhöhte Arbeits­
vergütung herangezogen. Das heißt, diese Argu­
mentation, die Arbeitszeit würde schlechter be­
wertet in bezug auf die Höhe der Arbeitslosenver­
gütung, geht ja völlig ins Leere; ganz im 
Gegenteil, der Häftling hat hier die Besserstellung 
in der Richtung, daß der Vergütung 25 Prozent 
als Bemessungsgrundlage zugeschlagen werden. 

Des weiteren ist im § 66a Abs. 5 festgelegt, daß 
der Häftling auch in Zeiträumen versichert sein 
soll, in denen er ohne sein grob fahrlässiges Ver­
schulden - und wann wird ein solches Verschul­
den schon vorliegen? - keine Arbeitsvergütung 
bekommen kann und daher der Bund den gesam­
ten Arbeitslosenversicherungsbetrag zu bezahlen 
hat. 

Auch hier eine andere Regelung, als sie bei den 
Arbeitslosen beziehungsweise Anspruchsberech­
tigten im Wirtschaftsleben sonst gegeben ist. Ich 
sehe daher überhaupt keine verfassungsrechtli­
chen Bedenken. Ich halte diese Regelung für 
sachlich gerechtfertigt, und ich glaube, daß eine 
Anfechtung erfolglos bleiben muß. 

Wie schon erwähnt enthält die Novelle auch 
eine weitreichende Besserstellung der Häftlinge 
im Bereich der Ausübung seiner Persönlichkeits­
rechte und in den Beziehungen zur Außenwelt. 
Ich erwähne nur beispielhaft - das meiste ist ja 
schon angezogen worden - den Entfall des Still­
schweigegebotes, eine zukünftige Neuregelung 
etwa über das Sprechen und Rauchen in der 
Hausordnung, die Erlaubnis. sich an Preisaus­
schreiben zu beteiligen, den Haftraum auszu­
schmücken, den Haftraum nach individuellen 
Wünschen zu beleuchten, wenn die Vorausset­
zungen gegeben sind, und den grundsätzlichen 
Anspruch, in einer Einzelzelle untergebracht zu 

werden, die Trennung von Rauchern und Nicht­
rauchern und vieles mehr. 

Ich glaube, es ist insgesamt, ohne jetzt weiter 
ins Details gehen zu wollen, eine ganz deutliche 
Besserstellung der Position des Gefangenen im 
Rahmen der gegebenen Möglichkeiten zu ver­
zeichnen, die durchaus zu begrüßen ist, weil -
nur in diesem Punkt gebe ich Kollegin Stoisits 
recht - jeder, der einmal die Luft da geschnup­
pert hat, in welcher Rolle immer. etwa in Beglei­
tung des visitierenden Gefängnisdirektors, wie es 
mir seinerzeit als Rechtspraktikant geschehen ist, 
oder in anderer Rolle, das sehr beklemmende Ge­
fühl mit nach Hause nimmt, daß, wie viele Ver­
besserungen es da immer geben mag, die Rolle 
der - sicherlich mit Grund - Einsitzenden kei­
ne sehr erfreuliche ist. Wir begrüßen daher aus 
den aufgezeigten Überlegungen jede vertretbare 
Besserstellung, vor allem dann, wenn sie dazu 
dient, daß der Haftentlassene wieder den Weg zu 
einem normalen Erwerb finden kann. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß ich 
angesichts der vorgeschrittenen Zeit auf weitere 
Einzelheiten nicht mehr eingehen sollte. Ich 
möchte abschließend nur betonen, daß wir natür­
lich die Überzeugung teilen, daß eine Reform nie 
abgeschlossen sein wird, daß es immer wieder 
Überlegungen geben wird, wie man dieses und je­
nes besser gestalten kann, daß grundsätzlich die 
Einbeziehung in die Sozialversicherung auch in 
weiteren Bereichen ins Auge gefaßt ist und der 
Abschluß eines Teilabschnittes eines Reformvor­
habens immer auch gleichzeitig der Beginn neuer 
Gespräche über weitere Schritte sein muß. 

Die Volkspartei wird ~er Vorlage zustimmen. 
(Beifall bei OVP und SPO.) 20.26 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächste hat 
sich Frau Abgeordnete Aumayr zu Wort gemel­
det. Ich erteile es ihr. 

20.26 
Abgeordnete Anna Elisabeth Aumayr (FPÖ): 

Sehr geehrte Damen und Herren! Hohes Haus! 
Die Kollegen aus dem lustizausschuß werden sich 
wahrscheinlich wundern, daß sie mich als Nicht­
angehörige des Justizausschusses zu dieser The­
matik hier heraußen sprechen hören, aber ich 
habe als Bäuerin etwas zu dieser Gesetzesände­
rung zu sagen. Wenn Frau Kollegin Hlavac sagt, 
daß jeder, der ein Gefängnis besucht hat, sieht, 
daß es dort absolut nicht human zugeht, oder 
wenn Herr Kollege Gaigg gesagt hat, daß es dort 
eine beklemmende Situation gibt, dann würde ich 
diesen Kollegen einmal empfehlen, daß jeder von 
ihnen einen Bauernhof besucht, vor allem einen 
Nebenerwerbsbauernhof, damit er sieht, wie "hu­
man" die Agrarpolitik in diesem Land ist. Durch 
diese Vernichtungspolitik werden Tausende Bau­
ern gezwungen, zwei Berufe auszuüben, damit 
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die Familie überleben kann. Der Gesundheitszu­
stand der Frauen dieser Nebenerwerbsbauern ist 
der schlechteste von allen Frauengruppen. Der 
Grund dafür ist ganz einfach zu erklären. (Abg. 
Dr. Ca p: Zurück zum Kolter.') Herr Kollege Cap, 
Sie machen so eine abfällige Handbewegung: Die­
se Frauen müssen schwerste Arbeit leisten, sie 
müssen den Mann ersetzen, der zu Hause fehlt, 
weil er zwei Berufe ausüben muß. (Abg. Dr. 
Ca p: Um das geht es doch nicht.' Zurück zum Kot­
ter!) 

Herr Kollege Cap, und jetzt komme ich zum 
Punkt. - Diese Männer, diese Nebenerwerbsbau­
ern zahlen Arbeitslosenbeiträge ein und bekom­
men im Falle des Verlustes ihrer Arbeit keine Ar­
beitslosenunterstützung. (Abg. lng. Mur er: Das 
ist ein sozialpolitischer Skandal.') Das stimmt! 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Diese Regierung handelt human für Straffälli­
ge, aber inhuman für Tausende Nebenerwerbs­
bauern. Das ist ein sozialpolitischer Skandal, der 
seinesgleichen sucht! (Beifall bei der FPÖ.) 

Sehr geehrte Damen und Herren der anderen 
Fraktionen! Dazu werden Sie niemals die Zustim­
mung der freiheitlichen Bauern, eines Alois Hu­
ber, eines Gerulf Murer oder einer Anneliese Au­
mayr bekommen, und dazu werden Sie niemals 
die Zustimmung der gesamten Freiheitlichen Par­
tei bekommen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich protestiere gegen diese Gesetzesänderung 
im Namen aller Nebenerwerbsbauern und ihrer 
Familien! 

Ich bringe jetzt einen Antrag ein, der von der 
freiheitlichen Fraktion bereits mehrfach einge­
bracht worden ist - im Sinne nicht straffällig ge­
wordener Menschen, fleißiger Menschen, welche 
doppelt arbeiten müssen. Diese Ungerechtigkeit 
muß endlich abgeschafft werden! 

Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Huber. Anna Elisabeth Au­
mayr, lng. Murer zur RegierungsvorLage betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem das Strafvollzugsgeselz. 
das Arbeitslosenversicherungsgesetz und das lnsol­
venz-EntgeLtsicherungsgesetz geändert werden 
(Strafvollzugsnovelle 1993) (946 der Beilagen) in 
der Fassung des Ausschußberichtes (1253 der Bei­
lagen) betreffend Leistungen nach dem AlVG für 
Nebenerwerbsbauern 

Etwa 65 Prozent der bäuerlichen Betriebsführer 
müssen heute einem Nebenerwerb als unselbstän­
dig Erwerbstätige nachgehen. Da die Entscheidung 
zum Nebenerwerb kaum jemals aus Mangel an Ar­
beit in der Landwirtschaft, sondern vielmehr auf­
grund finanzieller Zwänge erfolgt, sind diese Ne­
benerwerbsbauern auf das zusätzlich erzielte Ein-

kommen angewiesen und brauchen auch im Fall 
der ArbeitsLosigkeit eine finanzieLLe Absicherung. 

Nach dem AlVG sind auch Nebenerwerbsbau­
ern verpflichtet. aus ihrem unselbständigen Ein­
kommen Beiträge zur Arbeitslosenversicherung zu 
leisten. Gemäß §§ 12 Abs. 6 fit. bund 26 Abs. 4 
Lit. c AIVG steht ihnen jedoch keine Leistung zu, 
wenn der Einheitswert ihrer Landwirtschaft 
54 000 S übersteigt. 

Die Anwendung dieser Bestimmung kann zwar 
durch die offizielle Abgabe der Bewirtschaftung 
des Betriebes etwa an die Ehefrau verhindert wer­
den, dies ist aber einerseits eine Gesetzesumge­
hung, andererseits nicht jedem Betroffenen mög­
lich. 

Wenn nun die Strafhäftlinge in die Arbeitslosen­
versicherung einbezogen werden und nach ihrer 
Enthaftung Ansprüche auf Arbeitslosengeld und in 
der Folge auch Notstandshilfe haben werden, er­
scheint es mehr als gerechtfertigt. der Gruppe der 
Nebenerwerbsbauern. die seit Jahren in die Ar­
beitslosenversicherung einzahlen, aber ab einem 
bestimmten Einheitswert keine Leistungen erhal­
ten, endlich die ihren Beiträgen entsprechenden 
Leistungen zukommen zu lassen. Die unterzeichne­
ten Abgeordneten stellen daher den nachstehenden 

Entschließungsantrag: 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

"Der Bundesminister für Arbeit und Soziales 
wird ersucht. dem Nationalrat einen Gesetzentwurf 
zuzuleiten, der Leistungen nach dem ALVG für Ne­
benerwerbsbauern unabhängig vom Einheitswert 
ihrer Landwirtschaft gewährleistet, wenn Beiträge 
zur Arbeitslosenversicherung entrichtet wurden. " 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei 
der FPÖ.) 20.31 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Der Antrag ist 
genügend unterstützt und steht daher mit in Ver­
handlung. 

Als nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abge­
ordneter Barmüller. Ich erteile es ihm. 

20.32 

Abgeordneter Mag. Barmüller (Liberales Fo­
rum): Frau Präsidentin! Herr Bundesminister! 
Meine Damen und Herren! Die vorliegende No­
velle zum Strafvollzugsgesetz und zu den anderen 
Gesetzen - im Titel ebenfalls noch genannt -
wird vom Liberalen Forum positiv beurteilt, weil 
sie den Versuch darstellt, Strafgefangene nicht 
aus dem sozialen Gefüge herauszureißen, in das 
sie eingebettet sind, und weil es auch den Versuch 
darstellt, in Österreich endlich jene Normen und 
Kriterien zu etablieren, die dem europaweiten 
Standard entsprechen. 
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In diesem Zusammenhang ist es immer wieder 
erfreulich zu hören, daß es auch jetzt seitens des 
Bundesministers Michalek klare Außerungen da­
hin gehend gibt, daß er sagt, ein moderner Straf­
vollzug kann sich nicht damit begnügen, Leute 
nur sicher zu verwahren, sondern man muß ins­
besondere die Zeit nützen, um jenen Menschen 
dann in der Zeit danach einen Einstieg zu ermög­
lichen. 

Das ist insbesondere unter dem Gesichtspunkt 
wichtig, daß in diesem Bereich der Rückfall am 
teuersten ist. Das heißt, das ist zu verhindern, und 
wenn solche Maßnahmen dazu geeignet sind, 
Rückfälle zu verhindern, dann sind sie auch un­
terstützenswert. 

Die Novelle enthält einige atmosphärische Ver­
änderungen, die jetzt von der Erleichterung des 
Bezuges von Bedarfsgegenständen bis hin zu Er­
leichterung und Ausweitung des Besuchsempfan­
ges gehen, und es ist auch eine atmosphärische 
Verbesserung, wenn jemand, der während des 
Vollzuges eine Ausbildung beginnt, weiß, daß er 
diese nach Vollendung des Vollzugs auch ab­
schließen kann. 

Vor allem ist auch der Versuch, vermehrte Au­
ßenkontakte zu schaffen, positiv. Ich möchte aber 
in diesem Zusammenhang insbesondere auf den 
§ 96a des Strafvollzugsgesetzes eingehen, weil er 
schon zeigt, daß noch in vielen Bereichen noch 
ein bißehen der Rachegedanke oder der Revan­
chegedanke dahintersteht. Im § 96a Strafvoll­
zugsgesetz geht es um die telefonischen Kontakte, 
und diese sollen nur bei "berücksichtigungswür­
digen" Gründen erlaubt sein. 

Meine Damen und Herren! Im Grunde genom­
men ist doch nichts dagegen zu sagen, daß für 
Strafgefangene ein Münzfernsprecher montiert 
wird, damit diese, wenn sie Zeit und Gelegenheit 
und Geld haben, auch telefonieren können. Jeder 
weiß, wie wichtig es sein kann, daß man manch­
mal mit jemandem Kontakt, unmittelbaren 
sprachlichen Kontakt haben kann, und es ist nicht 
einzusehen, daß man jetzt bei Strafgefangenen 
sagt: Du mußt aber unbedingt vorher noch ansu­
chen, und damit das genehmigt wird, müssen vor­
her noch von anderen die "berücksichtigungswür­
digen" Gründe beurteilt werden. 

Nach unserem Dafürhalten wäre es wohl sinn­
voller, das zuzulassen, wenn der Strafgefangene 
die Voraussetzungen finanzieller Art erfüllen 
kann. 

Was die Anrede der Strafgefangenen mit 
"Herr" und "Frau" angeht - das sage ich vor 
allem deshalb, weil es Frau Abgeordnete Hlavac 
angeschnitten hat -, meine Damen und Herren, 
so ist es durchaus nicht üblich, daß diese Anrede 
in den Vollzugsanstalten gebraucht wird. Ich erin-

nere mich noch gut an mein Gerichtsjahr, wo ich 
einmal in der Begründung eines Beschlusses den 
Begriff "Herr" Sowieso verwendet habe, und mir 
dann der Richter gesagt hat: Nein, nein, Augen­
blick! Das schreiben wir nicht hinein, weil das ist 
kein Herr! Seine Begründung war nicht, das ist 
eigentlich zuviel, da reicht es, wenn man nur den 
Namen hineinschreibt, sondern die Begründung 
war: Nein, das kann man nicht machen, weil der 
ist kein Herr. 

Das heißt, das ist eine atmosphärische Verbes­
serung, und man muß klar feststellen: Wenn man 
will, daß sich die Leute wie Menschen verhalten, 
dann muß man sie auch so behandeln. 

Meine Damen und Herren! Der eigentliche 
Kernpunkt dieser Regierungsvorlage ist aber die 
Einbeziehung der Strafgefangenen in die Sozial­
versicherung. Dazu haben sich zum einen Abge­
ordneter Feurstein, der Gott sei Dank jetzt wieder 
da ist, aber auch unmittelbar vor mir Frau Abge­
ordnete Aumayr geäußert. 

Meine Damen und Herren! Wir von seiten des 
Liberalen Forums halten es nicht für sinnvoll, die 
75-Prozent-Lösung, die in der Regierungsvorlage 
enthalten ist, zu befürworten, denn es ist schlicht 
und einfach systematisch nicht zu rechtfertigen, 
daß jemand, der in die Arbeitslosenversicherung 
einzahlt, dann nicht das herausbekommt, was ihm 
- und auch sonst jedem anderen - eigentlich 
zukommt. Es ist nicht einzusehen, daß er das 
nicht bekommen soll, und wir lehnen das daher 
auch ab. Wir werden insofern auch dem Abände­
rungsantrag der Grünen zustimmen, die sagen, 
daß diese Bestimmung entfallen soll. 

Ich möchte aber insbesondere, Herr Abgeord­
neter Feurstein, auf das Argument der Nebener­
werbsbauern eingehen. 

Ich halte dieses Argument von Ihrer Seite, Herr 
Abgeordneter Feurstein, für wirklich bösartig, 
weil es in diesem Zusammenhang an den Neid­
komplex appelliert, was gerade in einer so sensi­
blen Materie nicht notwendig wäre. (BeifaLL des 
Abg. Dr. Niederwieser. ) 

Frau Abgeordnete Aumayr hat ausgeführt, daß 
hier ganz besondere Ungerechtigkeiten bestehen. 
Ich muß ihr aber sagen, sie täuscht sich, denn ei­
nen Anspruch auf Arbeitslosenversicherung in 
der Arbeitslosigkeit haben alle Berufsgruppen, 
und zwar ohne Ausnahmeregelung, wenn sie zwei 
Bedingungen erfüllen: Einerseits müssen sie in­
nerhalb der letzten zwei Jahren 52 Wochen versi­
chert gewesen sein, und sie müssen wirklich ar­
beitslos sein. 

Und genau das Vorliegen von Arbeitslosigkeit 
ist manchmal im Bereich der Nebenerwerbsbau­
ern nicht gegeben, Herr Abgeordneter Feurstein, 
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denn wenn ein Nebenerwerbsbauer seine Betriebe 
bewirtschaftet, dann ist er offensichtlich nicht ar­
beitslos. Es gibt ja eine Ausnahmeregelung: So­
lange der Betrieb einen geringeren Einheitswert 
als 54 000 S hat, bleibt die Arbeitslosengeldzah­
lung aufrecht. Das ist auch sinnvoll, weil ja jeder 
ASVG-Versicherte neben seiner Arbeitslosigkeit 
auch dazuverdienen kann, nämlich monatlich bis 
zu 3200 S. Und wenn das der Fall ist, dann muß 
hier auch eine Gleichbehandlung stattfinden. 

Das heißt, ein Nebenerwerbsbauer verliert erst 
dann das Recht, Arbeitslosengeld zu beziehen, 
wenn ihm vom Arbeitsamt ein Job angeboten 
wird und er diesen, zum Beispiel weil er gerade in 
der Ernte ist, nicht annehmen kann. Nur dann 
verliert er diese Arbeitslosengeldzahlungen, und 
das ist auch richtig so, meine Damen und Herren, 
denn das gilt ja auch für alle anderen, die nach 
dem ASVG versichert sind. 

Wir vertreten daher den Grundsatz, daß ein 
Versicherungstag auch für die Strafgefangenen 
ein Versicherungstag bleiben muß. Wir halten das 
Argument, das hier in bezug auf die Nebener­
werbsbauern gebracht wird, für nicht stichhaltig, 
und es ist in der konkreten atmosphärischen Si­
tuation, Herr Abgeordneter Feurstein und Frau 
Abgeordnete Aumayr, nicht sinnvoll, diese nach 
meinem Dafürhalten ganz gezielte Falschinfor­
mation in Umlauf zu setzen. 

Wir, meine Damen und Herren, werden dieser 
Regierungsvorlage unsere Zustimmung erteilen, 
allerdings mit der Einschränkung, daß wir den 
Abänderungsantrag der Grünen unterstützen 
werden. - Danke schön. (Beifall beim LiberaLen 
Forum.) 20.38 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Herr Bundes­
minister Michalek hat sich zu Wort gemeldet. Bit­
te, Herr Minister. 

20.39 
Bundesminister für Justiz Dr. Michalek: Frau 

Präsidentin! Meine Damen und Herren! Hohes 
Haus! Zu den mit der heute zu beschließenden 
Strafvollzugsgesetz-Novelle verfolgten Zielen 
möchte ich einige grundsätzliche Gedanken an­
merken. 

Die Kultur eines Landes und seine demokrati­
sche Reife zeigen sich auch darin, wie mit Min­
derheiten, Randschichten und Außenseitern, zu 
denen auch Strafhäf~linge gehören, umgegangen 
wird. (BeifaLL bei SPO und 0 VP.) 

Erfreulicherweise hat über das notwendige si­
chere Verwahren der Gefangenen, das Verhin­
dern von Fluchten, das Einsperren, um es in ei­
nem Wort zu sagen, hinaus der Gedanke der Be­
treuung und Ausbildung der Gefangenen, der 
Vorbereitung auf das Leben in Freiheit immer 
mehr an Bedeutung gewonnen. 

Natürlich darf es in Fragen der Sicherheit keine 
Kompromisse geben. Der Umgang mit den Ge­
fangenen soll aber auch vom Gedanken möglich­
ster Resozialisierung beziehungsweise, was heute 
leider immer häufiger der Fall ist, erstmaliger So­
zialisierung getragen sein. 

Bei Reformen im Bereich des Strafvollzuges, 
die auch Verbesserungen für den Strafgefangenen 
zum Gegenstand haben, muß man sich auch im­
mer der Kritik stellen, es geschehe wieder einmal 
viel zuviel für die Straftäter, die das ohnehin nicht 
verdient hätten. Setzt man sich aber mit den 
Zwecken moderner Strafvollzugsmaßnahmen nä­
her auseinander, wird man sehr rasch feststellen, 
daß unsere Bemühungen um den Straftäter wäh­
rend der Haft - wie die AufrechterhaItung der 
sozialen Bindungen, Vermeidung von Realitäts­
verlust, Arbeitsausbildung, angemessene Entloh­
nung auch zwecks höherer Rücklagenbildung -, 
aber auch unsere Bemühungen um den Straftäter 
nach der Haft - wie Haftentlassenenhilfe. vor al­
lem bei der Wohnraum- und Arbeitssuche, aber 
auch die heute diskutierte Arbeitslosenversiche­
rung - nicht nur aus humanitären Gründen im 
Interesse des Häftlings geschehen, sondern auch 
aus einem vollzugspolitischen, aus einem opfer­
orientierten und aus einem sicherheitspolitischen 
Kalkül. 

Der durch Lockerungen des klassischen Ver­
wahrungsvollzuges bewirkte Aggressionsabbau 
und die damit verbundene Konfliktminderung 
entspannen sehr wesentlich das Vollzugsklima 
und führen damit zu einer Verbesserung der Ar­
beitsbedingungen der Beamten im Strafvollzug. 
Unsere Bemühungen um den Straftäter während 
und nach der Haft verbessern sowohl die Chan­
cen des Opfers auf Schadensgutmachung als auch 
die Chancen des Straftäters auf Wiedereingliede­
rung in die Gesellschaft vor allem in die Familie 
und in den Arbeitsprozeß, und sie verringern die 
Gefahr des Rückfalls, der neue Opfer und neue 
Kosten schafft. 

Der heutigen Beschlußfassung der vorliegen­
den Novelle gingen - dem Stile des Justizaus­
schusses entsprechend - sehr sachbezogene und 
intensive Beratungen auch mit vielen Experten 
aus der Vollzugspraxis voraus, und ich bin diesen 
Experten für ihre Mitarbeit sehr dankbar. 

Leider mußte bei der Anrechnung der Versi­
cherungszeiten als Anwartschaftszeiten für die 
Arbeitslosenversicherung die hier schon disku­
tierte politische Kompromißregelung akzeptiert 
werden, um die Novelle oder zumindest den Teil, 
der sich mit der Entlohnung und der Arbeitslo­
senversicherung befaßt, nicht überhaupt in Frage 
zu stellen. Ich sehe aber die Einbeziehung in die 
Arbeitslosenversicherung in der vorliegenden 
Form als einen ersten Schritt in Richtung auf eine 
gleichbehandelnde und auch noch weitergehende 
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Einbeziehung der Strafgefangenen in die gesetzli­
che Sozialversicherung. 

Aber auch in anderen Bereichen betrachte ich 
den Reformprozeß im Strafvollzug mit der vor­
liegenden Novelle nicht als abgeschlossen. Als 
Beispiel möchte ich die schon recht konkret kon­
zipierte Schaffung von Beschwerdekommissionen 
nennen, die den Status eines unabhängigen Tribu­
nals im Sinne der Europäischen Menschenrechts­
konvention haben sollen. 

Auch eine Weiterentwicklung der derzeit von 
den Vollzugskommissionen besorgten externen 
Kontrolle wird in diesem Zusammenhang zu 
überlegen sein. 

Auf der anderen Seite wird die Schaffung fun­
dierter rechtlicher Grundlagen für die Befugnisse 
der Vollzugsbediensteten, insbesondere der Ju­
stizwache anzustreben sein. Vorarbeiten zu dies­
bezüglichen legistischen Maßnahmen wurden be­
reits begonnen; für die Zwischenzeit wurden Er­
lässe ausgearbeitet. 

Für eine möglichst effiziente Umsetzung der 
Vollzugsziele bedarf es entsprechender organisa­
torischer Vorkehrungen und ausreichender per­
soneller und materieller Ausstattungen im Straf­
vollzug. Ich habe daher eine Projektgruppe damit 
beauftragt, ein zeitgemäßes Organisationskon­
zept für den Strafvollzug auszuarbeiten, die 
schrittweise Ausweitung der Planstellen im Straf­
vollzug in die Wege geleitet und die Aus- und 
Weiterbildung der Mitarbeiter im Vollzug for­
ciert, insbesondere durch die Schaffung des Fort­
bildungszentrums Strafvollzug, das seine Arbeit 
seit nunmehr etwa einem Jahr mit großem Enga­
gement leistet. 

Angesichts dieser Fortschritte im Bereiche des 
Strafvollzugs und auch im Hinblick auf die Neu­
ordnung der Verfahrensbestimmungen bei der 
Verhängung der Untersuchungshaft durch das 
Strafprozeßänderungsgesetz 1993 werden wir 
darüber hinaus die begonnene Arbeit für ein selb­
ständiges Gesetz über die Anhaltung in Untersu­
chungshaft mit Nachdruck fortführen. 

Für weitere Schritte des Gesetzgebers auf dem 
Gebiete des Strafvollzugs und der U ntersu­
chungshaft werden wir daher sehr bald die 
Grundlagen liefern. (ALLgemeiner BeifaLL.) 20.46 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Danke, Herr 
Minister. 

Herr Abgeordneter Wabl ist der nächste Red­
ner. - Bitte, Herr Abgeordneter. 

20.46 

Abgeordneter Wabl (Grüne): Frau Präsidentin! 
Herr Minister! Meine Damen und Herren! Ich 
glaube, daß der Frau Abgeordneten Aumayr wi-

dersprochen werden muß, denn genau diese Art 
der Polarisierung in der Politik führt zu jenen Zu­
ständen, die gerade die politische Kultur in die­
sem Lande auf das Äußerste gefährden und zer­
stören. 

Meine Damen und Herren! Ich bin voll bei der 
Argumentation der Frau Aumayr, wenn sie 
meint, daß die Arbeitsbedingungen der landwirt­
schaftlichen Arbeiter, der Bäuerinnen und der 
Bauern so sind, daß das eigentlich als "unwürdi­
ger Zustand" zu bezeichnen ist. Daß wir bei die­
sen Zuständen meist tatenlos zusehen und unsere 
Agrarpolitik nicht dazu beiträgt, das Arbeitsleid 
und die schlechten Einkünfte der Bauern zu ver­
bessern, dem stimme ich auch zu. 

Ich weiß schon, daß es viele Bemühungen auf 
diesem Sektor gibt. aber: Was trägt die Rede der 
Frau Abgeordneten Aumayr dazu bei, dieses Los 
zu verändern, meine Damen und Herren? Ich 
glaube, daß es notwendig ist, daß man sich mit 
dieser Polarisierung auseinandersetzt. 

Frau Abgeordnete Aumayr polarisiert nicht 
zwischen Regierung oder zwischen ÖVP und 
FPÖ; sondern sie polarisiert zwischen Bauern 
und Strafgefangenen. Sie heizt die Emotionen 
zwischen Bauern und Strafgefangenen, zwischen 
den "anständigen" Bürgerinnen und Bürgern un­
seres Landes und zwischen jenen, die mit dem 
Gesetz in Konflikt gekommen sind und die des­
halb Strafen in Strafgefangenenanstalten abbü­
ßen müssen, an. Was hat das Schicksal von Straf­
gefangenen mit dem Schicksal der österreich i­
schen Bauern zu tun? 

Meine Damen und Herren! Die Polarisierung, 
die hier stattfindet, die hier forciert wird, ist ge­
nau das politische Element einer politischen Par­
tei, die zwar in vielen Ansätzen richtig kritisiert, 
die aber die falschen Zusammenhänge herstellt, 
um in unserer Bevölkerung und um in unserem 
Staat eine Emotion und eine Stimmung zu errei­
chen, die unsere Demokratie schwerst gefährdet. 

Meine Damen und Herren! Es wurde hier ge­
nau dieselbe Diskussion im Zusammenhang mit 
Ausländern geführt: Es wurde hier immer wieder 
angeführt, da gebe es irgendwelche Türken, die 
Kinderbeihilfe mißbrauchen, falsch einstecken, 
und die "arme" Österreicherin, der "arme" 
Österreicher, der soviel in seinem Leben geschuf­
tet hat, bekommt 4 000 S oder 5 000 S Pension. 

Ich halte es für richtig und äußerst notwendig, 
daß unsoziale Zustände, unter den Bürgerinnen 
und Bürger, die in Österreich leben, aufgegriffen 
werden, daß die Regierung für die falsche Sozial­
politik massivst attackiert wird, aber ich halte es 
für politischen Wahnsinn und für eine politische 
Unkultur, einen türkischen Gastarbeiter gegen 
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eine österreichische Pensionistin auszuspielen zu 
versuchen. 

Wenn diese Art der politischen Auseinander­
setzung hier toleriert wird, wenn dem nicht wi­
dersprochen wird, dann geben wir unseren An­
spruch auf eine redliche politische Auseinander­
setzung auf. 

Meine Damen und Herren! Das, was hier ELisa­
beth Aumayr in möglicherweise naiver bäuerli­
cher Empörung gesagt hat, macht der Parteifüh­
rer der Freiheitlichen Partei fast wöchentlich, fast 
täglich, in der Auseinandersetzung in unserer Re­
publik. Das Verführerische an dieser Argumenta­
tion ist, daß der Kritikpunkt im Detail meist rich­
tig ist, daß aber der Vergleich grundfalsch ist und 
nur die Emotionen anzuheizen versucht wird. 

Meine Damen und Herren! Ich ersuche Sie, auf 
diese Art der Politik einzugehen, sich damit aus­
einanderzusetzen, denn es genügt nicht, zu sagen: 
Das ist billige Demagogie!, sondern es ist notwen­
dig, daß Sie dem entschieden entgegentreten. -
Danke schön. (Beifall bei den Grünen sowie bei 
Abgeordneten von SPÖ, ÖVP und des Liberalen 
Forums.) 20.52 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Guggen­
berger. Ich erteile es ihm. 

20.52 .. 
Abgeordneter Mag. Guggenberger (SPO): Sehr 

geehrte Frau Präsidentin Schmidt! Herr Bundes­
minister! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Ein sehr berühmter Geheimrat hat einmal 
folgendes gereimt: 

"Es erben sich Gesetz und Rechte wie eine 
ew'ge Krankheit fort: Sie schleppen von Ge­
schlecht sich zu Geschlechte und rücken sachte 
nur von Ort zu Ort." - Dieser Geheimrat hat 
trotz seiner Klugheit die Arbeit des Justizaus­
schusses unseres Parlaments nicht vorausahnen 
können, sonst hätte er diese Reime nicht geschrie­
ben. - Aber in einem hat Wolfgang von Goethe 
sicher recht gehabt: Sachte nur von Ort zu Ort 
rückt auch hierzulande die Einsicht, daß auch 
Strafgefangene, obwohl sie in elementarer Weise 
gegen Spielregeln der Gesellschaft verstoßen ha­
ben, doch ein Restanspruch auf menschliche 
Würde zuzuerkennen ist. Wenn wir heute dieses 
Gesetz beschließen, dann nähern wir uns dieser 
Einsicht wieder ein gutes Stück, und wenn man 
sich hier im einzelnen ansieht. was hier beschlos­
sen wird, so sieht man auch, daß das ja eigentlich 
Selbstverständlichkeiten sind. 

Was werden also Strafgefangene künftighin tun 
können? - Sie werden das Recht haben, eigene, 
persönliche Unterwäsche zu tragen. Sie werden 
die Möglichkeit haben, ihre Zellen individuell 
auszuschmücken. Sie werden sich nicht mehr ge-

fallen lassen müssen, in plumper Vertraulichkeit 
per "du" angesprochen zu werden. Sie dürfen ab 
1995 - da geht es ihnen dann besser - täglich 
ausreichend warmes Wasser benützen, und sie 
werden gelegentlich auch telefonieren dürfen. -
Das ist es, was wir ihnen zugestehen. 

Ich glaube, es ist wichtig, diese Dinge aufzuzäh­
len, und zwar in Richtung jener, die an Stammti­
schen oder in kleinformatigen Zeitungen gele­
gentlich meinen, unsere Gefängnisse glichen oh­
nedies mehr Sanatorien als Strafvollzugsanstal­
ten. 

Es gibt aber andere wichtige Neuerungen: Der 
Stufenvollzug wird abgeschafft. Die Besuchsord­
nung, derzeit 15 Minuten Besuch pro Woche, 
wird in Zukunft weniger restriktiv gehandhabt. 
Diese Bestimmung hat ja ihren Sinn. Der Strafge­
fangene kommt ja eines Tages wieder heraus, und 
es wäre kontraproduktiv, alle sozialen und 
menschlichen Brücken, die er nach draußen hat, 
mutwillig zu zerstören. 

Drittens - und das ist für mich als Sozialpoliti­
ker ganz besonders wichtig -: Die Arbeitsvergü­
tung wird neu geregelt. Anstatt derzeit zwischen 
3,50 Sund 5,80 S pro Stunde, wenn ich das rich­
tig in Erinnerung habe, wird er künftighin 10 S 
bis 15 S auf die Hand bekommen, und, was ganz 
besonders wichtig ist, er wird in die Arbeitslosen­
versicherung einbezogen, obwohl sich - das ver­
hehle ich nicht - meine Fraktion hiebei nicht so 
durchsetzen konnte, wie wir uns das eigentlich 
vorgestellt haben. Aber immerhin: Durch diese 
Einbeziehung in die Arbeitslosenversicherung 
wird verhindert, daß der entlassene Strafgefange­
ne in das soziale Nichts fällt, und es wird das dazu 
beitragen, daß er nicht wieder ins kriminelle Mi­
lieu abrutscht. 

Die Arbeiterkammer und der Österreichische 
Gewerkschaftsbund haben diese Forderung vor 
Jahren erhoben. Schon vor fünf Jahren sind die 
Abgeordneten Gradischnik, Guggenberger auf 
unserer Seite und Michael Graff auf der anderen 
Seite dafür auf die Barrikaden gestiegen. - Es 
handelt sich dabei um nichts besonders Sensatio­
nelles: In Deutschland kennt man diese Regelung 
seit 1977, sie ist dort bereits zur Selbstverständ­
lichkeit geworden. 

Abschließend soll noch auf etwas verwiesen 
werden: Strafgefangene, die todkrank sind, sollen 
die Möglichkeit haben, daheim in Würde sterben 
zu dürfen. 

Ich weiß schon: Mit all diesen Dingen werden 
wir die berühmte - irgend jemand in diesem 
Haus hat es einmal so formuliert - "Lufthoheit 
über den Stammtischen" nicht gewinnen können, 
aber das ist auch gar nicht der Sinn dieser wichti­
gen humanitären und justizpolitischen Neuerung. 
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Mag. Guggenberger 

Dem zeitgemäßen Strafvollzug kommen wir Je­
denfalls mit dieser Novelle wieder ein gutes Stück 
näher. (Beifall bei der SPÖ sowie bei Abgeordne­
ten \lon ÖVP, von den Grünen und \lom LiberaLen 
Forum.) 20.57 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Herr Abgeord­
neter Scheibner hat sich zu Wort gemeldet. Ich 
erteile es ihm. 

20.57 
Abgeordneter Scheibner (FPÖ): Frau Präsi­

dentin! Meine Damen und Herren! Ich möchte 
mich noch kurz etwas differenziert mit der vorlie­
genden Novelle zum Strafvollzugsgesetz ausein­
andersetzen und noch einige wichtige Punkte her­
ausarbeiten. 

Es ist längst überfällig, daß wir mit dieser Straf­
gesetznovelle Anpassungen im Strafvollzug an die 
geänderten Bedingungen in der Gesellschaft, an 
die geänderten Anforderungen an einen derarti­
gen Strafvollzug vorgenommen und daß wir zum 
Teil wirklich unsinnige bürokratische Bestim­
mungen korrigiert beziehungsweise abgeschafft 
und auch viele Dinge, die bis jetzt im Gesetz gere­
gelt waren, in die Kompetenz der Hausordnungen 
gegeben haben. 

So ist es ja zum Beispiel völlig unverständlich, 
wieso man bisher für die Gewährung einer Ver­
günstigung, etwa des Tragens der privaten Ober­
bekleidung oder des Benützens eigener Sportge­
räte oder Radiogeräte, die Genehmigung des 
Bundesministers gebraucht hatte. - Es ist sicher­
lich sinnvoll, daß das jetzt der Anstaltsleiter orga­
nisieren kann. 

Daß die Strafgefangenen zweimal pro Woche 
ein warmes Brausebad nehmen können, ist, glau­
be ich, auch keine besondere Vergünstigung, son­
dern wohl eher eine Selbstverständlichkeit und 
entspricht den hygienischen Gewohnheiten unse­
rer Zeit, wobei wir schon bei dieser Bestimmung 
sehen, wie weit Theorie und Praxis voneinander 
entfernt sind: Bereits im Unterausschuß haben 
wir gehört, daß man leider in vielen Strafanstal­
ten noch lange nicht so weit sein wird, daß diese 
Dinge auch wirklich umgesetzt werden können. 

Es ist für mich auch selbstverständlich, daß das 
keine Privilegierung oder Begünstigung ist, daß 
jetzt ein Besuchsrecht von einer halben Stunde 
pro Woche statuiert wird und daß es Erleichte­
rungen bezüglich Brief- und Telefonverkehr gibt. 
Selbstverständlich - darüber gibt es in meiner 
Fraktion Übereinstimmung - ist diese Reform 
der Entlohnung als positiv zu bezeichnen. Einer­
seits wird man jetzt von dieser Entlohnung einen 
Kostenbeitrag einheben können, andererseits eine 
Rücklage für die Entlassung. 

Und was für mich ganz wichtig ist, ist, daß jetzt 
eine Möglichkeit besteht, daß der Häftling einen 

Beitrag seiner Entlohnung für die Schadenswie­
dergutmachung beziehungsweise für einen Scha­
denersatz für die Opfer seiner Straftaten leisten 
kann. Das ist sicher auch ein positiver Beitrag bei 
der Bewußtseinsmachung seines Unrechtes, das 
er mit seiner Tat begangen hat. 

Es ist für mich durchaus auch ein posItives 
Ziel, daß man versucht, Häftlinge in Einzelzellen 
unterzubringen. Aber auch das, glaube ich, wird 
noch für viele Jahre Utopie bleiben, wenn wir 
wissen, wie überbelegt die Haftanstalten sind, daß 
wir es meist nicht mit Einzel- oder Doppelzellen 
zu tun haben, sondern in der Regel eher mit 
Acht- oder Zwölfmann- oder -frauzellen. 

Wenn ich das zusammenfasse, möchte ich fest­
halten: Eines ist klar: Die Haft soll Strafe sein, 
aber es kann nicht in diese Strafe inkludiert sein, 
daß der Häftling die Haft unter menschenunwür­
digen Bedingungen ableisten muß. Und da ist mir 
eigentlich in dieser Debatte auch eines abgegan­
gen: Daß man auch mit aller Kraft versuchen 
muß, die zum Teil wirklich katastrophalen Zu­
stände, vor allem was die Beziehungen der Häft­
linge untereinander anlangt, zu beheben. Denn, 
meine Damen und Herren, der psychische und 
physische Druck, unter welchem manche Häftlin­
ge sich befinden, hat nichts mit Strafe zu tun, hat 
nichts mit einem Ersatz für die strafbare Hand­
lung zu tun, das ist ganz einfach unmenschlich 
und sicher für uns nicht zu akzeptieren. Denn 
Gewalt, Drogen, sexuelle Nötigung sind anschei­
nend an der Tagesordnung, wenn man einschlägi­
gen Berichten glauben darf. 

Ein Problem möchte ich noch ansprechen -
mein Vorredner hat es schon erwähnt -, nämlich 
die Möglichkeit des nachträglichen Aufschubes 
der Strafhaft gemäß § 133, wenn während der 
Haft eine schwere Krankheit, die möglicherweise 
den Tod zur Folge haben kann, auftritt. Da habe 
ich ein Problem. Vielleicht können Sie das noch 
beantworten. Denn ich glaube, hier müssen wir 
aufpassen, daß wir nicht einer Entwicklung Vor­
schub leisten. Wie ich gehört habe, soll es in 
Strafanstalten schon, ich will nicht sagen: zur 
Übung werden, aber doch vorkommen, daß man 
Blutproben von AIDS-infizierten Häftlingen un­
ter der Hand verkauft und Häftlinge zumindest 
die Idee und das Ziel haben, sich dieses Blut zu 
injizieren, mit diesem Virus infiziert zu werden, 
um dann die Möglichkeit zu haben, von einer der­
artigen Strafentlassung zu profitieren. 

Ich glaube, hier sollte man mit eindeutiger Stel­
lungnahme ... (Zwischenbemerkung des Bundes­
ministers Dr. Mi c h aLe k.) Darauf sollte man 
eindeutig hinweisen, daß es hier keine Mißver­
ständnisse gibt und wir dann die dadurch ausgelö­
sten negativen Folgen zu verzeichnen haben. 

134. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)130 von 157

www.parlament.gv.at



15618 Nationalrat XVIII. GP - 134. Sitzung - 21. Oktober 1993 

Scheibner 

Für mich ist aber auch ganz wichtig, daß ge­
klärt wird, was mit dem Häftling nach Verbüßung 
seiner Haft geschieht. Denn eines, glaube ich, ist 
auch ganz klar: Für uns muß das Verhindern des 
Rückfalls erstes Ziel einer Haftunterbringung 
und auch der nachfolgenden Resozialisierung 
sein. 

Und da glaube ich, daß nicht der Arbeitslosen­
bezug der Kernpunkt sein kann. Im Ausschuß 
wurde nämlich angeführt, daß nur 25 Prozent der 
Häftlinge in Wahrheit von dieser Regelung be­
troffen sind. Ich glaube, daß es viel wichtiger 
wäre, sich einmal über die Betreuung der Haft­
entlassenen den Kopf zu zerbrechen. 

Meine Damen und Herren! Die Rückfallsquo­
ten sind erschreckend. Über 70 Prozent der unbe­
dingt Verurteilten begehen wieder Straftaten. Bei 
den wegen schwerer Delikte bereits Vorbestraften 
ist die Rückfallsquote sogar 80 Prozent. Meine 
Damen und Herren! 80 Prozent derer, die echte 
Gewalttaten oder schwere Verbrechen verübt ha­
ben, werden wieder rückfällig und kommen wie­
der in diese Mühle von Strafhaft, Entlassung und 
versuchter Resozialisierung und neuerlicher 
Straffälligkeit. 

Meine Damen und Herren! In Anbetracht des­
sen, glaube ich, wäre es hoch an der Zeit, daß wir 
uns mehr der Bewährungshilfe widmen, daß wir 
uns mehr auch alternativen Betreuungsmodellen 
für die Häftlinge nach Absolvierung ihrer Haft 
widmen. Ich glaube, das ist wichtiger, als über rei­
ne Geldunterstützung nachzudenken, denn dieses 
Geld ist sehr schnell wieder weg, wenn nicht 
gleichzeitig die Betreuung stattfindet und der 
Häftling auf ein geordnetes Leben nach seiner 
Haft vorbereitet wird. Es muß ihm dann auch die 
Betreuung und der Halt und die Stütze gegeben 
werden, die er sicherlich braucht, um seinen Auf­
gaben gerecht zu werden. Davon hat man in der 
Debatte aber leider noch wenig gehört. 

Meine Damen und Herren! Eines wäre mir 
auch wichtig, daß es in einer solchen Debatte fest­
gehalten wird. Es wurde immer gesagt: Bei diesen 
Reformen kann man nicht Rücksicht nehmen auf 
die Biertisch-Diskutanten, die dann sagen: Eine 
solche Haft ist ja wie ein Urlaub. - Es wäre doch 
sicher auch angebracht, daß man auf der anderen 
Seite der Bevölkerung ein Signal gibt, daß uns 
auch und vor allem das Opfer am Herzen liegt 
und daß uns die Rechte der Opfer solcher Strafta­
ten ein Anliegen sind und wir versuchen, auch 
diesen Opfern in Zukunft eine stärkere Hilfe zu 
geben. 

Abschließend möchte ich festhalten, daß die 
besten Gesetze nichts nützen, wenn wir sie wieder 
durch relative Bestimmungen wie etwa all diese 
Vergünstigungen und Veränderungen, die nur so 
weit wie möglich umzusetzen sind, relativieren. 

Die besten Gesetze nützen auch nichts, wenn die 
Rahmenbedingungen und die Ressourcen nicht 
vorhanden sind, damit diese Regelungen auch 
wirklich in die Tat umgesetzt werden können. 
(Beifall bei der FPÖ.) 21.06 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster 
gelangt Herr Abgeordneter Graff zu Wort. Bitte. 

21.06 
Abgeordneter Dr. Graff (ÖVP): Frau Präsiden­

tin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
I.~h freue mich, daß wir heute eine weitgehende 
Ubereinstimmung - jedenfalls in der Sache, 
wenn auch der eine oder andere dem Ritual des 
Dagegenstimmens nachkommen muß - erzielt 
haben und daß wir wirklich einen Schritt weiter 
gehen und auch den Strafvollzug - und das ist 
eine der Schattenseiten unserer Gesellschaft -
mehr in das Licht der Humanität rücken, wenn 
ich das so sagen darf. 

Ich möchte dem, was mein Freund und Unter­
ausschuß-Vorsitzender Gerfried Gaigg gesagt hat, 
nicht allzuviel hinzufügen. Wir haben eine gute 
Zusammenarbeit gepflogen, ich danke dem 
Herrn Minister und seinen Beamten. Ich danke 
allen Kollegen, ganz besonders Frau Kollegin 
Stoisits, die mich an den damaligen Besuch der 
Gefangenenhausseelsorger erinnert hat, denn das 
war tatsächlich der konkrete Anstoß dafür, die an 
sich im Schoß des Ministeriums vorhandenen Ar­
beiten sozusagen ans Tageslicht zu fördern und 
daraus einen konkreten Antrag zu formulieren. 

Das geltende Strafvollzugsgesetz war nicht in 
allen Punkten schlecht. Es war schon richtig, was 
hier gesagt wurde, daß es in vielen Punkten 
durchaus von einer humanen Auffassung getra­
gen war. Aber etwa die Grundidee des Stufenvoll­
zugs, bei dem der Straftäter am Anfang, wenn der 
Haftschock am größten ist, wenn er am ehesten, 
um nicht aus seinen sozialen Bindungen ganz her­
ausgerissen zu werden, die Verbindung mit der 
Familie, mit seinen Angehörigen und mit seinen 
Freunden braucht, am meisten isoliert wird und 
keine Besuche bekommen darf, ist wirklich aus 
heutiger Sicht geradezu das Gegenteil einer ver­
nünftigen Strafvollzugspolitik. 

Ganz wichtig ist die Frage der Entlohnung und 
damit auch der Sozialversicherung. Ich haben nie 
ein Hehl daraus gemacht, und es ist auch die 
grundsätzliche Position der Österreichischen 
Volkspartei, daß die Strafgefangenen die Gele­
genheit bekommen sollen zu arbeiten und daß sie 
auch arbeiten sollen, und zwar soweit das die 
zwingenden Voraussetzungen, die eben bei einer 
Haft herrschen müssen, erlauben. Und sie sollen 
unter ähnlichen Begleitumständen wie jene auf 
freiem Fuß dafür eine menschenwürdige Entloh­
nung bekommen. Sie sollen aber auch Beiträge 
zahlen, und sie sollen damit auch in das soziale 
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Netz unseres Sozialstaats eingebaut sein und 
letztlich auch sozialversichert sein. 

Das ist das Ziel. Und das muß gerade jenen 
plausibel gemacht werden, die mit Recht sagen -
vor allem etwa die Bauern -: Unsere Gruppe 
oder ein Teil unserer Gruppe hat dieses Recht 
nicht, und jetzt kommt ihr daher und gebt es den 
Sträflingen! - Ich kann nicht. wenn ich etwas, 
was sachlich notwendig ist, machen muß, warten, 
bis rundherum alle genauso wichtigen oder noch 
wichtigeren Forderungen erfüllt sind. Aber ich 
gebe allen vi?llig recht - auch der Frau Kollegin 
von der FPO -, die sagen, daß gerade bei den 
Bauern im sozialen Schutznetz noch Lücken of­
fen sind, die längst geschlossen gehört hätten. 
Und dafür hat sich unsere ÖVP und unser Bau­
ernbund auch immer wieder nachdrücklich einge­
setzt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und das ist der Appell an den Koalitionspart­
ner: Strengen wir uns wirklich ein bißehen an. die 
Lücken im sozialen Netz eben nicht nur bei dieser 
Gruppe, von der wir heute sprechen. sondern 
auch bei anderen, selbst in unserer heutigen 
Wohlfahrtsgesellschaft benachteiligten Personen­
gruppen zügig zu schließen. 

Was soll der Strafgefangene nun mit dieser 
menschenwürdigen Entlohnung machen? - Er 
soll natürlich das Opfer entschädigen können, da­
für sollen Mittel da sein, er soll seinen Angehöri­
gen den geschuldeten Unterhalt zahlen, damit die 
nicht leiden müssen, die selber die Schuld an der 
Tat nicht trifft. Und er soll auch - und in diesem 
Sinn ist das Ganze auch ein Akt der Rückfallspro­
phylaxe - Rücklagen bilden können für die Zeit, 
in der er wieder hinauskommt. Und etwa durch 
Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung soll 
eben auch die Versuchung reduziert werden, daß 
er neue Straftaten begeht. 

Ich weiß schon, er muß nicht stehlen, man 
kann auch in beengtesten Umständen ehrlich 
bleiben, aber trotzdem ist es. glaube ich, wenn 
man einen so ausgebauten Sozialstaat hat, doch 
immer noch besser, er bekommt aus den von ihm 
selber geleisteten Beiträgen dann eine Arbeitslo­
senunterstützung, als er geht gleich wieder steh­
len. Ich meine, das muß in aller Realistik auch 
einmal ausgesprochen werden. 

Wir haben uns dann leider über das Ausmaß 
ein bißehen in einen Dissens hineingeredet. Es ist 
ja tatsächlich merkwürdig: Einerseits schlagen wir 
bei der Beitragsgrundlage 25 Prozent dazu, ande­
rerseits schlagen wir bei der Anrechnung der Zei­
ten 25 Prozent wieder ab. Das ist das Ergebnis 
eines Diskussionsprozesses. Aber in diesem 
Rechtsgebiet sind wir alle nicht besonders zu 
Hause. Einer, der darin zu Hause ist, ist unser 
lieber Freund Feurstein. Er hat eine legitime ab­
weichende Meinung. Ich zolle ihm meinen Re-

spekt, weil er seine abweichende Meinung immer 
in einer wirklich sehr noblen und kollegialen 
Form zum Ausdruck gebracht hat, ohne großen 
Wirbel zu schlagen. Er wird Ihnen dann selber 
noch seinen Standpunkt erklären. 

Für mich persönlich - ich sage das ganz offen 
- ist das, was wir heute im Bereich der Sozialver­
sicherung machen, ein erster Schritt. Und für 
mich bleibt das Fernziel, daß auch die Strafgefan­
genen wie alle Bürger dieses Staates - und das 
darf klarerweise nicht zu Lasten einer anderen 
Gruppe gehen - letztlich in das soziale System, 
und zwar in alle Zweige einer Sozialversicherung, 
eingebaut werden. (Beifall bei der SPÖ.) Ich dan­
ke Ihnen schön. 

In diesem Sinn begrüße ich die heutige Be­
schlußfassung als einen ersten Schritt auf dem 
richtigen Weg. Aber der Schritt ist doch, Frau 
Kollegin Stoisits, nicht ganz so klein, wie Sie ihn 
dargestellt haben, er ist vielleicht auch nicht ganz 
so groß, wie ihn sich manche wünschen würden, 
aber es ist immerhin ein Gesetz, für das dieser 
Nationalrat sich, glaub~ ich, nicht genieren muß. 
- Danke. (Beifall bei OVP und SPO.J 21.13 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächste ge­
langt Frau Abgeordnete Binder zu Wort. Bitte. 

2/ ./3 
Abgeordnete Gabriele Binder (SPÖ): Frau Prä­

sidentin! Herr Minister! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Seit einem dreiviertel Jahr 
bin ich Mitglied der Strafvollzugskommission in 
Niederösterreich. Und in dieser Funktion bin ich 
wahrscheinlich eine der wenigen Frauen, die den 
Alltag hinter den österreichischen Gefängnismau­
ern zu Gesicht bekommt. Im Sommer dieses Jah­
res befanden sich nämlich unter den 7 339 Häft­
lingen in Österreich nur 380 Frauen, und das sind 
gerade 5 Prozent. 

Meine Damen und Herren! Bei meinen Besu­
chen in diesen Strafgefangenenhäusern - mein 
letzter Besuch war am Dienstag vormittag -
habe ich besonders die Beklemmung, die Aggres­
sivität, das Gefühl der Ausweglosigkeit und der 
Resignation der Gefangenen in den Gefängnissen 
gespürt. Welche Anliegen haben diese Strafgefan­
genen? - Es sind so banale Dinge wie das Wä­
schewechseln, wie es heute schon erwähnt wurde, 
und die Körperpflege. Der Mangel an Sport und 
die ärztliche Behandlung, die nicht immer kor­
rekt verläuft, sind Punkte, die Aggressionen er­
zeugen, weswegen meines Erachtens das Klima 
hinter den Gefängnismauern manchmal sehr ex­
plosiv ist. 

Meine Damen und Herren! Die österreichi­
schen Gefängnisse sind keine Erholungsheime, 
wie man das zuweilen hört. Häftlingsselbstmorde, 
Gewaltausbrüche zwischen Häftlingen und sogar 
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psychische Überbelastung des J ustizwacheperso­
nals sind keine Seltenheit. Und manche Anstalts­
psychiater warnen vor einer Explosion der Ag­
gression. 

Sie können mir glauben, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, daß auch nach Inkrafttreten 
der Strafvollzugsnovelle, die wir heute beschlie­
ßen, die österreichischen Gefängnisse kein Hort 
der Erholung sein werden. Und das soll auch gar 
nicht sein. Vielmehr muß es uns darum gehen, 
den Häftlingen einen menschenwürdigen Straf­
vollzug zu gewährleisten. 

Warum, meine sehr verehrten Damen und Her­
ren, wurde in die Regierungserklärung von 1990 
die Neugestaltung des Strafvollzuges aufgenom­
men? - Es geht um eine Neuorientierung an den 
europäischen Mindeststandards des Strafvollzu­
ges, nicht mehr, aber auch nicht weniger. Und es 
ist daher unsere Pflicht, diese Reform ohne vor­
urteilsbeladene Zwischentöne irgendwelcher Art 
zu beschließen. 

Die Entwicklung der letzten Jahre und Jahr­
zehnte ist nicht spurlos an der österreichischen 
Justiz vorbeigegangen. Gesellschaftliche Stan­
dards haben sich verbessert, die Konflikt- und Be­
ziehungsforschung hat Forschritte gemacht, und 
nicht zuletzt haben moderne Strafvollzugsmodel­
le, wie zum Beispiel Wohngruppenmodelle, posi­
tive Ergebnisse gebracht. Zumindest außerhalb 
der Gefängnismauern hat sich einiges verändert. 

Nun ist es hoch an der Zeit. diese Erkenntnisse 
auch innerhalb wirken zu lassen. Mit einer 
schrittweisen Abkehr vom sogenannten Stufen­
vollzug und mit der Umwandlung von bisherigen 
sogenannten Vergünstigungen zu subjektiven 
Rechten für die Häftlinge versucht diese Novelle, 
dieser Entwicklung gerecht zu werden. Es ist 
nicht sinnvoll, ja sogar kontraproduktiv, den 
frisch Verurteilten gleich nach seinem Haftantritt 
gewissermaßen die volle Härte des Gesetzes spü­
ren zu lassen und ihm erst nach langer guter Füh­
rung Vergünstigungen zu gewähren, wie dies im 
Stufenvollzug bisher vorgesehen war. 

Der Häftling, der aus seiner bisherigen sozialen 
Umwelt gerissen wird, soll den Kontakt zu den 
Menschen, die ihm etwas bedeuten, aufrechter­
halten können. Besuchsverbote oder restriktive 
Besuchszeiten haben häufig Beziehungen, Fami­
lien und Freundschaften zerstört. Dabei wären 
gerade diese Bezugspersonen für den Strafgefan­
genen der Rettungsanker, der ihm zunächst hel­
fen kann, seine Tat aufzuarbeiten und ihm nach 
abgeschlossenem Vollzug bei der Wiedereinglie­
derung in die Gesellschaft zu helfen. Die in der 
Novelle vorgesehene erweiterte Besuchsmöglich­
keit soll dem Häftling gleich von Beginn an zei­
gen, daß ihm die Gesellschaft diese Chance bieten 
will. Er soll schon beim Haftantritt wissen, daß er 

sich auf seine Entlassung vorbereiten kann und 
daß er dabei unterstützt wird. Das gleiche gilt für 
die Gewährung von subjektiven Rechten für die 
Häftlinge. Ihr persönlicher Alltag muß den Ele­
mentarerfordernissen unserer Zeit angepaßt wer­
den. 

Meine Damen und Herren! Die wesentlichsten 
Neuorientierungen leistet die Strafvollzugsnovel­
le mit der grundlegenden Reform der Entlohnung 
für Häftlingsarbeit. Auch wenn es hier in letzter 
Minute noch einmal Querschüsse und eine leichte 
Abschwächung gegeben hat, so ist die Einbezie­
hung der Häftlinge in das Sozialversicherungssy­
stem und die Berechnung des Lohnes auf Basis 
des Metallarbeiterkollektivvertrages doch eine 
fundamentale Erneuerung. Wir dürfen nicht 
übersehen, daß wir jetzt bloß einen ersten Schritt 
getan haben. Immerhin ist der Lohn nur so hoch, 
daß der arbeitende Häftling drei Viertel seines 
Lohnes gar nicht zu Gesicht bekommt. Denn da­
mit leistet er einen Beitrag zu seinen Haftkosten. 

Und dennoch wird das neue System transpa­
renter. Durch die Einbeziehung in die Sozialver­
sicherung kann der Häftling Ansprüche für Pen­
sion und Arbeitslosigkeit erwerben. Das ausbe­
zahlte Viertel des Lohnes stellt noch immer eine 
Verdoppelung bis Verdreifachung dessen dar, was 
ihm bisher zur Verfügung gestanden ist. Der 
Tauschhandel unter den Häftlingen sollte damit 
hintangehaIten werden können. Und für den 
Häftling wird auch ersichtlich, daß auch bei der 
Arbeit hinter Gefängnismauern das Prinzip Lei­
stung und Gegenleistung herrscht. Und nachdem 
unsere gesellschaftliche Realität so aussieht, daß 
Arbeit und eigenes Einkommen die Hauptkrite­
rien für soziale Anerkennung sind, dient diese 
Entlohnungsreform auch dazu, den Häftling wie­
der auf sein Leben in Freiheit vorzubereiten. 

Meine Damen und Herren! Ich wünsche mir, 
daß die Novelle, die wir heute beschließen, im 
österreichischen Strafvollzug vor allem eines be­
wirkt: Ein Strafgefangener soll trotz Verurteilung 
und Haft in der Lage sein, sich selbst als Mensch, 
und nicht als Ausgestoßener zu begreifen. Erst 
dann wird er die Chance haben, sich voll und 
ganz dem Strafziel, wie wir es heute verstehen, zu 
widmen: der Aufarbeitung seiner Tat, der Bewäl­
tigung von Folgen und der Schaffung von persön­
lichen Grundlagen für die Zeit danach. 

Diese aktive Beteiligung eines Häftlings im 
sinnvollen Strafvollzug wird schließlich auch 
dazu führen, den beruflichen Alltag der Justizwa­
chebeamten zu erleichtern, die bisher ebenso wie 
die Häftlinge an den Mißständen im Vollzug ge­
litten haben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Nicht zuletzt soll die Strafvollzugsreform auch 
außerhalb der Gefängnisse ihre Wirkung nicht 
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verfehlen. Für die Bevölkerung soll klar werden, 
daß Haftanstalten keine Käfige und daß Strafge­
fangene keine Racheobjekte sind. Die Gesell­
schaft hat ein Recht auf funktionierende Recht­
sprechung und funktionierenden Strafvollzug. Sie 
hat aber auch die Pflicht zur Wiedereingliederung 
derer, die ihren Fehler eingesehen haben. Wer es 
wirklich will, soll auch eine neue, faire Chance 
haben. - Danke schön. (Beifall bei SPÖ. ÖVP 
und bei den Grünen.) 21.23 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster 
Redner zu Wort gemeldet ist Abgeordneter Von­
wald. Ich erteile es ihm. 

21.23 
Abgeordneter Von wald (ÖVP): Frau Präsiden­

tin! Herr Bundesminister! Meine sehr geschätzten 
Damen und Herren des Hohen Hauses! Die Mate­
rie, die wir heute behandeln, ist vielleicht eine der 
sensibelsten überhaupt. Sie umschließt im allge­
meinen drei Komponenten: den rechtlichen Be­
reich, die menschliche Komponente und auch die 
soziale Komponente. 

Die Stimmung in der Bevölkerung ist sehr stark 
von Emotionen geprägt, zum Teil - das wurde 
heute bereits einige Male angesprochen - von 
Gefühlen, die es geben sollte, also von Rachege­
fühlen. Die Meinungen bezüglich Strafrecht, 
Strafvollzug und Verurteilung schwanken in 
Österreich noch immer. Manche meinen, man 
müßte noch die Todesstrafe einführen, andere 
wiederum glauben, man könnte ohne Straf- und 
Gefangenenhäuser auskommen, so wie es auch 
Kollegin Stoisits heute ausgesprochen hat. Ich 
glaube, eine gefängnislose Gesellschaft wäre zwar 
wünschenswert, bin aber überzeugt, daß das eine 
Illusion bleiben wird. Denn die Sicherheit der Be­
völkerung muß uns auch ein Anliegen sein. 

Es wird Schuld und Sühne nie ganz auseinan­
derzuhalten sein, aber ich meine, daß Strafe nie 
eine Rache sein darf, daß die Würde des Men­
schen unter allen Umständen zu wahren ist und 
daß auch der Strafgefangene seine Würde als 
Mensch haben muß. Wir sollen, glaube ich, bei 
der Beurteilung oder Verurteilung sehr vorsichtig 
sein, denn ich bin überzeugt, daß eigentlich die 
wenigsten Straftäter mit böser Absicht straffällig 
geworden sind, sondern aufgrund irgendwelcher 
Umstände, die jedem - wenn ich etwa an das 
Verkehrsgeschehen denke - von uns auch wider­
fahren könnte. Es hat einmal ein sehr weiser 
Mann einen klugen Ausspruch getan: Wenn du 
urteilst, kannst du immer irren, wenn du ver­
zeihst, dann irrst du nie. 

Eine wesentliche Verbesserung sehe ich auch 
im Besuchsrecht, denn es sollte uns doch gelin­
gen, die Bande im gesellschaftlichen und vor al­
lem auch im familiären Bereich aufrechtzuerhal­
ten, damit jener, der einige Zeit in der Strafanstalt 

verbringen muß, dann auch wieder die Möglich­
keit der Anbindung an seine Umgebung vorfin­
det. 

Wir haben also das soziale Netz auch für Straf­
gefangene geknüpft. Und ich war auch einer de­
rer, die sich dafür ausgesprochen haben, daß man 
nicht 100 Prozent zur Anrechnung nimmt, son­
dern 75 Prozent, aber nicht aus den Gründen, die 
Kollegin Aumayr vorgebracht hat. Denn der Bo­
gen von der Strafanstalt zum Bauernhof, den sie 
geschlagen hat. mag zwar ein kühner Gedanke 
sein, aber er ist sehr ungeordnet. Das Motto: Tau­
sche Nebenerwerbsbauern gegen Strafgefangene, 
wäre mir doch zu billig. (Abg. Dr. G ra f f: Sehr 
richtig!) Ich gestehe Frau Kollegin Aumayr zu, 
daß uns da noch einiges fehlt, und ich bin dem 
Justizsprecher sehr dankbar, daß er sich zu uns 
bekannt hat. Lösen werden wir dieses Problem 
allerdings sicher nicht mit dem lustizminister, 
sondern da werden wir uns an den Sozialminister 
wenden müssen. 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! 
Ich war im Unterausschuß dabei, und ich kann 
bestätigen: Wir haben uns die Arbeit nicht leicht 
gemacht. Wir haben uns bemüht, eine Möglich­
keit zu finden, wie wir diesen gestrauchelten 
Menschen wieder Mut geben und die Einbindung 
in die Umgebung, aus der sie kommen, wieder 
möglich machen. Wenn es uns gelingt, daß vor 
allem die Wiedereingliederung erleichtert wird, 
wenn wir viele Sozialfälle abbauen, dann dient 
das auch zur Entlastung vieler Gemeinden und 
sozialen Organisationen, und dann, glaube ich, 
haben wir unsere Aufgabe erfüllt. Ich für meine 
Person und auch der größte Teil der Österreichi­
schen Volkspartei kann diesem Gesetz mit gutem 
Gewissen zustimmen. (BeifaLL bei ÖVP und SPÖ.) 
21.28 

Präsidentin Or. Heide Schmidt: Als vorläufig 
letzter Redner hat sich Abgeordneter Feurstein 
zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

2L~8 

Abgeordneter Dr. Feurstein (ÖVP): Frau Prä­
sidentin! Meine Damen und Herren! Diese Regie­
rungsvorlage, die wir behandeln, enthält einen 
großen ersten Teil des Strafvollzugsgesetzes, und 
ich glaube, es ist ganz klar zum Ausdruck ge­
bracht worden, daß diese Novelle allgemein be­
grüßt wird. 

Sie enthält dann einen zweiten, bescheidenen 
Teil, eine Änderung des Arbeitslosenversiche­
rungsgesetzes. Es ist bereits gesagt worden, daß 
hier vorgesehen ist, daß Personen, die in einer 
Haftanstalt sind und dort arbeiten, auch Versiche­
rungszeiten für die Arbeitslosenversicherung er­
werben können. Dem wäre an und für sich nichts 
entgegenzuhalten, wenn die Rahmenbedingungen 
dafür stimmten. 
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Herr Bundesminister! Ich muß Ihnen sagen -
ich habe das auch mehrmals in den Unteraus­
schußsitzungen und auch in persönlichen Gesprä­
chen mit Ihren Beamten betont -, daß dieses 
Umfeld nicht stimmt. 

Erster Punkt: Es stimmt deshalb nicht, weil es 
eine kleine Gruppe als Begünstigte hier hinein­
nimmt, nämlich jene Personen, die vor dem Haf­
tantritt nicht erwerbsfähig waren und daher keine 
Arbeitslosenversicherungszeiten erworben haben. 
Und die anderen, die vorher schon erwerbstätig 
waren, brauchen diese Maßnahme gar nicht. Sie 
begünstigen also eine ganz bestimmte Gruppe, 
und ich habe mich erkundigt, Herr Minister, um 
welche Personen es sich handelt. 

Ich konnte nicht alle Strafanstalten befragen, 
aber es gibt zum Beispiel auch Personen darunter, 
die wegen Zuhälterei verurteilt worden sind. Ich 
frage mich: Sind das die Menschen, um die es hier 
primär geht? Brauchen wir für diese Menschen 
nicht andere Maßnahmen? Ich glaube, wir brau­
chen andere Maßnahmen für diese Menschen. 

Ich habe deshalb vorgeschlagen, daß man ver­
sucht, für diese Menschen auf dem Arbeitsmarkt 
etwas zu tun. Die Nettobelastung aus dem Budget 
1994 wird laut Ihren Berechnungen rund 50 bis 
60 Millionen Schilling betragen. Wären diese 50 
bis 60 Millionen nicht besser eingesetzt für aktive 
Maßnahmen auf dem Arbeitsmarkt? Dieses Ge­
setz, das wir heute beschließen, enthält keine ein­
zige Maßnahme, um den Strafhäftlingen das Wie­
dereingliedern ins Berufsleben zu erleichtern -
keine einzige Maßnahme! 

Dritter Punkt: Es ist auch im Umfeld der ge­
samten Sozialpolitik nicht richtig, wenn wir die­
sen Schritt setzen. Es ist bereits auf bestimmte 
Gruppen hingewiesen worden. Ich möchte Ihnen 
aber noch eine Gruppe nennen: die Gruppe der 
geschiedenen Frauen. Das sind jene Personen, die 
früher einmal im Berufsleben waren und dann 
ausgeschieden sind, weil sie sich der Familie ge­
widmet haben. Nach der Scheidung stehen sie oft 
ohne Einkommen da, sie haben keine soziale Ab­
sicherung. Sie müssen dann jede Beschäftigung 
annehmen, die sich ihnen bietet. 

Herr Minister! Ich habe Sie schon einmal dar­
auf hingewiesen, daß auch in Ihrem Ministerium 
Frauen, die früher Sekretärinnen waren und heu­
te, weil sie keine soziale Absicherung hatten, als 
Aufräumerinnen tätig sind. Das sind soziale Un­
gereimtheiten. Durch diese Maßnahme, durch 
diese einseitige Maßnahme, die hier beschlossen 
wird, entsteht eine soziale Ungerechtigkeit. 

Ich meine daher, es ist eine vertane Chance, die 
im Justizausschuß nicht beachtet worden ist. Hier 
hätte man ein Problem lösen können. Aber nach­
dem in einem konstruktiven, weitsichtigen Sinne 

keine Lösung gefunden worden ist, kann ich die­
ser Vorlage im Bereich der Arbeitslosenversiche­
rung nicht meine Zustimmung geben, weil die so­
ziale Ausgewogenheit, weil die Zielrichtung die­
ser Maßnahme einfach nicht stimmt. 

Ich werde daher bei diesem Teil in zweiter Le­
sung dagegenstimmen. Ich werde aber dem Ge­
setz insgesamt, nachdem ich die wesentlichen 
Zielsetzungen des Gesetzes befürworte und gut­
heiße, in dritter Lesung zustimmen. Aber in die­
sem Punkt kann ich al~. Sozialpolitiker nicht mit­
gehen. (Beifall bei der OVP.) 21.33 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Abgeordneter 
Niederwieser hat sich noch zu Wort gemeldet. -
Bitte, Herr Abgeordneter. 

21.33 
Abgeordneter DDr. Niederwieser (SPÖ): Frau 

Präsidentin! Herr Bundesminister! Geschätzte 
150lleginnen und Kollegen! Die zuletzt getanen 
Außerungen des Kollegen Feurstein machen es 
notwendig, diesen Teil und die Intentionen der 
Strafvollzugsnovelle noch einmal kurz darzule­
gen. 

Wir haben im Unterausschuß unter der Vor­
sitzführung des Kollegen Gaigg über weite Strek­
ken eine sehr konstruktive Arbeit geleistet. Viele 
Argumente wurden eingebracht, viele Experten 
wurden gehört. Und diese Kontinuität der Unter­
ausschußarbeit wurde eigentlich nur in der letz­
ten Phase durch zwei Ereignisse unterbrochen, al­
lerdings zwei bemerkenswerte Ereignisse. 

Zum einen hat die Freiheitliche Partei in dieser 
letzten Phase ihre Abgeordneten gewechselt -
wenn ich das mit Verlaub so sagen darf - wie die 
Hemden. Zum anderen hat die Österreichische 
Volkspartei, unser Koalitionspartner, einen ihrer 
sozialpolitischen "Stars" ins Rennen geschickt. 
Dieser hat sich jedenfalls in den Unterausschuß 
begeben, um in einer entscheidenden Frage seine 
Argumente einzubringen. All das, was hier gesagt 
wurde, nämlich daß es Gruppen in unserer Ge­
sellschaft gibt, die ebenfalls Hilfe brauchen, de­
nen der Gesetzgeber noch Leistungen schuldig 
ist, haben wir akzeptiert. Aber was wir nicht ak­
zeptieren können, Kollege Feurstein, ist die Tat­
sache, daß Sie hergehen und einfach ignorieren, 
daß dieses Gesetz sehr wohl ein Paket ist und eine 
Fülle von Maßnahmen - sie wurden hier wieder­
holt aufgezählt - enthält, die genau diese Wie­
dereingliederung der Haftentlassenen zum Inhalt 
haben. Es ist offensichtlich notwendig, diese 
Maßnahmen noch einmal kurz aufzuzeigen. 

Ich möchte aber die Gelegenheit auch dazu be­
nützen, zwei Personengruppen Dank auszuspre­
chen. Wer den Ausschußbericht gelesen hat, wird 
feststellen können, daß die Diskussion, die sich 
über viele Stunden, die diese Abänderungsanträge 
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gedauert haben, hingezogen hat, mit großer Akri­
bie und hoher Präzision in den Bericht hineinfor­
muliert wurde, also das, was wir tatsächlich ge­
meint haben. Ich möchte daher dem Justizmini­
sterium und Sektionschef Dr. Miklau und seinen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern danken. Sie 
haben verstanden, das Unbehagen vieler Aus­
schußmitglieder, das bei dieser 75-Prozent-Rege­
lung bei der Arbeitslosenversicherung bestanden 
hat, zumindest zwischen den Zeilen deutlich wer­
den zu lassen. 

Die zweite Gruppe, der mein Dank gebührt, 
sind jene, die die Häftlinge betreuen. Die Zeit­
schrift der Gewerkschaft Offentlicher Dienst hat 
im Juni 1993 einen Artikel von Dietmar Hopf 
und Eva Mayerhofer, getitelt: "Justicias vergesse­
ne Kinder", veröffentlicht. Außerdem danke ich 
für die vielen Hinweise, die wir im Unterausschuß 
von jenen bekommen haben, die in den Haftan­
stalten die Gefangenen betreuen. Deren Arbeit 
wird in diesem Artike!. folgendermaßen geschil­
dert - ich zitiere -: "Osterreichs Justizwachebe­
amten kämpfen um ihr Ansehen, um ihre Ge­
sundheit und gegen die Windmühlen des Straf­
vollzuges". Dann wird aufgezählt, daß laut ver­
schiedener internationaler Studien, nach einer 
niederländischen und nach einer amerikanischen 
Studie, das Wachepersonal an zweiter Stelle nach 
den Jetpiloten bei den Streßfaktoren liegt. Die 
Forderungen sind: geregelte Dienstzeiten, gerech­
te Besoldung, Einbindung in das Nachtschicht­
schwerarbeitsgesetz, mehr Personal und mehr Ei­
genverantwortung für die Strafanstalten. 

Ich bin froh, daß Justizminister Dr. Michalek in 
seinen Ausführungen sehr deutlich darauf hinge­
wiesen hat, daß das der nächste Punkt unserer 
Reformen sein wird. Und das ist auch im Sinn 
einer Gruppe, der wir noch einiges schuldig sind. 

Nun zur Kernfrage: Was wollten wir, was will 
der österreichische Nationalrat mit dieser Novel­
le? - Die Beibehaltung des Freiheitsentzuges als 
Strafe für schwerwiegende Verstöße gegen die 
Rechtsordnung ist sicherlich auch in Zukunft 
notwendig. Ziel der Strafe muß aber zumindest 
der Versuch sein, einen Rechtsbrecher nach der 
Entlassung von der Begehung weiterer Straftaten 
abzuhalten. Wir wissen aber, daß die Angst vor 
der Strafe oder vor der neuerlichen Strafe nicht 
ausreichend ist und einen ungenügenden Schutz 
darstellt. 

Wir Sozialdemokraten haben daher sehr früh 
- und es wurde auch damals schon oft mißver­
standen, so wie heute - auf die innere Motiva­
tion der Menschen gesetzt, nämlich daß sie zu 
einem freiwilligen und überzeugten Bekenntnis 
zu unserer Rechtsordnung finden. Dieser Motiva­
tion muß die Gestaltung des Strafvollzugs Rech­
nung tragen, die auf jenen Augenblick ausgerich­
tet ist, in dem der Strafgefangene durch das Ge-

fängnistor wieder ins Freie tritt. Genau diesem 
Zeitpunktdienen all diese Maßnahmen. 

Kollege Feurstein! Wenn die Strafe verbüßt ist, 
dann ist sie verbüßt. Wir können nicht hergehen 
und sagen, das war zum Beispiel ein Zuhälter -
so wie Sie das gesagt haben -, der soll sein Leben 
lang verfolgt werden. Die österreichische Rechts­
ordnung geht davon aus, daß eine verbüßte Strafe 
eine verbüßte Strafe ist, und dem muß man auch 
Rechnung tragen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Daher setzen wir auf die Arbeit während des 
Vollzuges, auf angemessene Entlohnung, auf 
Rücklagen, die gebildet werden können, auf Scha­
denswiedergutmachung, auf Schuldentilgung, auf 
Beiträge zu den Vollzugskosten und auch auf die 
Berufsausbildung. All das sind Maßnahmen, die 
genau auf den Augenblick der Haftentlassung 
hinzielen. Sie können daher nicht einfach herge­
hen und sagen, das sei eine versäumte Chance, es 
wurde nichts getan, um die Strafgefangenen auf 
den Zeitpunkt der Freiheit vorzubereiten. (Der 
Prä s i den t übernimmt den Vorsitz.) 

Für den Rechtsstaat gilt: Mit der Strafe ist die 
Tat verbüßt, und für einen sozialen Rechtsstaat 
muß gelten: Wir haben den Menschen eine faire 
Chance für die Zeit danach zu geben. Jeder der 
rund 5 000 Strafgefangenen, die heute oder in 
Zukunft in Österreichs Gefängnissen sitzen, je­
der, der nicht mehr rückfällig wird, gewinnt für 
sich selbst und ist ein Gewinn und keine Bedro­
hung für unsere Bürger und für unsere Gesell­
schaft. 

Mit diesem Gesetz wollen wir zur Resozialisie­
rung beitragen, das wollen wir erreichen. Das ist 
unser Ziel, das wir mit Überzeugung anstreben. 
- Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 21.40 

Präsident: Zu Wort ist niemand mehr gemel­
det. 

Der Herr Berichterstatter benötigt kein 
Schlußwort. 

Daher kommen wir zur Ab s tim m u n g über 
den Gesetzentwurf samt Titel und Eingang in 
1253 der Beilagen. 

Es liegt ein Abänderungsantrag der Abgeord­
neten Dr. Elisabeth Hlavac, Dr. Gaigg und Ge­
nossen vor. Weiters haben die Abgeordneten 
Mag. Terezija Stoisits und Genossen ebenfalls ei­
nen Abänderungsantrag eingebracht. Schließlich 
hat Abgeordneter Dr. Ofner das Verlangen auf 
getrennte Abstimmung gestellt. 

Es wird daher über die von den erwähnten Ab­
änderungsanträgen, sowie dem Verlangen auf ge­
trennte Abstimmung betroffenen Teile zuerst ab­
gestimmt und schließlich über die restlichen, 
noch nicht abgestimmten Teile des Gesetzesent-
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wurfes samt Titel und Eingang in der Fassung des 
Ausschußberichtes. 

Der Abänderungsantrag Dr. Elisabeth Hlavac, 
Dr. Gaigg und Genossen bezieht sich auf Artikel I 
Ziffer 50 § 107 und Artikel IV Ziffer 1 lit. a. 

Ich ersuche jene Damen und Herren des Hohen 
Hauses, die diesem Antrag Dr. Elisabeth Hlavac, 
Dr. Gaigg und Genossen zustimmen wollen, um 
ein diesbezügliches Zeichen. - Das ist mit Mehr­
heit beschlossen. 

Wir gelangen als nächstes zur Abstimmung 
über den Abänderungsantrag der Abgeordneten 
Mag. Terezija Stoisits und Genossen betreffend 
Artikel VII Ziffer 1 § 66 a Abs. 2. 

Auch hier darf ich um ein Zeichen im Falle der 
Zustimmung bitten. - Das ist die Minderheit. 
Abgelehnt. 

Ich lasse als nächstes über Artikel VII Ziffer 1 
§ 66 a Abs. 2 in der Fassung des Ausschußberich­
tes abstimmen und bitte jene Damen und Herren 
des Hohen Hauses, die dafür eintreten, um ein 
Zeichen. - Das ist mit Mehrheit beschlossen. 

Ich bringe nunmehr die restlichen Teile des Ar­
tikels VII, und zwar hinsichtlich deren getrennte 
Abstimmung verlangt wurde, in der Fassung des 
Ausschußberichtes zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dafür 
eintreten, um ein diesbezügliches Zeichen. - Das 
ist mit Mehrheit beschlossen. 

Schließlich komme ich zur Abstimmung über 
die restlichen, noch nicht abgestimmten Teile des 
Gesetzentwurfes samt Titel und Eingang in der 
Fassung des Ausschußberichtes. 

Ich darf auch hier im falle der Zustimmung 
um ein Zeichen bitten. - Das ist einstimmig be­
schlossen. 

Damit ist die zweite Lesung beendet. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die der Vor­
lage in dritter Lesung zustimmen, um ein Zeichen 
der Zustimmung. - Ich stelle fest, daß die Vorla­
ge in dritter Lesung mit M ehr h e i t be­
sc h los sen wurde. 

Wir gelangen als nächstes zur Abstimmung 
über den Entschließungsantrag der Abgeordne­
ten Alois Huber und Genossen betreffend Lei­
stungen nach dem AIVG für Nebenerwerbsbau­
ern. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die für den 
Entschließungsantrag Alois Huber eintreten, um 

ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist die 
M i n der h e i t. Daher a b gel e h n t. 

6. Punkt: Bericht des Rechnungshofausschusses 
betreffend den Bericht des Rechnungshofes (IU-
116 der Beilagen) über die Durchführung beson­
derer Akte der Gebarungsüberprüfung betref­
fend die Haftungsübernahmen des Bundes bei 
der Ausfuhrförderung (1029 der Beilagen) 

7. Punkt: Bericht des Rechnungshofausschusses 
betreffend den Nachtrag zum Tätigkeitsbericht 
des Rechnungshofes (Zu 111-108 der Beilagen) 
über das Verwaltungsjahr 1991 (1178 der Beila­
gen) 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zu den 
Punkten 6 und 7 der heutigen Tagesordnung, 
über welche die Debatte unter einem durchge­
führt wird. 

Es sind dies die Berichte des Rechnungshofaus­
schusses betreffend den Bericht des Rechnungs­
hofes über die Durchführung besonderer Akte 
der Gebarungsüberprüfung betreffend die Haf­
tungsübernahmen des Bundes bei der Ausfuhr­
förderung sowie den Nachtrag zum Tätigkeitsbe­
richt des Rechnungshofes über das Verwaltungs­
jahr 1991. 

Herr Abgeordneter Josef Edler hat die Bericht­
erstattung zu Punkt 6 übernommen. Kollege Mu­
rauer wird zu Punkt 7 berichten. - Bitte, Kollege 
Edler. 

Berichterstatter Edler: Herr Präsident! Herr 
Bundesminister! Herr Präsident des Rechnungs­
hofes! Ich erstatte den Bericht des Rechnungshof­
ausschusses betreffend den Bericht des Rech­
nungshofes über die Durchführung besonderer 
Akte der Gebarungsüberprüfung betreffend die 
Haftungsübernahmen des Bundes bei der Aus­
fuhrförderung. 

Der gegenständliche Bericht wurde am 26. fe­
bruar 1993 im Nationalrat eingebracht und am 
gleichen Tage dem Rechnungshofausschuß zuge­
wiesen. 

Der Rechnungshofausschuß hat den gegen­
ständlichen Bericht in Sitzungen am 16. März 
1993 und 14. April 1993 unter Beiziehung von 
Auskunftspersonen im Sinne des § 40 Abs. 1 
GOG behandelt. 

Bei der Abstimmung wurde der Bericht mit 
Stimmenmehrheit zur Kenntnis genommen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Rech­
nungshofausschuß somit den An t rag, der Na­
tionalrat wolle den Bericht des Rechnungshofes 
betreffend die Durchführung besonderer Akte 
der Gebarungsüberprüfung betreffend die Haf­
tungsübernahmen des Bundes bei der Ausfuhr-
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förderung (111-116 der Beilagen) zur Kenntnis 
nehmen. 

Herr Präsident! Für den Fall, daß Wortmel­
dungen vorliegen, ersuche ich, die Debatte fort­
zusetzen. 

Präsident: Ich danke dem Herrn Berichterstat­
ter für seinen Bericht und erteile nun Kollegen 
Murauer das Wort. 

Berichterstatter Murauer: Sehr geehrter Herr 
Präsident! Herr Präsident des Rechnungshofes! 
Sehr geehrter Herr Minister! leh bringe den Be­
richt des Rechnungshofausschusses betreffend 
den Nachtrag zum Tätigkeitsbericht des Rech­
nungshofes über das Verwaltungsjahr 1991. 

Der gegenständliche Nachtragsbericht wurde 
im Nationalrat am 25. März 1993 eingebracht und 
am 26. März 1993 dem Rechnungshofausschuß 
zugewiesen. 

Enthalten sind im Nachtrag zum Tätigkeitsbe­
richt 1991 auch die Ergebnisse von Gebarungs­
überprüfungen bei Kapitalbeteiligungen des Bun­
des im Verwaltungsbereich des Bundesministeri­
ums für Finanzen. 

In seiner Sitzung vom 29. Juni 1993 hat der 
Rechnungshofausschuß einzelne Teile des Nach­
tragsberichtes, und zwar 

Abs.75; 

Verschmelzung der Österreichischen Länder­
bank AG mit der Zentralsparkasse und Kommer­
zialbank AG Wien; Wahrung der Bundesinteres­
sen und Bankaufsicht 

Abs.76; 

Bundeshochbau hinsichtlich "Kunst und Bau" 

Abs.78; 

Universale Bau AG. Wien 

Abs.79; 

Glanzstoff Austria AG. St. Pölten, 

unter Beiziehung von Auskunftspersonen be­
handelt. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Re­
chungshofausschuß somit den An t rag. der Na­
tionalrat wolle beschließen: 

Der Nachtrag zum Tätigkeitsbericht des 
Rechnungshofes über das Verwaltungsjahr 1991 
(Zu 111-108 der Beilagen) wird zur Kenntnis ge­
nommen. 

Herr Präsident! Nachdem Wortmeldungen vor­
liegen, ersuche ich Sie, die Debatte fortzusetzen. 

Präsident: Ich stelle fest, daß in der Tat Wort­
meldungen vorliegen, sodaß Gesamtredezeiten 
festgelegt wurden im Verhältnis 70 : 60 : 44 : 34 : 
24 sowie 10 Minuten für Redner ohne Klubzuge­
hörigkeit. 

Als erste gelangt Frau Abgeordnete Apfelbeck 
zu Wort. 

2/.47 
Abgeordnete Ute Apfelbeck (FPÖ): Herr Präsi­

dent! Herr Bundesminister! Herr Rechnungshof­
präsident! Hohes Haus! Wir behandeln heute den 
Nachtrag des Rechnungshofberichtes 1991 zu­
sammen mit den Haftungsübernahmen des Bun­
des bei der Ausfuhrförderung. Wie" wichtig" uns 
dieser Bericht und der Rechnungshof selbst sind, 
zeigt die Tatsache, daß diese beiden Berichte an 
die letzte Stelle der Tagesordnung gesetzt wurden 
und zwei so komplexe Themen in einem abgehan­
delt werden, noch dazu mit einer Redezeitbe­
schränkung. Und wie "wichtig" uns dieser Rech­
nungshof ist, zeigt auch jene Tatsache, daß bis 
heute der Vizepräsident noch nicht nachbesetzt 
wurde. (Beifall bei der FPÖ.J 

Die Bundesverfassung und das Rechnungshof­
gesetz sehen einen Präsidenten und einen Vize­
präsidenten als oberstes Leitungsorgan des Rech­
nungshofes vor. Der Präsident könnte gerade in 
politisch brisanten Situationen unter politischen 
Druck geraten. Ein Vizepräsident könnte allein 
durch sein Vorhandensein, durch seine Informa­
tion einen solchen Druck verhindern oder min­
dern. 

Der Nationalrat hat seit dem vorigen Sommer 
die verfassungsgesetzliche Pflicht, den Rech­
nungshof ordnungsgemäß zu besetzen. Der Na­
tionalrat hätte also einen Vizepräsidenten wählen 
müssen. Der Präsident des Nationalrates hätte die 
gesetzliche Pflicht, umgehend die Wahl des Vize­
präsidenten im Nationalrat auf die Tagesordnung 
zu setzen. Er hätte die Willenserklärung einer 
Fraktion, künftig die Funktion des Vizepräsiden­
ten abschaffen zu wollen und daher keinen zu 
wählen, nicht akzeptieren dürfen. (BeifaLL bei der 
FPÖ. - Abg. Dr. F u. h r man n: Frau KoLLegin! 
Sind Sie darüber informiert, daß das beim Haupt­
ausschuß auf der Tagesordnung gestanden ist?) 

Der Präsident und alle Abgeordneten sind ver­
fassungsgesetzlich verpflichtet, die Gesetze einzu­
halten. (Abg. Dr. F uhr man n: Wir haben das im 
Hauptausschuß vertagt!) Wenn man vom Staats­
bürger verlangt (Abg. Dr. F uhr man n: Wenn 
Sie das noch so oft wiederhoLen, wird es nicht rich­
tiger.'), daß er die Gesetze einhält, dann kann man 
sehr wohl verlangen, daß jene, die die Gesetze 
beschließen, sie auch einhalten. (Beifall bei der 
FPÖ. - Abg. Dr. F uhr man n: Das stimmt doch 
nicht! Das ist ein ungeheuerlicher Vorwurf! Unge­
heuerlich!) 
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Aber auch der Rechnungshof hätte nach so lan­
ger Vakanz dieser Funktion in eigener Sache tätig 
werden können und diese permanente Rechtsver­
letzung zumindest im Tätigk~itsbericht aufzeigen 
müssen. (Beifall bei der FPO.) Ein entsprechen­
der Hinweis, eine entsprechende Erwähnung 
fehlt. (Abg. Dr. F uhr man n: Da müssen Sie sel­
ber lachen, wenn Sie das sagen.') - Herr Kollege! 
Sie können sich dann auch zu Wort melden, je­
dem steht dieses Recht zu. 

Meine Damen und Herren! Der Rechnungshof 
hat also selbst in eigener Sache (Abg. Dr. F uhr -
man n: Wir haben die Tagesordnung im Haupt­
ausschuß mit Mehrheit vertagt.') nicht die Initiative 
ergriffen, um einen rechtmäßigen Zustand im 
Rechnungshof, eine Grundlage (Rufe und Gegen­
rufe zwischen den Abgeordneten Dr. 
F uhr man n und Mag. G u den u s. - Abg. Dr. 
F uhr man n: Sie haben doch keine Ahnung, 
worum es da geht.' - Abg. Mag. G u den u s: Sie 
sind ein Störer.') für seine ordnungsgemäßen Tä­
tigkeiten herbeizuführen. (Abg. Dr. Ne iss e r: 
Was soll er denn machen? Soll er einen Vizepräsi­
demen vorschlagen?) 

Meine Damen und Herren! Der Rechnungshof 
befaßt sich im Tätigkeitsbericht unter anderem 
mit dem Kapitel "Kunst am .. Bau" (h~ftige Rufe 
und Gegenrufe zwischen SPO und FPO) - auch 
eine Art der Kunstförderung. Und wir wären 
nicht in Österreich, meine Damen und Herren, 
wenn hier nicht auch Millionen vergeudet werden 
würden. Ich denke zum Beispiel an die Skulptu­
ren vor einem Bundesamtsgebäude in Wien, de­
ren Erlös eine Galerie kassiert, weil der geförder­
te Künstler schon aus dem Jenseits seiner Förde­
rung zusehen muß. (Abg. Dr. Ca p: Das ist aber 
makaber!) 

Oder: Ich denke an eine Schule in Graz in der 
Klusemannstraße. 1,2 Millionen Schilling wurden 
dort für ein Baumkunstwerk ausgegeben. Der 
Künstler pflanzte im Park verschiedene Bäume; 
gleichartige Bäume wurden vom Künstler an ver­
schiedenen historischen Orten in Österreich auf­
gestellt, und das war dann das Kunstwerk. Zudem 
kann man diese Bäume weit billiger in einer 
Baumschule kaufen. 

Ich denke auch an die Schule in der Monsber­
gergasse in Graz, die ein Kunstwerk bestellt hat, 
das nie geliefert wurde. Vorsorglich hat man aber 
bereits einen Betonsockel für die Skulptur aufge­
stellt, der hinterher wieder geschliffen werden 
mußte. 

Bei Künstlern, wie sie heute von unserem Mini­
sterium oft angeheuert werden, kommt es öfters 
vor, daß sie die Kunstwerke nicht liefern, nach­
dem sie ihr Honorar in der Höhe von meist 1 Mil­
lion Schilling im voraus kassiert haben. So auch in 
Graz: Der Künstler war gerade indisponiert und 

wollte nicht liefern, daher mußte der Betonsockel 
wieder entfernt werden. 

Ein anderes Beispiel ist die Universitätsstiege in 
Graz, die Licht- und Tonspiele liefert. Das ist ein 
ganz besonderes Kunstwerk, denn es kann des­
halb nicht eingeschaltet werden, weil das zuviel 
Lärm machen würde und die Studenten dadurch 
gestört werden würden. Gefördert wurde dieses 
Kunstwerk mit einer halben Million Schilling. 

Ähnlich verhält es sich mit dem Brunnen vor 
der Finanzlandesdirektion in Salzburg. Da er so 
laut plätschert, können die Steuereintreibungen 
nicht mehr richtig berechnet werden. Das heißt, 
dieses Kunstwerk im Wert von 1,9 Millionen aus 
dem Steuersäckel der Österreicher darf erst nach 
den Amtsstunden oder in der Mittagspause plät­
schern. (Abg. Dr. K hol: Das ist eine sparsame 
Venvendung') Sie meinen, daß 1,9 Millionen 
Schilling eine sparsame Verwendung seien? Also 
ich bin nicht Ihrer Meinung und der Steuerzahler 
sicherlich auch nicht. 

Für die Polizeidirektion in Salzburg goß der 
Künstler Hrdlicka zwei Statuen, die gehängte 
Schwerverbrecher darstellten. Die Polizei selbst 
hat dann großmütig auf diesen "diskreten" Hin­
weis auf ihre Existenz verzichten wollen und die 
Skulpturen der Universität geschenkt. Dort er­
kannte man diese Plastiken als über 20 Jahre alte 
Kunstwerke, die neu gegossen wurden. Wie viele 
Abgüsse es davon gibt, weiß niemand. Als Wie­
dergutmachung hat der Künstler dann noch einen 
Christus zwischen die Gehängten gestellt, und da­
für bezahlten die Steuerzahler 2,7 Millionen 
Schilling. 

Immerhin gibt das Bundesministerium für wirt­
schaftliche Angelegenheiten selbst zu, daß die 
Ausgaben für unsere Künstler nicht immer be­
friedigend seien. Aber gelernt hat man aus dieser 
Sache noch immer nicht. 

Das sieht man am Beispiel jenes Künstlers, der 
uns das begehbare Kunstwerk für das Bundes­
gymnasium im 23. Wiener Gemeindebezirk be­
schert hat. Begangen durfte das Kunstwerk nie 
werden, weil das für die Kinder zu gefährlich war, 
daher rostete es vor sich hin. Obwohl der Künst­
ler mehrmals aufgefordert wurde, die Korrosion 
zu stoppen oder zu beheben, machte er keinerlei 
Anstalten, der Aufforderung nachzukommen. Er 
ist wahrscheinlich zu sehr beschäftigt, weil er be­
reits einen neuen öffentlichen Kunstauftrag in 
der Tasche hat, nämlich die Ausgestaltung der 
Technischen Universität in Graz. 

Von 1986 bis 1990 sollten 133 Millionen für die 
Kunst ausgegeben werden, mit denen 86 Kunst­
werke bezahlt werden sollten. Statt der 86 bestell­
ten wurden aber nur 16 Projekte ausgeführt, was 
aber auch nichts macht, weil ohnedies nicht 

134. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 139 von 157

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVIII. GP - 134. Sitzung - 2l. Oktober 1993 15627 

Ute Apfelbeck 

113 Millionen, sondern nur 171 Millionen aus 
der Tasche des kleinen Mannes für die Kunstför­
derung genommen wurden. 

Mit dem Geld des anderen, mit dem Geld des 
Steuerzahlers geht man hier sehr großzügig um. 

Meine Damen und Herren! Einen Dank möch­
te ich dem Herrn Präsidenten und allen Damen 
und Herren des Rechnungshofes für ihre von uns 
sehr wohl anerkannte Arbeit aussprechen. Aber 
dennoch können wir den beiden Berichten des 
Rechnungshofes nicht unsere Zustimmung ge­
ben, weil wir mit der Geldverschwendung, die 
vom Rechnungshof aufgezeigt wurde, nicht ein­
verstanden sind. (Beifall bei der FPÖ.) 2/.57 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abgeord­
neter Steinbauer. Er hat das Wort. 

2/.57 
Abgeordneter Steinbauer (ÖVP): Herr Präsi­

dent! Meine Damen und Herren! Nur einige kur­
ze Worte, weil ich glaube, daß wir uns nicht nur 
über den Bericht des Rechnungshofes, so wie er 
hier vorliegt, und den Nachtrag zum Tätigkeitsbe­
richt, sondern auch grundsätzlich über den Rech­
nungshof unterhalten sollen. 

Ich möchte damit beginnen, daß ich mich selbst 
dazu bekennen möchte, daß der Rechnungshof 
im Grunde als Institution des Parlaments eine 
Kontroll- und Überprüfungseinrichtung ist, der 
wir uns viel zuwenig bedienen. Allzuoft finden 
die Debatten irgendwann einmal in der Nacht 
statt, allzuoft finden die Debatten nur einseitig 
vom Gesichtspunkt der Opposition aus statt, und 
alLzuoft finden die Debatten doch mit so viel Ab­
stand zum jeweiligen Ereignis statt, daß das Er­
eignis als solches nicht mehr als wichtig eingestuft 
wird. 

Meine Bitte: Könnte man - zum Teil ist das 
schon eingeleitet - die Berichte des Rechnungs­
hofes so rasch als möglich nach den betreffenden 
Ereignissen an uns schicken, indem sie, wie es 
jetzt bereits eingeleitet ist, in Teilhefte aufgeglie­
dert werden? Das heißt. die eher großen Sammel­
berichte sollen durch näher an den Ereignissen 
abgefaßten Kontrollberichten langsam abgelöst 
werden. 

Zweitens meine Bitte an die Opposition: Man 
sollte überlegen, ob wir längerfristig gesehen 
nicht mehr für das Parlament haben, wenn die 
Opposition den Rechnungshofbericht weniger als 
Waffe gegen die Regierung, sondern mehr als 
Möglichkeit zum gemeinsamen Abstellen von 
schlechten Zuständen, von Mißständen benützen 
würden. 

Ich glaube, es ist sicher eine Hoffnung, die man 
aber kurzfristig nicht verwirklichen kann, daß 
nämlich nach alter parlamentarische Sitte wie in 

England gemeinsam und einstimmig Ergebnisse 
des Rechnungshofberichtes den Ministern vorge­
halten werden. Darin liegt selbstverständlich viel 
Sinn, denn das heißt natürlich auch, daß die Re­
gierungsparteien Mißstände gemeinsam mit der 
Opposition rügen und den Minister auffordern, 
sie abzustellen. 

Ich halte das deswegen für wichtig, weil wir da­
mit dem näherkommen, was ich im österreichi­
schen Rechnungshofwesen und in der Kontrollei­
stung des Rechnungshofes noch ein bißchen ver­
misse, daß nämlich wir als Parlament vis-a-vis der 
Regierung gemeinsam daran arbeiten, Mißstände 
und Fehlentwicklungen abzustellen. Die Rech­
nungshofberichte sollten weniger eine Munitions­
kiste für die jeweilige Opposition sein. - Ich war 
selbst lange Zeit in der Opposition und habe den 
Rechnungshof sicherlich auch manchmal eher für 
das Aufdecken von Sensationen als für das kon­
krete Abstellen von Mißständen benutzt. 

Ich glaube aber, wir könnten uns ein Umden­
ken umso mehr leisten, als der österreichische 
Rechnungshof alles in allem nun schon seit vielen 
Jahren eine solide Arbeit vorlegt. Man kann dem 
österreichischen Rechnungshof durchaus ein ho­
hes Ausmaß an objektiver Stellungnahme und an 
objektiver Kritik zubilligen. Er ist nicht, so wie es 
in manchen Staaten sicherlich der Fall ist, ein Or­
gan, das irgendeiner Seite im Machtspiel des je­
weiligen Staates näher zugeordnet ist. 

Wir diskutieren derzeit eine Reform des Rech­
nungshofes. Ich glaube, daß es weniger die große 
Reform sein sollte, sondern eher eine Software­
ausgabe davon, bei der wir versuchen, das, was im 
Gesetz steckt oder was bereits angelegt ist, auch 
besser umzusetzen. Ich werde meine Kollegen im 
Rechnungshofausschuß in dieser Richtung immer 
wieder ansprechen, damit wir durch Vertiefen die 
Schwierigkeiten ausmerzen, die wir im Grunde 
alle kennen: Wo ist die Kompetenzgrenze, nicht 
nur vom Verfassungsgerichtshof her, sondern in 
der Praxis? Wo sind die Möglichkeiten des Rech­
nungshofes, nicht nur in der Theorie, sondern in 
der tatsächlichen Ausstattung der Dienstposten 
und in der tatsächlichen Ausstattung der Quali­
tätsentIohnung für die Beamten des Rechnungs­
hofes? 

Eigentlich stehen wir ja nur vor einigen weni­
gen Schwierigkeiten, und ich möchte eine davon 
heute ganz besonders ansprechen. Es war für 
mich in den letzten Wochen sehr unbefriedigend, 
daß ich als Abgeordneter des österreichischen 
Parlaments in den Zeitungen ununterbrochen bis 
hin zum Faksimileabdruck von einem Rohbericht 
des Rechnungshofes über die AMAG lesen muß­
te. Ich meine nun nicht, daß wir eine große Schul­
digensuche anstellen sollten, sondern ich glaube 
sogar, die Erfahrung der vergangenen Jahre zeigt, 
daß solche Rohberichte kaum aus dem Rech-
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nungshof kommen, sondern aufgrund der Tatsa­
che aufscheinen, daß ab einem gewissen Punkt 
eine Verbreitung in einer größeren Stückanzahl 
unvermeidlich ist und daß im Zeitalter der Photo­
kopie damit die Vertraulichkeit ganz einfach 
beendet ist. 

Aber wozu ich gerne einladen möchte, daß wir 
es gemeinsam überdenken, ist, wie wir in einer 
solchen öffentlichen Diskussion im Selbstver­
ständnis als Parlamentarier nicht zu kurz kom­
men, in einer solchen öffentlichen Diskussion, in 
der das Thema "X" tagelang - und bei der 
AMAG kann man jetzt schon sagen: wochenlang, 
und man könnte den Gegenstand beliebig verän­
dern - breitgetreten wird. Wie bekommen wir in 
einem solchen Fall Zugriff oder zumindest einen 
Zugang zu dem Material?, um nicht vor den 
Punkt zu kommen, daß man gegenüber dem 
Staatsbürger, gegenüber dem Wähler - oder, 
würden wir in der Nähe der AMAG leben und 
Abgeordnete sein, sogar vis-a-vis der Betroffenen 
- auf einmal nur mehr mit den Worten antwor­
ten kann - und so ist die tatsächliche Situation 
-: Wir kennen den Bericht nicht. Wir haben den 
Bericht zwar in den Medien teilweise oder sogar 
in einem Faksimileausschnitt gesehen, aber wir 
können nur warten. Fragt uns in etwa sechs Mo­
naten wieder, dann werden wir nämlich wissen, 
was endgültig und wirklich darin gestanden ist. 

Das heißt für mich nicht, daß man den Rohbe­
richt abschaffen kann, denn seine Abschaffung 
würde die Problematik nur hinunterdrängen auf 
die davor stehende Ebene der Berichtsverfassung. 
Aber es heißt für mich sehr wohl, daß wir ge­
meinsam - und ich verstehe unter "gemeinsam" 
über die Grenze von Regierungs- und Opposi­
tionsgesichtspunkt hinweg - nach einem Weg 
suchen müßten, wie wir in einem solchen Fall mit 
unserem Organ, mit der uns zugeordneten Insti­
tution des Rechnungshofes gemeinsam die gegen­
über dem Bürger und Wähler notwendigen Ant­
worten rasch finden können, und zwar jenseits 
und außerhalb der vorgeschriebenen und mühsa­
men Prozeduren. 

Ein Zweites: Ich glaube, wir sollten, wenn wir 
Nachträge und dergleichen sehen, immer auch 
eine Möglichkeit suchen, wie wir die Konsequen­
zen verschärfen können. Denn oft sitzen wir alle, 
und da sind auch Regierungsvertreter einge­
schlossen, vor Erkenntnissen, die wir im Rech­
nungshofbericht lesen, wo dann steht: "hat bean­
standet", "hat neuerlich feststellen müssen", "hat 
wiederholt wahrgenommen", und müssen uns 
eingestehen, daß sich eigentlich nichts geändert 
hat. 

Auch hier müssen wir längerfristig im Hinblick 
auf unser Selbstverständnis als Parlamentarier 
Mittel und Wege suchen, wie wir dann aktionsfä­
hig sein und wie wir dann Konsequenzen tatsäch-

lich sicherstellen können, damit wir uns nicht 
letztlich damit zufrieden geben müssen, daß der 
nächste Bericht möglicherweise halt das gleiche 
neuerlich feststellt, daß sich aber an diesem oder 
jenem Zustand nichts ändern wird. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Oder wir müssen eine politische Debatte jen­
seits des Rechnungshofberichtes suchen, in der 
die Stelle, die sich wiederholt und immer wieder 
verweigert, ganz einfach in einer anderen politi­
schen Form zur Rechenschaft gezogen werden 
kann. Ich halte das für längerfristig notwendig, 
um dem Parlament, das hier sitzt, das die Berichte 
bekommt, das sehr objektive und, wie ich meine, 
sehr gute Berichte bekommt, auch die Möglich­
keit zu geben, denen, die Gegenstand des Berich­
tes sind, klarzumachen, was der Wille des Parla­
ments im Einzelfall war. Dazu möchte ich einla­
den, und darum möchte ich mich im Rechnungs­
hofausschuß in der nächsten Zeit ganz besonders 
bemühen. (Beifall bei der ÖVP und den Grünen.) 
22.08 

Präsident: Zum Wort gelangt Herr Abgeordne­
ter Wabl. (Abg. Dr. Ne iss e r: Das ist Ihre erste 
Rechnungshofdebaue mit Krawalle!) 

22.08 
Abgeordneter Wahl (Grüne): Herr Klubob­

mann Neisser! Sie dürfen sich jetzt etwas wün­
schen, denn das hat sich gereimt. (Abg. Dr. Ca p: 
Sehr ordentlich!) 

Herr Präsident! Herr Präsident des Rechnungs­
hofes! Meine Damen und Herren! Abgeordneter 
Steinbauer hat heute seine Rede eröffnet, indem 
er sich sehr lang und breit über die Funktion des 
Rechnungshofes und auch über die Notwendig­
keit geäußert hat, daß dieses Haus sich mehr des 
Rechnungshofes als sein Kontrollinstrument be­
dient. 

Meine Damen und Herren! Ich will jetzt einmal 
davon absehen, daß Kollege Steinbauer zu dieser 
späten Stunde nicht mehr auf alle Einzelheiten in 
diesen Berichten eingehen wollte und deshalb 
diese allgemein politisch sehr wichtige Rede ge­
halten hat und sie auch als Einladung an die Op­
position formuliert hat. (Abg. Dr. Ne iss e r: Ge­
konnt.') 

Meine Damen und Herren! Was hat Abgeord­
neter Steinbauer vorgeschlagen? - Er hat nicht 
mehr und nicht weniger vorgeschlagen, als daß 
sich dieses Haus mehr um das kümmern soll, was 
der Rechnungshof uns in sehr wertvollen Berich­
ten übermittelt. Wir sollten dieses Instrument 
und diese Gutachten benützen, um der Regierung 
einstimmig Vorschläge zu machen, wie Mißstän­
de abgestellt werden können. Dann hat er das 
Hohe Haus aus England zitiert und gesagt, das 
wäre parlamentarische Kultur, und es sei etwas zu 
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kurz gegriffen, wenn die Opposition diese Berich­
te nur als Munitionskiste benützt, um gegen die 
Regierung zu schießen. (Abg. Dr. Ne iss er: 
Steinbauer ist der größte Fachmann für das engli­
sche Parlament.') 

Meine Damen und Herren! Ich kann mich an 
eine Rede des Abgeordneten Peter Marizzi erin­
nern, der es nicht so elegant, aber so ähnlich for­
muliert hat: 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Benützen wir 
doch gemeinsam dieses Instrument Rechnungs­
hof, um die Zustände zu verbessern. Hören wir 
doch auf mit dem Skandalisieren, mit dem Krieg 
der Worte, munitioniert durch den Rechnungs­
hof. Versuchen wir doch im Sinne der Republik, 
im Sinne der Bürgerinnen und Bürger, diese Mu­
nition zu benützen, um einen konstruktiven Vor­
schlag der Veränderung einzubringen. 

Meine Damen und Herren! Ich kann mich auch 
erinnern, daß eine Abgeordnete Ederer versucht 
hat, mit Entschließungsanträgen als Resümee aus 
den Rechnungshofberichten hier der Regierung 
gute Ratschläge zu erteilen. Das hat aber nur ein 
einziges Mal funktioniert, dann ist man sofort 
wieder davon abgegangen und hat eher versucht, 
die Rechnungshofausschußsitzungen so zu gestal­
ten, daß sie sehr kurz sind und daß möglichst kei­
ne Auskunftspersonen eingeladen werden, damit 
diese unangenehmen Berichte möglichst schnell 
vom Tisch sind. (Abg. Mag. Hau pt: Zu später 
Stunde.') 

Meine Damen und Herren! Diese Diskussion 
findet meist zu später Stunde statt, aber trotzdem, 
wenn es auch nur ein Zufall war, daß Herr Abge­
ordneter Steinbauer diese Einladung gemacht hat 
- ich will jetzt nicht sagen, welcher Zufall -, so 
will ich das doch ernst nehmen und Abgeordne­
ten Steinbauer beim Wort nehmen. Versuchen 
wir bei den nächsten Berichten, die wir gemein­
sam in den Ausschüssen behandeln, doch ein Re­
sümee zu ziehen, das in einen Entschließungsan­
trag mündet, um der Regierung deutlich zu sagen: 
Hier besteht, wie auch unser Bundeskanzler so 
schön sagt, Handlungsbedarf. 

Meine Damen und Herren! Die Einladung wird 
gerne angenommen. (Abg. S t ein bau e r: Gut.') 
Abgeordneter Steinbauer ist einer von vielen 
Fraktionsführern der ÖVP, die sehr ruhmreich in 
diesem Ausschuß gewerkt haben. Er ist als Frak­
tionsführer jetzt erst neu in diesem Ausschuß und 
macht seine Sache meines Erachtens hervorra­
gend. (Beifall bei den Grünen.) 

Ich bin auch beeindruckt über die lange Liste 
der Auskunftspersonen, denn meist haben nur ir­
gendwelche Sturköpfe aus den Bundesländern 
mit solchen Überraschungen aufgewartet. Von 
seiten der SPÖ ist fast nie ein Antrag betreffend 

eine Auskunftsperson gekommen. Meistens hat 
man auch erwähnt, daß der Minister gerade keine 
oder wenig Zeit hat und es sehr rasch gehen muß, 
weil er wieder weg muß. Aber ich will dieses posi­
tive Signal, aus welchen Gründen auch immer es 
gesendet wurde, so aufnehmen, wie es Herr Abge­
ordneter Steinbauer ausgesandt hat, und will hof­
fen, daß wir dann in den nächsten Sitzungen ge­
nau das machen, was er sich heute gewünscht hat. 
Ich weiß schon, daß es für ein Mitglied der Regie­
rungsparteien schwierig ist, aufgrund von Details 
und aufgrund von konkreten Berichten dann das 
zu sagen, was Abgeordneter Steinbauer gesagt 
hat. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß 
man Abgeordneten Steinbauer daran erinnern 
sollte, daß sogar im Rechnungshofausschuß alle 
Fraktionen einstimmig der Meinung waren, daß 
man in der Bauträgerfrage eine gemeinsame Lö­
sung finden sollte. Er hat auch davon geredet, daß 
es ein Rechnungshofkomitee gibt, in dem gerade 
diese Angelegenheiten besprochen werden. Es 
herrscht dort ein Klima, bei dem man vermuten 
kann oder welches den Schluß zuläßt, es käme zu 
einigen Fortschritten. 

Meine Damen und Herren! Dennoch möchte 
ich ein paar Dinge beleuchten, und da können wir 
dann vielleicht erproben, ob das, was Steinbauer 
gesprochen hat, Silber, Gold oder nur Blech war. 
(Zwischenruf des Abg. S t ein bau er.) 

Herr Abgeordneter Steinbauer! Wir sollten uns 
das ein bißehen anschauen, was hier in diesen Be­
richten steht, und wir sollten uns dann anschauen, 
was die Konsequenz daraus sein könnte. Wenn 
ich mir den Bericht des Rechnungshofes über die 
Haftungsübernahmen bei der Ausfuhrförderung 
ansehe - deshalb sitzt auch der Finanzminister 
hier -, dann halte ich es für dieses Haus für un­
erträglich, daß im Hauptausschuß Beschlüsse 
über Haftungsübernahmen dieser Republik ge­
faßt werden und dieses Haus überhaupt keine 
konkreten Informationen erhält, wofür diese Haf­
tungsübernahmen erfolgen. 

Herr Abgeordneter Steinbauer! Ich glaube, hier 
besteht Handlungsbedarf. Hier könnten wir einen 
gemeinsamen Entschließungsantrag machen, ge­
nau in diesem Zusammenhang. Denn wer kann 
denn in diesem Haus verantworten, daß diese Re­
publik für Milliardenbeträge haftet und Sie zu­
stimmen, obwohl Sie überhaupt keine einzige In­
formation über jene Angelegenheiten in der Hand 
haben? Dann braucht es nicht zu verwundern, 
daß in diesem Raum, der zum Teil rechtsfrei ist, 
viele, viele faule Eier gelegt werden. In diesem 
Raum werden Haftungen übernommen für Län­
der, wo ein amtlicher Stempel, um zu bestätigen, 
daß jene Ware dort auch angekommen ist, nicht 
einmal 20 S oder 30 S kostet. Wenn solche Dinge 
passieren, Herr Abgeordneter Steinbauer, dann 
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muß der Rechnungshofausschuß Entschließungs­
anträge formulieren, und dann muß dieses Haus 
handeln und der Regierung den Spiegel vorhal­
ten. 

Denn es kann nicht sein, daß all diese Haf­
tungsübernahmen für die Ausfuhrförderung zur 
Stabilisierung der eigenen Wirtschaft benützt 
werden und daß, wenn dann diese Haftungen 
schlagend werden, die Vertreter der Republik, 
wie beispielsweise Herr Finanzminister Lacina, 
vor das Parlament treten und sagen: So ist das 
halt: Dort sind instabile Regierungen. Wir haben 
gewußt, daß das dort so ist, und wir haben ge­
wußt, daß es ein Risiko gibt, deshalb gibt es auch 
diese Haftungsübernahmen. 

Meine Damen und Herren! Ich werde es nicht 
einsehen, auch wenn ich noch viele Jahre mit 
Herrn Abgeordneten Steinbauer zusammenarbei­
ten darf (Abg. Dr. Ne iss e r: Das hängl davon 
ab, ob du wieder gewählt wirst!), daß dieses Haus 
darüber nicht informiert wird. Und ich bin über­
zeugt davon, daß der Herr Finanzminister auch 
heute darüber keine Auskunft geben wird, denn 
er hat im Hauptausschuß immer darauf gepocht, 
daß das dem Datenschutz unterliegt und daß er 
darüber nicht reden darf. (Bundesminister Dkfm. 
L a ein a: Danke!) 

Ich frage Sie, meine Damen und Herren: Was 
hat es mit Datenschutz zu tun, daß unsere Repu­
blik Haftungen über Milliardenbeträge für Pro­
jekte übernimmt, von denen sie nicht einmal 
weiß, wie sie heißen? Es ist nicht darum gegan­
gen, daß man die einzelnen Firmen, das einzelne 
Produkt und das Projekt genau kennen muß. Es 
ist nur um die Überschrift gegangen, und nicht 
einmal die hat der Finanzminister den Mitglie­
dern dieses Hauses, den Vertretern des Volkes, 
mitgeteilt. - Hier sollte rasch eine Veränderung 
herbeigeführt werden! (Abg. Dr. Kr ä Ul e r: Da 
gibt es ein Gesetz dazu!) 

Meine Damen und Herren! Ich weiß schon, die­
ses Gesetz haben Sie immer wieder geändert. So­
lange die SPÖ allein in der Regierung war, hat sie 
allein darüber verfügt. Dann hat es Schwierigkei­
ten gegeben, nachdem erst die kleine und dann 
die große Koalition gekommen ist, wie man das 
macht, ohne daß auch der Regierungspartner et­
was davon erfährt, wie das zu handhaben ist. Das 
Gesetz hat sich zum Teil nach Absprachen und 
Nebenabsprachen geändert und ist verschieden 
interpretiert worden. Ich kenne die Hintergründe, 
und ich habe mich einmal sehr lange darüber mit 
dem bereits verstorbenen Chef der Kontrollbank 
unterhalten. 

Meine Damen und Herren! Sie sollten sich ge­
nau darum kümmern, und vielleicht erklärt Ihnen 
der Finanzminister einmal, wie das historisch in 
die Realverfassung eingeflossen ist, wie sich dieses 

Ding entwickelt hat. Es ist nämlich nicht so, daß 
alle Mitglieder dieses Hauses darüber nicht Be­
scheid wüßten. Nein. Es gibt schon einige, die 
sich auskennen. Sie vielleicht nicht, und ich gehö­
re auch nicht dazu, aber da gibt es schon einige, 
und das hat man auch immer abzusichern ge­
wußt, wenn sich die Regierungen verändert ha­
ben. 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich 
auch noch auf ein Kapitel eingehen, das mir be­
sonders am Herzen liegt und das ich für beson­
ders wert erachte, hier dargestellt zu werden. 

Die Beamten des Rechnungshofes mögen mir 
verzeihen, daß ich nicht all ihre wichtigen Beiträ­
ge hier würdige. Da gibt es einen Bericht über die 
Glanzstoff Austria AG, 51. Pölten, meine Damen 
und Herren. Das ist ein Musterbeispiel, wie in 
Österreich zum Teil Industriepolitik gemacht 
wurde. 

Das ist eine sehr alte und ehrwürdige Fabrik, 
und sie hat lange Jahre gute Ware produziert. 
Zwischendurch, im Zweiten Weltkrieg, ist sie 
auch mißbraucht worden für die Herstellung von 
Kriegsmaterial, aber im wesentlichen haben dort 
viele Menschen aus Österreich und auch aus an­
deren Ländern Arbeit gefunden. Aber die Repu­
blik hat sich jahrelang geweigert, bei diesem Un­
ternehmen wie bei allen anderen Staatsunterneh­
men in kritischen Situationen einzugreifen, weil 
dort die Mehrheit der Betriebsräte jahrzehntelang 
kommunistisch war. 

Bundeskanzler Kreisky hat gesagt: Solange dort 
die Betriebsratswahlen kommunistisch ausgehen, 
kommt kein Schilling des Staatsgeldes hinein. 

Die Firma arbeitet heute noch mit Maschinen, 
die zum Großteil im vorigen Jahrhundert oder 
um die Jahrhundertwende gebaut wurden. Das 
einzige an dieser Firma, das neu ist, ist die Abwas­
serbeseitigungsanlage, und diese wurde zum 
Großteil auf Kosten der Republik errichtet, nach­
dem die Firma jahrzehntelang versucht hat, das 
zu verhindern. Die Firma hat nämlich jahrzehn­
telang Gifte in die Traisen geleitet, die diesen 
Fluß zu einem toten Gewässer gemacht haben. 

Aber was ist in der Folge passiert? - Es gibt 
zwar dort eine Abwasserbeseitigungsanlage, die 
hochmodern ist, die wahrscheinlich eine der be­
sten ist, die wir in Österreich haben. Daneben gibt 
es dort Maschinen, die überhaupt nicht mehr 
konkurrenzfähig sind. Nur die hervorragende 
Marktlage hat dazu geführt, daß die Firma zwi­
schendurch sehr positiv bilanziert hat. 

Aber der Nebeneffekt für die Bevölkerung be­
züglich Luftverschmutzung war katastrophal. Es 
hat dort Emissionen gegeben, die nicht nur die 
Menschen in ihrer Gesundheit gefährdet haben, 
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sondern die Verminderung der Lebensqualität bis 
zu einem Maß steigen ließen, daß die Ministerin 
selbst angeordnet hat, daß hier ein Verfahren 
nach § 79 eingeleitet werden muß. 

Meine Damen und Herren! Aber wenn Sie 
glauben, daß die Ministerin oder der Minister ... 
Entschuldigung, wer war 1985 und 1986 Mini­
ster? Ich glaube, der Steyrer. 

Präsident: Was wollen Sie wissen, Kollege 
Wabl? 

Abgeordneter Wabl (fortsetzend): Wer 1986 
Gesundheitsminister war. (Abg. Mag. 
G u den u s: Sleyrerf) Ja, Steyrer. - Aber wenn 
Sie glauben, daß der Gesundheitsminister irgend­
eine Chance gehabt hätte, dort durchzugreifen, 
dann irren Sie sich. Obwohl die objektiven Sach­
verhalte die Behörden veranlaßt haben, hier ein­
zugreifen, hat es das Unternehmen bis heute ver­
standen, die Installation, sämtliche Luftreini­
gungsanlagen und Abgasreinigungsanlagen zu 
verhindern. Und zwar ist es in einem Doppelpaß­
spiel mit der Bezirkshauptmannschaft und der 
Behörde gelungen, sämtliche Auflagen zu unter­
laufen, bis heute zu produzieren und die Men­
schen mit Gestank und Giften zu belasten. Jetzt 
spricht der Rechnungshof - um das etwas zu 
übersetzen - von dieser Firma so, als ob es ver­
nünftiger wäre, die Firma auszuphasen - dieses 
Wort habe ich in dieser Auseinandersetzung auch 
das erstemal gehört. (Abg. Dr. N eis s e r: Ausfah­
ren?) 

Meine Damen und Herren! Die Industriepoli­
tik, die hier noch am Leben gehalten wird, ist die 
Industriepolitik der vergangenen Jahrzehnte. 
Und diese wird keinen Arbeitsplatz retten, ganz 
im Gegenteil, sie wird den Menschen dort Hoff­
nung machen, es gäbe eine Zukunft, wo es keine 
Zukunft mehr geben kann. Und der Rechnungs­
hofbericht zeigt deutlich auf, daß die gesamte 
Unternehmenspolitik nicht zielgerichtet war, daß 
die gesamte Interventionspolitik der Regierung 
nicht in der Lage war, dort Korrekturen einzulei­
ten. 

Selbstverständlich haben auch objektive Grün­
de dazu geführt, daß diese Firma in diese Lage 
geraten ist. Aber eines ist noch zusätzlich erfolgt 
- und da könnte vielleicht Abgeordneter Kep­
pelmüller einiges aufklären. Diese Firma wurde 
an die Lenzing AG verkauft, aber nicht, um aus 
dieser Firma ein Gustostückerl von einem Indu­
strieunternehmen zu machen, sondern um diese 
Firma auszuschlachten, und bei dieser Firma, was 
sich erst jetzt herausgestellt hat, nachdem 
St. Pötten ja die Landeshauptstadt von Nieder­
österreich werden soll. . . (Abg. Dr. 
F uhr man n: Was heißt: "werden soll',?) Na ja, 
da sind noch einige Dinge nicht erfolgt. um das 
wirklich als Landeshauptstadt zu ... (Abg. Dr. 

F uhr man n: Das ist schon lange her, Herr Kol­
Lege.' Als Niederösterreicher möchte ich mir eine 
tatsächliche Berichtigung ersparen! Sagen Sie da­
her: schon istf) Sie können ja herunterkommen 
und das tatsächlich berichtigen. Das stimmt 
schon. Unter einer Landeshauptstadt stelle ich 
mir zwar etwas anderes vor, aber Sie haben recht, 
de jure ist sie das. (Abg. Dr. Ne iss e r: Das ist 
aber nett.') 

Meine Damen und Herren! Die Firma Len­
zing AG hat sich gedacht: Ich kaufe die Glanz­
stoff Austria, um dort die wertvollen Baugründe 
zu benützen und zu vermarkten. - Diese Bau­
gründe repräsentieren einen Wert von einer hal­
ben Milliarde! 

Meine Damen und Herren! Wenn das nicht Ab­
sicht war - und nach allen Unterlagen ist das zu 
vermuten und anzunehmen -, dann halte ich es 
für eine zynische Politik, das vor jenen Hunder­
ten Angestellten und Arbeitern so zu vollziehen. 

Meine Damen und Herren! Wir werden heute 
nicht mehr einen Entschließungsantrag dazu ein­
bringen, aber ich hoffe, daß Abgeordneter Stein­
bauer zu all jenen Berichten, die noch kommen 
werden, dann genau das wahrmachen wird, was er 
heute angekündigt hat. Und nachdem sein Klub­
obmann, Abgeordneter Heinrich Neisser, so fre­
netisch applaudiert hat, kann ich nur annehf!1en, 
daß er voll hinter dem Fraktionsführer der OVP 
im Rechnungshofausschuß steht und die volle 
Unterstützung für sämtliche Entschließungsan­
träge, die in Zukunft aus dem Rechnungshofaus­
schuß kommen, geben wird. Ich danke ihm schon 
jetzt im voraus dafür, und ich hoffe, daß es nicht 
ähnliche Schwierigkeiten wie im Geschäftsord­
nungskomitee geben wird, wo auch ein so kon­
struktives Klima herrschte, von dem Steinbauer 
heute geträumt hat. - Ich danke schön. (Beifall 
bei den Grünen.) 22.27 

Präsident: Kollege Wabl! Außer Protokoll: 
1986 war, soweit ich mich erinnere, Franz Kreu­
zer Gesundheitsminister . (Abg. W abi: Danke tür 
die Berichtigung!) 

Am Wort ist Abgeordneter Edler. 

2~.27 

Abgeordneter Edler (SPÖ): Herr Präsident! 
Herr Bundesminister! Herr Präsident des Rech­
nungshofes! Meine Damen und Herren! Hohes 
Haus! Kurz einmal zu den Wortmeldungen der 
Kollegin Apfelbeck beziehungsweise des .. Kollegen 
Wabl zur Frage Vizepräsident: Die FPO soll sa­
gen, daß sie mit einer Funktionärin oder einem 
Funktionär ihrer Fraktion diese Position besetzen 
will. Ich glaube, innerhalb der Fraktionen bestand 
ja die Möglichkeit, das auszudiskutieren, und wir 
als Sozialdemokraten sehen überhaupt keinen 
Handlungsbedarf. Wir haben ja im Wahlkampf in 
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Niederösterreich erleben müssen - ich sage nur 
einen Namen: Kremnitzer -: Er ist nicht drange­
kommen, und sofort wurde er vorgeschlagen -
das wäre einer für die Funktion des Vizepräsiden­
ten! Und Sie wollen nie politische Besetzungen, 
meine Damen und Herren von der Freiheitlichen 
Partei! 

Kollege Wabl war heute sehr freundlich, er hat 
Steinbauer gelobt. Da muß ich sagen: Ich hoffe, 
daß es wirklich eine effizientere Zusammenarbeit 
und auch Vorsitzführung, Kollege Wabl, im 
Rechnungshofausschuß geben wird, denn ich 
glaube, die Abhandlungen der letzten Rechnungs­
hofausschußsitzungen waren manchmal so, daß 
wir ständig wiederholt haben. Und so kann es ja 
auch nicht sein, daß wir uns Fachleute holen, 
Auskunftspersonen, dasselbe dann durchexerzie­
ren mit den Bundesministern. die sicherlich nicht 
immer diese Aufgabe im Rechnungshofausschuß 
so wahrnehmen können. Ich erwarte mir, daß wir 
hier wirklich auch gemeinsam effizienter arbeiten 
können. 

Eines muß ich namens der sozialdemokrati­
schen Fraktion zurückweisen. Es wurden hier 
Kreisky und die Glanzstoff Austria AG St. Pölten 
erwähnt: Wabl, wenn du zu beweisen glaubst, daß 
Kreisky damals eine besondere Industriepolitik in 
Österreich betrieben hätte, weil dort kommunisti­
sche Betriebsräte waren - ich weiß das gar nicht 
-, dann muß ich das zurückweisen. Kreisky ist es 
darum gegangen, österreichische Beschäftigungs­
politik durchzuführen. Das hat er wiederholt be­
wiesen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Ich will nun kurz 
Stellung beziehen zum Rechnungshofbericht be­
treffend die Verschmelzung der Osterreichischen 
Länderbank AG und der Zentralsparkasse Kom­
merzialbank AG, Wien. 

Der Bericht liegt vor, und ich habe ihn dreimal 
durchgelesen. Darin wird festgehalten, daß die 
Verschmelzung zwischen Länderbank und Zen­
tralsparkasse fachgerecht durchgeführt worden 
ist. Meiner Meinung nach ist für uns alle das 
Hickhack, das sich vor einigen Monaten abge­
spielt hat, peinlich. Namens der sozialdemokrati­
schen Fraktion bitte ich - ich will die Kontrolle 
nicht hintanhalten, wir bekennen uns selbstver­
ständlich dazu -, solche Dinge nicht einreißen 
zu lassen. 

Meine Damen und Herren! Die Diskussionen 
betreffend die Kontrol1e der Bank Austria, die 
sich in der Öffentlichkeit abgespielt haben, haben 
nicht nur der Bank Austria, sondern auch der 
österreichischen Wirtschaft und der Wiener Wirt­
schaft sehr geschadet. Es wurde vom Kollegen 
Steinbauer heute schon angesprochen, daß die 
Mitglieder des Rechnungshofausschusses, der 
Präsident des Rechnungshofes und seine Mitar-

beiter versuchen sollten, gemeinsam eine bessere 
Arbeitsbasis zu finden. 

Ich muß dem Kollegen Steinbauer in einem 
Punkt recht geben: Diese Rohberichte haben 
mich und auch meine Kollegen und Kolleginnen 
der sozialdemokratischen Fraktion gestört. Ich 
will zwar nicht von einem Skandal reden, meine 
Damen und Herren, betone aber, daß ich als 
österreichiseher Abgeordneter nicht bereit bin, 
einen Rohbericht, um Informationen zu erhalten, 
am Schwarzmarkt zu kaufen. Den Rohbericht des 
Rechnungshofes kann man in irgendwelchen Re­
daktionen um "schwarzes Geld" kaufen. Ich bin 
wirklich nicht bereit dazu. 

Es ist meiner Meinung nach eine Schande 
ich spreche das aus -, daß wir nicht in der Lage 
sind, zumindest die Klubvorsitzenden in diese 
Abhandlungen einzubinden, damit wenigstens In­
formationen über die Parlamentsklubs abgegeben 
werden können. (Beifall bei der SPÖ.) 

Hier stellen sich für die Zukunft gemeinsame 
Herausforderungen, und wir sind namens der so­
zialdemokratischen Fraktion zu einer effiziente­
ren Zusammenarbeit bereit. Wir wollen auch in 
Zukunft eine Kontrolle, denn sie ist notwendig, 
aber eine Skandalisierung lehnen wir ab. Nicht 
nur, daß es unserer Reputation schadet, es schä­
digt auch die österreich ische Wirtschaft. Wir wol­
len in die EG, und wir haben herzeigbare Lei­
stungen, die wir besser verkaufen sollten. - Dan­
ke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 22.33 

Präsident: Zu Wort gelangt Herr Abgeordneter 
Hans Helmut Moser. 

22.33 

Abgeordneter Moser (Liberales Forum): Sehr 
geehrter Herr Präsident! Herr Bundesminister! 
Herr Präsident des Rechnungshofes! Hohes Haus! 
Zur Diskussion stehen heute zwei Berichte des 
Rechnungshofes; zum einen der Nachtrag zum 
Tätigkeitsbericht des Rechnungshofes für das 
Verwaltungsjahr 1991 und zum anderen der Be­
richt des Rechnungshofes über die Durchführung 
besonderer Akte der Gebarungsüberprüfung be­
treffend die Haftungsübernahme des Bundes bei 
der Ausfuhrförderung. 

Meine Damen und Herren! Wir diskutieren 
heute einen Bericht des Rechnungshofes betref­
fend die Prüfung im Verwaltungsjahr 1991. 
Wenn ich "heute" sage, dann ist das Okto­
ber 1993, das heißt, es sind fast zwei Jahre ver­
gangen. Meine Vorredner haben schon festgehal­
ten - ich möchte das nur noch unterstreichen -, 
daß eine Aktualität bei einer derartigen Bericht­
erstattung sicherlich nicht mehr gegeben ist. Da­
her wäre es angebracht und höchst an der Zeit -
und wir sollten die vor uns stehenden Reformen 
des Rechnungshofes dazu benützen -, daß diese 
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Berichterstattung abgeändert wird. Ich meine da­
mit, daß wir von diesen zusammenfassenden Be­
richten des Rechnungshofes, wie wir hier einen 
haben, mit den entsprechenden Nachträgen weg­
kommen und zu einer Vielzahl von Einzelberich­
ten übergehen sollten, weil damit doch eine we­
sentlich größere Aktualität gegeben wäre. 

Nun zum Bericht des Rechnungshofes über die 
Haftungsübernahmen. - Meine Damen und Her­
ren! Auch hier ist es zunächst einmal bemerkens­
wert, daß dieser Prüfungsbericht seine Ursache in 
einem Antrag dieses Parlaments gehabt hat. Ich 
glaube daher, daß es zweckmäßig und notwendig 
wäre, daß dieses Hohe Haus, das Parlament ver­
mehrt vom Kontrollorgan Rechnungshof Ge­
brauch machen würde. Trotzdem - das muß 
auch hier angemerkt werden - ist es eigentlich 
bedauerlich, daß, wenn der Auftrag zu einer 
Überprüfung im Mai 1991 erteilt worden ist, erst 
im Oktober 1993 darüber diskutiert wird, also 
nach zweieinhalb Jahren eine Diskussion im Ple­
num dazu erfolgt. 

Meine Damen und Herren! Das soll in Zukunft 
vermieden werden. Es wird notwendig sein, Mit­
tel und Wege zu finden, damit, nachdem ein Auf­
trag an den Rechnungshof erteilt worden ist, ra­
scher und umfassender Bericht gelegt werden 
kann. 

Nun zu den Details dieses Berichtes: zum Prü­
fungsergebnis. Ich möchte festhalten - es han­
delt sich um die Überprüfung der Haftungsüber­
nahme des Bundes bei der Ausfuhrförderung -, 
daß der Finanzminister ermächtig~ ist, die öster­
reichischen Ausfuhren durch die Ubernahme der 
Haftung des Bundes entsprechend zu fördern. 
Die Entscheidung liegt also kraft Gesetzes beim 
Finanzminister. Ich möchte schon die Frage stel­
len, ob dies aus der Sicht des Parlaments gerade 
angesichts der Höhe, um die es hier geht, noch 
zweckmäßig und vertretbar ist. 

Ich möchte Ihnen die Vergleichszahlen der 
Ausfuhrförderungen vorlesen: 1981 waren es 
184,7 Milliarden Schilling, die innerhalb von 
zehn Jahren auf 288,4 Milliarden Schilling ange­
wachsen sind. 1981 hatten wir eine Ausfuhrfinan­
zierungsförderung in der Höhe von 103,4 Milliar­
den Schilling, 1991, also zehn Jahre später, mach­
ten sie bereits 148,6 Milliarden Schilling aus. Das 
heißt, das Volumen 1981 betrug 288,1 Milliarden 
Schilling, 1991 hatte es sich bereits um rund 
80 Prozent erhöht, machte also 436,9 Milliarden 
Schilling aus. 

Meine Damen und Herren! In diesem Zusam­
menhang stelle ich schon die Frage, ob es tatsäch­
lich sinnvoll und vertretbar ist, daß der Finanzmi­
nister die Möglichkeit bekommt, über einen der­
artigen Haftungsrahmen zu entscheiden, oder ob 
es nicht sinnvoller und zweckmäßiger wäre, im 

Rahmen der Entscheidung bei der Festlegung der 
Haftungsübernahme durch den Bund doch das 
Parlament und insbesondere den Hauptausschuß 
des Nationalrates oder den Budgetausschuß mit­
einzubeziehen. Dies erscheint mir auch ange­
sichts der Tatsache, daß - wie es auch aus dem 
Bericht klar hervorgeht - es zunehmend schwie­
riger geworden ist, das politische Risiko für die 
Übernahme von derartigen Haftungen abzuschät­
zen, notwendig zu sein. Außerdem können bei 
Eintritt des politischen Risikos die Forderungen 
gegenüber den Abnehmern in einem Schuldner­
staat gleichzeitig schlagend werden, und das be­
deutet, daß der Bund beziehungsweise der Steu­
erzahler entsprechend zur Kasse gebeten wird. 

Der Rechnungshof hat Bemühungen, zu Um­
schuldungen zu kommen, insbesondere im Zu­
sammenhang und im Einvernehmen mit anderen 
Gläubigerländern, im Rahmen des Clubs von Pa­
ris ausgezeichnet. Daher muß ich festhalten und 
feststellen, daß seitens des Rechnungshofes doch 
berechtigterweise Nachteile derartiger Vorgangs­
weisen aufgezeigt worden sind. Nachteile in dem 
Sinn, daß die Schuldnerstaaten wegen andauern­
der wirtschaftlicher Schwäche - eine derartige 
Entwicklung ist zumindest in einem überschauba­
ren Zeitraum bei jenen Ländern zu erwarten, de­
nen zunächst geholfen werden soll, sei es den 
Ländern im Osten, im früheren Ostblock oder 
Ländern der Dritten Welt - die haftungsbesi­
cherten Forderungen nicht mehr bedienen kön­
nen. Das heißt, der Schuldnerstaat erlangt seine 
Zahlungsfähigkeit trotz dieser Umschuldungsver­
einbarungen nicht mehr. Dies trifft in voller Kon­
sequenz den Bund, und zwar nicht nur im Rah­
men der erteilten Haftung, sondern es kommen 
auch noch Zinsen und Zinseszinsen dazu. Daher 
kommt es zu einer besonderen Belastung des Fi­
nanzhaushaltes, und hier liegt aus unserer Sicht 
die besondere politische Brisanz dieser Vorgangs­
weise. Ich bin sehr froh, daß diese Tatsache, diese 
Situation auch vom Rechnungshof aufgezeigt 
werden konnte. 

Der Rechnungshof hat festgestellt - wir soll­
ten uns das im Hohen Haus durch den Kopf ge­
hen lassen und sollten überlegen, ob wir nicht den 
Vorstellungen des Rechnungshofes gerecht wer­
den müssen -, daß die gewählte Methode der 
Umschuldung der Schuldnerländer finanziell we­
sentlich ungünstiger ist, als wenn der Bund im 
Umschuldungsfall gleich budgetwirksame Zah­
lungen geleistet hätte. Viele Vorteile würden sich 
daraus ergeben, und daher bin ich der Meinung, 
daß man sich aufgrund der hier im Bericht aufge­
zeigten Vorteile überlegen sollte, ob man nicht 
diesen Weg einschlagen möchte. 

Ich möchte noch auf einen anderen Punkt hin­
weisen, und zwar, daß es eigentlich durch die ge­
wählte Form dieser Umschuldung zu einer ver-
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deckten Entwicklungshilfe kommt. Entwick­
lungshilfe ist gut, Entwicklungshilfe ist notwen­
dig, und gerade für ein Land wie Österreich be­
steht die Notwendigkeit, zusätzliche Entwick­
lungshilfe zu leisten. Aber ich glaube, daß es nicht 
günstig ist, über den Umweg der Übernahme von 
Haftungen bei der Ausfuhr indirekt Entwick­
lungshilfe zu leisten. Das ist auch nicht im Inter­
esse und im Sinne der internationalen Organisa­
tionen. 

Ich möchte zusammenfassend festhalten: Das 
Ergebnis zeigt, daß die Überprüfung durch den 
Rechnungshof absolut notwendig war. Die Über­
prüfung hat im Zeitraum 1991 bis 1993 stattge­
funden, die letzte war 1974 bis 1975, es sind also 
fast 18 Jahre dazwischen vergangen. Für die Zu­
kunft möchte ich anregen, daß es vielleicht doch 
zweckmäßiger und günstiger wäre, bestimmte Be­
reiche der Finanztätigkeit des Bundes in kürzeren 
Abständen zu überprüfen. Es ist aber auch not­
wendig, die alleinige Verantwortlichkeit des Fi­
nanzministeriums beziehungsweise des Finanzmi­
nisters zu überdenken. Meiner Ansicht nach soll­
te bei der Gewährung dieser Haftungen doch die­
ses Hohe Haus, das Parlament miteinbezogen 
werden, denn immerhin handelt es sich um Grö­
ßenordnungen von mehr als der Hälfte eines Jah­
resbudgets. Außerdem sollte diese indirekte Ent­
wicklungshilfe, die ich vorhin angeschnitten habe, 
nicht durchgeführt werden. Aus all diesen Grün­
den müßte die bisherige Vorgangsweise geändert 
werden. 

Aus dieser Sicht wird das Liberale Forum die­
sen Bericht ablehnen, wir werden die Zustim­
mung dazu nicht geben. (Beifall beim Liberalen 
Forum.) 

Da meine Vorredner auf Aspekte der Reform 
des Rechnungshofes eingegangen sind, möchte 
ich ganz kurz einige Anmerkungen dazu machen. 
Auch wir sind der Auffassung, daß der Rech­
nungshof ein sehr wesentliches Kontrollinstru­
ment des Parlaments ist. Es ist daher notwendig, 
daß sich das Hohe Haus öfter dieses Instruments 
zur Kontrolle der Verwaltung bedient. Wir sind 
aber auch der Meinung, daß unbeschadet der Tat­
sache, daß der Rechnungshof seine Arbeit bisher 
ausgezeichnet geleistet hat, eine Reform notwen­
dig ist. Es erscheint aber nicht sinnvoll, jetzt aus 
der Hüfte geschossen, wie man so schön sagt, Re­
formen zu diskutieren oder zu beschließen, son­
dern es ist notwendig, die Ergebnisse der Reform­
kommission, die da eingesetzt ist, abzuwarten. Es 
soll ja keine Husch-Pfusch-Aktion werden. Und 
ich glaube, daß es auch nicht notwendig ist, wie 
Kollege Steinbauer gemeint hat, eine seichte Lö­
sung bei der Reform des Rechnungshofes anstre­
ben zu müssen. 

Wir sollten die Möglichkeit nutzen, zu einer 
Reform zu kommen, die über längere Zeit hält 

und sowohl im Interesse des Parlaments als auch 
in Interesse dieser Kontrolleinrichtung ist. 

Aus unserer Sicht erscheinen mir einige Punkte 
besonders wichtig: Zunächst einmal sollte die 
Pr~fungskompetenz des Rechnungshofes ausge­
weitet werden, außerdem müßte vor allem die 
D.~rch~etzbar~eit der Prüfungsergebnisse ge­
wahrleistet sem. Es geht vor allem darum, daß in 
Zukunft ein Bereich auf jeden Fall durch den 
Rechnungshof geprüft werden kann, und zwar: 
Es muß verhindert werden, daß man aufgrund 
der Flucht aus dem Budget keine echte Überprü­
fung der Gebarung des Bundes mehr wahrneh­
men kann. Ich habe schon erwähnt, es kommt mir 
darauf an, daß die Durchsetzbarkeit der Rech­
nungshofberichte gewährleistet ist. 

Zum zweiten erscheint es wenig sinnvoll, daß 
eine begleitende Kontrolle durch den Rechnungs­
hof durchgeführt wird. Eine derartige begleitende 
Kontrolle durch den Rechnungshof erscheint uns 
deshalb unvereinbar, weil es nicht angeht, daß 
dieselbe Institution, die die begleitende Kontrolle 
macht, in der Folge dann auch die Ex-post-Kon­
trolle macht. Wir sind der Auffassung, daß auch 
weiterhin die Ex-post-Kontrolle durch den Rech­
nungshof im Vordergrund zu stehen hat. 

Zum dritten: Wir meinen auch, daß der Bun­
desrechnungsabschluß künftig nicht mehr vom 
Rechnungshof, sondern vom Finanzminister vor­
gelegt werden müßte. Außerdem müßte dieser 
Bundesrechnungsabschluß früher präsentiert, 
ausführlicher im Parlament debattiert und als 
Grundlage für die jeweiligen Budgetberatungen 
genommen werden. 

Ein letzter und sehr wesentlicher Punkt aus un­
serer Sicht ist: Es muß auch zu einer inneren Re­
organisation des Rechnungshofes kommen. Vor 
allem erscheint es uns notwendig, daß die Bedien­
steten des Rechnungshofes aus dem allgemeinen 
Besoldungsschema des Bundes herausgenommen 
werden. Es gibt für viele andere Bereiche Sonder­
regelungen, und mir erscheint es besonders wich­
tig, daß es auch zu einer Sonderregelung für den 
Rechnungshof kommt. 

Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Ich 
komme zum Schluß: Obwohl das Liberale Forum 
diese beiden Berichte ablehnen wird, möchte ich 
mich an dieser Stelle besonders bei den Beamten 
des Rechnungshofes für ihre besonders qualifi­
zierte und allgemein anerkannte Arbeit bedan­
ken. - Ich danke für die Aufmerksamkeit! (Bei­
fall bei"!; Liberalen Forum sowie bei Abgeordne­
ten der 0 VP.) 22.47 

Präsident: Zu Wort gelangt der Herr Bundes­
minister. Ich erteile es ihm. 
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22.47 
Bundesminister für Finanzen Dkfm. Lacina: 

Sehr verehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Mei­
ne sehr verehrten Damen und Herren! Ich möch­
te zunächst einige Bemerkungen des Herrn Abge­
ordneten Wabl richtigstellen. 

Herr Abgeordneter! Sie haben behauptet, das 
Unternehmen der Staatswirtschaft, die Glanzstoff 
Austria AG, sei von Bundeskanzler Kreisky be­
straft worden, indem es keine Subventionen sei­
tens der öffentlichen Hand bekommen habe, und 
zwar deshalb, weil diese Firma einen kommunisti­
schen Betriebsrat oder eine kommunistische Be­
triebsratsmehrheit gehabt habe. 

Ich darf zur Wahrung der geschichtlichen 
Wahrheit eines sagen: Herr Abgeordneter! Dieses 
Unternehmen geriet nach dem Zweiten Welt­
krieg, nach dem Potsdamer Abkommen als ein 
Unternehmen des ehemaligen deutschen Eigen­
tums in die Verwaltung der sowjetischen Militär­
macht. Natürlich, wie viele dieser Unternehmun­
gen, war auch dieses Unternehmen sehr stark un­
ter dem Einfluß der Kommunistischen Partei 
Österreichs und hat zweifellos über eine kommu­
nistische Betriebsvertretung verfügt. Allerdings 
war bis zum Staatsvertrag der spätere Bundes­
kanzler Kreisky bestenfalls Staatssekretär und si­
cherlich nicht für Subventionen an USIA-Betrie­
be zuständig. 

Ab dem Jahre 1956, wie Sie dem Rechnungs­
hofbericht entnehmen können, war dieses Werk 
kein Werk der Staatswirtschaft, sondern hat zum 
holländischen Akzo-Konzern gehört. 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Der hollän­
dische Akzo-Konzern hat dieses Werk bis zum 
Jahre 1983 geführt. Es ist in diesen Jahren immer 
wieder zu zyklischen Schwierigkeiten in diesem 
Werk gekommen, die mit dem Produktionspro­
gramm sehr eng zusammengehangen sind. Man 
versuchte, diese Probleme insbesondere mittels 
massiver Unterstützungen des Bundesministeri­
ums für soziale Verwaltung abzufangen. Nach­
dem allerdings der ausländische Konzern im Jah­
re 1982 letzten Endes beschlossen hatte, dieses 
Werk zu schließen, kam es zu Verhandlungen, die 
folgende Grundlage hatten, sehr verehrter Herr 
Abgeordneter: 

Es ist die neu gegründete Gesellschaft für Bun­
desbeteiligungen an Industrieunternehmungen, 
die GBI - ich kann Ihnen das deshalb so genau 
sagen, weil ich damals die Position des Staatsse­
kretärs im Bundeskanzleramt innegehabt habe, 
und daher mit dieser Frage befaßt war -, von 
Bundeskanzler Kreisky gebeten worden, sich die­
ses Werk genau anzusehen, um dort die Arbeits­
plätze zu erhalten. Das konnte zum Zeitpunkt 
seiner Bundeskanzlerschaft nicht mehr gemacht 

werden, denn dieses Unternehmen wurde erst 
Anfang April 1983 übernommen. 

Ich würde Sie bitten, das zur Kenntnis zu neh­
men und nicht Dinge zu behaupten, die mit dem 
Rechnungshofbericht in keinerlei Zusammen­
hang stehen, und leider auch nicht der geschicht­
lichen Wahrheit entsprechen. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Diese Gesellschaft für Bundesbeteiligungen an 
Industrieunternehmen, sehr verehrter Herr Ab­
geordneter, hat dann dieses Werk übernommen 
und dabei folgende Konditionen vorgefunden: Es 
wurden von dem holländischen Konzern, dem 
Akzo-Konzern, die Stillegungskosten gegen Ver­
bindlichkeiten des Werkes verrechnet, sodaß Ei­
genkapital entstand. Auf der anderen Seite sind 
jene Nachteile, die dem Akzo-Konzern dadurch 
entstanden sind, indem eine Kapazität nicht ge­
schlossen wurde, ebenfalls fiktiv berechnet und in 
Abschlag gebracht worden. Das war die Grundla­
ge dafür, daß dieses Werk überhaupt weiterge­
führt werden konnte. 

Es kam in weiterer Folge zu Rationalisierungs­
bemühungen, insbesondere zur Schließung der 
Generaldirektion in Wien und zur Weiterführung 
des Werkes, das - ich anerkenne die Kritik des 
Rechnungshofes; im übrigen steht dieses Werk 
nicht einmal mehr im indirekten Einflußbereich 
des Bundes, aber das ist historisch begründet -
erstmals seit langer Zeit wieder einen positiven 
Cash-flow und einen Gewinn erzielen konnte, 
wobei nach wie vor - das ist klar - sowohl das 
Produktionssortiment als auch die Produktion 
selbst unbefriedigend sind. 

Herr Abgeordneter! Es ist allerdings eines ge­
lungen, und in diesem Zusammenhang würde ich 
Sie bitten, sich zu informieren, bevor Sie Unter­
nehmen und Leute, die tatsächlich Aktivitäten ge­
setzt haben, beschuldigen. Es war damals so, daß 
die Gesellschaft für Bundesbeteiligungen an In­
dustrieunternehmungen nicht vorgehabt hat, tat­
sächlich dieses Werk zu führen. Ich habe damals 
persönlich mit dem Generaldirektor Winter, dem 
damaligen Generaldirektor der Lenzing AG, ein 
Gespräch geführt und ihn gebeten, zu überprü­
fen, ob die Firma Lenzing bereit sei, dieses Unter­
nehmen zu übernehmen, und zwar zum Nenn­
wert von einem Schilling. 

Herr Abgeordneter Wabl! Mir hat damals der 
Herr Generaldirektor geantwortet, er sehe sich 
nicht in der Lage, dieses Risiko zu übernehmen. 
Drei Jahre später hat die Firma Lenzing dieses 
Werk gekauft - ich glaube, der Kaufpreis betrug 
rund 100 Millionen Schilling. Das heißt also, für 
die GBI und für den Bund war das kein so 
schlechtes Geschäft. 
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Wenn das wahr wäre, was Sie behauptet haben, 
Herr Abgeordneter, nämlich daß die Firma Len­
zing nur an den Grundstücken des Unternehmens 
und nicht an den Arbeitsplätzen und an der Pro­
duktion interessiert war, dann stellt sich die Fra­
ge, warum hat sie das Unternehmen dann nicht 
im Jahre 1983 zum Nulltarif übernommen, son­
dern drei Jahre später 100 Millionen Schilling da­
für gezahlt und noch dazu das Werk bis jetzt ge­
führt. 

Sehr verehrter Herr Abgeordneter! Das ist si­
cherlich nicht so zu erklären, wie Sie meinen. Sie 
können Ihren Verdacht beruhigt in Ihren Akten­
koffer einsperren. Er wird vor allem aufgrund der 
bisher eingetretenen Entwicklung schwer nachzu­
weisen sein. 

Noch etwas: Es besteht kein Zweifel, daß dieses 
Unternehmen, daß dieser Betrieb mit einer gro­
ßen Hypothek aus der Vergangenheit, was die 
Veralterung der Maschinen, der Produktionsanla­
gen, aber auch das Produktionsprogramm be­
trifft, belastet ist. Es ist auch klar, daß das U nter­
nehmen jahrelang die Umwelt in und um 
St. Pölten belastet hat. 

Sehr verehrter Herr Abgeordneter! Aber dieses 
Unternehmen hat es geschafft - das war sicher­
lich nicht leicht zu finanzieren -, die Abwasser­
problematik und auch die Abluftproblematik zu 
bewältigen. 

Ich glaube, man muß sich darüber im klaren 
sein, daß ein Konflikt, sich auf der einen Seite 
Umweltschutzinvestitionen zu leisten, auf der an­
deren Seite aber damit Arbeitsplätze zu gefähr­
den, nicht so leicht zu lösen ist. In diesem Fall ist 
er mittels einer direkten Intervention des Bundes 
gelöst worden, die auch zum Erfolg geführt hat, 
indem nämlich nicht nur Arbeitsplätze erhalten 
werden konnten, sondern auch die Abwasserpro­
blematik und jetzt die Abluftproblematik bewäl­
tigt werden konnten. 

Das heißt, dieses Unternehmen, das nicht mehr 
zum Bundesbereich gehört, das im Mehrheitsei­
gentum einer Gesellschaft steht, die auch nicht 
mehr indirekt unter dem Einfluß des Bundes 
steht, hat dazu beigetragen, daß in einer Region, 
die nicht gerade mit Industriearbeitsplätzen ge­
segnet ist, rund 900 bis 1 000 Industriearbeits­
plätze erhalten werden konnten. - Vielen Dank, 
Herr Präsident! (Beifall bei der SPÖ.) 22.56 

Präsident: Danke, Herr Bundesminister. 

Zu Wort gelangt Herr Abgeordneter Murauer. 
Ich erteile es ihm. (Abg. 5 c h m i d t m eie r: Wel­
che Fraktion?) 

n~ _ _ 
Abgeordneter Murauer (OVP): Osterreichi­

sche Volkspartei. (Abg. Sc h m i d t me i er: Nein, 

von da oben.') Ach so! Das hängt mit dem Bericht 
zusammen, aber es stimmt schon, danke für den 
Hinweis. 

Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Bundesmi­
nister! Herr Präsident des Rechnungshofes! Mei­
ne Damen und Herren! Wir diskutieren heute zu 
fast mitternächtlicher Stunde Rechnungshofbe­
richte, die schon längere Zeit zurückliegen und in 
der Öffentlichkeit bereits diskutiert worden sind. 

Die heute vorliegenden Berichte erwähnen nur 
am Rande die Verschmelzung der Länder­
bank AG mit der Zentralsparkasse. Die Diskus­
sion in der Öffentlichkeit über das Thema, war­
um sich diese Bank erdreistet, die Prüfung des 
Rechnungshofes abzulehnen, hat bereits vor län­
gerer Zeit stattgefunden. Es werden nur am Ran­
de "Kunst am Bau", die Universale Bau AG und 
die Glanzstoff erwähnt. Die wirklichen Diskussio­
nen in der Öffentlichkeit betreffen aber andere 
Bereiche: die Angelegenheit rund um die Errich­
tung der Pyhrn Autobahn, die Situation der 
AMAG, das Burgtheater unter Peymann und den 
Verbundkonzern. Darüber gibt es Diskussionen 
und Medienberichte. Die Presse setzt sich aus­
führlich damit auseinander, es gibt genügend 
Stellungnahmen. Und nun meint der eine Abge­
ordnete, er müßte sich das eine oder andere poli­
tische Kleingeld aus diesen Rohberichten zusam­
menklauben. 

Diese Rohberichte werden in der Öffentlichkeit 
- ich glaube, das macht es aus - als Geheimpa­
piere gehandelt, in denen Verdächtigungen aus­
gesprochen werden. Man könnte jemanden even­
tuell beschuldigen, um im nachhinein zu erfah­
ren, daß dem nicht so ist, und dann muß man 
einiges revidieren. Es geht darum, daß man Skan­
dale projiziert und in der Öffentlichkeit Dinge 
darstellt, die vielleicht im Rohbericht aufgezeigt, 
jedoch noch keiner Rechtfertigung unterzogen 
wurden. 

Ich denke, wir müssen bei einer Rechnungshof­
reform darüber befinden, wie diese Rohberichte 
in Zukunft der Öffentlichkeit weniger zugänglich 
gemacht werden können. Sie sind in erster Linie 
dem Parlament zugedacht, und bei Diskussionen 
sollte der Bericht jenen Neuigkeitswert haben, der 
ihm zusteht. 400 Beamte stehen im Rechnungs­
hof hinter diesen Berichten. Sie bemühen sich, 
engagieren sich, führen rechtens Prüfungen 
durch, und sollen dann auch einer entsprechen­
den Diskussion unterzogen werden. 

Meine Damen und Herren! Ein persönlicher 
Fall aus meiner Region Steyr, in den ich mitein­
bezogen wurde, hat mich auf den Bericht der 
Haftungsübernahmen des Bundes bei der Aus­
fuhrförderung aufmerksam gemacht. Ein Betrieb 
hat eine Haftungsübernahme gebraucht, um die 
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Arbeitsplätze zu sichern, um den Bestand zu si­
chern, um weiter produzieren zu können. 

Diese Haftungsübernahmen sind sehr effiziente 
- möchte ich sagen - wirtschaftspolitische Maß­
nahmen. (Abg. Dkfm. Holger Bau e r: Die gehö­
ren doch nicht zu den Ausfuhrförderungen.' Haben 
Sie das schon kapiert?) Wie meinen Sie das? (Abg. 
Dkfm. Holger Bau e r: Da kann man darüber re­
den!) Das tun wir ja gerade, wir reden darüber, 
wie wichtig es wirtschaftspolitisch ist, daß diese 
Förderungen gestattet werden. (Abg. Dkfm. Hol­
ger Bau e r: Das hat mit den Ausjuhrjörderungen 
nichts zu tun! Das ist eine Subvention!) 

Und wahrscheinlich haben Sie, Herr Kollege 
Holger Bauer, noch keine Konfrontation damit 
gehabt, daß ein Betrieb auf diese Unterstützung, 
auf diese Haftungsübernahmen angewiesen ist. 
(Abg. Dkfm. Ho/ger Bau e r: Sie verstehen das 
nicht!) Das macht nichts. Sie können mir das, 
wenn Sie meinen, später noch einmal erklären. 

Ich meine, daß diese Ausfuhrförderung in 
Österreich einen besonderen Stellenwert hat, da 
wir besonders exportorientiert und exportabhän­
gig sind. (Abg. Dkfm. Holger Bau e r: Ich weiß, er 
nimmt es nicht so genau mit den Gesetzen.') Mein 
Gott, was wissen Sie nicht alles! Es ist frappie­
rend, wo Sie überall Bescheid wissen! 

Ich möchte feststellen, daß diese Haftungsüber­
nahmen das Risiko der Exportfirmen eindäm­
men. Sie sind für die exportorientierte Wirt­
schaftssicherung und für die Arbeitsplatzsiche­
rung von Bedeutung. Es ist einfach unsere Aufga­
be, daß wir diese Unterstützung gewähren, daß 
wir auch in den ehemaligen Ostblockstaaten -
und ich glaube, diesen neuen Demokratien 
kommt besonderer Stellenwert zu - soziale Si­
cherheit und Arbeitsplätze schaffen. Ich meine, 
daß das nicht zuletzt auch ein Beitrag zur Sicher­
heit in diesen Ländern und zu unserer eigenen 
Sicherheit ist. 

Der Rechnungshof kritisiert auch einige Posi­
tionen, es wurde von Vorrednern schon darauf 
hingewiesen. Der Haftungsrahmen, über den wir 
diskutieren. macht 1993 296 Milliarden Schilling 
aus. Das ist ein Betrag, der sich durchaus sehen 
lassen kann. Leider Gottes ist dieser Betrag aber 
auch durch Zinsen, Zinseszinsen, durch zu lang­
fristige Kredite beziehungsweise durch Nicht­
rückzahlung gewährter Haftungen zustande ge­
kommen. 

Eine weitere Rechnungshofkritik ist auch, daß 
dann und wann die Einflußnahme von außen zu 
massiv war. Obwohl die Kontrollbank Einsprüche 
dagegen erhoben und Bedenken angemeldet hat, 
hat man das positiv entschieden. (Abg. Par n i -
gon i: Es ist eLf Uhr!) Auch für die Diskussion 
über die komplizierten Umschuldungsmaßnah-

men und neuerlichen Kreditvergaben muß Zeit 
sein, Herr Kollege. Und obwohl die Rechnungs­
hofdebatte am Schluß auf der Tagesordnung 
steht, muß dieser, dem Stellenwert des Rech­
nungshofes entsprechend, genügend Zeit einge­
räumt werden. Gestatten Sie daher, daß die Red­
ner, die zum Rechnungshof sprechen, auch ihre 
Zeit haben dürfen. Ich glaube, man kann nicht in 
zwei Minuten alles abhandeln, nur weil jeder auf 
die Uhr schaut. Untertags spielt die Zeit ja auch 
keine Rolle! (Abg. Sc h i e der: Das ist natürlich 
auch eine Frage des Formulierungsgeschicks! ) 

Ich möchte noch auf die eine Kritik hinweisen, 
daß durch diese Umschuldungen und neuerlichen 
Kreditvergaben die Bankenförderung eher durch­
geführt wurde, als der gesetzliche Auftrag es vor­
sieht, der nicht mehr wahrgenommen wurde. Po­
len hat hier einen besonderen Stellenwert einge­
nommen, und wir haben 1981 24,6 Milliarden 
Schilling an Aushaftung gehabt. Hier gibt es 
schon Schwierigkeiten, mit neuen Krediten und 
neuen Verpflichtungen die einzelnen Rückzah­
lungen abzusichern. 

Ich möchte aber nicht unerwähnt lassen, daß 
der Rechnungshof in seiner Schlußbemerkung 
darauf hinweist, daß das wirtschaftliche Risiko 
bestens oder gut eingeschätzt wurde und im we­
sentlichen sparsam und zweckmäßig gewirtschaf­
tet wurde. Im Zusammenhang mit dem außenpo­
litischen Risiko bei Krediten an minder entwik­
kelte Volkswirtschaften gab es doch erhebliche 
Belastungen bei schlagend gewordenen Krediten. 

Wenn heute schon erwähnt wurde, daß die al­
leinige diesbezügliche Verantwortung der Finanz­
minister hat, so meine ich auch, daß dies in einer 
Reform überdacht werden sollte. Man sollte ein­
mal überlegen, ob diese alleinige Verantwortung 
noch zeitgemäß ist. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Es ist zu 
wünschen, daß in weiterer Folge mit der notwen­
digen kaufmännischen Sorgfalt durch Haftungs­
übernahme die Exportwirtschaft unterstützt und 
die Wirtschaftsentwicklung der sich im Aufbau 
befindlichen Länder ermöglicht wird. (Beifall bei 
der ÖVP.) 23.06 

Präsident: Der nächste Redner ist Abgeordne­
ter Holger Bauer. Er hat das Wort. 

23.06 

Abgeordneter Dkfm. Holger Bauer (FPÖ): 
Meine Herren Präsidenten! Herr Bundesminister! 
Meine geschätzten Kolleginnen und Kollegen des 
Hohen Hauses! Herr Kollege Murauer! Ich möch­
te Ihnen am Beginn meines Debattenbeitrages 
klarzumachen versuchen, worum es mir bei mei­
nem Zwischenruf gegangen ist. (Abg. Dr. Ca p: 
Der ist mißlungen!) Ja, darum versuche ich es 
noch einmal. Bei Ihnen, glaube ich, wird aber ein 
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zweites Mal auch nichts nützen. (Ironische Heiter­
keit bei der SPÖ.> Wie man in den Wald hinein­
ruft, so schallt es zurück, an das müßt ihr euch 
gewöhnen, liebe Genossinnen und Genossen. 

Es geht mir darum, einmal vorweg festzustel­
len, daß meine Fraktion und ich persönlich der 
Ausfuhrförderung und der Ausfuhrfinanzie­
rungsförderung grundsätzlich sehr positiv gegen­
überstehen. Wir sehen das für ein sehr positives 
und wichtiges wirtschaftspolitisches, exportwirt­
schaftlich wichtiges Instrument an, für die öster­
reichische Wirtschaft im allgemeinen und für die 
Exportwirtschaft im besonderen. 

Und worum es jetzt geht, ist folgendes: In den 
letzten Jahren, also in den Zeiten der großen 
Koalition, wird die eigentliche, ursprüngliche 
Zielsetzung der Ausfuhrförderung und der Aus­
fuhrfinanzierungsförderung, nämlich österreichi­
sche Exporte zu fördern, zunehmend mit anderen 
wirtschaftspolitischen Zielsetzungen, über die 
man durchaus reden kann, Herr Kollege Murau­
er, vermengt. Es ist nicht Sinn und Zweck und 
nicht im Sinne des Gesetzgebers, der diese Geset­
ze geschaffen hat, daß das mit anderen wirt­
schaftspolitischen Zielsetzungen und auch mit 
außenpolitischen und - wie ich fürchte - durch­
aus da und dort einmal mit parteipolitischen Ziel­
setzungen vermengt wird. 

Das geht schon allein deswegen nicht, weil sich 
dieses Exportförderungsinstrument bisher, bis 
vor kurzer Zeit, noch selbst finanziert hat. Das 
heißt also, die österreichischen Exporteure haben 
mit ihren Prämien, die sie beim Abschluß von 
Exportgeschäften zur Versicherung einbezahlt 
haben, andere wirtschaftspolitische, politische 
und parteipolitische Vorhaben mitfinanziert. Da­
rum geht es. Und das ist nicht zulässig, abgesehen 
davon. daß es nicht im Sinne des Gesetzes ist. 

Was meine ich damit? - Es werden in zuneh­
mendem Ausmaß wirtschaftspolitisch und risiko­
politisch motivierte Ablehnungen von Haftungs­
übernahmen seitens der zuständigen Prüfungsor­
gane per Weisung des Herrn Finanzministers um­
gangen. Auf Wunsch von anderen Regierungskol­
legen und Parteifreunden werden dann seitens ei­
nes - in dem Fall muß ich es wirklich sagen -
Politbüros diese Weisungen gegeben, und damit 
werden die Empfehlungen und die vorgeschlage­
ne Vorgangsweise der zuständigen Prüfungsorga­
ne in der Oesterreichischen Kontrollbank, aber 
auch in seinem eigenen Ministerium selbst außer 
Kraft gesetzt. Nachzulesen im einzelnen ist das 
bei den unter 9.6, 9.7, 10.1 (1) 10.1 (2) und 10.3 
expressis verbis ausgeführten Vorkommnissen. 

Ein Paradebeispiel finden Sie auf Seite 14 un­
ter der Ziffer 10.1 (2). Da geht es darum, daß 
seitens der Oesterreichischen Kontrollbank abge-

lehnt worden ist, eine Haftung zu übernehmen, 
weil das Geschäft, das dem Fall zugrunde lag, den 
Vorgaben der OECD widersprochen hat und kei­
nerlei stichhaltige Unternehmungszahlen vorge­
wiesen worden sind. Da hat die Kontrollbank ge­
sagt: Ein solches Exportgeschäft für eine solche 
Firma können wir nicht versichern, dafür können 
wir die Haftung nicht übernehmen. 

Was ist passiert? - Ein Mitarbeiter des Mini­
sterbüros hat der Oesterreichischen Kontrollbank 
erklärt: Schluß der Debatte, der Herr Bundesmi­
nister will die Haftung übernehmen. - Dann tun 
Sie es, Herr Bundesminister! Übernehmen Sie die 
Haftung, aber höchstpersönlich und nicht auf Ko­
sten des Steuerzahlers und der österreichischen 
Exportwirtschaft! Darum geht es, Herr Bundes­
minister. So können Sie das nicht machen! (Zwi­
schenbemerkung des Bundesministers Dkfm. L a -
ci n a.J Natürlich, so ist es. 

Entschuldigung, die zuständigen Beamten und 
Bankfachleute sagen: Das geht nicht. das ist kre­
ditpolitisch und risikopolitisch nicht tragbar! Hier 
kann die Republik Österreich die Haftung nicht 
übernehmen! - Und der Herr Minister geht her 
und sagt: Ich übernehme die Haftung. - Na dann 
soll er es tun! Aber selber und nicht auf Kosten 
der Steuerzahler! Darum geht es. (Beifall bei der 
FPÖ. - Bundesminister Dkfm. La ein a: Wel­
cher Schaden ist denn entstanden, Herr Abgeord­
neter?) 

Im Absatz 10.1 (2) steht das als wörtliches Zitat 
unter Anführungszeichen, und daher nehme ich 
an. daß es so gewesen ist. (Bundesminister Dkfm. 
La ein a: Welcher Schaden ist denn entstanden, 
Herr Abgeordneter?) 

Das steht nicht dabei. Aber es geht ja um das 
Prinzip. Und wenn es danebengeht, stehen Sie 
dann gerade dafür? - Sie stehen nicht gerade da­
für! Für gar nichts stehen Sie gerade! Und so geht 
das nicht. (Bundesminister Dkfm. La ci n a: Wer 
hat die politische Verantwortung? Die Beamten 
oder ich?) Dann gehen wir jeden einzelnen Fall 
durch. Das ist ja nicht der einzige Fall, der hier 
aufgezählt wird. (Bundesminister Dkfm. 
La ci n a: Dann gehen wir es durch!) Eine ganze 
Reihe von Fällen wird aufgezählt, insgesamt sind 
hier sechs derartige Fälle enthalten. Gehen wir 
jeden einzelnen durch, Herr Minister! Es fehlt 
mir nur leider aufgrund der gegebenen Blockre­
dezeit die Zeit dazu, das im einzelnen darzulegen. 
(Abg. Sc h i e der: Entweder - oder!) Na ja, so 
ist das. 

Sie können sich das ansehen. Sie müssen es ja 
nur lesen. Dann finden Sie genau den roten Fa­
den wieder: Wer die entsprechende Fürsprache 
hat, dem wird die Haftung gewährt, das Kreditri­
siko und das Exportrisiko abgenommen. Das ist 
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bei den einzelnen Fällen nachzulesen. Er muß 
nur den richtigen Zugang haben, dann funktio­
niert das. (Abg. Dr. No wo t n y: Das ist eine Un­
terstellung.') Nein, das ist keine Unterstellung! 
Herr Nowotny! Es ist furchtbar schwierig, wenn 
im Interesse einer zügigen Beratung Blockzeiten 
und Redezeitbeschränkungen festgelegt werden 
und dann verlangt wird. daß man auf jeden ein­
zelnen Fall im Detail eingeht. Ich kann das nicht. 
Ich kann nur auf Ehre und Gewissen sagen: Das 
ist alles hier zu lesen. Ich habe Ihnen sogar die 
Ziffern gesagt, unter denen das zu finden ist: Un­
ter den Punkten 9.6, 9.7, 10.1 (1), 10.1 (2), 10.3 
steht beispielsweise, daß ein Minister beziehungs­
weise ein Regierungsmitglied - vielleicht war es 
der Herr Bundeskanzler höchstpersönlich, ich 
weiß es nicht - angerufen hat. Wer das war, steht 
nicht im Bericht, und das erfährt man auch nicht, 
wenn man im Ausschuß fragt. Dieses Regierungs­
mitglied hat gesagt: Ich wünsche, daß dieses Ex­
portrisiko übernommen wird, daß dieses Export­
geschäft - in die Sowjetunion übrigens - ge­
macht wird. - Ich kann mir schon vorstellen, 
warum. Aber ich wollte nur sagen, daß ich mir 
das nicht aus den Fingern sauge und daß das kei­
ne Unterstellung ist, sondern daß das die Dinge 
sind, die Sie selber hier nachlesen können. 

Und auf diese Art und Weise, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren, ist auch leicht erklär­
lich, wie so manches Millionengeschäft bei den 
berühmten Staatsbesuchen zustande kommt. Man 
sagt ganz einfach: Leut'ln, exportiert in dieses 
Land! (Abg. Dr. Ca p: Nicht im Dialekt reden!) 
Dafür gibt es genügend Beispiele. Die Firmen 
würden das von sich aus nicht tun, weil sie sagen: 
Das politische und ökonomische Risiko, aus die­
sem Land jemals eine entsprechende Gegenlei­
stung für meine Waren lieferung oder für meine 
Dienstleistung zu erhalten, ist mir zu groß. Und 
da sagt man - damit man zu Hause ein entspre­
chendes Tamtam machen und sagen kann: So si­
chern wir eure Arbeitsplätze! -: Macht es nur, 
ich werde dafür Sorge tragen, daß die Oesterrei­
chische Kontrollbank dieses Exportgeschäft absi­
chert! Und so kommt es zustande, nicht immer 
und überall, aber in vielen Fällen. Und darum 
geht es. Und das ist meines Erachtens ebenfalls 
unzulässig. 

Zweiter Schwerpunkt meiner Kritik sind die im 
Zusammenhang mit schlagend gewordenen Haf­
tungsfällen praktizierten Umschuldungen. Da 
gibt es Umschuldungen von Umschuldungen. Da 
gibt es neuerliche Umschuldungen der Umschul­
dungen. Es gibt einen Fall, da wurde im Zusam­
menhang mit einem Darlehen an ein Land insge­
samt sechsmal bisher umgeschuldet, mit dem Er­
gebnis, daß unterm Strich Zinsen und Zinseszin­
sen immer mehr anwachsen, und somit die Schul­
denlast, die ja letztlich dann doch von der Repu-

blik, sprich: vom österreichischen Steuerzahler, 
zu tragen ist, weiter anwächst. 

Der einzige Sinn und Zweck dieses Manövers, 
ständig umzuschulden, bis zu sechsmal, ist, daß 
das Ausfallsrisiko zur Budgetschonung in die Zu­
kunft verschoben wird. - Wie man das eben auch 
in anderen Bereichen und mit anderen Instru­
mentarien tut. Ob es sich um außerbudgetäre Fi­
nanzierungen oder sonstige VerwaItungsschulden 
handelt: Dritte Spielart dieser Methode ist eben 
die Übernahme von Haftungen beziehungsweise 
das Hinausschieben von schlagend gewordenen 
Haftungsfällen in die Zukunft. 

Dritter Punkt meiner Kritik in aller Kürze: 
Durch die geschilderten Vorgangsweisen wird die 
Exportförderung - und damit schließt sich der 
Kreis zu meinen eingangs gemachten Bemerkun­
gen im Zusammenhang mit jenen des Herrn Kol­
legen Murauer - zur Förderung, man könnte 
auch sagen: zur Subventionierung, von gewissen 
Betrieben mißbraucht, von Betrieben und von 
Banken - aber das sind ja auch Betriebe -, in­
dem diese eben Umschuldungskredite gewähren. 
Beide, denen das zugute kommt, gehören über­
wiegend dem verstaatlichten Sektor an. Das ist 
also eine weitere und zusätzliche Spielart, auf die 
oft nicht geachtet wird, nämlich verstaatlichte 
Unternehmungen auf Kosten der Unternehmen 
der Privatwirtschaft zu subventionieren, die mit 
ihren Prämien dieses ganze System - bis jetzt 
zumindest - finanziert und abgesichert haben. 

Das ist der Ansatzpunkt unserer Kritik und 
meine Sorge, daß man mit dieser Art von Politik 
dieses an sich - ich wiederhole es - wertvolle 
Instrument, das sich bis jetzt selbst getragen hat, 
ruiniert und mißbraucht. Und das kann nicht im 
Sinne einer guten und richtigen Fort- und Wei­
terentwicklung der österreichischen Exportwirt­
schaft sein. (Beifall bei der FPÖ. - Abg. Dr. 
Ca p: Der Zwischenruf war besser.' - Abg. E I -
me c k e r: Tosender Applaus.') 23.18 

Präsident: Zu Wort gelangt Herr Abgeordneter 
Wolfmayr. Ich erteile es ihm. 

23.18 
Abgeordneter Wolfmayr (SPÖ): Herr Präsi­

dent! Herr Bundesminister! Herr Präsident des 
Rechnungshofes! Hohes Haus! Meine Damen 
und Herren! In Anbetracht der vorgeschritte­
nen Zeit, es ist bereits 23.15 Uhr (Abg. Dr. 
Sc h w im m e r: 23.18 Uhr!), werde ich mich 
nicht mehr so ausführlich wie mein Vorredner 
mit dem Tätigkeitsbericht und mit dem Nachtrag 
zum Tätigkeitsbericht und den Haftungsübernah­
men im Ausfuhrförderungsgesetz beschäftigen. 

Ich möchte aber noch ein paar Beiträge zu mei­
nen Vorrednern bringen. Herr Kollege Holger 
Bauer hätte sich im Ausschuß intensiv mit diesen 
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einzelnen Punkten auseinandersetzen können. Es 
gab von der Opposition bis jetzt nur unsachliche 
Kritik. Kollegin Apfelbeck hat polemisiert. (Zwi­
schenruf des Abg. Dkfm. Holger Bau er.) Nein, 
Herr Kollege. Doch Kollegin Apfelbeck hat nur 
Polemik betrieben und hat alles abgelenkt. Mit 
einem Thema, das nicht mehr aktuell ist, denn das 
ist schon dem Reformkomitee zugewiesen wor­
den, nämlich mit der Frage des Vizepräsidenten, 
wollte sie noch punkten. Ich will es gar nicht 
mehr anschneiden, aber es ist so. 

Kollege Steinbauer hat einen sehr positiven 
Beitrag gebracht: Wir als Parlament sollen den 
Rechnungshof als Institution und als Kontrollor­
gan viel besser nützen. - Das ist ein gemeinsa­
mes Anliegen. Die Möglichkeiten der Prüfung 
und des Kontrollierens werden wir natürlich bes­
ser nützen, um auch in Zukunft Mißstände ver­
meiden und abbauen zu können. 

Kollege Wabl hat uns zur besseren Zusammen­
arbeit eingeladen, damit wir ein besseres Ergebnis 
erzielen. Auf diese Zusammenarbeit bin ich per­
sönlich schon sehr gespannt, denn ich bin jetzt 
seit drei Jahren in diesem Ausschuß, und ich ken­
ne seine Arbeit. 

Ich hoffe, lieber Kollege Wabl, du arbeitest 
konstruktiv mit und machst weniger Pressekonfe­
renzen während der Ausschußsitzungen! (Abg. 
Par ni gon i: Da hat der Wolfmayr aber wirklich 
recht!) 

Die Anregung des Kollegen Moser gehört be­
reits zu unseren Vorhaben, und zwar die Auswei­
tung der Kontrolle und vor allem die begleitende 
Kontrolle. Das ist eine Forderung der sozialde­
mokratischen Parlamentsfraktion. 

Ganz kurz noch: Mit den Prüfungsergebnissen 
haben sich sehr wenige beschäftigt. Diese beinhal­
ten sehr viel. Bei genauerem Studium ist aber her­
ausgekommen, daß die drei großen geprüften 
Firmen - Universale, Glanzstoff AUSTRIA und 
AG für Bauwesen - doch ein sehr positives Er­
gebnis gebracht haben. Und der Dialog des Rech­
nungshofes mit den geprüften Unternehmen hat 
schon während der Prüfung sehr vieles hervorge­
bracht. Die Vorhalte wurden abgestellt. Es wur­
den Veränderungen herbeigeführt und die Anre­
gungen umgesetzt. 

Dank gebührt dem Rechnungshof aber auch, 
weil er in diesen Prüfungsbericht erstmalig einen 
Ausblick über die zukünftige Entwicklung dieser 
Unternehmen aufgenommen hat. Das ist ein 
wichtiger Aspekt und gehört auch einmal hier im 
Hohen Hause gewürdigt. Ich hoffe, daß einer der 
nächsten Berichte des Rechnungshofes zu einer 
anderen Zeit diskutiert werden wird und wir uns 
ausführlicher mit diesem Thema beschäftigen 
können. - Die SPÖ-Fraktion wird diesem Be-

richt natürlich zustimmen. - Ich danke für die 
Aufmerksamkeit. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 
23.21 

Präsident: Zum Wort gelangt Abgeordneter 
Gilbert Trattner. 

23~ _ 

Abgeordneter Mag. Trattner (FPO): Sehr ge­
ehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Bun­
desminister! Sehr geehrter Herr Präsident des 
Rechnungshofes! Ich möchte nur ganz kurz auf 
die Verschmelzung der Länderbank mit der Zen­
tralsparkasse eingehen, welche im Jahr 1991 voll­
zogen worden ist. (Abg. E l m eck e r: Das war 
eine gute Geschichte!) 

Es ist zwar vor einem halben Jahr die Diskus­
sion entbrannt, ob der Rechnungshof dort Prü­
fungskompetenz erlangen soll oder ob er keine 
Prüfungskompetenz erlangen soll. Ich kann mich 
natürlich auch dem Argument des Herrn Gene­
raldirektor Haiden anschließen, wenn er sagt, das 
Bankgeheimnis wäre durch eine Prüfungskompe­
tenz des Rechnungshofes unter Umständen ge­
fährdet. 

Und wenn man das in den letzten Wochen ver­
folgt und gesehen hat, wie durchlässig entweder 
der Rechnungshof oder die geprüfte Stelle ist, 
dann muß ich eigentlich dem Herrn Generaldi­
rektor wieder recht geben, wenn er auf diesem 
Standpunkt verharrt ist. 

Andererseits sprechen aber sehr viele Argu­
mente dafür, daß der Rechnungshof sehr wohl in 
diese Bank Austria Einblick bekommen sollte. 
Wenn wir ganz kurz zurückgehen: Im Jahr 1981 
hat die damalige Länderbank ein eigenes Gesetz 
gebraucht, um nach den Großinsolvenzen von 
Eumig und Klimatechnik, die insgesamt 4 Milli­
arden Schilling ausgemacht haben, weiter fortbe­
stehen zu können. Diese sogenannte Lex Länder­
bank hat es der Länderbank gestattet, diesen For­
derungsausfall nicht innerhalb eines Jahres sofort 
abzuschreiben, das wäre nämlich aufgrund der 
damaligen Lage der Länderbank gar nicht mög­
lich gewesen, sondern auf einen längeren Zeit­
raum von 25 Jahren gleichmäßig abzugrenzen. 

Und weiters hat der Bund auch Garantien in 
zweifacher Form übernommen. Der Bund hat 
eine Zinsgarantie für dubiose Forderungen in der 
Größenordnung bis 2,971 Milliarden Schilling 
übernommen, und weiters hat der Bund eine Ga­
rantie für die Wertberichtigung der Forderungen, 
nämlich für die notwendigen Tilgungen, über­
nommen. 

1986 ging die Länderbank wieder zum Finanz­
minister und hat gesagt: Wir müssen diesen Ver­
trag jetzt wieder ändern, denn der Länderbank 
geht es noch immer nicht gut. Dann hat man die­
sen Vertrag, diese sogenannte Lex Länderbank, 
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auf Wunsch der Länderbank wegen ihrer schlech­
ten Ertragslage wieder geändert. Und schließlich 
und endlich hat man bis zum Oktober 1991 ins­
gesamt 2,6 Milliarden Schilling aus dem österrei­
chischen Steuertopf an die Länderbank übertra­
gen. 

Das ist natürlich ein Grund, warum der Rech­
nungshof dort Einschau halten sollte. Und bei 
diesen Verschmelzungsüberlegungen zwischen 
der Länderbank und der Zentralsparkasse haben 
die Bundeszuschüsse natürlich eine große Rolle 
gespielt. Denn wären die Bundeszuschüsse da­
mals versiegt, dann wäre die Länderbank nicht 
ein so attraktiver Partner gewesen wie nachher, 
als man der Länderbank vom Bund weiter Zu­
schüsse zugeordnet hat, und zwar Zuschüsse in 
der Größenordnung von neun Tilgungsraten von 
1993 bis zum Jahr 2001 zu jeweils 173,5 Millio­
nen Schilling und mit einer Schlußzahlung im 
März 2001 in der Größenordnung von 866,4 Mil­
lionen Schilling. 

Und in den Zeiten, in denen es der Länderbank 
so schlecht gegangen ist, daß man auf Staatszu­
schüsse angewiesen war, hat man sich eine Lea­
singgesellschaft in England angelacht. Man hat 
dort eine 51-Prozent-Beteiligung erworben. Ob­
wohl es im Aufsichtsrat zu einem einstimmigen 
Beschluß gekommen ist, steht im Rechnungshof­
bericht: Der Aufsichtsrat hat mit einem gewissen 
Bauchweh entschieden. 

Und was ist herausgekommen? - Innerhalb 
von einem Jahr tauchte sofort ein Wertberichti­
gungsbedarf in der Größenordnung von 800 Mil­
lionen Schilling auf. Die Gesamtverpflichtung der 
Länderbank gegenüber der englischen Leasingbe­
teiligung macht 2 Milliarden Schilling aus, und es 
gibt weitere Patronanzerklärungen in der Grö­
ßenordnung von 3 Milliarden Schilling. Das 
heißt, es handelt sich um ein Paket von 5 Milliar­
den Schilling, und dem gegenüber steht eine mi­
serable Bilanz der Leasinggesellschaft. Und offen­
sichtlich hat es in der Länderbank damals nie­
mand der Mühe wert gefunden, sich diese Lea­
singgesellschaft einmal wirklich anständig anzu­
schauen, nämlich dort eine ordentliche Risikobe­
urteilung durchzuführen. 

Und diese verschmolzene Bank Austria ist 
nicht ein Kreditunternehmen wie jedes andere. 
Dieses Institut steht ja faktisch nicht nur im öf­
fentlichen Eigentum, sondern es zieht aus dieser 
Position auch Wettbewerbsvorteile gegenüber an­
deren Banken in Österreich. 22 Prozent dieses In­
stituts gehören dem Bund und 55 Prozent gehö­
ren der Anteilsverwaltung Zentralsparkasse 
Wien. Und diese Anteilsverwaltung Zentralspar­
kasse Wien ist auch ein Instrument, das im Spar­
kassengesetz verankert ist. Dort gibt es im Grun­
de genommen keinen Eigentümer, sondern es 

gibt nur eine Lösung, was im Falle einer liquida­
tion passieren soll. 

Aber die Gemeinde Wien haftet natürlich für 
diese Zentralsparkasse, und der Gemeinderat be­
stellt die Mitglieder des Sparkassenrates, und da­
mit bestellt er auch die Mitglieder des Aufsichts­
rates und den Vorstand der Bank Austria. Und da 
steckt natürlich schon sehr massives öffentliches 
Interesse dahinter. 

Eines möchte ich auch sagen: Eine Prüfung des 
Rechnungshofes kann die Verluste, die aus risiko­
reichen Kreditvergaben entstanden sind, sicher­
lich nicht wiedergutmachen. Aber eine Kontrolle 
des Rechnungshofes würde auf alle Fälle dazu 
dienen, endlich den Mißbrauch der öffentlichen 
Macht zu verhindern. 

Und unter dieser Betrachtungsweise muß ich 
eigentlich ganz ehrlich sagen: Der Ausspruch des 
Aufsichtsratspräsidenten Dr. Selitsch, daß man 
die Bank Austria gar nicht prüfen braucht, weil es 
sich dabei ohnedies um ein privatisiertes Unter­
nehmen handelt, ist wirklich als Hohn aufzufas­
sen. Und deswegen würde ich sagen: Die beste 
Lösung wäre, die Bank Austria durch den Rech­
nungshof prüfen zu lassen. Und die nächste Lö­
sung wäre. dieses Geldi~stitut sofort zu privatisie­
ren. (Beifall bei der FPO.) 23.28 

Präsident: Am Wort ist nunmehr Abgeordne­
ter Kräuter. 

23~ " 
Abgeordneter Dr. Kräuter (SPO): Geschätzter 

Herr Präsident! Herr Finanzminister! Herr Präsi­
dent des Rechnungshofes! Hohes Haus! Wenige 
Worte noch zum Tagesordnungspunkt 6, drei 
oder vier Minuten dazu, wie im Zusammenhang 
mit Haftungsübernahmen bei der Ausfuhrförde­
rung gekonntes Finanzmanagement betrieben 
wurde und warum einige Rechnungshoffeststel­
lungen im Bericht problematisch sind. 

Es gibt gesetzlich geregelt~ Übernahmen von 
Haftungen der Republik Osterreich, Kollege 
Wabl - erste Zeile, Kurzzusammenfassung -, 
und zwar zugunsten der Exportwirtschaft. Expor­
te sind meist mit wirtschaftlichem und politi­
schem Risiko verbundene Termingeschäfte. Und 
die revolutionäre Entwicklung in Osteuropa hat 
einige Länder aufgrund der völligen politischen 
und wirtschaftlichen Neugestaltung in eine dra­
matische Schuldensituation geführt. Die einzige 
Antwort war eine international abgestimmte Vor­
gangsweise zwischen Gläubiger- und Schuldner­
staaten. 

Es ist zu einem multilateralen Umschuldungs­
abkommen und auf dieser Basis zu Umschul­
dungskrediten gekommen, die von österreichi­
schen Banken ermöglicht wurden, wiederum besi­
chert durch den Bund. Die Befürworter dieser 

134. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)154 von 157

www.parlament.gv.at



15642 Nationalrat XVIII. GP - 134. Sitzung - 21. Oktober 1993 

Dr. Kräuter 

Strategie waren österreich ische und internationa­
le Experten und die Nationalbank. Und das Ziel 
war - und ist es nach wie vor -, mittel- und 
langfristig zahlungsfähige Schuldnerstaaten zu er­
warten. - Kollege Bauer! Das ist keine Geheim­
verschwörung, sondern Ziel und Strategie! - Er 
ist leider nicht im Plenarsaal. 

Diese Vorgangsweise hat eine Reihe von Vor­
teilen. Sie ist budgetschonend; das anerkennt 
auch der Rechnungshof. Schon vom Bund gelei­
stete Zahlungen sind über die Banken zurückge­
flossen; auch das anerkennt der Rechnungshof. 
Durch diese Strategie kommt es natürlich zu ei­
ner gewissen Übersichtlichkeit, zu gleichen Fäl­
ligkeiten, gleichen Zinsen und gleichen Kreditbe­
dingungen; auch das anerkennt der Rechnungs­
hof. 

Wenn man den Bericht liest, hat man eigentlich 
den Eindruck, der Rechnungshof folgt weitge­
hend der Strategie des Finanzministeriums. Da­
her ist man dann einigermaßen überrascht, daß 
der Rechnungshof trotz Detailzustimmung dann 
eine Globalkritik folgen läßt, nämlich daß diese 
international abgestimmte, von Experten befür­
wortete Umschuldungsstrategie ungünstiger sei 
als eine sofortige budgetwirksame Zahlung im 
Umschuldungsfall. Geht es hier eventuell um Kri­
tik um der Kritik willen? 

Hat der Rechnungshof beim Vorwurf der Zin­
senbelastung des Bundes im Haftungsfall bedacht, 
daß budgetwirksame Zahlungen auch Zinsen ko­
sten? Hat der Rechnungshof berücksichtigt, daß 
der Druck auf einen Staat zum Schuldenerlaß na­
turgemäß stark ist und bei Banken nicht zum Tra­
gen kommt? Hat der Rechnungshof in die Über­
legungen einbezogen, daß Umschuldungsleistun­
gen stattfinden, Kredite bedient werden, daß das 
Ziel der langfristigen Zahlungsfähigkeit der 
Schuldnerländer erreichbar scheint? 

Das Rechnungshofresümee ist meiner Meinung 
nach eine verkürzte Sicht, getragen - jetzt nicht 
böse sein - von einer Buchhaltermentalität und 
einem gewissen pessimistischen Hellsehertum. 

Kann man den Bericht, meine Damen und Her­
ren, zur Kenntnis nehmen? - Ja, man kann, 
denn der Rechnungshof selbst ist sich seiner Sa­
che auch nicht so sicher. Im Punkt 15.4 etwa defi­
niert er eine Meinungsverschiedenheit zwischen 
Bundesministerium für Finanzen und dem Rech­
nungshof dahin gehend, welche Form der bilate­
ralen Umschuldung wirtschaftlich günstiger sei. 
Mit dieser Sprachregelung "Meinungsverschie­
denheit" kann man einverstanden sein. 

Ich glaube, man kann sich guten Gewissens der 
Meinung anschließen, daß im Zusammenhang 
mit der Exportförderung von Finanzminister La­
cina verantwortungsbewußt und professionell Fi-

nanzmanagement betrieben wird und wurde. -
Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 23.33 

Präsident: Zu Wort gelangt Herr Abgeordneter 
Schöll. 

23.33 

Abgeordneter Schön (FPÖ): Herr Präsident! 
Herr Präsident des Rechnungshofes! Herr Bun­
desminister! Geschätzte Damen und Herren! Un­
ter dem Titel "Ergebnisse von Gebarungsprüfun­
gen bei Kapitalbeteiligungen des Bundes" scheint 
auch eine der größten Baufirmen Österreichs, die 
Universale Hoch- und Tiefbau AG in Wien, mit 
dem Noch-Sitz in der Renngasse 6 auf. Das Prü­
fungsergebnis der Universale ist in keiner Hin­
sicht befriedigend. 

Insbesondere wurden vom Rechnungshof bean­
standet: zu große Selbständigkeit der Bundeslän­
derniederlassungen, zuwenig Transparenz im Ge­
rätepark und beim Einsatz der Baugeräte, der un­
genügende Kontrollmechanismus, das Fehlen von 
Gerätestammdatenlisten, die große Anzahl der 
Privatnutzung von Dienstfahrzeugen, der gestie­
gene Verwaltungs- und Werbeaufwand, die stei­
gende Anzahl von Krankenständen, die Abgel­
tung von nicht verbrauchtem Urlaub und das 
glücklose Agieren, vor allem das glücklose Agie­
ren im Fertigteilbau im Werk Lanzendorf. 

Ich möchte aber hier noch eine zusätzliche Kri­
tik anbringen: Aus welchen Gründen, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, unterhält das U n­
ternehmen Universale Bau AG eine Eigenjagd? 
Ist diese für das Unternehmen tatsächlich not­
wendig? Wer betreibt dort die Jagd? Wer ist der 
Pächter? Jagen auch Mitarbeiter des U nterneh­
mens? Entspricht der etwaige Pachtschilling je­
nem von vergleichbaren großen Eigenjagden mit 
vergleichbar großem Wildbestand? (Abg. Dr. 
Ca p: Wer iSl der Hirsch?) 

Herr Bundesminister Schüssel meint hiezu mit 
Bezug auf das Bundesministeriengesetz, ihn be­
treffe das nicht, das sei Angelegenheit des Bun­
desministeriums für Finanzen. Aber im Finanz­
ministerium zeigt man offenbar an den Beteili­
gungen des Bundes kein allzu großes Interesse. 
Wir Freiheitlichen meinen, es ist höchst an der 
Zeit, daß diesbezüglich mehr Aktivitäten stattfin­
den, vor allem im Sinne der Steuerzahlerinnen 
und Steuerzahler, umso mehr als ja der Rech­
nu~gshof vieles bemängelt hat. (Beifall bei der 
FPO.) 

Ich habe im Rechnungshofausschuß auch eini­
ge Fragen an Herrn Generaldirektor Vlcec ge­
richtet hinsichtlich der Kurspflege bei den eige­
nen Aktien und hinsichtlich ausländischem Lie­
genschaftenbesitz, auch hinsichtlich der Image­
pflege. Ich habe ihm aber auch die Frage gestellt, 
inwieweit man sich künftig mit der Verlustabdek-
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kung auseinandersetzen wird. Die Antworten, 
meine sehr geehrten Damen und Herren. waren 
leider nicht allzu befriedigend. Im Gegenteil: Das 
Haus in Wien 1., Renngasse 6, wurde ohne Aus­
schreibung und nicht an den Bestbieter verkauft. 
Käufer dieses Objektes war dann letztendlich die 
ÖRAG, die Österreichische Realitäten AG, eine 
Tochtergesellschaft der Creditanstalt. Diese An­
gelegenheit war kein Ruhmesblatt für den Vor­
stand und für den Aufsichtsrat, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren! 

Lustigerweise war und ist gerade jene ÖRAG 
Gebäudeverwalter von Zinshäusern, die der Uni­
versale gehörten und gehören. Und da nützt es 
nichts, wenn der Herr Generaldirektor Vlcec auf 
diese Kritik entgegnet, es gebe ohnedies einen Be­
schluß des Aufsichtsrates und in Hinkunft werde 
man eine eigene Immobilienverwaltung einrich­
ten. 

Interessant war - und sie wurde nicht beant­
wortet - auch meine Frage im Rechnungshof­
ausschuß, ob in all diesen Jahren die in Häusern 
der Universale freigewordenen Wohnungen zu 
entsprechenden, angemessenen Mietzinsen ver­
mietet wurden oder ob man es sich hier etwa 
leicht gemacht hat. Diese Angelegenheit steht 
auch in einem sehr merkwürdigen Licht. 

All das ärgert mich auch persönlich, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Mein Vater war 
jahrelang, bis zu seinem Tod im Jahr 1949, Vor­
standsdirektor der Universale Hoch- und Tiefbau 
AG, und sein Nachfolger, Direktor Dipl.-Ing. 
Hrastnik, war mein Vormund. Ich selbst habe 
dort mehrmals viele Monate als Ferialpraktikant 
gearbeitet. Aber damals war noch alles in Ord­
nung. (Abg. Dr. Sc h w i m m er: Da waren Sie 
noch bei der JG.') 

Es bleibt zu hoffen, daß das Finanzministerium 
... (Abg. Dr. S c h w i m m e r: Bei welcher Partei 
waren Sie damals, als noch alles in Ordnung war. 
Herr SchölI?) Herr Kollege! Gerade bei der Uni­
versale bin ich nicht zum Scherzen aufgelegt. 
Hier könnte man noch sehr viel Kritik anbringen. 
(Abg. Dr. Sc h w im m e r: Bei welcher Partei wa­
ren Sie damals. Herr SchölI?) Als Student habe 
ich mich mit der Politik noch nicht so beschäftigt, 
Herr Kollege! (Abg. Dr. Sc h w i m m e r: Waren 
Sie nicht Bezirksobmann der Jungen Generation 
der SPÖ in dieser Zeit?) Herr Kollege! Damals 
stand das Studium im Vordergrund. IAbg. Dr. 
Sc h w im m e r: Aber Sie waren doch Bezirksob­
mann der Jungen Generation der SPÖ!) Ich weiß 
nicht, woher Sie diese Informationen haben, aber 
das steht auch nicht zur Diskussion. (Zwischenru­
fe bei der ÖVP.J 

Es bleibt zu hoffen, daß das Finanzministeri­
um, das für viele Dinge bis jetzt kein Interesse 
gezeigt hat, entsprechende Konsequenzen zieht 

und mehr Aktivitäten zeigt bei der Eigenjagd. 
(Abg. Dr. K hol: Das war. bevor Sie die Millionen 
gemacht haben.') 

Präsident: Am Wort ist Herr Abgeordneter 
Schöll! 

Abgeordneter Schön (fortsetzend): Wir werden 
das mit Interesse weiter verfolgen und beobach­
ten. Aber bis dahin jedenfalls können wir dem 
Rechnungshofbericht unsere Zustimmung, vor 
allem wegen dieser Angelegenheit, nicht geben. 
(Beifall bei der FPÖ.) 23.40 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich der Herr 
Präsident des Rechnungshofes. Ich erteile es ihm. 

:!3.40 

Präsident des Rechnungshofes Dr. Fiedler: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Es ist 
heute von einer Vielzahl von Rednern aller Frak­
tionen das gute Verhältnis zwischen Nationalrat 
und Rechnungshof beschworen worden. Es wur­
den in vielfacher Weise Hoffnungen daran ge­
knüpft, wie man dieses Verhältnis besser und ge­
deihlicher gestalten könnte. 

Ich muß gestehen, ich war von diesen Wortmel­
dungen sehr angetan und habe auch meine Hoff­
nung darin gesehen, daß eine Zusammenarbeit 
zwischen Nationalrat und Rechnungshof auf der 
Basis zwischen dem Träger der Kontrollhoheit 
und dem Kontrollorgan sinnvoller gestaltet wer­
den könnte. 

Ich muß allerdings gestehen, daß mich die 
Wortmeldung des Herrn Abgeordneten Kräuter 
wieder sehr rasch auf den Boden der Realität zu­
rückgeführt hat. Denn eine Diktion wie Buchhal­
termentalität, Kritik um der Kritik willen, um nur 
einiges herauszugreifen, ist von seiten des Rech­
nungshofes nicht so ohne weiteres hinzunehmen 
und stellt die Ernsthaftigkeit aller zuvor gemach­
ten Ausführungen, wie nun dieses Verhältnis tat­
sächlich gestaltet werden soll, einigermaßen in 
Frage. Im Zusammenhang mit dem Rechnungs­
hof - das sage ich jetzt nicht als Präsident, son­
dern das sage ich im Namen des gesamten Rech­
nungshofes - ist diese Diktion einigermaßen ei­
genartig. (Beifall bei ÖVP und FPÖ.) 

Herr Abgeordneter! Sie können durchaus ande­
rer Meinung als der Rechnungshof sein, wenn es 
darum geht, daß wir im Zusammenhang mit der 
Ausfuhrförderung Kritik angebracht haben. 
(Abg. Sc h m i d tm eie r: Darf man nichts mehr 
sagen? - Abg. Par n i gon i: Solche OberLehrer­
mentalitäten kann man sich durchaus schenken! -
Abg. Sc h m i d t m eie r: Sie haben uns nicht zu 
belehren.' Halten Sie sich zurück.' - Weitere hefti­
ge Zwischenrufe. - Der Präs i den 1 gibt das 
Glockenzeichen.) 
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Herr Abgeordneter! Wir werden eine solche 
andere Meinung sicher zur Kenntnis nehmen. 
(Abg. Dr. Ne iss e r: Man wird doch noch die 
Wahrheit sagen dürfen!) 

Ich darf daran erinnern, daß der Herr Finanz­
minister im Ausschuß in sehr sachlicher Weise 
seinen gegenüber dem Rechnungshof anderen 
Standpunkt zum Ausdruck gebracht hat. Die Dis­
kussion im Ausschuß darüber wurde zwischen 
dem Herrn Finanzminister und mir in wirklich 
sehr sachlicher und angenehmer Atmosphäre ge­
führt. 

Ich habe an sich keinen Grund gesehen, nun­
mehr im Plenum in dieser Form die Diskussion 
aufzurühren. Dazu darf ich aber auch in inhaltli­
cher Weise noch etwas anführen: 

Herr Abgeordneter! Der Rechnungshof hat 
sehr deutlich zum Ausdruck gebracht, warum er 
im Zusammenhang mit der Ausfuhrförderung die 
von ihm im Bericht vertretene Meinung hier nie­
dergelegt hat. Ich glaube, daß die Argumente, die 
im Bericht aufscheinen, auch wenn Sie ihnen 
nicht folgen, was Ihr gutes Recht ist, doch nicht 
zu der Bemerkung Anlaß geben dürften, der 
Rechnungshof habe Kritik um der Kritik willen 
geübt. 

Ich bin trotzdem der Meinung, daß die Diskus­
sion insgesamt, die heute abgeführt wurde, zur 
Hoffnung Anlaß gibt, insbesondere deshalb, weil 
ein Komitee zur Reform des Rechnungshofes ein­
gerichtet wurde und die Bemühungen und die 
Ernsthaftigkeit der Wortmeldungen im großen 
und ganzen so waren, daß auch ich der Meinung 
bin, hier kann sinnvoll gearbeitet werden, hier 
kann etwas zur Verbesserung des beiderseitigen 
Verhältnisses, nämlich zwischen Nationalrat und 
Rechnungshof, beigetragen werden. 

Ich glaube daher, daß darauf aufbauend der 
Rechnungshof und der Nationalrat einander die 
Hand reichen sollten und daß das Bewußtsein, 
daß der Rechnungshof ein Organ des Nationalra­
tes und ein Teil der Legislative ist, bei keinem der 
Abgeordneten verlorengehen möge. (Beifall bei 
ÖVP und FPÖ. - Abg. Dr. No wo t fl y: Ein Or­
gan des Nationalrates.') 23.43 

Präsident: Weitere Wortmeldungen liegen mir 
nicht vor. 

Die Debatte ist daher geschlossen. 

Ein Schlußwort von seiten der Berichterstatter 
wurde nicht gewünscht. 

Wir kommen zur A b s tim m u n g, die ich 
über jeden Ausschußantrag getrennt vornehme. 

Zunächst stimmen wir ab über den Antrag des 
Rechnungshofausschusses, den Bericht des Rech­
nungshofes über die Durchführung besonderer 
Akte der Gebarungsprüfung betreffend Haf­
tungsübernahmen des Bundes bei der Ausfuhr­
förderung zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dazu ihre 
Zustimmung geben wollen, um ein entsprechen­
des Zeichen. - Das ist mit Me h r h e i t a n -
ge n 0 m me n. 

Wir kommen als nächstes zur Abstimmung 
über den Antrag des Rechnungshofausschusses, 
den Nachtrag zum Tätigkeitsbericht des Rech­
nungshofes über das Verwaltungsjahr 1991 (Zu 
III-I08 der Beilagen) zur Kenntnis zu nehmen. 

Auch hier bitte ich jene Damen und Herren, 
die für die Kenntnisnahme eintreten, um ein Zei­
chen. - Die Genehmigung erfolgt mit Me h r -
he i t. 

Ich bitte, nicht falsch zu reagieren, wenn ich 
sage, die Tagesordnung ist erschöpft, denn es gibt 
noch eine kurze Zuweisungssitzung. 

Ich gebe also bekannt, daß die Tagesordnung 
erschöpft ist (Abg. Dr. K hoL: Wir sind er­
schöpft!) und daß in der heutigen Sitzung die 
Selbständigen Anträge 624/ Abis 626/ A einge­
bracht wurden. 

Ferner sind die Anfragen 5461/J bis 5484/J ein­
gelangt. 

Die n ä c h s t e Sitzung des Nationalrates be­
rufe ich für 23 Uhr 45 Minuten, das ist also gleich 
im Anschluß an diese Sitzung, ein. 

Die jetzige Sitzung ist g e s chi 0 s sen. 

Schluß der Sitzung: 23 Uhr 45 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. 93 0907 
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